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Eröffnung 

 (Beginn der Sitzung: 10:00 Uhr) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Meine sehr verehrten Da-

men und Herren! Wir alle sind tief erschüttert vom Ausmaß 

der schweren Unwetter im Westen Deutschlands. Wir den-

ken aber auch an die Betroffenen in Bayern und Sachsen. 

Das Hochwasser der vergangenen Tage hat nicht nur Städte 

verwüstet und Häuser zerstört, es hat vor allem zahlreiche 

Menschenleben gefordert. Wir trauern um die vielen Toten 

und versichern den Hinterbliebenen unsere aufrichtige An-

teilnahme. Auch im Erzgebirgskreis haben die Sturzfluten 

einen Mann mit sich gerissen, der bereits seit einer Woche 

vermisst wird. Ich spreche allen Angehörigen im Namen 

von uns allen mein tief empfundenes Mitgefühl in dieser 

schweren Stunde aus. 

Diese Naturkatastrophe ruft schmerzhafte Erinnerungen an 

die Jahrhundertflut in Sachsen im Jahre 2002 wach. Wir 

alle können sehr gut nachvollziehen, wie es jenen Men-

schen geht, denen die Wassermassen ihre Lebensgrundlage 

weggerissen haben. Gleichzeitig danke ich allen Rettungs-

kräften, die gegenwärtig im Einsatz sind. 

Bitte erheben Sie sich zum Gedenken an die Opfer und die 

Hinterbliebenen für eine Minute des Schweigens von den 

Plätzen. 

(Die Abgeordneten erheben  

sich zu einer Schweigeminute.) 

Vielen Dank. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich eröffne die 

34. Sitzung des 7. Sächsischen Landtags. 

Für die heutige Sitzung hat sich unsere Kollegin Frau  

Wissel entschuldigt. 

Die Tagesordnung liegt Ihnen vor. Folgende Redezeiten hat 

das Präsidium für die Tagesordnungspunkte 4 bis 11 fest-

gelegt: CDU 120 Minuten, AfD 88 Minuten, DIE LINKE 

56 Minuten, BÜNDNISGRÜNE 48 Minuten, SPD 40 Mi-

nuten und Staatsregierung 80 Minuten. Die Redezeiten der 

Fraktionen und der Staatsregierung können auf diese Ta-

gesordnungspunkte je nach Bedarf verteilt werden. Die 

Gesamtredezeit je fraktionslosem Abgeordneten beträgt 

9 Minuten und kann auf die Tagesordnungspunkte dieser 

Sitzung nach Bedarf verteilt werden. Beide Abgeordnete 

haben jedoch keine Redezeit angezeigt. 

Ich sehe keine Änderungsvorschläge oder Widerspruch ge-

gen die Tagesordnung. Die Tagesordnung der 34. Sitzung 

ist damit bestätigt. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 1 

Wahl von stellvertretenden Mitgliedern des 1. Untersuchungsausschusses 

„Verstrickungen der Staatsregierung in die ,qualifiziert rechtswidrige‘ 

Kürzung der AfD-Landesliste“ gemäß  

§ 4 des Untersuchungsausschussgesetzes 

Drucksache 7/6949, Wahlvorschlag der Fraktion AfD 

Die Abgeordneten Herr Christopher Hahn und Herr  

Wolfram Keil haben ihren Sitz als stellvertretende Mitglie-

der im 1. Untersuchungsausschuss niedergelegt, und als 

Nachfolger wurden die Abgeordneten Herr Sebastian Wip-

pel und Herr Roberto Kuhnert vorgeschlagen. 

Hierzu liegt Ihnen mit der Drucksache 7/6949 der Wahl-

vorschlag der AfD-Fraktion vor. Die Wahl findet nach den 

Bestimmungen unserer Geschäftsordnung geheim statt. Al-

lerdings kann stattdessen durch Handzeichen abgestimmt 

werden, wenn kein Abgeordneter widerspricht. Ich frage 

Sie daher, ob jemand widerspricht, dass wir durch Hand-

zeichen abstimmen. – Das kann ich nicht feststellen. Meine 

Damen und Herren, da es keinen Widerspruch gibt, können 

wir durch Handzeichen über den Wahlvorschlag der AfD-

Fraktion abstimmen. 

Wer dem Wahlvorschlag zur Wahl von Herrn Sebastian 

Wippel und Herrn Roberto Kuhnert als stellvertretende 

Mitglieder des 1. Untersuchungsausschusses zustimmen 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstim-

men? – Eine ganze Anzahl von Gegenstimmen. – Stimm-

enthaltungen? – Einige Stimmenthaltungen. Damit sind 

Herr Sebastian Wippel und Herr Roberto Kuhnert als stell-

vertretende Mitglieder des 1. Untersuchungsausschusses 

gewählt. 

Ich frage Sie jetzt, Herr Kuhnert, ob Sie die Wahl anneh-

men. 

Roberto Kuhnert, AfD: Ja. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Ich frage natürlich auch 

Sie, Herr Kollege Wippel, ob Sie die Wahl annehmen. 

Sebastian Wippel, AfD: Ja. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Damit gratuliere ich 

Ihnen zur Wahl. Der Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Ich rufe auf 
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Tagesordnungspunkt 2 

Bericht der Staatsregierung zur Corona-Pandemie 

Ich übergebe das Wort an die Herren Staatsminister Dulig 

und Wöller. Herr Kollege Dulig beginnt. 

Martin Dulig, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte 

Damen und Herren Abgeordnete! Ich will zunächst mit den 

aktuellen Zahlen beginnen. Die Zahlen vom RKI mit dem 

Stand von heute Morgen sind: Die Inzidenz im Bund be-

trägt 11,4. Das ist ein Plus von 2 203 Fällen. Die Inzidenz 

Sachsens beträgt 2,9; das sind 24 Fälle mehr. Wir sind da-

mit aktuell das Bundesland mit der geringsten Inzidenz. 

Bei den Todesfällen in Sachsen haben wir einen mehr zum 

Vortag und sind jetzt insgesamt bei 10 121. 

Bei den Impfungen ist der aktuelle Stand für Sachsen wie 

folgt: Insgesamt verabreichte Impfungen: 3 765 187, bei 

den Erstimpfungen haben wir 2 074 617. Die Impfquote 

beträgt 50,9 %. Bei den Zweitimpfungen sind wir mit 

1 760 718 bei einer Impfquote von 43,2 %. Die Wahrheit 

ist, dass wir damit in Deutschland die letzten sind. Das ist 

eine Gefahr, eine Gefahr für den anstehenden Herbst. 

Meine Damen und Herren, wir haben genügend Impfstoffe, 

es gibt genügend Terminmöglichkeiten und auch viele 

Impfaktionen. In den Impfzentren ist grundsätzlich seit 

dem 14. Juli 2021 keine Terminanmeldung mehr nötig. Es 

besteht eine freie Wahl der Impfstoffe. Die mobilen Teams 

sind in Betrieben, in Stadtteilen, in Quartieren, auf den 

Marktplätzen unterwegs. Studentinnen und Studenten kön-

nen an den Hochschulen geimpft werden. Viele Impfaktio-

nen wurden durchgeführt, beispielsweise mehrere Hundert 

Impfungen im Stadion von Erzgebirge/Aue, am 15. Juli 

2021 vor dem Stadion des Chemnitzer FC oder die Impf-

aktion im Chemnitz Center. Sie war so erfolgreich, dass sie 

von einem Tag auf drei Tage verlängert wurde. 

Weiterhin impfen Hausärztinnen und Hausärzte sowie die 

Betriebsärzte. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Staatsregierung wirbt 

intensiv für das Impfen, und ich bitte Sie, liebe Abgeord-

nete: Unterstützen Sie unsere Impfkampagne! Wir werben 

mit Plakaten, Radiospots, Veranstaltungen, in Zeitungen 

usw. Es erfolgen Informationen und Werbungen in allen 

Social-Media-Kanälen. Sachsens Lebensmittelhändler, Su-

permärkte und Discounter wurden mit Plakaten zur Impf-

werbung beliefert und haben diese ausgehängt. 

Gestern, am Dienstag, fand der Impfgipfel mit Vertreterin-

nen und Vertretern der Staatsregierung, der kommunalen 

Ebene, den Landesverbänden und Organisationen aus 

Wirtschaft, Gesundheit, Sozialwesen, Sport, Gesellschaft 

und Kirchen statt. Uns alle eint das Ziel, gemeinsam für die 

Corona-Schutzimpfung zu werben und die Impfbereit-

schaft zu steigern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, besonders ein-

drücklich war für mich die Rede der Vorsitzenden des Lan-

desschülerrates, Frau Kesicka. Sie hat festgestellt, dass es 

ein Privileg von uns Erwachsenen ist, geimpft zu werden. 

Es ist ein Privileg, das Kindern und Jugendlichen so nicht 

zukommt. Deshalb ist es ein Akt der Solidarität von uns mit 

denjenigen, die nicht geimpft werden können, dass wir uns 

impfen lassen. Wenn das die Stimme der Jugend ist, sollten 

wir darauf hören, weil das die Solidarität ist, die wir ihr 

schuldig sind, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der Staatsregierung) 

Wir alle sollten noch eine andere Motivation mitbringen. 

Wir wissen, die Infektionszahlen werden wieder ansteigen. 

Wir können aber nur hoffen, dass es keine Infektionswelle 

gibt, und wir müssen alles dafür tun, einen neuen Lock-

down zu vermeiden. Genau deshalb haben wir uns als Ka-

binett gestern mit einem Plan für den Herbst beschäftigt. 

Alle Ressorts werden in ihren Zuständigkeitsbereichen 

Maßnahmen planen. Der Rahmen für unsere Entscheidung 

für die Einführung neuer Leitindikatoren wird anhand  

wissenschaftlicher Empfehlungen weiterhin geprüft. Wir 

werden zudem die erhöhte Betriebsbereitschaft in den Ge-

sundheitsämtern sicherstellen, die Testinfrastruktur halten 

bzw. zügig wieder hochfahren können, damit flächende-

ckend Tests möglich sind; denn wir haben beschlossen – 

und das ist auch richtig so –, dass sich Urlaubsrückkehrer, 

bevor sie zur Arbeit gehen, testen lassen müssen, dass 

Menschen, die infiziert sind, in Quarantäne müssen, damit 

andere geschützt sind. In Kitas und Schulen insbesondere 

geht es um Tests beim Start in ein neues Schuljahr. 

Es geht um Schutzkonzepte für Beschäftigte und Unterneh-

men, die vorbereitet werden müssen, und darum, die not-

wendigen Vorbereitungen im Gesundheitswesen, gerade in 

den Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, zu treffen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Ziel unserer Strategie ist 

und bleibt, die Neuinfektionen zu reduzieren und ein Wie-

deraufflammen der Pandemie so weit wie möglich einzu-

dämmen. Damit wollen wir erstens das Schließen von 

Schulen, Auszeiten der beruflichen Ausbildung und das 

Schließen von Kultureinrichtungen vermeiden, und zwei-

tens vermeiden wir pauschale Lockdowns; denn sollte es 

im Rahmen einer möglichen vierten Welle zu Kontaktbe-

schränkungen kommen, darf die Wirtschaft nicht wieder 

flächendeckend schließen müssen. 

Aus diesem Grund haben wir bereits im Frühjahr über  

wissenschaftlich begleitete Modellprojekte wie in Leipzig 

oder Augustusburg nach Wegen gesucht, sichere Alternati-

ven zum Lockdown zu finden. Die Ergebnisse waren er-

mutigend. Sie zeigen, dass Tourismus und Kultur auch 

unter Pandemiebedingungen sicher möglich sein können. 
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Auch die Branchen mit Publikumskontakten müssen die 

Gelegenheit erhalten, ihre Angebote mit erprobten Hygie-

nekonzepten für Geimpfte und Genesene offenzuhalten. 

Bedingung dafür sind funktionierende Kontaktnachverfol-

gungen über Apps, damit die Gästedaten im Falle eines 

Ausbruchs den Gesundheitsämtern wirklich zur Verfügung 

gestellt werden. Dafür schafft die Staatsregierung die Vo-

raussetzungen mit einer Gateway-Lösung, damit Anbieter 

aus verschiedenen Apps auswählen können. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich freue mich, Ihnen 

heute berichten zu können, dass Sachsen einen zweiten 

Rettungsschirm für den ÖPNV spannen wird. Wir gewähr-

leisten einen hundertprozentigen Ausgleich der pandemie-

bedingten Einnahmenausfälle. Wir halten als Staatsregie-

rung unser Versprechen, den ÖPNV weiter zu unterstützen 

und nicht im finanziellen Regen stehen zu lassen. Wir  

sichern damit die Liquidität der Verkehrsunternehmen und 

erhalten einen qualitativ und quantitativ leistungsstarken 

ÖPNV, auch nach der Pandemie. 

Jetzt geht es vor allem darum, das Vertrauen der Fahrgäste 

in den ÖPNV zurückzugewinnen. Ich gehe davon aus, dass 

mit der Normalisierung der Verhältnisse auch das vorhe-

rige Mobilitätsverhalten zurückkehren und bitte noch  

gesteigert wird. Der Bund stellt für die Fortführung des 

ÖPNV-Rettungsschirms bundesweit zusätzlich 1 Milli-

arde Euro bereit. Voraussetzung für den Erhalt der Bundes-

mittel ist aber die Bereitstellung und Verwendung von 

Landesmitteln im gleichen Umfang für den gesamten  

Rettungsschirm. Der bisher im Freistaat Sachsen gemel-

dete und geschätzte Gesamtbedarf für den ÖPNV- 

Rettungsschirm 2020 und 2021 beläuft sich auf 174,5 Mil-

lionen Euro. Das heißt, dass insgesamt ein Landesmittelbe-

darf von 87,25 Millionen Euro besteht. Wir ermöglichen 

auch wieder Abschlagszahlungen, um kurzfristig Kommu-

nen und Unternehmen Gelder zur Verfügung zu stellen. Die 

Einigung zum Rettungsschirm kurz vor der Sommerpause 

ist wirklich ein wichtiges Signal des Freistaates, dass wir 

unseren ÖPNV nicht im Stich lassen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der Staatsregierung) 

Am Ende meiner Rede will ich wie zu Beginn einige Zah-

len präsentieren, Zahlen, auf die wir durchaus stolz sein 

können. Die Sächsische Aufbaubank hat – Stand gestern – 

im Auftrag des Bundes bislang 534,4 Millionen Euro an 

Überbrückungshilfe 3 an die sächsischen Antragsteller 

ausgezahlt. Dazu kommen speziell für Soloselbstständige 

rund 75,7 Millionen Euro an Neustarthilfe, für die bis jetzt 

12 916 Anträge gestellt wurden. Seit dem 17. März kann 

die SAB die Anträge auf Überbrückungshilfe 3 bearbeiten 

und vollständig auszahlen. Sachsenweit haben seit Mitte 

Februar Unternehmen, Soloselbstständige und Freiberufler 

knapp 13 046 Anträge auf Überbrückungshilfe 3 gestellt. 

Ich will an dieser Stelle Danke sagen, Danke an die Kolle-

ginnen und Kollegen der SAB, die in Tag- und Nacht-

schichten dafür gearbeitet haben, dass alle Anträge 

möglichst schnell bewilligt wurden. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der Staatsregierung) 

Auch wenn es hin und wieder Verzögerungen gab, haben 

Bund und Land mit den ausgezahlten Hilfen einen wichti-

gen Beitrag geleistet, um unsere Betriebe und Unterneh-

men zu schützen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das Wort hatte gerade 

Herr Staatsminister Dulig, und als Nächstes ergreift Herr 

Staatsminister Prof. Wöller das Wort. 

Prof. Dr. Roland Wöller, Staatsminister des Innern: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordneten! 

Lieber Kollege Dulig! Vielen Dank für Ihre Ausführungen, 

die ich an dieser Stelle gern für den Geschäftsbereich des 

Innenministeriums ergänze. 

Corona hat unser Land schwer getroffen. Auf der einen 

Seite müssen wir bislang mehr als 10 000 Todesopfer al-

lein in Sachsen beklagen, darunter drei Polizisten. Unsere 

Kliniken waren gerade in der zweiten und dritten Welle an 

der Belastungsgrenze oder darüber. Auf der anderen Seite 

sind wir seit März 2020 aufgrund der notwendigen Maß-

nahmen wirtschaftlich, gesellschaftlich und kulturell auf 

eine Art gefordert, wie wir es zuvor kaum für möglich ge-

halten hätten. 

Dennoch: Viele Menschen haben in dieser Zeit das Beste 

von sich gezeigt. Mit Dank und Stolz denke ich an unsere 

Ärzte, Pflegekräfte, Supermarktverkäufer, an die Helferin-

nen und Helfer von Feuerwehr, Rettungsdienst und THW, 

an die Forscher und Logistiker sowie an viele andere. Auch 

unsere Polizistinnen und Polizisten sowie die gesamte Ver-

waltung von Polizei und Innenministerium gaben in dieser 

Zeit ihr Bestes. 

An erster Stelle steht dabei für mich die Unterstützung in 

anderen Bereichen, vor allem im Gesundheitswesen. Aus-

gangspunkt für unsere Arbeit war die Bildung des Arbeits-

krisenstabes am 17. März 2020 – gemeinsam mit dem 

Sozialministerium. Unter Beteiligung aller Ressorts hat der 

Stab die Lagebilderstellung und Abstimmung vorgenom-

men, bis es am 10. November zur Neuausrichtung unter die 

Führung der Staatskanzlei kam. Dieser neue Arbeitskrisen-

stab konzentrierte sich noch stärker auf die Kernbereiche 

der Pandemiebekämpfung, wobei auch hier eine Taskforce 

unter Federführung des SMI für die Koordination zustän-

dig war. Unter anderem galt es dabei, zunächst 520, in  

Spitzenzeiten sogar mehr als 1 000 Landesbedienstete den 

Landkreisen und kreisfreien Städten zur Verfügung zu  

stellen. Aber nicht nur in der Stabsarbeit, sondern auch 

operativ haben wir mit anderen Ressorts nach Kräften zu-

sammengearbeitet. 

Ich denke zum Beispiel an unsere polizeilichen Fachbera-

ter, die bei der Vereinheitlichung der Quarantäne-Kontroll-

prozesse die Gesundheitsämter vor Ort unterstützt haben. 
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Ich denke an die schnelle Bereitstellung von etwa 7 500 

FFP3-Masken aus den Beständen unseres Polizeiverwal-

tungsamtes am 26.03.2020. Sie wurden an das Klinikum 

St. Georg in Leipzig, das Universitätsklinikum Dresden so-

wie das Klinikum Chemnitz verschickt. Ich denke aber 

auch ganz generell an die anfänglich sehr schwierige Be-

schaffung von Schutzausrüstungen. 

Sie erinnern sich: Am 31. März 2020 wurde durch das Ka-

binett der Errichtung einer gemeinsamen Taskforce „Be-

schaffung“ durch das SMI und das SMS zugestimmt. Diese 

Taskforce hat seit dem Frühjahr 2020 trotz zusammenge-

brochener Märkte erhebliche Mengen an Schutzausrüstun-

gen für Bedienstete des Freistaates und Bedarfsträger aus 

Medizin und Pflege beschafft. In Zahlen ausgedrückt wa-

ren das circa 24 Millionen KN95, FFP2-Masken und circa 

17 Millionen OP-Masken. 

Zur Wahrheit gehört aber auch, dass unsere Erfolge bei der 

Beschaffung ohne Partner wahrscheinlich nicht möglich 

gewesen wären. Ich denke hier insbesondere an die  

Porsche AG. Das Unternehmen hat uns zeitweise nicht nur 

seine Einkaufsabteilung zur Verfügung gestellt, sondern 

vor allem logistisch großartige Arbeit geleistet. Für mich 

zeigt dieser solidarische Einsatz aus der Wirtschaft, Unter-

nehmertum ist eben nicht nur gewinnorientiert; Gemein-

wohlunterstützung wird von vielen Firmen ernst genom-

men. Dafür meinen herzlichen Dank! 

(Beifall bei der CDU, den BÜNDNISGRÜNEN, 

der SPD und der Staatsregierung) 

Meine Damen und Herren! In der Pandemie waren Polizei 

und Innenministerium aber auch – und das ist das zweite 

große Themenfeld – unmittelbar gefordert, zunächst bei 

der Durchsetzung der Corona-Schutz-Verordnung. Mit 

Stand vom 11. Juli 2021 wurden durch die sächsische Po-

lizei 1 059 gemeinsame Kontrollen mit Ordnungsamt oder 

Bundespolizei durchgeführt, 7 897 mündliche Verwarnun-

gen ausgesprochen, 544 Verwarngelder erhoben, 22 257 

Bußgeldverfahren eingeleitet und 206 382 Mannstunden 

zur Durchsetzung der Corona-Schutz-Verordnung geleis-

tet. 

Ein anderer Punkt betrifft den Schutz unserer Impfzentren. 

Dass dieser überhaupt notwendig wurde, ist an sich schon 

ein Armutszeugnis. Es zeigt mir, wie sehr sich Teile der 

Protestbewegung vom Boden des Grundgesetzes entfernt 

haben. Insofern musste unsere Polizei aus gutem Grund 

Impfstofftransporte und -wege schützen und den Objekt-

schutz vor den Zentren organisieren. Im Endeffekt konnten 

dadurch wesentliche Störungen wirksam verhindert wer-

den. 

Bei den zahlreichen Anti-Corona-Demonstrationen gelang 

das oft nur unter größten Anstrengungen. Wir alle haben 

noch die Bilder der Demonstrationen etwa aus Berlin, 

Stuttgart oder Leipzig im Kopf. Sie waren aber nur die 

Spitze des Eisberges. Seit März 2020 wurden allein in 

Sachsen über 2 000 Versammlungen polizeilich festge-

stellt, davon drei Viertel mit weniger als 100 Teilnehmern. 

Schwerpunkte waren hier zum einen die Montagsdemos 

und Sonntagsproteste entlang der B 96 in den Kreisen Gör-

litz und Bautzen. Zum anderen wurde bei größeren Ver-

sammlungen, wie in Dresden am 31. Oktober 2020 oder in 

Leipzig am 2. November 2020, massiv überregional mobi-

lisiert. Ich danke an dieser Stelle allen Beamtinnen und Be-

amten aus Sachsen und aus den anderen Bundesländern, 

die trotz äußerst schwieriger Bedingungen Schlimmeres 

verhindert haben. 

(Beifall bei der CDU, den BÜNDNISGRÜNEN, 

der SPD und der Staatsregierung) 

Meine Damen und Herren! Die sächsische Polizei und der 

komplette Verwaltungsapparat meines Hauses waren und 

sind seit März 2020 mit einer Vielzahl auch von fachfrem-

den Aufgaben konfrontiert. Es verdient Respekt und Aner-

kennung, wie engagiert die Bediensteten mit der Situation 

umgegangen sind. In der Krise hat sich gezeigt, dass eben 

nicht nur nach Zuständigkeit gefragt wird, sondern dass an-

gepackt wird. 

Ich halte es daher an dieser Stelle für angebracht, mich hier 

im Hohen Haus für die tolle Arbeit der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter aus dem Geschäftsbereich des Innenminis-

teriums und insbesondere der sächsischen Polizei herzlich 

zu bedanken. 

(Beifall bei der CDU, den BÜNDNISGRÜNEN 

und der Staatsregierung) 

Mein Dank gilt aber auch allen Helferinnen und Helfern 

von Katastrophenschutz, Rettungsdienst und Feuerwehr. 

Sie haben nicht nur beim Hochwasser, sondern auch zu 

Pandemiezeiten gezeigt, dass wir auf sie zählen können. 

Nicht vergessen wollen wir dabei die Soldaten der Bundes-

wehr. Zu Höchstzeiten haben immerhin fast 400 Soldaten 

die sächsischen Impfzentren und Gesundheitsämter unter-

stützt. 

Natürlich stellen wir uns nun die Frage: Wie geht es weiter? 

Aktuell beobachten wir einen Anstieg der Fallzahlen. Was 

das für das Gesundheitswesen bedeutet, müssen wir noch 

sehen. Fakt ist, das sächsische Innenministerium wird ei-

nerseits weiterhin die Kollegen in den anderen Ressorts un-

terstützen, andererseits werden vor allem unsere Polizisten 

aktiv für die Durchsetzung notwendiger Maßnahmen im 

Kampf gegen Covid-19 sorgen. Wichtig bleibt darüber hin-

aus, die in den letzten Monaten aufgebauten Strukturen zu 

festigen und zu verbessern. Dazu gehört für mich, unter an-

derem die Standardisierung der Prozesse und die Verein-

heitlichung von IT-Lösungen in den Gesundheitsämtern 

weiter voranzutreiben. 

Meine Damen und Herren! Eine mögliche vierte Welle 

werden wir aber auch damit nicht brechen können. Hier 

helfen am Ende nur Abstand halten und vor allem impfen. 

Ich appelliere daher an dieser Stelle an alle: Lassen Sie sich 

impfen! Wenn nicht nur zum Eigenschutz, dann zum 

Schutz Ihrer Mitmenschen und von uns allen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, den BÜNDNISGRÜNEN, 

der SPD und der Staatsregierung) 
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Präsident Dr. Matthias Rößler: Mit Herrn Staatsminister 

Prof. Wöller ist der Bericht der Staatsregierung beendet. 

Dafür danke ich herzlich. 

Ich bitte jetzt, dass wir die Aussprache zu diesem Bericht 

beginnen. Die Redezeiten sind: CDU 20 Minuten, AfD 

17 Minuten, DIE LINKE 11 Minuten, BÜNDNISGRÜNE 

10 Minuten und SPD 8 Minuten. Die Reihenfolge in der 

ersten Runde lautet: AfD, CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS-

GRÜNE, SPD. Die fraktionslosen Abgeordneten haben 

keine Redezeit beantragt. 

Für die AfD-Fraktion ergreift jetzt Kollege Urban das 

Wort. 

Jörg Urban, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Die vergangenen 

eineinhalb Jahre waren gekennzeichnet durch massive 

Freiheitsbeschränkungen, durch eine Missachtung demo-

kratischer Prozesse und durch eine Entwertung verfas-

sungsgeschützter Grundrechte. Zudem waren diese 

anderthalb Jahre geprägt von wiederholtem Regierungs-

versagen und dem demonstrativen Unwillen, aus eigenen 

Fehlern zu lernen. 

Die Historie ihres Versagens beginnt aber schon früher. 

Das Coronavirus ist nicht neu. Es ist seit 2003 als Auslöser 

von SARS, von schweren Atemwegserkrankungen, be-

kannt. Seit 2012 wussten sie amtlich, dass Deutschland 

nicht auf eine Virusepidemie vorbereitet war. Unternom-

men haben sie nichts – keine Schutzausrüstungen, keine 

klaren Informationsketten, keine Verantwortlichkeiten. 

Obwohl die WHO bereits im Januar 2020 vor einer welt-

weiten Ausbreitung von Corona warnte, obwohl sich schon 

im Januar 2020 Lieferengpässe bei Schutzmaterial ab-

zeichneten, unternahm auch die sächsische Regierung 

nichts. Die Beschaffung begann in Sachsen erst Mitte 

März. Da war das Coronavirus längst in Sachsen verbreitet 

und viele Einzelinitiativen, Firmen, Vereine – auch die AfD 

– nähten selbst Masken für Altenheime, Pflegeheime und 

Krankenhäuser. 

(Zurufe von den LINKEN: Aha!) 

In dieser Zeit füllten sich etliche CDU-Abgeordnete im 

Bundestag die Taschen beim Abschluss von Lieferverträ-

gen für Masken. Selbstbereicherung an der Not anderer ist 

das Gegenteil von christlichen Werten, werte Damen und 

Herren von der CDU-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD – Widerspruch von der CDU, 

den BÜNDNISGRÜNEN und der SPD) 

Im März 2020 beantragte die AfD die Ausrufung des Kata-

strophenfalls, 

(Widerspruch von den LINKEN) 

um eine zentrale Koordinierung aller Aktivitäten zur Ein-

dämmung des Coronavirus zu gewährleisten. Sie lehnten 

das ab. Sie überließen es den Kommunen, den Landkrei-

sen, einzelnen Gesundheitseinrichtungen, in dem Chaos, 

das Sie angerichtet hatten, selbst klarzukommen. Einige 

Wochen später aber entschieden Sie sich dann doch für ein 

zentrales Management der Corona-Bekämpfung. Heute so, 

morgen so – eine klare Linie war nicht erkennbar. Aber es 

wurde wertvolle Zeit verloren. 

Das zweite Mal versagten Sie beim Schutz der durch 

Corona besonders gefährdeten Bewohner von Alten- und 

Pflegeheimen. Es wurden keine Schutzstrategien entwi-

ckelt, wie von der AfD gefordert. Schnelltests wurden viel 

zu spät für alle Einrichtungen bereitgestellt. Schulungen 

und Qualifikationen für medizinisches Personal fanden 

kaum statt. Das Ergebnis war, dass in keinem anderen Bun-

desland so viele Menschen in Alten- und Pflegeheimen an 

Corona sterben mussten wie in Sachsen. 

Zum Dritten versagten Sie bei der Lockdown-Politik. Un-

differenziert, ohne den Sinn einzelner Maßnahmen zu hin-

terfragen, wurden Geschäfte, Restaurants, Hotels, 

Dienstleistungen geschlossen. Lieferketten wurden unter-

brochen, Schulen geschlossen, Mitarbeiter in Quarantäne 

geschickt, Bewegungsfreiheit eingeschränkt. Sie haben auf 

diese Weise Milliardenschäden in der Wirtschaft angerich-

tet. Sie haben Tausende Existenzen vernichtet. Als wäre 

das nicht schlimm genug, verschleppen sich die Hilfszah-

lungen an geschädigte Unternehmen und Selbstständige 

immer weiter – mit der Folge weiterer Insolvenzen. 

Der Berg noch nicht bearbeiteter Anträge auf Hilfen bzw. 

Entschädigungszahlungen ist inzwischen auf sagenhafte 

127 000 Fälle angewachsen. Dieses Problem sollten Sie 

zur Chefsache machen, Herr Kretschmer. Übernehmen Sie 

für die schnelle Unterstützung der Wirtschaft endlich die 

persönliche Verantwortung! 

Noch ein weiteres Versagen Ihrer Politik zieht sich durch 

den gesamten Zeitraum der Coronakrise. Jeder, der es 

wagte, die von der Regierung beschlossenen Maßnahmen 

und Grundrechtseinschränkungen infrage zu stellen, wird 

bis heute isoliert, diffamiert und kriminalisiert. Der Schutz 

der Impfzentren war zu keinem Zeitpunkt notwendig. Das 

ist ein Teil Ihrer Diffamierungsstrategie, Herr Wöller. 

(Zuruf der Abg. Kerstin Köditz, DIE LINKE) 

Kritische Wissenschaftler, Epidemiologen, Fachleute  

wurden als „Spinner“ und „Verschwörungstheoretiker“  

deklariert. Bürger, die ihr Demonstrationsrecht wahrnah-

men, wurden zu „Covidioten“ und „Rechtsextremisten“ 

abgestempelt, mit riesigen Polizeiaufgeboten unter Druck 

gesetzt, zum Teil stundenlang eingekesselt, mit Bußgeld-

verfahren überzogen. Diese Einschüchterungspolitik der 

Staatsgewalt gegenüber den eigenen Bürgern hat der Mei-

nungsfreiheit und der Demokratie schweren Schaden zuge-

fügt. 

(Beifall bei der AfD) 

Wenn heute mehr als die Hälfte der Bürgerinnen und Bür-

ger ihre Meinung nicht mehr frei äußern, weil sie persönli-

che Nachteile befürchten, dann ist das auch ein Ergebnis 

Ihrer desaströsen Politik. 

Durch Ihr widersprüchliches Agieren in der Coronakrise 

haben die Regierungen in Bund und Ländern massiv an 
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Glaubwürdigkeit verloren und das Vertrauen in die Politik 

beschädigt. 

Als im März 2020 noch keine Masken zur Verfügung stan-

den – durch Regierungsversagen wohlgemerkt –, hieß es: 

Masken helfen ohnehin so gut wie nicht. Im Sommer, als 

die Infektionszahlen schon massiv zurückgegangen waren, 

hat Herr Spahn dann endlich – völlig überteuert natürlich – 

ausreichend Masken eingekauft. Diese Masken mussten 

unter Bußgeldandrohung getragen werden. 

Auch die Wirksamkeit der einzelnen Lockdown-Maßnah-

men wurde nie hinterfragt und statistisch objektiviert – im 

Gegenteil. Die Maßnahmen wurden zum Teil ad absurdum 

geführt durch das Verhalten führender Politiker. 

Zum Beispiel nenne ich die Ausgangsbeschränkungen im 

15-Kilometer-Radius: Der Regierungschef fährt gleichzei-

tig in die Lausitz in sein Zweithaus. Oder die Masken-

pflicht für Bürger in Innenstädten: Der Regierungschef 

fotografiert sich im Bürgergespräch im Großen Garten – 

natürlich ohne Maske. 

Bis heute weigert sich die Regierung, die Wirksamkeit und 

Sinnhaftigkeit einzelner Lockdown-Maßnahmen nachzu-

weisen. 

Monatelang mussten zum Beispiel Geschäfte und Dienst-

leister Namenslisten über ihre Besucher und Kunden füh-

ren. Auf Nachfrage der AfD, wie viele Infizierte aufgrund 

dieser Kontaktnachverfolgung aufgefunden werden konn-

ten, kann die Regierung bis heute keine Auskunft geben. 

War das nur Beschäftigungstherapie? Die Sinnhaftigkeit 

dieser Maßnahme interessiert Sie offensichtlich überhaupt 

nicht. Das stundenlange Maskentragen für Kinder wurde 

von Anfang an kritisiert, weil schnell klar war, dass von 

Kindern keine große Infektionsgefahr ausgeht. Heute, nach 

anderthalb Jahren Lockdown-Politik, können Sie auf 

Nachfrage der AfD nicht beantworten, in wie vielen Fällen 

eine Infektion von Erwachsenen durch Kinder erfolgte. 

Auch nach mehr als einem Jahr wissen Sie nicht, ob es 

überhaupt irgendetwas bewirkt, wenn Kinder Masken tra-

gen müssen. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Natürlich!) 

Viele Ihrer Lockdown-Maßnahmen sind mit Belastungen 

des Immunsystems verbunden. Wenn Ihnen die Gesundheit 

der Bürger wichtig ist, dann prüfen Sie endlich die Sinn-

haftigkeit dieser Maßnahmen! Viele Maßnahmen verursa-

chen wirtschaftliche Schäden. Wenn Ihnen das Wohl-

ergehen der sächsischen Wirtschaft wichtig ist, dann prüfen 

Sie die Sinnhaftigkeit dieser Maßnahmen! 

Nun, meine Damen und Herren, noch ein Wort zur angeb-

lich nicht vorhandenen Impfpflicht. Gegen die Empfehlung 

der Impfkommission begann Sachsen mit der Impfung von 

Jugendlichen. „Impfen ist Nächstenliebe“, sagt Herr  

Kretschmer. Entweder ist das Unwissenheit oder Sie lügen 

die Menschen an. In jedem Aufklärungsbogen des RKI zur 

Corona-Impfung kann man lesen, dass auch Geimpfte wei-

ter die sogenannten AHA-Regeln einhalten müssen, um an-

dere nicht anzustecken. Impfen ist und bleibt Selbstschutz 

und keine Nächstenliebe. Impfen ist zuallererst einmal ein 

Eingriff in die körperliche Unversehrtheit, der mit Risiken 

und Chancen verbunden ist. 

Herr Kretschmer, die Covid-Impfstoffe haben allesamt 

noch keine abgeschlossene klinische Prüfung. Erst letzte 

Woche haben die WHO und die Europäische Arzneimittel-

behörde die Herzmuskelentzündungen als Nebenwirkung 

der mRNA-Impfstoffe bestätigt. Gleiches gilt für die 

Thrombosen bei Vektorimpfstoffen. Ein Risiko auch 

schwerer Impfschäden besteht also immer. Andererseits 

werden die Chancen der Impfung aktuell immer kleiner. 

Mit fortschreitenden Mutationen lässt auch die Wirksam-

keit der Impfungen rapide nach. 

(Andreas Nowak, CDU: Das ist doch Quatsch!) 

In Israel sind 40 bis 50 % der auf Delta positiv Getesteten 

bereits geimpft. Das zeigt klar: Auch mit Impfung infizie-

ren sich sehr viele Menschen mit Corona. Auch mit Imp-

fung geben viele Menschen die Infektion weiter. Auch mit 

Impfung erkranken Menschen an Corona. Auch mit Imp-

fung sterben Menschen an Corona. Insbesondere für junge 

Menschen ist die Gefahr von bleibenden Impfschäden ähn-

lich hoch wie die Gefahr von Schäden durch eine Corona-

Erkrankung. Die Entscheidung für oder gegen eine  

Impfung muss freiwillig bleiben; denn es ist und bleibt ein 

Eingriff in die körperliche Unversehrtheit. 

(Beifall bei der AfD) 

Wenn Sie, Herr Kretschmer, mit moralischem Druck oder 

durch die Einschränkung anderer Freiheiten einen direkten 

oder indirekten Impfzwang aufbauen, dann beweisen Sie 

nicht Ihre Nächstenliebe. Sie beweisen nur, wie wenig Res-

pekt Sie vor den Grundrechten haben, die durch unsere 

Verfassung geschützt sind. 

(Beifall bei der AfD) 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren Abgeordnete! Die letzten anderthalb Jahre waren 

geprägt von Freiheitsbeschränkungen, von Einschränkun-

gen demokratischer Rechte, von politischer Unvernunft, 

aber auch von wirtschaftlichen und gesundheitlichen Schä-

den durch eine Corona-Politik, die durch Sturheit und Ei-

gennutz oft den Eindruck erweckte, dass es der Regierung 

eher um Gesichtswahrung und Machterhalt als um das 

Wohl der Bürger, der Unternehmen, der Alten und der Kin-

der ging. Das muss endlich ein Ende haben. Konzentrieren 

Sie sich auf den Schutz der Risikogruppen, auf den Schutz 

der wirkliche Gefährdeten! Machen Sie Ihre Arbeit! Es 

darf keinen weiteren Lockdown geben. Das und nur das ist 

Ihre Corona-Aufgabe als Staatsregierung. 

Wenn es im Herbst wieder zu Einschränkungen von Grund-

rechten kommt, weil Sie nach anderthalb Jahren noch nicht 

in der Lage sind, eine Virusepidemie zu managen, dann ha-

ben Sie endgültig versagt. Wir werden dann hier im Säch-

sischen Landtag Ihren Rücktritt fordern, Herr Kretschmer. 

Wir werden nicht zulassen, dass die Freiheit Stück für 

Stück aus unserem Leben verschwinden soll. Wir werden 

nicht zulassen, dass die Menschen aufgrund der Unfähig-

keit der Regierung verarmen. 
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(Dirk Panter, SPD, steht am Mikrofon.) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Möchten Sie eine Zwi-

schenfrage stellen, Kollege Panter? 

Jörg Urban, AfD: Nein. – Wir werden nicht zulassen, dass 

Sie die Zukunft unserer Kinder – – 

(Zurufe: Herr Urban!) 

– Nein! – Wir werden nicht zulassen, dass Sie die Zukunft 

unserer Kinder zerstören. Wir werden mit allen uns zur 

Verfügung stehenden Mitteln dieser Regierung in die Pa-

rade fahren, wenn sie zum Schaden unseres Freistaates 

handelt. Dafür sind wir Opposition. Dafür haben uns die 

Menschen in den Sächsischen Landtag gewählt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war Kollege Urban. 

Er sprach für die AfD-Fraktion. Ich sehe jetzt am Mikrofon 

Herrn Kollegen Panter. Ich vermute, Sie möchten eine 

Kurzintervention vortragen; bitte schön. 

Dirk Panter, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident. Ja, ich 

möchte gern von dem Mittel der Kurzintervention Ge-

brauch machen. 

(Jörg Urban, AfD, steht am Mikrofon.) 

Ich habe gerade gehört, dass der Kollege Urban gesagt hat: 

Die einzige Aufgabe, die die Sächsische Staatsregierung 

hat, – O-Ton –, ist es, einen nächsten Lockdown zu verhin-

dern. Ich stelle also fest: Der Schutz von Menschenleben 

spielt für die AfD in dieser Corona-Pandemie keine Rolle. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den LINKEN  

und den BÜNDNISGRÜNEN –  

Zuruf von der AfD – 

Zuruf des Abg. Dirk Panter, SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war die Kurzinter-

vention von Herrn Kollegen Panter, und jetzt reagiert der 

angesprochene Kollege Urban, bitte. 

Jörg Urban, AfD: Ja, Herr Panter, das ist natürlich ein 

durchsichtiger Einwand, den Sie hier vortragen. Wenn Sie 

mir richtig zugehört hätten, hätten Sie auch gehört, dass ich 

vorher einen Satz gesagt habe: Konzentrieren Sie sich auf 

den Schutz der Risikogruppen, auf den Schutz der wirklich 

Gefährdeten. 

(Zuruf von der CDU –  

Dirk Panter, SPD: Sie hat die  

einzige Aufgabe, haben Sie gesagt!) 

Selbstverständlich haben wir die Gesundheit der Menschen 

im Auge. Wenn Sie mir noch aufmerksamer zugehört hät-

ten, was Sie leider nicht getan haben, dann hätten Sie be-

reits gehört, dass ich ausgeführt habe, dass die Maßnahmen 

zum Teil selbst gesundheitsgefährdend sind, weil sie das 

Immunsystem belasten. Das beginnt mit dem Fehlen  

sozialer Kontakte oder mit dem stundenlagen Tragen der 

Masken, die extrem keimbehaftet sind. Es gibt viele Maß-

nahmen, die wir nicht haben wollen, weil wir wissen, dass 

sie mehr Gesundheitsschäden anrichten, als dass sie nut-

zen. 

(Beifall bei der AfD –  

Zuruf des Abg. Dirk Panter, SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Jetzt fahren wir fort mit 

unserer Rednerrunde. Das Wort ergreift jetzt für die CDU-

Fraktion Herr Kollege Dierks. 

(Ivo Teichmann, AfD: Herr Panter, das war ein 

Eigentor! – Dirk Panter, SPD: Zum Glück  

spiele ich mit Ihnen keinen Fußball! –  

Ivo Teichmann, AfD: Sie würden verlieren!) 

Alexander Dierks, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir das 

eben Gehörte noch einmal Revue passieren lassen, dann 

hatte ich den Eindruck, Herr Urban, die AfD hat uns gerade 

den Masterplan zur Bekämpfung einer Pandemie vorge-

legt, die es aus Ihrer Sicht bis vor wenigen Monaten noch 

gar nicht gab. Sie haben eine sehr erstaunliche Wandlung 

durchgemacht und sind natürlich in kreativer Art und 

Weise in der Lage, Ihre zutiefst populistische und verant-

wortungslose Argumentation auch immer wieder aufs 

Neue anzupassen, um Ihrem Publikum und Ihren Fans zu 

geben, was sie von Ihnen erwarten. Mit verantwortungsbe-

wusster Oppositionsarbeit hat das allerdings überhaupt 

nichts zu tun. 

(Beifall bei der CDU,  

den BÜNDNISGRÜNEN und der SPD) 

Dass wir seit dem Jahr 2003 auf eine Pandemie hätten vor-

bereitet sein können, die im Jahr 2020 über die Welt her-

einbricht, ist natürlich schon eine enorme Gabe an 

Kreativität, die Sie hier zum Besten geben. 

(Zuruf von der AfD) 

Gerade die Erfahrungen der ersten SARS-Epidemie in 

Asien haben uns mit Blick auf die Corona-Pandemie im 

Jahr 2020 auf die falsche Fährte gelockt. Bei SARS war es 

damals so, dass jemand, der Symptome hatte, jemanden an-

gesteckt hat. Das heißt, es hat dem Grunde nach gereicht, 

an den Flughäfen – wenn wir von den Außengrenzen spre-

chen – beispielsweise Fieber zu messen, um festzustellen, 

ob jemand Symptome hat bzw. ein Infektionsrisiko dar-

stellt. Entsprechend war das erheblich leichter zu bekämp-

fen als das, womit wir es derzeit zu tun haben: nämlich mit 

einem Virus, bei dem sehr viele Infektionen symptomfrei 

verlaufen, und diejenigen, die symptomfrei durch die In-

fektion kommen, natürlich trotzdem andere anstecken kön-

nen, die danach schwere Krankheitssymptome zeigen, 

möglicherweise ins Krankenhaus, auf die Intensivstation 

müssen und im schlimmsten Fall an dieser Krankheit ver-

sterben. 
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Es ist in einer Krise wie dieser doch wohl kaum hilfreich, 

so zu tun, als sei das Management dieser Krise und wahr-

scheinlich auch das Management zu jeder anderen Krise, 

die irgendeine Regierung in der Weltgeschichte jemals zu 

gewärtigen hatte, eine Folge von Pleiten, Pech und Pannen, 

die man ohne Weiteres hätte abstellen müssen. Das ist doch 

augenfällig Quatsch. Wir haben uns die Möglichkeiten und 

die Mittel, diese Pandemie zu bekämpfen, über Monate 

hart erarbeitet. Jetzt haben wir diese Mittel, jetzt haben wir 

den Instrumentenkasten. Wenn alle mitziehen, wenn die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Staatsverwaltung, 

die Ministerinnen und Minister, aber auch alle Bürgerinnen 

und Bürger mitziehen, dann können wir möglicherweise 

vermeiden, dass es wieder so einschneidende Maßnahmen 

braucht wie im März oder Ende letzten Jahres oder auch zu 

Beginn dieses Jahres. Aber da hilft es doch nicht – jetzt, da 

wir den Impfstoff haben, jetzt, da der Impfstoff in einer 

Menge zur Verfügung steht, dass jeder sich so barrierearm 

wie irgend denkbar impfen lassen kann –, immer so zu tun, 

als sei das Risiko nicht das Virus, sondern die Impfung. 

Ich weiß nicht, ob Sie sich schon einmal mit Ärzten unter-

halten haben, die Ihnen etwas über das Mengenverhältnis 

von schweren oder vielleicht sogar tödlich verlaufenden 

Impfschäden und schweren oder tödlich verlaufenden Er-

krankungen erzählt haben. Es ist ein hundertfaches Risiko, 

schwer an Corona zu erkranken oder an Corona zu verster-

ben, als einen schweren Impfschaden zu bekommen oder 

im schlimmsten Fall infolge eines Impfschadens zu ver-

sterben. Das verschleiern Sie immer. Das tun Sie ganz be-

wusst. Ihre Verantwortung als Oppositionspartei Ihren 

Wählern gegenüber, aber auch dem ganzen Land gegen-

über wäre es, verantwortungsbewusst mit dieser Pandemie 

umzugehen. 27 % der Menschen in Sachsen – Sie reiten ja 

gern darauf herum – haben Sie gewählt. Diese Verantwor-

tung, die aus dieser Größe, die Sie im Parlament hier leider 

Gottes haben, sollten Sie doch einmal annehmen 

(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Was?) 

und den Leuten sagen: Wir haben Möglichkeiten, die Pan-

demie zu bekämpfen, indem wir Maske tragen, indem wir 

Abstand halten, indem wir uns impfen lassen, indem wir 

uns solidarisch mit unseren Mitmenschen zeigen. Das ist 

Ihre parlamentarische Verantwortung und nicht dieses 

schwachsinnige Geschwurbel, das wir uns hier jeden Mo-

nat anhören müssen. 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN,  

den BÜNDNISGRÜNEN, der SPD  

und der Staatsregierung) 

Sie sagen, dass es nicht nötig gewesen sei, die Impfzentren 

zu schützen. Natürlich war es notwendig, die Impfzentren 

zu schützen – vor Ihnen und Ihresgleichen. 

(André Barth, AfD: Lügen!) 

Sie sind doch mit einem Demonstrationszug in Richtung 

Impfzentrum gezogen. Ihre Leute, getarnt als Beobachter, 

haben in der schlimmsten Phase dieser Pandemie die Leute 

aufgestachelt, aufgewiegelt, haben gegen alles agitiert, was 

gut und richtig ist in dieser Pandemiebekämpfung. 

(Jörg Urban, AfD: Ein Hetzer sind Sie!) 

Sie haben diese Pandemiebekämpfung gefährdet. Sie dis-

kreditieren immer und immer wieder alle Instrumente, die 

uns zu Gebote stehen, um die Pandemie zu bekämpfen und 

einen Lockdown zu verhindern. 

(Zuruf des Abg. Lars Kuppi, AfD) 

Das ist schäbig, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN,  

den BÜNDNISGRÜNEN, der SPD  

und der Staatsregierung –  

Ivo Teichmann, AfD: Das glaubt Ihnen  

doch niemand! – Zuruf von der AfD) 

Wir stehen jetzt an der Schwelle der Fragestellung, wie wir 

in den kommenden Monaten durch diese Pandemie kom-

men. Ich kann nur davor warnen, dass wir uns alle vor der 

scheinbaren Normalität in Sicherheit wiegen, die wir alle 

erleben, die wir zu Recht auch alle schätzen. Jeder von uns 

braucht diese Normalität. Wir haben sie uns zurückge-

wünscht. Wir haben sie uns mit den Maßnahmen der letz-

ten Monate auch ein Stück weit zurückerkämpft. Aber die 

Pandemie ist nicht zu Ende, und wann die Pandemie zu 

Ende ist, entscheide nicht ich, entscheiden nicht Sie, ent-

scheidet auch nicht Michael Kretschmer, nicht einmal die 

Bundeskanzlerin, die aus Ihrer Sicht so ziemlich alle sinis-

teren Mächte dieser Welt steuert, sondern das Virus und un-

ser Umgang damit entscheiden, wann die Pandemie endet 

und wann wir zu weitgehender Normalität zurückkehren 

können. Deshalb kann ich uns allen nur empfehlen, weiter-

hin vorsichtig zu sein, jetzt die Voraussetzungen dafür zu 

schaffen – und das tut die Staatsregierung –, dass wir im 

Oktober ohne flächendeckende Schließungen von Gastro-

nomie, Schulen, Kitas, von anderen Bereichen unserer Ge-

sellschaft auskommen können. Dafür ist die Impfung ein 

zentrales Instrument. Es ist ein etwas ernüchternder Be-

fund, dass wir im Freistaat Sachsen die niedrigste Impf-

quote in Deutschland haben. 

Deshalb ist es richtig, dass wir auf allen Kanälen dafür wer-

ben, dass Menschen sich impfen lassen, dass die Staatsre-

gierung einerseits mit gutem Beispiel vorangeht, aber 

andererseits alle Kanäle nutzt, um Menschen dafür zu mo-

tivieren, sich impfen zu lassen, dass wir inzwischen Ange-

bote haben, die niedrigschwelliger kaum sein könnten, eine 

Impfung in Anspruch zu nehmen – auf Flughäfen, auf 

Bahnhöfen, auf Marktplätzen, in Unternehmen –, und im-

mer wieder dafür zu werben, dass zwar jede Impfung – und 

das betrifft bei Weitem nicht nur die Corona-Impfung, son-

dern jede Impfung, die es in der Menschheitsgeschichte in 

den letzten hundert Jahren gab – ein gewisses Restrisiko in 

sich birgt, aber dass das Risiko einer Schutzimpfung gegen 

Corona hundertfach geringer ist als die Möglichkeit, 

schwer an Corona zu erkranken. Gerade in den letzten Ta-

gen wurde auch viel – aus meiner Sicht wird es in der Ar-

gumentation oder Diskussion häufig vergessen – über die 

sogenannte Long-Covid-Symptomatik gesprochen. 

Wir reden sehr gern in der öffentlichen Debatte darüber, 

wie viele Menschen extrem schwer an Corona erkrankt 
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sind und wie viele Menschen an Corona gestorben sind. 

Aber wenn wir sehen, dass diejenigen, die Long Covid ha-

ben, oftmals einen milden Krankheitsverlauf hatten und 

dass trotzdem bei diesen in hoher Prozentzahl Organschä-

den – an Herz, an Lunge, an anderen zentralen Organen des 

menschlichen Körpers –, langfristige Abgeschlagenheit, 

Fatigue-Symptomatiken und Ähnliches festgestellt wer-

den, dann ist es aus meiner Sicht auch ein zentraler Punkt, 

den es bei der Bekämpfung dieser Pandemie zu bedenken 

gilt. 

Man muss den Punkt, den auch Martin Dulig angesprochen 

hat, deutlicher in den Blick nehmen, nämlich nicht nur die 

Gefahr sehen, dass neue Mutationen entstehen, sondern 

den Blick auch auf die Long-Covid-Symptomatik richten. 

Es muss im Kern darum gehen, Infektionen an sich so gut 

wie möglich zu verhüten. Jede Infektion ist eine zu viel. 

Keine Infektion ist gut. 

Als ich Ihnen jetzt zuhörte, hatte ich das Gefühl, dass Sie 

einerseits den Lockdown verhindern wollen – so habe ich 

das irgendwie verstanden –, aber andererseits alle Maßnah-

men, die dafür erforderlich sind, um das zu verhindern, ver-

kehrt sind: Die Impfung ist schlecht und die Masken sind 

gesundheitsgefährdend. Das Virus an sich haben Sie inzwi-

schen, glaube ich, akzeptiert. Das ist ein Lerneffekt über 

anderthalb Jahre gewesen. Wenn ich einmal meine Sicht 

zur AfD der letzten anderthalb Jahre spiegeln darf: Sie er-

zählen uns regelmäßig, was Sie bei uns beobachtet haben. 

Ich beobachte in der Hinsicht einen gewissen Lerneffekt: 

Corona scheint keine Grippe mehr zu sein. 

Herr Zwerg, ich weiß noch, als Sie seinerzeit eine Zwi-

schenfrage gestellt haben und immer wieder von der 

Grippe gesprochen haben. Das ist auch eine beliebte Latri-

nenparole, die Sie und Ihresgleichen hier im Land verbrei-

ten. 

(Zuruf des Abg. Jan-Oliver Zwerg, AfD) 

Dann erklären Sie uns doch einmal, wie Sie die Pandemie 

bekämpfen wollen, wenn Masken schlecht sind und wenn 

der Impfstoff dem Grunde nach gefährlicher ist als das Vi-

rus? Wie soll das denn funktionieren? 

Das ist doch verantwortungslose Fundamentalopposition, 

wenn Sie sich hier hinstellen wie ein Rumpelstilzchen, den 

Mitgliedern der Staatsregierung persönlich die Toten der 

Corona-Pandemie zur Last legen, schon seit 75 Jahren wis-

sen, dass uns irgendwann eine solche Pandemie ereilen 

wird und es jedes Jahr versäumt wurde, sich darauf vorzu-

bereiten, und alles, was diesbezüglich da gewesen wäre, 

um sich vorzubereiten, im Grunde genommen schlecht ist. 

Das kann doch irgendwie nicht funktionieren. 

Deshalb bin ich der felsenfesten Überzeugung, dass wir ge-

meinsam einen Herbst 2021 erleben werden, der sich vom 

Herbst 2020 unterscheiden wird, und dass es uns gelingen 

wird, mit diesen ganzen Lerneffekten, die wir in den Berei-

chen der Kontaktnachverfolgung und des Testregimes, das 

jedem zugänglich war und ist, hatten, mit gezielten Maß-

nahmen des Impfens und des Anreizes zum Impfen diese 

Pandemie zu bekämpfen. 

Ich bin mir aber auch sicher, dass Sie nach zwei Jahren Zu-

gehörigkeit im Sächsischen Landtag in dieser Stärke über-

haupt noch nicht verstanden haben, welche Verantwortung 

damit einhergeht. Ich kann Ihnen nur wünschen, dass sich 

das ändert. Wir werden die Corona-Pandemie weiter mit 

den Menschen in diesem Land bekämpfen, im engen 

Schulterschluss mit der Staatsregierung und den vielen 

Menschen im Gesundheitswesen und der öffentlichen Ver-

waltung, die bis an die Grenze der Erschöpfung arbeiten. 

Ich denke, dass wir der Pandemie in diesem Herbst anders 

begegnen können, als das im letzten Jahr der Fall war. 

Auf einen Beitrag Ihrerseits – auch nur kleine Beiträge zum 

verantwortungsbewussten Umgang mit dieser Pandemie – 

setze ich inzwischen nicht mehr. Das ist ein trauriger Be-

fund, aber es wird auch ohne Sie gehen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, den BÜNDNISGRÜNEN, 

der SPD und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das Wort hatte gerade 

Kollege Dierks für die CDU-Fraktion. Ich sehe eine 

Kurzintervention an Mikrofon 7; bitte. 

Jörg Urban, AfD: Vielen Dank, Herr Präsident. – Kollege 

Dierks, ich muss ehrlich sagen: Die Art und Weise, wie Sie 

hier jeden Monat auftreten, ist mir tatsächlich inzwischen 

zuwider. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD: Echt? – 

Zurufe von den LINKEN) 

Ich mag diese Art und Weise, sozusagen unter der Gürtel-

linie zu argumentieren, nicht. 

(Lachen bei der CDU, den LINKEN und der SPD 

– Zurufe von den BÜNDNISGRÜNEN) 

Sie machen das ständig. Sie versuchen ständig, die politi-

sche Debatte in den Schmutz zu ziehen. 

(Zurufe von den LINKEN) 

Sie sind unsachlich. Sie malen schwarz-weiß, um von ei-

genen Fehlern abzulenken. 

(Dirk Panter, SPD: Es ist absurd, was Sie machen!) 

Ich wiederhole es: Covid war als Auslöser von SARS be-

kannt. Seit dem Jahr 2012 weist der Wissenschaftliche 

Dienst des Bundestages darauf hin, dass es in Deutschland 

keine seriöse Vorbereitung auf eine Pandemie gibt – auch 

in Sachsen nicht. 

(Vereinzelt Beifall bei der AfD) 

Natürlich ist es Ihre Verantwortung. Natürlich hätten wir 

schon im Frühjahr intensiv mit Schutzmaterialien beson-

ders die hochgefährdeten Personen in Alten- und Pflege-

heimen schützen können. Das ist auch die Maßnahme, die 

wir Ihnen von Anfang an ins Stammbuch schreiben. Selbst-

verständlich wollen wir Corona eindämmen. Die Unterstel-

lung, dass wir nichts wollten, ist einfach perfide, sie ist 

schmutzig, sie ist Dierks. 
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Ich sage Ihnen noch etwas: Auch die Behauptung, wir 

wollten nicht impfen, ist schmutzig, sie ist perfide. Wir sa-

gen: Impfen soll freiwillig sein und man muss dazwischen 

unterscheiden, in welchen Altersgruppen eine Impfung tat-

sächlich schwere Erkrankungen verhindert und in welchen 

Altersgruppen das Risiko der Impfung größer ist. 

(Andreas Heinz, CDU: Hundertfach weniger!) 

Das ist bei Alten und bei Jungen eben nicht gleich. Es kann 

durchaus sinnvoll sein, wenn ich über 70 Jahre alt bin, 

wenn ich gefährdet bin, dass ich mich ganz bewusst für 

eine Impfung entscheide, weil ich den Schutz für mich für 

wichtiger nehme als das Risiko der Impfung. 

(Zuruf von der AfD: Freiwillig!) 

Bei jungen Menschen ist Corona sehr ungefährlich. Die 

neuen Mutationen sind noch ungefährlicher. 

(Kerstin Köditz, DIE LINKE: Lüge! –  

Susanne Schaper, DIE LINKE: So eine Frechheit! 

– Weitere Zurufe von den LINKEN und der SPD) 

Die Delta-Variante ist ungefährlicher als die Ursprungsva-

riante. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Die Redezeit für die 

Kurzintervention ist um! 

Jörg Urban, AfD: Deshalb muss ich differenzieren. Es ist 

unverantwortlich, junge Menschen, die kaum gefährdet 

sind durch Corona, einer Impfgefährdung auszusetzen. 

(Susanne Schaper, DIE LINKE:  

Das ist pervers, was Sie machen! –  

Weitere Zurufe von der CDU, den LINKEN,  

den BÜNDNISGRÜNEN und der SPD) 

Differenzieren ist nicht Ihre Art. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Die Redezeit für die 

Kurzintervention ist abgelaufen. 

Jörg Urban, AfD: Hass und Hetze, das ist Dierks. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: Jawohl! 

– Weitere Zurufe von der CDU,  

den LINKEN und der SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Ich weise noch einmal 

darauf hin, dass die Kurzintervention auch eine begrenzte 

Redezeit hat. Genauso ist jetzt die Reaktion darauf von 

Kollegen Dierks auch redezeitbegrenzt; bitte. 

Alexander Dierks, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Lieber Kollege Urban, vorweggenommen: Mir ist die deut-

sche Sprache zu schade dafür, ihr ein Attribut hinzuzufü-

gen, das Ihren Nachnamen trägt. 

(Beifall des Abg. Andreas Heinz, CDU) 

Das überlasse ich im Zweifel dann doch Ihnen – vom Ni-

veau, auf dem Sie sich hier bewegen, einmal ganz zu 

schweigen. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Es macht mir alles andere als 

Spaß, mich jeden Monat hier vorn hinzustellen. Ich emp-

finde es zum Teil auch als Belastung, auf Ihre Redebeiträge 

zu reagieren, weil ich mir tatsächlich immer die Frage 

stelle, ob es zu viel verlangt ist, dass man nach anderthalb 

Jahren dieses weltweiten Phänomens Corona immer noch 

nicht in der Lage sein kann, eine ansatzweise objektive und 

klare Sicht auf diese Dinge zu haben. 

Nun ist es so: Wir haben diese Debatte. Ich führe sie. Es ist 

ein Zeichen, das Sie hier setzen, dass man nicht nur in den 

Debatten über Corona sieht, sondern bei jedem Auftritt, 

den die AfD hat: Sie provozieren, Sie zünden an, Sie ver-

letzen, Sie hetzen, Sie gehen mit dem Presslufthammer an 

die Fundamente unserer Demokratie. Und wenn dann et-

was zurückgeflogen kommt – und dieses Recht nehme ich 

mir heraus –, dann stellen Sie sich hierhin und heulen wie 

ein Grundschüler. Das ist wirklich ekelhaft. 

(Beifall bei der CDU, den BÜNDNISGRÜNEN 

und der SPD – Susanne Schaper, DIE LINKE: 

Alles auf Lügen aufgebaut! Von vorn bis  

hinten nur Lügen! Das ist unglaublich!) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war eine Kurzinter-

vention und die Reaktion darauf. Wir fahren jetzt fort. Das 

Wort ergreift für die Fraktion DIE LINKE Kollege  

Gebhardt. 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Herr Präsident! Meine Da-

men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Rituale 

sind wichtig. Sie geben uns irgendwie Halt und Orientie-

rung. Das Ritual, dass uns die Staatsregierung über die ak-

tuelle Situation in der Corona-Pandemie informieren muss, 

gehört tatsächlich zu den klügeren Entscheidungen der Ko-

alition. Zu diesem Ritual gehört auch die Reaktion von 

Herrn Dierks auf den gequirlten Unsinn der AfD und auf 

die heute wieder vorgetragenen Lügen von Herrn Urban. – 

Herr Dierks, ausnahmsweise auch von mir ein Dank für 

Ihre Reaktion darauf. 

(Beifall bei den LINKEN, der CDU,  

den BÜNDNISGRÜNEN und der SPD) 

Wir müssen nur aufpassen, dass das Ritual nicht ver-

kommt, nicht nur, weil wir uns hier jeden Monat die AfD 

mit ihrem Unsinn anhören müssen, sondern weil wir auch 

ein bisschen selbst gefangen sind in diesem Ritual. Wäre 

es heute zum Beispiel nicht angemessener gewesen, zu den 

aktuellen Hochwasserkatastrophen zu reden? 

(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Kommt noch!) 

Es betrifft zwar vorwiegend Rheinland-Pfalz, Nordrhein-

Westfalen und Bayern, aber auch in Sachsen gab es ein  

Todesopfer und ist ein größerer materieller Schaden ange-

richtet worden. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE:  

Kommt noch! Zweite AD!) 

Der Landtag muss sich selbst aus seinem eigenen Korsett 

befreien, wenn wir tatsächlich glaubwürdig Politik machen 

wollen. 
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(Dr. Joachim Keiler, AfD: Ja, sehr gute Politik!) 

Doch zurück zur aktuellen Situation im Rahmen der Pan-

demie. Man gewinnt immer mehr den Eindruck, dass für 

viele Menschen die Pandemie, die Gefahr, sich anzuste-

cken, daran zu erkranken oder sogar daran zu versterben, 

vorbei ist. Leider trägt die Staatsregierung zu diesem Ein-

druck zum Teil auch bei. Die Entscheidung in der vergan-

genen Woche, die Maskenpflicht beim Einkaufen 

auszusetzen, gehört nicht zu den klügsten aktuellen Ent-

scheidungen der Staatsregierung. 

Sachsen möchte erneut Klassenerster sein, Spitzenreiter 

darin, am schnellsten die Maske loszuwerden. Das ist der 

Staatsregierung auch gelungen. Die Inzidenzen sinken, und 

was macht der Freistaat? – Er hat seit letztem Freitag die 

Maskenpflicht in den Geschäften aufgehoben, ja, unter 

Auflagen; denn der Grenzwert 10 darf an fünf Tagen in 

Folge nicht überschritten werden. Ich frage mich aber den-

noch ganz ernsthaft: Ist das wirklich das richtige Zeichen? 

Muss die Staatsregierung wirklich über jedes Stöckchen 

springen, das ihr die Lobbyverbände hinhalten? 

Es kann auch nicht daran liegen, dass die AfD wieder ein-

mal einen Versuch unternimmt, gegen die Corona-Rechts-

verordnung zu klagen; denn die Einschränkung der 

Freiheitsrechte wegen des Tragens eines Mundschutzes 

kann gar nicht so hoch sein, dass man vor einer Gerichts-

entscheidung Angst haben müsste. Es hilft auch nichts, 

liebe SPD und GRÜNE, wenn Sie mit den Fingern auf die 

CDU zeigen. Sie sitzen ja wohl gemeinsam am Kabinetts-

tisch – oder sind dort neuerdings Mehrheitsentscheidungen 

üblich? Das wäre mir tatsächlich neu. 

Mir ist durchaus auch bewusst, dass der gesellschaftliche 

Druck hoch ist. Ich weiß auch, dass es für einen Teil der 

Menschen eine Erleichterung ist; sie sind froh, wenn sie die 

Maske nun endlich weglassen können. Andere wiederum 

können es überhaupt nicht verstehen, auch das ist verständ-

lich. 

Wenn Sachsen wenigstens der Klassenprimus beim Impfen 

wäre, also bei der Impfquote ganz vorn mitspielen würde, 

dann könnte man für solch eine Entscheidung vielleicht 

noch Verständnis aufbringen. Wir verteidigen aber beharr-

lich den letzten Platz bei den Erstimpfungen. Das Argu-

ment, dass wir eine eigene Impfstrategie verfolgen, ist auch 

nicht von Erfolg gekrönt, wenn ich mir den Stand bei den 

Zweitimpfungen im Länderranking anschaue. Etwas mehr 

als 40 % der Sächsinnen und Sachsen sind durchgeimpft, 

also nicht einmal die Hälfte. Andere möchten oder können 

nicht zur Zweitimpfung gehen und die Delta-Variante rückt 

immer näher. Wir können also nicht ernsthaft in einem 

Atemzug über die Delta-Variante reden, im nächsten Atem-

zug über das Fallen der Maskenpflicht debattieren und es 

dann auch gleich noch tun. Es ist nicht nur viel zu zeitig, 

sondern vor allem auch völlig unglaubwürdig. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Um es noch einmal in Erinnerung zu rufen, auch gegenüber 

der AfD, möchte ich Folgendes sagen: Studien zeigen, dass 

Masken dieses Infektionsrisiko um 80 % senken. An dieser 

Stelle sind wir wieder einmal bei der berühmten CDU-

Kommunikation angelangt. Dabei kommt es auf diese be-

sonders an. Ich meine jetzt nicht die CDU, sondern die 

Kommunikation – vor allen Dingen jetzt. 

(Heiterkeit bei den LINKEN) 

Wie möchten Sie denn die Leute zum Impfen bewegen, 

also dazu aufrufen, sich und andere zu schützen, wenn man 

gleichzeitig hinterherschreit, dass sie vorher die Maske ab-

nehmen sollen. Das ist doch völlig absurd. 

Ich möchte nur noch einmal an den Beginn der Pandemie 

erinnern: Die Politik und zum Teil auch die Wissenschaft 

diskutierten über den Sinn oder Unsinn einer Mund-Nasen-

Maske. Ja, das stimmt. Ergebnis war: Nachdem sie dann 

endlich eingeführt worden ist, blieben viele Menschen 

skeptisch und störrisch. Jetzt macht die CDU-geführte 

Staatsregierung denselben Fehler wieder. In wenigen Ta-

gen wird die Maskenpflicht in den Einzelhandelsgeschäf-

ten in Dresden wohl wiedereingeführt werden. In wenigen 

Tagen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Und wissen Sie, 

was dann passiert? Die Menschen werden Ihnen, liebe Re-

gierung, und letztendlich allen Politikerinnen und Politi-

kern den Vogel zeigen. Ausbaden müssen das letztendlich 

nicht Sie hier in diesem Haus, sondern die Verkäuferinnen 

und Verkäufer und der Ladenbesitzer. Die „DNN“ schrieb 

schon im Februar 2021 etwas von „flatterhafter Krisen-

kommunikation der Staatsregierung“ – in dem Fall hat die 

Zeitung recht. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Wir stehen tatsächlich vor einem riesengroßen Problem. 

Als ob es mit der schlechten Impfquote nicht schon reichen 

würde, kommt nun noch hinzu, dass die Durchimpfung 

beim Lehrerpersonal, bei den Erzieher(inne)n und auch in 

der Pflege sogar unterhalb des Landesdurchschnittes liegt. 

Das sollte und muss der Staatsregierung zu denken geben. 

Dann kommt noch Folgendes hinzu – irgendwie ist es auch 

nicht verwunderlich –: Die Leute sind müde; teilweise sind 

sie müde, ihren Beruf auszuüben. Sie sind müde von den 

Ankündigungen. Sie sind offenkundig auch müde, sich 

impfen zu lassen. In der Pflege zum Beispiel brauchen wir 

eigentlich dringend mehr Personal. Eigentlich. Wie soll das 

aber gehen, wenn jetzt kaum das aktuelle Personal gehalten 

werden kann und Leute massiv aus dem Gesundheitswesen 

verschwinden? Wie möchten Sie junge Leute begeistern, 

diesen Job auszuüben, wenn sie jetzt sehen, wie das Pfle-

gepersonal in der Pandemie behandelt wurde, wie das Per-

sonal auf dem Zahnfleisch geht, wie es schlecht bezahlt 

wird? 

Gleiches gilt für die Lehrkräfte und die Erzieherinnen und 

Erzieher. Sie alle – unter anderem – haben es möglich  

gemacht, dass im Übrigen auch die großen Wirtschaftsun-

ternehmen weiterarbeiten konnten. Gleichzeitig wurde an 

keiner Stelle dafür gesorgt, dass die sogenannten systemre-

levanten Menschen vernünftig ihren Job ausüben können. 

Im Winter wurde ihnen erklärt, sie sollen einfach mal die 

Fenster aufreißen. Im Frühjahr sollten sie dann Fernunter-

richt mit digitaler Ausstattung durchführen, die schlecht  
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oder gar nicht vorhanden war, von den psychischen Belas-

tungen aller, insbesondere der Kinder, ganz zu schweigen. 

Ich könnte noch Dutzende weitere Beispiele aufzählen: die 

Situation der Familien, der Selbstständigen, der Geflüchte-

ten, der Vereine und der Sportverbände. Mein dringender 

Appell an Sie lautet: Tun Sie nicht nur so, als ob Sie wüss-

ten, dass der Herbst vor der Tür steht, sondern wissen Sie 

es tatsächlich und handeln Sie danach! 

(Beifall bei den LINKEN) 

Erfinden Sie bitte keine faulen Ausreden mehr, warum dies 

oder jenes nicht geht. Die Leute haben es so satt. Ich 

möchte nicht zum x-ten Mal wiederholen, wem es eigent-

lich in die Karten spielt, auch wenn manche glauben, es 

ginge sie hier im entferntesten Sachsen nichts an. Aber es 

stehen auch Bundestagswahlen vor der Tür. 

Es liegen unfassbar anstrengende anderthalb Jahre hinter 

uns. Auf ganz unterschiedliche Weise konnte und musste 

jeder von uns einzeln mit der Situation und der Pandemie 

umgehen. Manche kamen gut zurecht, viele weniger gut o-

der sogar richtig schlecht: Schicksalsschläge, psychische 

Belastungen, teilweise komplett umgekrempeltes Leben 

usw. usf. Genau deshalb möchte ich an dieser Stelle noch 

einmal an eine Sache erinnern und etwas loswerden: Wir 

alle, die wir hier sitzen – es ist egal, auf welcher Seite, ob 

Regierung oder Opposition –, befinden uns in einer absolut 

privilegierten Lage. Niemand von uns muss oder musste 

um seine Existenz bangen. Wir alle haben ein eigenes Büro 

und können selbstbestimmt entscheiden, wann wir auf Ar-

beit kommen oder ob wir überhaupt ins Büro gehen. Die 

Mehrheit der knapp vier Millionen Sächsinnen und Sach-

sen kann das nicht. Schon deshalb gehört es sich verdammt 

noch mal, dass wir uns zusammenreißen und ernsthaft dar-

über nachdenken und diskutieren, wie es spätestens nach 

dem Sommer weitergeht. Alles andere ist verantwortungs-

los und gewissenslos. 

Wir können die Sächsinnen und Sachsen nicht hängen las-

sen. Wie auch beim letzten Mal, frage ich also Folgendes: 

Wo ist der Plan? Ich erkenne auch an dem gestern im Ka-

binett Beschlossenen maximal Teilstücke. Das wird aus 

meiner Sicht und aus der Sicht der Linksfraktion aber auch 

nicht ausreichen. 

Da ich vorhin von Kommunikation sprach: Wir brauchen 

eine breit angelegte Impfkampagne auf allen Ebenen – für 

die Stadt, für das Land und das Dorf. Wir brauchen drin-

gend viel mehr Aufklärung, Informationen und Möglich-

keiten für die Leute, sich impfen zu lassen. Wenn wir 

möchten, dass sich die Menschen impfen lassen, dann muss 

man dahin gehen, wo sie auch sind, und nicht umgekehrt. 

Ich habe die Ankündigung der Staatsregierung gehört und 

gelesen. Wir brauchen große Partner(innen) an unserer 

Seite, die viel Kontakt zu den Menschen haben. Ich rede 

von Fußballvereinen, Konzertveranstaltern, Promis und 

vielen anderen, die mit ihrem Einfluss die Leute bewegen 

können, sich impfen zu lassen. Es gibt Einzelbeispiele; wir 

brauchen viel mehr davon. 

Wir brauchen aber auch und vor allem die großen Kommu-

nen an unserer Seite, die in die großen Wohngebiete gehen 

und ganz gezielte Kampagnen in den Gebieten fahren, in 

denen es niedrige Impfquoten gibt. Wir brauchen gezielte 

Ansprachen. Wir brauchen aber auch eine Medienkam-

pagne beim Mittelstand, deren Kernbotschaft lautet, dass 

das Impfen günstiger ist als ein Corona-Ausbruch oder 

weitere Quarantäneanordnungen. 

Ich weiß, ich wiederhole mich – und trotzdem brauchen wir 

einen runden Tisch mit Expertinnen und Experten. Nein, 

dieser kann nicht nur aus dem Parlament bestehen und auch 

nicht nur aus Bürgerinnen und Bürgern. Beides ist wichtig; 

aber wir benötigen auch die Fachleute am Tisch. 

Einige unter uns haben in den letzten Tagen Post aus ver-

schiedenen Rathäusern bekommen. Ich teile nicht alles, 

was dort drinsteht. Das Angebot aber, dass sie mitreden und 

mitdiskutieren möchten, muss doch eine Staatsregierung 

annehmen und kann es nicht negieren. 

Wir brauchen Gesundheitsämter, die ordentlich arbeitsfä-

hig sind. Wir brauchen einen personell vernünftig ausge-

statteten öffentlichen Gesundheitsdienst. Wir müssen 

Technologien und Innovationen vorantreiben. Wir brau-

chen vor allen Dingen eine Regierung, die aus ihrer Kako-

fonie von unterschiedlichen Positionen bei den Corona-

Schutzmaßnahmen wegkommt. 

Ich bin wirklich lange genug auch Parteipolitiker gewesen 

und weiß, dass es notwendig ist, auch in einer Koalition 

sichtbar in Erscheinung zu treten. Tun Sie das in der Innen-

politik, bei der Wissenschaftspolitik, von mir aus in der 

Gleichstellungspolitik, in der Klimapolitik oder wo auch 

immer. Aber nicht in der Pandemiebekämpfung! Es 

braucht eine klare Kommunikation, keine Planlosigkeit  

oder einen vielstimmigen Chor. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Gesundheit, Solidarität, Gerechtigkeit – das sind die 

Schlagworte, an die wir pausenlos denken und nach denen 

wir stetig handeln müssen. Es bleibt weiterhin viel für die 

Staatsregierung zu tun. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir hörten Herrn Kolle-

gen Gebhardt; er sprach für die Fraktion DIE LINKE. Jetzt 

spricht Herr Kollege Liebscher für seine Fraktion BÜND-

NISGRÜNE. 

Gerhard Liebscher, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Das 

größte Pfund, welches wir heute im Krisenmanagement ha-

ben, ist das gemeinsam durchlebte Jahr der Krise. Wir als 

BÜNDNISGRÜNE pochen darauf, diese Erfahrung auszu-

werten. So ist es möglich, gemeinsam aus der Krise zu 

wachsen und unseren Freistaat resilient gegen kommende 

Krisen aufzustellen. 

Die sächsische Wirtschaft befindet sich im laufenden Jahr 

im Wachstum. Das ifo Institut rechnet aktuell mit circa 
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3,1 % Wachstum im Jahr 2021. Doch die Betroffenheit 

durch die Pandemie ist sektorenspezifisch sehr unter-

schiedlich ausgeprägt. Einzelne Branchen trugen beson-

ders zum verantwortungsvollen Umgang mit der Pandemie 

bei. Zu nennen wären hier die Kulturwirtschaft, Gastrono-

mie und Tourismus, ebenso wie Teile des Einzelhandels. 

Das sind diejenigen, die als Erstes schließen und am längs-

ten mit Hygienemaßnahmen arbeiten mussten, um die An-

steckungsgefahr in der Bevölkerung zu minimieren. Die 

Umsätze lagen im Gastgewerbe – als Beispiel – im Früh-

jahr und Herbst 2020 bei unter 10 % des Vorjahres. Die 

Auszahlung staatlicher Hilfen lief zu langsam an, und viele 

Kleinunternehmerinnen und -unternehmer kämpften mit 

bürokratischen Hürden. Der Onlinehandel hingegen wuchs 

um über 25 %. Der Lebensmitteleinzelhandel und der Han-

del mit Waren des täglichen Bedarfs verzeichneten auch 

starke Umsätze. 

Meine Damen und Herren! Mit Beginn des Frühjahrs und 

Sommers 2021 sprechen wir von der Erholung besonders 

belasteter Branchen. Diese sind weiter auf Konsoli- 

dierungskurs, und wir sind als Politik gefragt, die Entwick-

lung der Branchen zu beobachten, um Unterstützungsbe-

darf zu erkennen. Die Wiederbelebung unserer Innenstädte 

liegt uns BÜNDNISGRÜNEN in dem Zusammenhang  

besonders am Herzen. Wir wollen den inhabergeführten 

Einzelhandel stützen, um die wertvolle Vielfalt unserer 

Stadtbilder zu bewahren. Wir zielen auf die Steigerung der 

Aufenthaltsqualität, wie wir sie in der Pandemie so drin-

gend brauchten. Verkehrsberuhigung und Ausbau von Nah-

verkehrsangeboten in den Zentren sind begleitende 

Maßnahmen, um auch der Gastronomie und dem Touris-

mus in den Städten auf die Beine zu helfen. 

Mit der Zusage des Kabinetts, die Einnahmenverluste für 

die sächsischen Verkehrsgesellschaften auch im Jahre 2021 

zu 100 % zu kompensieren, erhalten diese Planungssicher-

heit und die Möglichkeit, weiter in die Verbesserung ihrer 

Angebote und so auch in die Verkehrswende und den Kli-

maschutz zu investieren. 

Mit Blick auf die Industrie zeigt sich ein hoher Auftragsbe-

stand. Die wirtschaftliche Verwundbarkeit war hier auf-

grund der Anfälligkeit globaler Lieferketten deutlich 

geworden. Die wirtschaftspolitische Folgerung muss an 

dieser Stelle sein, unsere Krisenfestigkeit durch regionale 

Produktionskreisläufe zu stärken und unsere Unabhängig-

keit von internationalen Rohstoffen durch Aufbau sächsi-

scher Kreislaufwirtschaft zu sichern. Ein wichtiger Hebel, 

um diese Wirtschaftsfelder zu stärken, ist die nachhaltige 

Vergabepraxis. Kommunen sind aus bündnisgrüner Sicht 

dabei zu unterstützen, nachhaltige Vergabekriterien rechts-

sicher anzuwenden. 

Unsere Handwerkerinnen und Handwerker sind nach der 

Krise ebenso wie zuvor mit dem zunehmenden Fachkräf-

temangel konfrontiert. Die Suche nach Auszubildenden 

wurde durch die Pandemie erschwert. Dabei ist es kaum 

möglich, die Relevanz des Handwerks zu übertreiben. In 

meinen Augen stehen und fallen unsere Geschicke beim 

konjunkturellen Aufschwung, beim Aufbau unserer Infra-

struktur und beim nachhaltigen Umbau unserer Wirtschaft 

mit der Verfügbarkeit von gut ausgebildeten Arbeitskräf-

ten. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir wollen jetzt den 

Blick nach vorn wagen und sehen uns in der Pflicht, im 

Aufschwung nach der Pandemie zu einem echten Neustart 

zu kommen. Unternehmen treffen heute langfristige Inves-

titionsentscheidungen. Jetzt ist der Zeitpunkt, den konjunk-

turellen Aufschwung mit gezielten Anreizen für einen 

nachhaltigen Umbau zu nutzen. 

Herr Staatsminister Günther wird morgen ein Programm 

vorstellen, das diesen Ansatz verfolgt und auf dessen Um-

setzung ich besonders gespannt bin. „Nachhaltig aus der 

Krise“ fördert den Ausbau der Krisenresilienz in Sachsen, 

setzt private Investitionen frei und hat den zukunftsfähigen 

Umbau unserer Wirtschaft zum Ziel. 

Wir BÜNDNISGRÜNE wollen keine Rückkehr zum Sta-

tus quo vor der Krise. Wir wollen alle Investitionen, die wir 

heute tätigen, für eine ökologisch und sozial nachhaltige 

sowie wirtschaftlich resiliente Zukunft dieses Landes ein-

setzen. Wir wollen jetzt Rechts- und Planungssicherheit 

geben, damit auch private Investitionen unserer Unterneh-

men nachhaltig eingesetzt werden und wir uns gemeinsam 

auf den Pfad der Dekarbonisierung begeben können. 

Die Bereitschaft in der Wirtschaft ist vorhanden. Jetzt ist 

ein beherztes Bekenntnis der Politik gefragt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, 

der CDU und der SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Nach Herrn Kollegen 

Liebscher ergreift jetzt Frau Kollegin Lang für die SPD das 

Wort. 

Simone Lang, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Wir haben heute 

schon viel über Corona-Maßnahmen und Impfungen ge-

hört. Ich möchte trotzdem auch mit meinem Beitrag die 

Debatte unterstützen. Es geht mir um die Einschränkungen 

der letzten Monate, die für uns alle einschneidend waren. 

Sächsinnen und Sachsen mussten große Entbehrungen hin-

nehmen. Politikerinnen und Politiker mussten Entschei-

dungen treffen, die niemandem leichtgefallen sind. 

Im Frühjahr konnten wir alle aufatmen. Jetzt im Sommer 

beginnt das Durchatmen. Damals sind die Corona-Zahlen 

stark gesunken. Die Impfkampagne, die erst schleppend 

begann, nahm Fahrt auf. Es war das Ergebnis harter Arbeit 

und konsequenter Entscheidungen von vielen Sächsinnen 

und Sachsen, insbesondere im Gesundheitswesen, aber 

auch in den zuständigen Ministerien. 

Jetzt dreht sich das Bild wieder und die Corona-Infektions-

zahlen steigen erneut. Die Delta-Variante verbreitet sich 

zunehmend. Jetzt entscheidet sich, ob wieder harte politi-
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sche Entscheidungen getroffen werden müssen. Jetzt ent-

scheidet sich, ob ein erneuter Lockdown im Herbst vermie-

den werden kann. 

Drei Dinge sind für mich hierbei entscheidend. Das Erste 

ist das Impfen. Das Zweite ist, die Lockerungsdiskussion 

zu vermeiden. Das Dritte ist, den Plan für den Herbst in die 

Tat umzusetzen. 

Zum ersten Punkt. Der Weg zurück in die Normalität steht 

und fällt mit dem Erfolg der Impfkampagne. Das haben wir 

heute mehrmals gehört. Impfen ist und bleibt die höchste 

Priorität. In Sachsen gibt es mittlerweile genügend Impf-

angebote und Impfstoffe. Jetzt liegt es an jeder Sächsin und 

jedem Sachsen selbst, sich und andere vor einer Corona-

Infektion zu schützen. Nur wenn sich genügend Menschen 

impfen lassen, wie sich das abzeichnet, können wir die 

vierte Welle in den Griff bekommen. Andernfalls kommen 

im Herbst wieder einschneidende Schutzmaßnahmen auf 

uns alle zu. 

Impfen ist so aktuell wie nie zuvor und für mich immer 

noch eine moralische Pflicht. Deshalb ist es gut, dass der 

Freistaat mit einer neuen Kampagne noch mehr über die 

Corona-Schutzimpfungen informiert. Es geht um überzeu-

gende Argumente und nicht um Zwang. 

Ich kann nur an alle Sächsinnen und Sachsen appellieren: 

Informieren Sie sich über die Impfungen. Wenn Sie schon 

geimpft sind, dann werben Sie für diese Impfungen. Das 

Ganze kann zum Erfolg werden, wenn mehr Menschen 

mitziehen. Wer immer geimpft werden will, sollte es unbe-

dingt tun, und wenn es aus Solidarität zu denen ist, die 

nicht geimpft werden können und die den Schutz von an-

deren brauchen, insbesondere Kinder und erkrankte ältere 

Menschen. Je mehr Menschen sich impfen lassen, umso 

höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass wir einen milden 

Herbst erleben. 

Zum Punkt 2. Mit Blick auf die steigenden Infektionszah-

len hat sich für mich die erneute Lockerungsdiskussion als 

völlig fehl am Platz erwiesen. Die Diskussion darüber, wel-

che Maßnahmen ergriffen oder eben abgeschafft werden 

sollen, ist immer auf Basis von wissenschaftlichen Er-

kenntnissen und nicht auf parteipolitischer Klientelpolitik 

auszutragen. 

Ich sage es ganz klar: Die Lockerung der Maskenpflicht 

war meiner Meinung nach vollkommen unnötig und – wie 

sich jetzt zeigt – nur ein kurzfristiges Strohfeuer. Das alles 

hat der Akzeptanz der Maßnahmen geschadet und war der 

Eindämmung des Infektionsgeschehens nicht zuträglich. 

Die nächsten Wochen werden entscheiden, wie der Herbst 

verläuft. Ich habe noch Hoffnung, dass die vierte Welle 

schwächer sein wird. Ich hoffe, dass es keine harten Ein-

schränkungen mehr gibt. Wie das gelingen kann, habe ich 

soeben ausgeführt. 

Wir brauchen für alle Szenarien einen Plan. Genau diesen 

hat das Sozialministerium nunmehr vorgelegt. Es wurden 

damit Lehren aus den letzten Monaten gezogen. Viele 

Dinge sind sehr gut gelaufen, aber einige eben auch nicht. 

Für mich werden die richtigen und notwendigen Schlüsse 

daraus gezogen. 

Aber es ist definitiv nicht nur ein Ministerium, welches hier 

in der politischen Verantwortung steht. Wir alle hier im Ho-

hen Hause tragen einen Teil dieser Verantwortung. Es sind 

mehrere Zahnräder, die ineinandergreifen müssen, damit 

wir über die vierte Welle kommen und sie überwinden kön-

nen, und zwar in der absoluten Hoffnung, dass es die letzte 

sein wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war Frau Kollegin 

Lang für die SPD-Fraktion. Jetzt hat an dieser Stelle die 

Staatsregierung das Wort begehrt. Das kann sie nach unse-

rer Geschäftsordnung immer und zu jedem Zeitpunkt. Re-

dezeit ist auch vorhanden. Ich erteile Herrn Kollegen 

Staatsminister Dulig das Wort. 

Martin Dulig, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Ich trete noch einmal an das Mikro-

fon, weil ich die Art und Weise, wie Sie, Herr Urban, 

ritualisiert in die Debatte gegangen sind, nicht so stehen 

lassen kann. 

Es ist natürlich schon sehr demagogisch, wenn man durch 

das Weglassen von Informationen, Zahlen und Hintergrün-

den eine Interpretation entstehen lässt, die, weil Sie es so 

wollen, dann hängenbleibt. Sie haben suggeriert, dass die 

Wirtschaftshilfen in Sachsen nicht fließen und sich die An-

träge stapeln würden. Das ist falsch. Das, was Sie meinen, 

ist die Bearbeitung der Anträge nach dem Infektionsschutz-

gesetz, bei denen es um Leistungen geht, die Ersatzleistun-

gen aufgrund der Quarantäneregelungen sind. Diese 

werden in der Landesdirektion unter Hochdruck bearbeitet. 

Das hat aber nichts mit den Wirtschaftshilfen zu tun. 

Die Zahlen können wir hier ruhig nennen: Es wurden 

knapp 19 000 Anträge für die Novemberhilfe gestellt. Da-

von sind 19 noch offen. 

(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Jetzt!) 

Es gab knapp 19 000 Anträge bei der Dezemberhilfe. Offen 

sind 28. 

(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Jetzt!) 

Auf Überbrückungshilfe III sind 13 000 Anträge gestellt 

worden, 1 880 sind noch offen. Auf Neustarthilfe wurden 

13 000 Anträge gestellt, 500 offen. Diejenigen, die sich da-

mit auskennen und beschäftigen, wissen, dass die Hilfen 

rasch gezahlt wurden. 

(Interne Wortwechsel zwischen den Abg.  

Jörg Urban, AfD, und Sören Voigt, CDU) 

Deshalb ist der Eindruck, den Sie hier vermitteln wollen – 

dass die Wirtschaftshilfen auf Halde lägen und sich stapel-

ten –, komplett falsch. Das Gegenteil ist der Fall. Ich  
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bedanke mich nochmals bei den Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeitern der Sächsischen Aufbaubank, dass sie so effizient 

und gut gearbeitet haben. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den LINKEN 

und den BÜNDNISGRÜNEN) 

Aber etwas möchte ich noch einmal politisch einordnen: 

Was Sie hier jedes Mal tun, ist, immer auf die jeweilige 

Empörungswelle zu setzen. Sie schaffen es – je nach Zeit-

gefühl –, genau das Thema, das auf dieser Empörungswelle 

gerade oben schwimmt, anzupacken. Dafür werden Sie im-

mer Beifall bekommen – nämlich von denen, die Teil die-

ser Empörung sind. Das ist relativ einfach; man nennt es 

im übersetzten Sinne Populismus. Dabei stört es Sie auch 

nicht, dass Sie in der einen Woche dies und in der anderen 

das erzählen; denn das hat etwas mit den Empörungswellen 

zu tun, von denen Sie leben 

Ja, Sie leben davon. Sie leben davon, wie Ihr ehemaliger 

Sprecher sagte: Je schlechter es Deutschland geht, desto 

besser für die AfD. – Das ist Ihr Prinzip. Nur: Mit Verant-

wortung hat das nichts zu tun. Wissen Sie, Herr Urban: Der 

Volksmund hat für solche Menschen wie Sie 1989/90 den 

treffenden Begriff gefunden: Sie sind ein Wendehals. 

(Vereinzelt Lachen bei der AfD) 

Sie sind jemand, der, je nachdem, wie die aktuelle Gefühls- 

und Empörungslage ist, seinen Hals wendet. Ich glaube, 

der Volksmund hat ein gutes Gefühl dafür. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den LINKEN  

und den BÜNDNISGRÜNEN –  

Vereinzelt Lachen bei der AfD –  

Jörg Urban, AfD, steht am Mikrofon.) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Herr Staatsminister  

Dulig hatte gerade das Wort für die Staatsregierung. 

Herr Kollege Urban, Sie begehren sicher eine Kurzinter-

vention. Bevor wir jedoch dazu kommen, weise ich darauf 

hin, dass wir in unserer Geschäftsordnung im § 86 Abs. 2 

folgende Regelung haben – ich darf zitieren –: „Erhält 

während der Beratung ein Mitglied der Staatsregierung zu 

dem Beratungsgegenstand das Wort, so wird die verblei-

bende Redezeit der Fraktionen, die ihre Redezeit zu diesem 

Tagesordnungspunkt bereits zu mehr als drei Vierteln aus-

geschöpft haben, auf ein Viertel der ursprünglichen Rede-

zeit ergänzt.“ – Dies ist bei der Fraktion DIE LINKE der 

Fall. Möchten Sie die Ergänzung, oder reicht es Ihnen 

schon? 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Nein, wir möchten sie nicht!) 

– Gut, Sie stellen den Antrag nicht. Ich wollte nur darauf 

hingewiesen haben. 

Nun kommen wir zur Kurzintervention. 

Jörg Urban, AfD: Vielen Dank, Herr Präsident. Bevor ich 

mit meiner Kurzintervention beginne: Ich bin mir nicht si-

cher, ob die Staatsregierung überhaupt ihre Redezeit schon 

ausgeschöpft hatte, die für diesen Tagesordnungspunkt ur-

sprünglich geplant war. 

(Staatsminister Martin Dulig: 

Wir hatten doch bereits Redezeit!) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Nein, sie hatte sie noch 

nicht ausgeschöpft. Deshalb hatte ich auch dem Herrn 

Staatsminister Dulig das Wort erteilt. 

Jörg Urban, AfD: Gut, vielen Dank. – Herr Dulig, selbst-

verständlich muss ich erwidern. Weglassen und die Prob-

leme verschweigen, das ist üblicherweise das, was die 

Regierung hier zelebriert, gerade bei dem Bericht über die 

Corona-Lage; und es ist unsere Aufgabe als Opposition, die 

Dinge, die Sie weglassen und die nicht gut funktionieren, 

zu benennen. Es ist nicht unsere Aufgabe, die Regierung 

für das zu loben, was eigentlich selbstverständlich sein 

sollte. 

Gerade, was die Wirtschaftshilfen betrifft: Ja, die Novem-

ber- und Dezember-Hilfen sind jetzt fast abgearbeitet. Aber 

Sie wissen genau, wie lange dies gedauert hat und wie viele 

Unternehmen schwer darunter gelitten haben, weil sie das 

Geld nicht hatten. Sie haben es zu verantworten, dass Mo-

nate vergehen mussten, bevor die Menschen an ihr Geld 

gekommen sind. Wir erleben aktuell bei den Hilfen aus 

dem Infektionsschutzgesetz einen ähnlichen Haufen noch 

nicht bearbeiteter Anträge. Auch deshalb kommen Unter-

nehmer zu uns und fragen: Wie kann es sein, dass ich da-

rauf so lange warten muss? 

Ich kenne einen Unternehmer in Bautzen, der drei Monate 

warten musste, bevor er überhaupt erst einmal eine Ant-

wort von der SAB auf seine Anfrage bekam, wie weit sein 

Antrag bearbeitet sei. Selbstverständlich sind die Mitarbei-

ter in der SAB, die diese Anträge bearbeiten, schwer belas-

tet. Aber dass sie so schwer belastet sind, weil nicht 

genügend Kapazitäten vorhanden sind, ist Ihre Verantwor-

tung, und dabei hilft ihnen das Lob wenig. 

(Zuruf des Abg. Gerhard Liebscher, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Bringen Sie Personal an die Stelle, an die es hingehört, 

dann funktioniert es auch. 

Die Bezeichnung „Wendehals“ weise ich natürlich – insbe-

sondere, was die Coronakrise betrifft – absolut von mir. 

Wir hatten von Anfang an eine sehr klare Haltung zum Um-

gang mit Corona. 

(Zurufe der Abg. Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE, Sören Voigt, CDU,  

und Albrecht Pallas, SPD – Weitere Zurufe) 

Wir haben gesagt: Konzentrieren Sie sich auf die Risiko-

gruppen. Prüfen Sie Ihre Maßnahmen auf Sinnhaftigkeit. – 

Beides tun Sie bis heute nicht ausreichend, und dafür kriti-

sieren wir Sie. 

(Beifall bei der AfD) 
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Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war die Kurzinter-

vention des Kollegen Urban. Darauf reagiert nun Herr 

Staatsminister Dulig, bitte. 

Martin Dulig, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr: Ich kenne keinen Wendehals, der nicht von 

sich weisen würde, ein Wendehals zu sein. – Die Sächsi-

sche Aufbaubank hatte ein sogenanntes Ampelsystem. Das 

heißt, alle Anträge, die geprüft waren – sie wurden vorge-

prüft, zum Beispiel jene, die den Antrag über Dritte gestellt 

hatten: über Wirtschaftsprüfer, Steuerberater usw. –, waren 

in den meisten Fällen auf Grün gestellt. Es waren die meis-

ten Antragsteller, die innerhalb von 24 Stunden ihr Geld 

auf dem Konto hatten. 

Man kann sich natürlich jetzt die Fälle heraussuchen, bei 

denen die Ampel auf Rot stand und es Nachfragen oder 

Probleme gegeben hat, wo beispielsweise die Sächsische 

Aufbaubank beim jeweiligen Steuerberater nachfragen 

musste und es dementsprechend etwas länger gedauert hat. 

Das ist aber normal. Das hat überhaupt nichts mit den Ka-

pazitäten der Sächsischen Aufbaubank zu tun, denn sie hat 

immer sofort die Kapazitäten erweitert; und dort, wo es 

notwendig war, haben wir als Freistaat mit unserem Perso-

nal ausgeholfen. Es war also keine Kapazitätsfrage, son-

dern es hat lediglich dort, wo die Anträge aufgrund des 

Ampelsystems Nachfragen generiert haben, bei einzelnen 

Anträgen länger gedauert. 

(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Da 

waren die Unternehmer schuld?) 

Dies wird aber weiterhin nicht das Bild verzerren, dass die 

meisten Anträge auf Grün gestellt und schnell bearbeitet 

sowie ausgezahlt wurden, und so muss es auch sein. 

(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Ja, die Unternehmer 

waren schuld, Herr Dulig, super! Wer nie 

Unternehmer war, kann das natürlich nicht wissen! 

– Sabine Friedel, SPD: Die Steuerzahler  

sollten schon geprüft werden!) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war Herr Staatsmi-

nister Dulig mit seiner Reaktion auf die Kurzintervention. 

– Wir kommen zur zweiten Rederunde. Zunächst ergreift 

wiederum die AfD-Fraktion das Wort. Es erhält Herr 

Dr. Weigand. 

Dr. Rolf Weigand, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Dulig, vielleicht 

sollten Sie als Verkehrsminister einmal Ihre Ampel über-

prüfen, ob zu viel Bürokratie drinsteckt. Wenn dieser Frei-

staat der WECO in Freiberg, die zu Silvester 90 % ihres 

Jahresumsatzes macht, verbietet, zu Silvester Feuerwerk 

abzufeuern, der Standort droht, geschlossen zu werden, 

und 100 Personen mit Familien dranhängen, dann hat es ir-

gendwo gehakt und diese Ampel hat versagt. Diese Kritik 

müssen Sie sich gefallen lassen. 

(Beifall bei der AfD – 

Staatsminister Martin Dulig: Die WECO hat 

12 Millionen Euro Wirtschaftshilfe bekommen!) 

Herr Dierks, Sie unterstellen uns populistische Argumenta-

tion. Politische Argumentation ist, wenn ich die Bundes-

notbremse wie ein bockiges Kind kritisiere und sie 

trotzdem mittrage. Das ist Heuchelei! 

(Staatsminister Martin Dulig:  

Nein, das nennt man Rechtsstaat!) 

Pleiten, Pech und Pannen Ihrer Regierung sind, wenn man 

im letzten Jahr Testangebote hatte, diese ausgeschlagen 

und dann bis Dezember gebraucht hat. Die Verantwortung, 

die wir nicht übernommen hätten, wie Sie uns unterstellen, 

haben wir übernommen: Wir haben im April letzten Jahres 

eine langfristige Schutzstrategie für die Risikogruppen ge-

fordert. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Gestatten Sie eine Zwi-

schenfrage? 

Dr. Rolf Weigand, AfD: Ja, bitte. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Bitte, Frau Kollegin  

Friedel. 

Sabine Friedel, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident. Herr 

Weigand, sind Sie der Meinung, dass der Freistaat Sachsen 

die Bundesnotbremse nicht hätte erfüllen sollen, dass der 

Freistaat also gegen geltendes Bundesrecht hätte verstoßen 

sollen? 

Dr. Rolf Weigand, AfD: Sehr geehrte Frau Friedel, ich bin 

der Meinung, der Freistaat Sachsen hätte sich im Bundesrat 

dagegen auflehnen sollen, dass Schulen und Kitas ge-

schlossen werden und die Kinder wieder die Leidtragenden 

dieser ganzen Situation sind. 

(Zuruf der Abg. Sabine Friedel, SPD) 

– Das hat er nicht gemacht, er hat nur eine Randnotiz ge-

macht. Das ist kein Auflehnen. Ich kann nicht vorher sa-

gen, wir haben eine Sondersitzung des Landtags 

durchgeführt und die Staatsregierung aufgefordert, sich im 

Bundesrat dagegen aufzulehnen. 

(Holger Gasse, CDU: Das stimmt gar nicht!) 

Das haben Sie alle abgelehnt. Dort haben Sie versagt. Die 

Chance haben Sie gehabt. 

(Beifall bei der AfD) 

Sie unterstellen, wir würden keine Verantwortung überneh-

men. Das ist doch schäbige CDU-Politik. Noch im Dezem-

ber hat Ministerpräsident Kretschmer den Handwerkern 

unterstellt, dort kämen die Infektionen her. 

(Zuruf des Abg. Mario Beger, AfD) 

Ihr Ministerpräsident aus Bayern spricht der STIKO die 

Kompetenz ab. Sie wollen Grundrechte nur für Geimpfte. 

– Das ist doch die wirkliche Spaltung dieser Gesellschaft, 

meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der AfD) 
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Kommen wir einmal zu den Zahlen der Schulen und Kitas; 

denn, Frau Lang, Sie haben ja gerade so schön gesagt, Sie 

wollen wissenschaftliche Fakten. Noch einmal zum Mit-

schreiben: Die Test-Positiv-Rate an Schulen beträgt 

0,006 % – 0,006 %! Wenn ich damals, als ich meine Dok-

torarbeit geschrieben habe, zu meinem Doktorvater gegan-

gen wäre und gesagt hätte, ich habe einen Effekt gemessen, 

das sind 0,006 %, dann hätte er gesagt: Weigand, pack‘ die 

Sachen zusammen, du bist ab heute hier raus! Das ist ma-

thematischer Testirrsinn, den Sie hier betreiben. 

(Beifall bei der AfD) 

Es ist sogar wöchentlicher Kostenirrsinn. Bisher hat dieser 

Irrsinn 50 Millionen Euro verschlungen. Dieses Geld hät-

ten Sie lieber in ein kostenloses Frühstück an Grund- und 

Förderschulen stecken können, wie es die AfD fordert. 

(Beifall bei der AfD –  

Zuruf des Abg. Martin Modschiedler, CDU) 

Wo ist denn Ihr Masterplan gegen erneute Schul- und 

Kitaschließungen im Herbst? Wie soll der versäumte 

Schulstoff nachgeholt werden? Sie sagen, die Lehrer sollen 

es jetzt irgendwie ermitteln. 

Wie gehen wir mit den sozial-emotionalen Problemen der 

Kinder um? Es gibt 17 % mehr häusliche Gewalt durch 

Corona. Was ist mit der Vernachlässigung der Schwächs-

ten, insbesondere den Kindern mit Förderbedarf, die in den 

letzten Monaten an den Regelschulen komplett hinten run-

tergefallen sind? Das sind die Fragen der Eltern, die sie be-

wegen. 

Stattdessen kommen Sie jetzt mit drei Tests pro Woche ab 

einer Sieben-Tage-Inzidenz von 10. Nach den Ferien kostet 

das wöchentlich nur 5 Millionen Euro. Ich würde Herrn  

Piwarz gern fragen, wo er diese 10er-Inzidenz und deren 

wissenschaftliche Grundlage hernimmt. Wie kommt man 

denn auf eine Zehn? Sitzt man im Ministerium da, wirft 

einen Dartpfeil oder würfelt und sagt dann, so, wir nehmen 

heute mal die Zehn? Erklären Sie bitte der Bevölkerung ge-

nau diesen Grenzwert! Das ist nichts. Das ist reine Willkür 

und völlig unverhältnismäßig. 

(Zuruf des Abg. Dr. Daniel Gerber, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Dann kommt ja die Maskenpflicht im Unterricht ab der 

5. Klasse bei einer Inzidenz über 10. Ja, das ist natürlich 

klasse. Wenn ich sowieso nach den Ferien mehr teste, dann 

teste ich mich schnell an die 10 ran, und so wird die Mas-

kenpflicht schnell herbeigetestet. 

(Zurufe der Abg. Luise Neuhaus-Wartenberg 

und Antje Feiks, DIE LINKE) 

Diese Masken sind, wie Kollege Urban sagte, eine Riesen-

belastung für die Kinder. Wir als AfD haben diese Masken 

mal eingeschickt und auf Keimbelastung testen lassen. Es 

waren 20 Masken, neun davon von Schulkindern. Sie soll-

ten die Masken tragen, wie sie sie normalerweise tragen. 

Dabei kam heraus: 85 % haben eine hohe bzw. sehr hohe 

Keimbelastung. Sie haben also eine richtige Keimschleu-

der vor dem Gesicht. 

Was tun Sie dagegen? Da brauchen Sie keine schönen Wer-

bevideos machen. Schauen Sie sich selbst an, wie Sie alle 

hier die Masken tragen! Ich hatte letzte Woche eine Podi-

umsdiskussion mit einem CDU-Kandidaten. Er hat seine 

Maske auf den Tisch gelegt. Darin hätten Sie Radieschen 

säen können. Genauso geht die Bevölkerung damit um. He-

ben Sie diese irrsinnige Maskenpflicht für die Kinder auf, 

um diese nicht zu gefährden! 

(Beifall bei der AfD) 

Anstatt das zu machen, kommen Sie jetzt um die Ecke und 

reden von der Impfung als eine moralische Verpflichtung. 

Reden Sie eigentlich auch von einer moralischen Ver-

pflichtung, wenn Kinder abgetrieben werden? 

(Beifall bei der AfD – Widerspruch 

von den LINKEN) 

Das habe ich von Ihnen noch nie gehört. Ich höre immer 

nur: Mein Bauch ist meiner. Das ist Heuchelei, meine Da-

men und Herren. 

(Beifall bei der AfD) 

Sie haben vorhin Frau Kesicka vom Landesschülerrat zi-

tiert. Nun ja, sie ist 18 Jahre alt und kann sich jetzt impfen 

lassen. Sie wird aber bestimmt nicht für die Eltern spre-

chen, die 12-jährige Kinder zu Hause haben. Wenn sich 

Herr Söder hinstellt und sagt, ich bin kompetenter als die 

STIKO, dann frage ich mich: Wann hat denn Herr Söder 

Medizin studiert? 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: 

Wo haben Sie denn Medizin studiert?) 

Man kann nur ganz klar sagen: Wählen Sie bitte keine 

CDU/CSU, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der AfD) 

Wir als AfD geben – ja, Herr Lippmann – den Experten der 

STIKO recht. Sie sagen: Gesunde Kinder müssen nicht ge-

gen Corona geimpft werden, denn für sie ist das ein grip-

peähnlicher Verlauf. Beenden Sie endlich diesen 

Impfdruck durch die Hintertür! Beenden Sie die Willkür 

und die unverhältnismäßigen Maßnahmen! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Herr Dr. Weigand sprach 

für die AfD-Fraktion. Jetzt könnte die CDU-Fraktion das 

Wort ergreifen; sie hat noch Redezeit. – Ich sehe jetzt kei-

nen Redebedarf. Wie sieht das bei der Fraktion DIE LINKE 

und bei den anderen Fraktionen aus? – 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Nein!) 

Ich sehe Redebedarf bei der Fraktion BÜNDNISGRÜNE. 

Damit erteile ich Frau Kollegin Kuhfuß das Wort. 
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Kathleen Kuhfuß, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 

denke, das sollte man so nicht stehen lassen. Dass die Aus-

einandersetzung mit dem Thema Corona auch heute noch 

notwendig ist, hat die Diskussion gezeigt. Auch ein Blick 

in Richtung WHO, die uns immer noch eine gesundheitli-

che Notlage internationaler Tragweite aufs Tablett skiz-

ziert, oder die Tatsache, dass wir uns auch auf der 

Bundesebene noch in einer epidemischen Lage befinden, 

machen es deutlich. 

In Sachsen, zumindest für Teile von Sachsen, scheint ja die 

Welt ganz in Ordnung zu sein. Wir diskutieren darüber, ob 

es zumutbar und verhältnismäßig ist, eine Maske im Ein-

zelhandel zu tragen oder wie viele Tausend Menschen mit 

oder ohne Terminbuchung nach Freiberg zum Volksfest ge-

hen können. Wir glauben wirklich, zumindest einige Teile 

hier im Hause, das Ganze im Griff zu haben. Wir stellen 

die These auf, dass Getestete, Geimpfte und Genesene kei-

nesfalls wieder in den Lockdown müssen. 

Das halte ich für falsch. Wer es wagt, ein wenig über Sach-

sen hinauszuschauen, sieht, dass die grüne Inzidenz-Karte 

sich langsam wieder gelblich färbt, dass der Landkreis Bir-

kenfeld in Rheinland-Pfalz mit einer Inzidenz von knapp 

60 schon lange nicht mehr über Masken redet, sondern dar-

über, wie der Trend sich wenden lässt, und das alles, weil 

sich bei einer Kommunionsfeier viele angesteckt haben. 

Jetzt feiert Sachsen eher Jugendweihe und Konfirmation, 

aber auch hier erfolgt das Ganze eng beieinander, ungetes-

tet und ohne Maske. So kann uns eine Ansteckung jederzeit 

ereilen. Spätestens für diejenigen, die ihren Urlaub anfan-

gen zu planen, wird sehr deutlich, dass sich in beliebten 

Ländern, wie den Niederlanden oder Spanien, momentan 

eine Inzidenz von 400 abzeichnet. 

Auch deshalb ist es notwendig und sinnvoll, dass sich die 

Staatsregierung auf eine vierte Welle vorbereitet. Das ist 

gut und richtig. Besonders die Urlaubsrückkehrer-Rege-

lung – der Nachweis, dass ich nach fünf Urlaubstagen ne-

gativ bin –, beruhigt mich an dieser Stelle. Menschen 

müssen nach erhöhter Reisemobilität nachweisen, dass sie 

negativ sind. Ich hoffe auch sehr, dass wir uns noch darauf 

verständigen werden, das für Mitarbeiter(innen) im Kun-

denkontakt zur Bedingung zu machen. 

Wir sind uns auch an dieser Stelle einig, dass wir ein er-

hebliches Aufholpotenzial beim Impfen haben. Zu befürch-

ten ist, dass es uns erst gelingt, dieses Aufholpotenzial zu 

heben, wenn die Zahlen wieder steigen und auch der Letzte 

merkt, dass Corona wirklich kein Spaß ist. 

Herr Wanderwitz ist für seine Aussage zu den unerreichba-

ren Milieus öffentlich sehr gescholten worden. Was in die-

ser Diskussion aus meiner Sicht wirklich zu kurz 

gekommen ist, ist der Fakt, dass er mehrere Studien zitiert. 

Eine davon hat unsere eigene Landeszentrale für politische 

Bildung mit initiiert. 

Ich zitiere aus dieser Studie – Überschrift: „Im politischen 

Vakuum März 2021“ –: „Mancherorts hat sich eine rechts-

populistisch-radikale Parallelwelt heraus entwickelt, die 

sich selbst verstetigt und für Impulse von außen kaum noch 

zugänglich erscheint.“ 

Diese Welt wird von der AfD, den Freien Sachsen und an-

deren Telegram-Populisten fleißig gefüttert, und sie wird 

unseren verantwortungsvollen Kurs, Menschen aufzuklä-

ren und Schutz anzubieten, immer weiter konterkarieren. 

Impfen, Testen und Maske tragen sind wertvolle Mittel ge-

gen die Pandemie. Wenn diese wertvollen Werkzeuge von 

Populisten zerstört werden, dann ist das nicht nur unsolida-

risch, sondern hochkarätig verlogen. 

Ich kann Herrn Dierks an dieser Stelle nicht recht geben. 

Wir werden es leider nicht ohne alle Sachsen schaffen, 

diese Pandemie zu bewerkstelligen. Wenn wir eine Impf-

quote, eine Herdenimmunität von 85 % erreichen wollen, 

dann müssen wir im Erzgebirge eben mehr als 70 % der 

Demokraten erreichen. 

Ich will noch ein bisschen auf das eingehen, was hier von 

der rechten Seite infrage gestellt wurde: Ihre heutige Tak-

tik, so wie ich es verstanden habe, heißt: Wir sperren die 

Alten und Kranken wieder weg, wenn eine vierte Welle 

kommt. 

(André Barth, AfD: Wer hat das denn gesagt? – 

Zuruf des Abg. Dr. Rolf Weigand, AfD – 

Gegenrufe von den LINKEN) 

Das ist zutiefst unmoralisch und unsolidarisch. Sie fragen 

uns nach einem Masterplan. Dieser Masterplan heißt: Wir 

bleiben auf dieser Niedriginzidenz durch Maske tragen, 

Testen und Impfen. Das ist der Masterplan. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN 

und der SPD – Zuruf von der AfD) 

Sie fragen uns ernsthaft, wie wir auf die Inzidenz von 10 

kommen. Nein, wir haben sie nicht ausgewürfelt. Wir lesen 

gelegentlich das, was im Ärzteblatt steht oder was das RKI 

macht. Es gibt eine Control-COVID-Strategie. Das heißt 

übersetzt: Wie kontrolliere ich dieses Virus? Denn wir wer-

den es nicht wegatmen können. Und es gibt eine Basisinzi-

denz von 10. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Frau Kollegin Kuhfuß, 

die Redezeit ist abgelaufen. 

Kathleen Kuhfuß, BÜNDNISGRÜNE: Die haben wir 

eingeführt. Wir sollten uns auf dieser Niedriginzidenz wei-

ter bewegen – mit wenigen Einschränkungen – und damit 

das Leben aller retten. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, 

der SPD und der Abg. Kerstin Nicolaus, CDU) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war Frau Kollegin 

Kuhfuß für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE. Gibt es wei-

teren Redebedarf bei den Fraktionen? – Die SPD-Fraktion; 

Herr Kollege Mann. Sie haben noch gut 3 Minuten Rede-

zeit. 

Holger Mann, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident. Das 

meiste ist richtigerweise schon von Herrn Staatsminister 
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Dulig gesagt worden. Er hat noch einmal deutlich heraus-

gestellt, dass das, was insbesondere Sie von der AfD-Frak-

tion, hier in den letzten Monaten an Alarmismus verbreitet 

haben, schlicht nicht stimmt. 

Die Sächsische Staatsregierung und der Landtag haben auf 

die Krise reagiert und massiv finanzielle Mittel mobilisiert, 

um die schwierigsten Folgen der Pandemie zu bekämpfen. 

Ich erinnere an das, was die SAB in den letzten Monaten 

geschafft hat. Und weil Sie so gern in Prozenten reden, 

Herr Weigand: Dass inzwischen 100 % sowohl der No-

vemberhilfen wie der Dezemberhilfen bearbeitet und be-

schieden wurden, ist aller Ehren wert. 

(Zuruf des Abg. Dr. Rolf Weigand, AfD) 

Das schaffen Sie in den meisten anderen Förderprogram-

men noch nicht einmal unter normalen Bedingungen. Das 

könnte man auch mal sagen und lobend erwähnen. 

(Dr. Rolf Weigand, AfD: Hätten Sie 

den Lockdown nicht gebracht, hätten wir 

die ganzen Maßnahmen nicht gebraucht!) 

Beim Härtefallfonds sieht es nicht schlechter aus. Ich will 

auch noch einmal sagen, gerade weil Sie hier Mordio und 

Zeter geschrien haben: Gerade Sachsen hat als eines der 

wenigen Bundesländer ein eigenes Hilfsprogramm auf die 

Reise gebracht, von dem auch ganz viele – im fünfstelligen 

Bereich – Unternehmen profitiert und womit wir geholfen 

haben. Das zeigt, dass diese Staatsregierung handlungsfä-

hig war und gehandelt hat, und das können lange nicht alle 

im Land von sich behaupten. 

Ich will aber noch einmal zu etwas anderem Stellung neh-

men, das der Herr Staatsminister mit dem Wort „Wende-

hals“ klargemacht hat. Ich habe es ja schon in der Debatte 

im Mai herausgearbeitet, aber das haben Sie heute wieder 

hier abgezogen –: Sie sind hinterher immer schlauer. Sie 

sind hinterher immer schlauer und wollen alles gewusst ha-

ben. Wenn man aber noch einmal schaut, was Sie hier im 

Plenum oder über die Presse zum Besten gegeben haben, 

dann haben Sie am Anfang behauptet, die Pandemie sei ja 

nur so eine Art härterer Schnupfen. 

(Zuruf von der AfD: Was?) 

Sie haben zeitweise die Übersterblichkeit bezweifelt; heute 

haben Sie sich hier hingestellt und der Staatsregierung die 

hohen Sterbezahlen vorgeworfen. Sie haben selbst hier im 

Plenum demonstrativ Masken nicht getragen; heute hat 

sich Ihr Fraktionsvorsitzender hier hingestellt und über die 

Qualität der Masken philosophiert und zu Gericht geses-

sen. 

Sie haben verbal die Impfungen beschimpft und auch heute 

wieder diffamiert. Gleichzeitig stellt sich Herr Urban hier 

hin und philosophiert – schon in der Manier eines Experten 

oder Pseudomediziners – über Promillebereichsnebenwir-

kungen, um die Impfung wieder zu diffamieren. Zu guter 

Letzt haben Sie gerade im Mai-Plenum mit einem eigenen 

Antrag den Inzidenzwert kritisiert und heute über Prozente 

geredet. Ja, man kann sich die Realität hinbiegen, wie man 

will. 

(Beifall bei der SPD –  

Zuruf des Abg. Dr. Rolf Weigand, AfD) 

Man kann natürlich sagen, 191 positive Fälle von 140 000 

Testungen an Schulen seien zu vernachlässigen, das sei  

lächerlich. Aber man kann den Wert auch umrechnen in In-

zidenzen. Wenn man die Zahlen für die drei Wochen im 

April, in denen umfangreich getestet wurde, noch einmal 

hernimmt, dann ist das eine Inzidenz, die rund um 40 liegt. 

Wenn man sich dann vorstellt, dass Schulkinder den gan-

zen Tag miteinander in einem Raum sitzen und die Raum-

luft im Zweifelsfall 191 Fälle weiterverbreitet – und wir 

wissen, wie schnell sich die Pandemie exponentiell  

verbreiten kann –, dann kann man auch sagen, wir haben 

genau das Richtige getan, nämlich das höchstmögliche 

Maß an Sicherheit in dieser Pandemie zu gewährleisten, 

und diese Strategie war richtig. 

(Beifall bei der SPD, der CDU und 

vereinzelt bei den BÜNDNISGRÜNEN) 

Weil Sie sich wieder ereifern – ich frage mich, wenn Sie 

denn das alles für so selbstverständlich halten, was Sie uns 

heute hier zum Besten gegeben haben: Wo sind dann die 

Aufrufe der AfD-Fraktion zum Impfen? Wo ist die Unter-

stützung für eine No-Covid-Strategie? 

(Dr. Rolf Weigand, AfD: Wir wollen 

keine No-Covid-Strategie, das geht nicht!) 

Wo ist sie? Ich habe es auf allen Ihren Seiten nicht gefun-

den, sondern genau das Gegenteil. Deswegen werden Sie 

auch keinen Anteil daran haben, dass Deutschland und 

Sachsen aus dieser Pandemie wieder gestärkt hervorgehen; 

denn so sieht es an den fundamentalen Wirtschaftsdaten 

aus: Wir sind so gut wie kein anderes Land in Europa aus 

dieser Pandemie gekommen, 

(Zuruf des Abg. André Barth, AfD) 

und das liegt nicht zuletzt am politischen Handeln dieser 

Koalition. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, 

den BÜNDNISGRÜNEN und 

des Staatsministers Martin Dulig) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Kollege Mann sprach für 

die SPD-Fraktion. Jetzt ist die Redezeit der Fraktionen 

weitestgehend aufgebraucht. Ich müsste noch einmal die 

CDU-Fraktion fragen, aber sie möchte das Wort nicht er-

greifen. – Die Aussprache zum Bericht der Staatsregierung 

ist damit beendet und der Tagesordnungspunkt abgeschlos-

sen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf 
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Tagesordnungspunkt 3 

Aktuelle Stunde 

Erste Aktuelle Debatte: Für Schule, Freizeit und Wochenende –  

endlich kommt das Bildungsticket 

Antrag der Fraktion SPD 

Zweite Aktuelle Debatte: Zwischen Trockenheit und Überschwemmungen – 

Auswirkungen des Klimawandels konkret und vor Ort begegnen 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Die Verteilung der Gesamtredezeit der Fraktionen hat das 

Präsidium wie folgt vorgenommen: CDU 38 Minuten, AfD 

28 Minuten, DIE LINKE 16 Minuten. BÜNDNISGRÜNE 

19 Minuten, SPD 17 Minuten, Staatsregierung zweimal 

10 Minuten, wenn gewünscht. 

Wir kommen zu 

Erste Aktuelle Debatte 

Für Schule, Freizeit und Wochenende – endlich kommt das Bildungsticket 

Antrag der Fraktion SPD 

Als Antragstellerin hat zunächst die SPD-Fraktion das 

Wort; das Wort ergreift Herr Kollege Homann. 

Henning Homann, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Ja, wir Sozialdemokratinnen und Sozi-

aldemokraten bekennen uns schuldig: Wir sind schuld 

daran, dass es in Sachsen ab dem 1. August dieses Jahres 

ein Bildungsticket gibt. Ja, wir bekennen uns schuldig, dass 

wir eines unserer zentralen Projekte der letzten Jahre um-

setzen. Ja, wir bekennen uns schuldig für hartnäckiges Ver-

handeln und dauerndes Beharren auch gegen so manche 

Widerstände. 

Ja, wir tragen Verantwortung dafür, dass ab dem 1. August 

in Sachsen alle Schülerinnen und Schüler kostengünstig für 

nur 15 Euro im Monat mobil sein können; denn wir wollen, 

dass alle Schülerinnen und Schüler zukünftig einen Fahr-

schein nicht nur zur Schule und zurück haben, sondern 

auch zum Sport, in der Freizeit, zu Freundinnen, zu Freun-

den in den Orten nebenan, und das innerhalb ihres gesam-

ten Verkehrsverbundes. Das gilt 24 Stunden am Tag, sieben 

Tage die Woche, das ganze Jahr über, meine sehr geehrten 

Damen und Herren, und das ist ein großartiges Projekt für 

die jungen Menschen in diesem Land. 

(Beifall bei der SPD und des 

Staatsministers Martin Dulig) 

Das gilt nicht nur für Schülerinnen und Schüler, sondern 

auch für Auszubildende in schulischer Ausbildung, zum 

Beispiel die vielen Auszubildenden in den Pflegeberufen, 

die nicht zu Unrecht, sondern völlig zu Recht in den letzten 

Monaten und Jahren in den Fokus der Politik gerückt wur-

den, dass wir deren Ausbildungsbedingungen verbessern 

wollen. 

Das Bildungsticket bringt für viele Schülerinnen und Schü-

ler in Sachsen Vorteile und für niemanden Nachteile. Das 

bedeutet, dass die teilweise günstigeren Angebote, die lo-

kal bereits bestanden, bestehen bleiben und auch Freistel-

lungen – zum Beispiel für das dritte Schulkind – bestehen 

bleiben. Das Bildungsticket ist vielmehr ein zusätzliches 

Angebot, das zehntausend Schülerinnen und Schüler zu-

sätzlich in das System holt und ihnen bessere Bedingungen 

schafft. 

Warum tun wir das? Warum haben wir uns so dafür einge-

setzt? Der erste Punkt ist: In der Bildung geht es für uns 

Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten um Chancen-

gleichheit. Wir wollen den gleichberechtigten Zugang aller 

Kinder und Jugendlichen zu Bildung, egal, wo sie wohnen 

oder wie viel ihre Eltern verdienen. 

Wir wollen mit dem Bildungsticket einen weiteren Bau-

stein bauen für die Mobilitätswende; denn was könnte es 

Besseres geben, als junge Menschen bereits zu ihrer Schul-

zeit für den Nahverkehr zu begeistern? Was könnte es dafür 

Besseres geben als eine Flatrate, bei der junge Menschen 

nicht großartig nachdenken müssen, ob sie jetzt in den Bus 

einsteigen können oder nicht, ob sie sich das leisten können 

oder nicht, sondern einfach einsteigen und mit dem Bus  

oder mit der Bahn fahren können. 

So geht sozial gerechter Klimaschutz. Wir wünschen nicht 

nur – wir machen. Dafür ist das Bildungsticket ein hervor-

ragendes Beispiel. 

Wenn man sich das aus der Perspektive junger Menschen 

anschaut – und ich finde, das müssten wir als Politik viel 

öfter machen: aus der Perspektive junger Menschen zu 

denken –, dann macht das junge Menschen in diesem Land 

freier und eigenständiger. Sie müssen nicht mehr die Eltern 

fragen, wenn das Taschengeld alle ist, ob sie noch mal drei 
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Euro für den Bus bekommen können. Sie können selbst 

entscheiden, wann und wo sie sich hinbewegen, und genau 

darum geht es doch. Wir wollen auch sinnbildlich die jun-

gen Menschen von der Rückbank im Auto wegholen und 

sie zu selbstständigen Gestaltern ihrer Zukunft und ihres 

Lebens machen, und dazu leistet dieses Bildungsticket ei-

nen wichtigen Beitrag. 

Das Bildungsticket macht aber auch Familien stärker; denn 

es wird das Leben vieler verbessern, weil es Familien fi-

nanziell entlastet. Das Bildungsticket ist in vielen Fällen 

günstiger und weitreichender als die bisher bestehenden 

Karten und entlastet Familien aufgrund des ausgeweiteten 

Angebots auch organisatorisch, wenn es zum Beispiel da-

rum geht, dass Schülerinnen und Schüler zu ihren Freizeit-

angeboten gefahren werden müssen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben lange 

dafür gekämpft und ich bin froh darüber, dass aus diesem 

Projekt der SPD ein Projekt dieser Koalition und auch der 

Landrätinnen und Landräte geworden ist. Wir haben uns in 

einem gemeinsamen Kraftakt – und da gilt der besondere 

Dank dem Verkehrsminister Martin Dulig – auf einen Weg 

begeben können, indem wir in diesem dann doch etwas 

komplizierten System öffentlichen Nahverkehrs in Sach-

sen einen gemeinsamen Weg gefunden haben, um dieses 

Bildungsticket umzusetzen. 

Es hat sieben Jahre gedauert und legt mit Sicherheit den 

Fokus darauf, dass das Nahverkehrssystem in Sachsen wei-

tere Reformen braucht, weil wir mit einer Landesverkehrs-

gesellschaft keine sieben Jahre gebraucht hätten. Aber wir 

müssen die Sache Schritt für Schritt angehen. Wir haben 

mit dem Bildungsticket, das jetzt startet, in Sachsen einen 

großen Schritt in diese Richtung gemacht. Ich bedanke 

mich bei allen, die dabei kräftig mitgeholfen haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Unsere erste Aktuelle 

Debatte wurde von der einbringenden SPD-Fraktion eröff-

net, es sprach Kollege Homann. Jetzt ergreift für die CDU-

Fraktion Kollege Nowak das Wort. 

Andreas Nowak, CDU: Herr Präsident! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Kollege Homann hat viel Richtiges 

und Wichtiges vorgetragen, warum das Bildungsticket nö-

tig, wichtig und ein gutes Projekt ist. 

Mein eigener Blick wird deshalb ein Stück weit auf die 

Punkte gehen, die wir noch optimieren können und müs-

sen. Zunächst ist es gut, dass die Landräte mitmachen und 

dass alle Landräte das Ticket anbieten; denn Anfang des 

Jahres klang das an der einen oder anderen Stelle noch et-

was anders. Aber noch nicht alle können derzeit das Ticket 

erwerben. Bestimmte, nach Satzungen fahrberechtigte 

Schüler haben noch Dinge offen, sodass das noch optimiert 

werden muss. Hier zeigt sich einmal mehr, dass einheitli-

che Schülerbeförderungssatzungen für alle Aufgabenträger 

nötig sind, wie wir das seit der Veröffentlichung der 

ÖPNV-Strategiekommission kennen. 

Die Unterschiede verhindern derzeit auch, dass man die 

Kostentreiber einmal objektiv feststellt. Wir wollen das ge-

meinsam mit dem VDV erledigen. Das Bildungsticket ist 

für uns der Einstieg in die Revision der Schüler- und Aus-

zubildendenbeförderung an sich. Wir wissen, im ÖPNV  

FinAusG gibt es seit 2011 eine Unwucht. Die Einführung 

des Bildungstickets ist für uns der Einstieg, diese Unwucht 

zu beseitigen. 

Besonders ärgerlich ist für uns allerdings, dass das Bil-

dungsticket ein Stück weit den ÖPNV-Tarifwirrwarr in 

Sachsen fröhliche Urständ feiern lässt; denn die Zweckver-

bände haben es versäumt, ein einheitliches Beförderungs-

netz zu schaffen. Am deutlichsten wird das bei den 

Bedingungen für Fahrrad und Hund: Im MDV ist das  

Fahrrad kostenlos, beim VVO kann man Hund und Fahrrad 

mitnehmen, im ZVON müssen die satzungsmäßig berech-

tigten Schüler keinen Antrag stellen. Sie bekommen das 

Bildungsticket einfach zugestellt. Bei den anderen muss 

das zum Teil bei Verkehrsunternehmen geschehen, und im 

VMS und im VVV ist zwar das Fahrrad erlaubt, der Hund 

wiederum nicht. 

Im Landkreis Bautzen, Mitglied in zwei Verkehrsverbün-

den, nämlich ZVON und VVO, gilt immerhin nicht die 

Verbundgrenze. Dort kann man im ganzen Landkreis fah-

ren. Man fragt sich, warum das nicht woanders geht. Das 

Problem geht ein Stück weit drüber hinaus. Mir ist mindes-

tens ein Fall bekannt: Die Kinder einer Familie aus Rei-

chenbach im Vogtland gehen in Zwickau ins Gymnasium. 

Die wollten das Bildungsticket kaufen. Man fährt von Rei-

chenbach nach Zwickau mit der Bahn eine Viertelstunde 

bis 25 Minuten. In Leipzig ist mancher Schüler mit der 

Bimmel länger unterwegs. Die Familie hat sich an den 

ZVV gewandt, der hat zum Tourismusverband verwiesen. 

Der Tourismusverband hat sich schlau gemacht und meldet 

aber, dass Vogtlandbahn und MRB offensichtlich dort nicht 

mitmachen. Die Eltern hätten auch für beide Verbünde ein 

Ticket gekauft. Das konnten sie aber nicht machen, dem-

zufolge müssen sie derzeit noch den alten Preis zahlen, der 

bei ungefähr 100 Euro liegt. Hier muss aus unserer Sicht 

dringend nachgebessert werden. Hier braucht es kurzfristig 

Kulanz, und das Ministerium muss tätig werden; denn of-

fensichtlich bekommen es die Zweckverbände allein an 

dieser Stelle nicht hin. 

Festzuhalten ist: Das Bildungsticket ist ein wichtiges Pro-

jekt; es ist auch ein sozialpolitisches Projekt. Herr Kollege 

Homann hat darauf hingewiesen, dass es junge Menschen 

mobiler macht, dass es auch ein Einstiegsangebot in den 

ÖPNV ist. Wenn man weiß, dass es gut funktioniert, wird 

man das auch jenseits der Schule nutzen können. Aber, und 

das sagt auch Joanna Kesicka vom Landesschülerrat, es 

braucht auch die Busse, um das Bildungsticket nutzen zu 

können, vor allem im ländlichen Raum. Deshalb ist für uns 

neben der Vereinheitlichung der Nutzungsbedingungen, 

die wir auch auf die Reihe bekommen müssen, vor allem 



Sächsischer Landtag 7. Wahlperiode – 34. Sitzung 21. Juli 2021 

 2470 

der Ausbau des PlusBus- und TaktBus-Netzes ein wichti-

ges Anliegen. 

Dies wäre ein Thema für eine weitere Aktuelle Debatte, für 

heute danke ich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU, den BÜNDNISGRÜNEN, 

der SPD und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Herr Kollege Nowak 

sprach für die CDU-Fraktion, und Herr Kollege Keller von 

der AfD-Fraktion wird jetzt zu uns sprechen. 

Tobias Keller, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren! Endlich kommt das Bildungsti-

cket. Ja, endlich! Nachdem der Wirtschaftsminister bereits 

2014 mit dem Projekt Bildungsticket in den Wahlkampf 

zog, nachdem es eine ÖPNV-Strategiekommission gab, 

nachdem in zahlreichen Doppelhaushalten eine Umsetzung 

möglich gewesen wäre, kommt jetzt endlich das Bil-

dungsticket. 

Man hat dafür sage und schreibe rund sieben Jahre ge-

braucht. Das heißt, Schüler die damals 14 Jahre alt waren, 

sind nie in den Genuss eines solchen Tickets gekommen. 

Das zeigt, wie dringlich die CDU- und SPD-geführten Ko-

alitionen bisher das Bildungsticket empfunden haben. 

(Zuruf des Abg. Marco Böhme, DIE LINKE) 

50 Millionen Euro lässt sich der Freistaat das Ticket kosten 

– gut angelegtes Geld, keine Frage. Deshalb haben auch 

wir als AfD-Fraktion im letzten Doppelhaushalt – hören 

Sie zu! – 

(Zuruf von der AfD: Das schaffen sie nicht!) 

mit unseren Anträgen dafür geworben, dass das Ticket aus 

dem Staatshaushalt mitfinanziert werden kann. 

(Beifall bei der AfD – Zurufe 

von der SPD und den LINKEN) 

Aber wir möchten und müssen die Koalition daran erin-

nern, dass das Bildungsticket ursprünglich sachsenweit 

eingeführt werden sollte. Auch das haben wir in unseren 

Anträgen eingefordert und finanziell untersetzt; denn es ist 

uns wichtig, dass das Ticket den Schülern und Auszubil-

denden im ländlichen Raum genauso zugutekommt wie 

den Schülern und Azubis in den großen Städten. Das ist für 

uns eine Frage der Bildungsgerechtigkeit. 

Vor allem gilt es aber, nun den öffentlichen Nahverkehr im 

ländlichen Raum auszubauen. Hierzu möchte ich auf un-

sere Anträge zur Reaktivierung verschiedener Bahnstre-

cken verweisen, die wir in den letzten Monaten eingebracht 

haben und die allesamt von Ihnen abgelehnt wurden. Das 

ist zumindest kein gutes Zeichen für die Jugendlichen in 

den Dörfern und kleinen Gemeinden; denn ein 15 Euro-Ti-

cket nutzt nichts, wenn es dafür keine Beförderungsange-

bote gibt. Vielleicht sind durch das Bildungsticket doch an 

einigen Verkehrspunkten die erforderlichen werktäglichen 

Ein- und Aussteiger möglich, die für die Reaktivierung von 

Bahnstrecken nötig sind. Hier sollte die Staatsregierung 

nicht mauern, sondern prüfen, was und wo tatsächlich 

möglich und machbar ist. 

Meine Damen und Herren! Sie sehen, für einen Lobgesang 

zur Einführung des Bildungstickets ist es bei aller Sympa-

thie dafür noch zu früh. Das Beförderungsangebot ist dafür 

gerade in ländlichen Gemeinden viel zu dünn. Manche 

Orte sind für einen Anschluss per se ausgeschlossen. So ist 

zum Beispiel ein Verkehrsangebot im ÖPNV nur dort vor-

gesehen, wo zusammenhängend bebaute Flächen mit mehr 

als 200 Einwohnern oder einer vergleichbaren Zahl an Be-

rufseinpendlern etwa bei größeren Betrieben vorhanden 

sind. Deshalb haben beispielsweise Daube in Lohmen, 

Steinrücken in der Stadt Wehlen oder auch Klitzschen in 

Mockrehna keine Haltestellen. Aber auch Probleme mit 

langen Fahrtzeiten oder fehlenden Direktverbindungen 

sind Defizite, die schnellstmöglich zu beheben sind. 

Vielleicht sollten wir deshalb einmal hinterfragen, ob der 

einseitige Fokus auf die Nachfrageorientierung im Gesetz 

über den öffentlichen Personennahverkehr im Freistaat 

Sachsen wirklich zielführend ist. Wenn das Bildungsticket 

geeignet sein sollte, hier entsprechende Strukturen aufzu-

brechen, dann freue ich mich, dass die SPD diese Debatte 

auf die Tagesordnung gesetzt hat. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die Linksfrak-

tion, bitte. Herr Abg. Böhme. 

Marco Böhme, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Meine Damen und Herren! Auch ich und wir freuen 

uns natürlich, dass es das Bildungsticket nun endlich in 

Sachsen geben wird. Auch meine Fraktion hat viele Jahre 

dafür gekämpft. Wir haben hier im Landtag schon in der 

letzten Legislaturperiode immer wieder Druck aufgebaut 

und Debatten angestoßen, dass Sie, CDU und SPD, Ihren 

eigenen Koalitionsvertrag von damals einhalten. 

Aus dem Koalitionsvertrag aus dem Jahr 2014 möchte ich 

einmal zitieren. Darin stand: „Wir sind uns einig in dem 

Ziel der Einführung eines einheitlichen, sachsenweit gülti-

gen und kostengünstigen Bildungstickets, das Schülerin-

nen, Schülern und Auszubildenden über den Schulweg 

hinaus die Nutzung des ÖPNV über das gesamte Jahr er-

möglicht. Wir werden gemeinsam in Zusammenarbeit mit 

den Aufgabenträgern, den Zweckverbänden, den Landkrei-

sen und kreisfreien Städten bis zum 31.12.2015 einen Vor-

schlag für die Einführung eines solchen Bildungstickets 

vorlegen.“ 

Meine Damen und Herren! Dieser Koalitionsvertrag ist 

nun schon sieben Jahre alt. Herr Homann, wenn Sie vorhin 

mit „wir bekennen uns schuldig“ begonnen haben: Beken-

nen Sie sich auch dazu schuldig, dass das alles so lange 

gedauert hat? Das hat mich vorhin doch etwas zum 

Schmunzeln gebracht. Auch schon vor diesem Koalitions-

vertrag gab es die berechtigte Forderung, in Sachsen ein 

Bildungsticket einzuführen. Ich finde es eine starke Leis-

tung, sich so lange Zeit zu lassen und sich hier abzufeiern, 
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nachdem Sie schon vor zehn Jahren zum Beispiel Anträgen 

unserer Fraktion hätten zustimmen können, in denen es um 

eine Obergrenze für die Elternanteile bei der Schulwegbe-

förderung von 10 Euro im Monat ging. Das haben wir auch 

schon vor zehn Jahren im Haushalt gefordert. 

Doch das eigentlich Krasseste, das ich ansprechen möchte, 

ist, dass dieser Koalitionsvertrag von vor sieben Jahren bis 

heute nicht eingehalten wird, 

(Zuruf des Abg. Andreas Nowak, CDU) 

auch nicht am 1. August, wenn das Bildungsticket kommt; 

denn was ist denn mit der sachsenweiten Gültigkeit, Herr 

Nowak? 

(Zuruf des Abg. Andreas Nowak, CDU) 

Wo sind denn die Auszubildenden geblieben, die Sie mit 

hineinnehmen wollten? 

(Andreas Nowak, CDU: Wir haben ein 

AzubiTicket! Das wissen Sie genau!) 

– Ja, das AzubiTicket für das Vierfache des Geldes! – 

(Zuruf des Abg. Andreas Nowak, CDU – 

Zurufe von der SPD) 

Was ist mit der Auflösung des Tarifwirrwarrs, das Sie ge-

rade selbst angesprochen haben? Es bleibt ein Ticketange-

bot der verschiedenen Verkehrsverbünde. Es bleiben 

unterschiedliche Regelungen für die Fahrradmitnahme o-

der den Hund. Es gibt im Landkreis Görlitz und im Vogt-

land das Ticket zum bisherigen Elternpreis, und das 

Krasseste ist, wenn zum Beispiel die Schule im Verbund A 

und der Wohnort im Verbund B liegt, dass sich die beiden 

Verkehrsverbünde auch nicht einigen konnten. Das kann 

doch wohl nicht die Auflösung des Tarifwirrwarrs sein. Ich 

finde, die Minimalversion dieses Bildungstickets, die jetzt 

gekommen ist, kann noch nicht der letzte Schluss gewesen 

sein, meine Damen und Herren. 

Wir geben uns damit auch nicht zufrieden. Wir fordern, 

dass die Bedingungen für das Ticket spätestens zu Beginn 

des nächsten Schuljahres angepasst werden. Es braucht die 

Senkung des Preises auf 120 Euro im Jahr und nicht 

180 Euro, wie es jetzt ist. Es braucht eine sachsenweite 

Gültigkeit. Es braucht eine Erwerbsberechtigung für Aus-

zubildende und vor allem für Freiwilligendienstleistende. 

Die haben Sie auch wieder vergessen. 

(Zuruf des Abg. Andreas Nowak, CDU) 

Das ist eine Personengruppe, die enorm wenig Einkommen 

hat, viel weniger Einkommen als Auszubildende, 

(Andreas Nowak, CDU: Aber mehr als Schüler!) 

wenn Sie das wieder als Beispiel mit dem AzubiTicket neh-

men, und die es enorm schwer haben, sich so ein Ticket zu 

kaufen. Es wäre das Mindeste gewesen, diese ins Bil-

dungsticket hineinzunehmen. 

Außerdem gibt es Schülerinnen und Schüler des zweiten 

Bildungswegs, Abendoberschule oder Abendgymnasium. 

Die sind völlig vergessen worden. 

(Andreas Nowak, CDU: Die gehen doch arbeiten!) 

Auch das wäre ein Fortschritt, wenn die mit aufgenommen 

werden könnten. Das ist nicht geschehen, und das finde ich 

extrem schade. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Es waren doch immer wir, die Druck gemacht haben, dass 

es das Ticket endlich gibt. Auch in dieser Legislaturperiode 

haben wir schon zwei Anträge dazu gestellt. Sie, Herr  

Nowak, haben noch am 29. Januar 2020 folgenden Satz ge-

sagt: „Sie als LINKE fordern heute wieder einen Beschluss 

des Landtags zur Einführung des Bildungstickets. Ich 

könnte es jetzt kurzmachen: alles schon Regierungshan-

deln.“ Das war vor knapp zwei Jahren. Seitdem ist nichts 

passiert. 

Das ist diese Ignoranz, die mich in diesem Parlament wirk-

lich nervt, dass immer nur in Koalitionsverträgen, Wahl-

kampagnen oder solchen Parlamentsaussagen 

(Zuruf des Abg. Andreas Nowak, CDU) 

gesprochen, aber nicht entschieden wird. Es sind doch Ihre 

CDU-Landräte gewesen, die es blockiert haben. Es war 

doch Ihr CDU-Finanzminister, der Herrn Dulig am Ende 

fast einen Strich durch die Rechnung gemacht hat, als er 

einen Tag vor unserer Ausschusssitzung, bei der es um das 

Bildungsticket und die Anhörung ging, erklärt hat, das Bil-

dungsticket komme, aber sich scheinbar mit dem Finanz-

minister nicht abgesprochen hatte, wo es dann wochen- 

und monatelang noch mal ein Tohuwabohu gab. Ich finde, 

das sind keine guten Zeichen. Das hat kein Vertrauen ge-

schürt, und das ist kein guter Start in so ein wichtiges Pro-

jekt, nämlich, dass Schülerinnen und Schülern Mobilität 

gewährt wird, auch hier in Sachsen. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Nun die Frak-

tion GRÜNE; Herr Liebscher, bitte. 

Gerhard Liebscher, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Es 

steht außer Frage, dass das neue sächsische Bildungsticket 

– wenn auch nach langem Hin und Her – ein großer Wurf 

für den Freistaat und ein Meilenstein für die sächsischen 

Schülerinnen und Schüler ist. Wir BÜNDNISGRÜNEN 

sehen in der Einführung einen wichtigen Schritt, umwelt-

gerechte Mobilität für die junge Generation bezahlbar zu 

ermöglichen. Das Bildungsticket entlastet das elterliche 

Portemonnaie in den meisten Regionen erheblich und 

schafft so für die Familien attraktive Angebote, das Eltern-

taxi in Zukunft doch öfters stehen zu lassen, egal, ob in der 

Stadt oder auf dem Land. Es gilt nicht nur in einer Ta-

rifzone, sondern verbundweit und auch in der Freizeit, also 

für die Fahrt zum Sportverein oder zum Kino. Das, meine 

Damen und Herren, ist großartig. 

Werte Damen und Herren, es ist kein Geheimnis, dass wir 

uns vom Bildungsticket erhoffen, dass die Kinder und Ju-

gendlichen noch selbstverständlicher mit Bus und Bahn 

fahren und dies ihr Mobilitätsverhalten langfristig im Sinne 
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der Verkehrswende prägt. Dabei ist es selbstverständlich, 

dass die Schülerinnen und Schüler ein gutes ÖPNV-Netz 

und Fahrplanangebot zur gesellschaftlichen und sozialen 

Teilhabe brauchen, nicht nur in der Stadt, sondern vor al-

lem auf dem Land; denn der ländliche Raum ist hier nach 

wie vor schlechtergestellt. Viele Gebiete sind unzureichend 

durch den öffentlichen Verkehr erschlossen, Kultur- und 

Freizeitangebote können meist nur unter erschwerten Be-

dingungen oder mit dem Auto erreicht werden; denn wenn 

außer dem Schülerverkehr kein oder nur selten ein Bus o-

der Zug kommt, nützt das Bildungsticket nicht viel. 

Deshalb arbeiten wir als Koalition ständig an der Stärkung 

des Umweltverbundes und der besseren Anbindung des 

ländlichen Raums. Mit dem Ausbau des Plus- und Taktbus-

Verkehrs und der Reaktivierung stillgelegter Bahnstrecken 

wollen wir neue Regionen mit dem ÖPNV erschließen und 

die Kommunen in den ländlichen Räumen möglichst im 

Stundentakt anbinden. Dafür haben wir mit der Nachsteu-

erung und der Verabschiedung des sächsischen Doppel-

haushaltes die entsprechenden finanziellen Grundlagen 

gelegt. 

Damit wären wir bei dem Punkt, der bei aller Freude über 

die Einigung zum Bildungsticket aber etwas kritische Er-

wähnung finden muss. Bei uns BÜNDNISGRÜNEN hat 

das Verfahren zur Verkündung, aber auch zur Finanzierung 

ein deutliches Geschmäckle hinterlassen. Wir hätten uns 

eine wesentlich frühere Einbindung in die Finanzierungs-

modalitäten oder gar die Abbildung im Haushaltsentwurf 

gewünscht. Die Verantwortung, die notwendigen 50 Milli-

onen Euro nach Einbringung des Haushaltsentwurfs aus 

dem Hut zu zaubern und dem Parlament zu überlassen, war 

schon ein interessanter Schachzug. Das hätte aus unserer 

Sicht nicht sein müssen, und wir wünschen uns für die Zu-

kunft hier bessere Prozesse, auch wenn wir anerkennen, 

dass das SMWA mittlerweile schon richtige Schritte geht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Nun aber noch einmal 

zurück zur Sachpolitik und den Blick nach vorn gerichtet: 

Die aktuelle Vereinbarung sehen wir als einen Auftakt, der 

wichtig ist, als einen ersten Schritt. Perspektivisch wün-

schen wir uns, dass auch Freiwilligendienstleistende das 

Bildungsticket nutzen können. Meist erhalten diese für ihr 

Engagement nur ein kleines Taschengeld. Mit der Auf-

nahme in den Kreis der Nutzer und Nutzerinnen würde ihre 

Tätigkeit für die Gesellschaft noch mehr wertgeschätzt und 

entlohnt. 

Außerdem setzen wir uns dafür ein, dass aus den fünf Ver-

bundtickets ein sachsenweites Bildungsticket wird. Damit 

werden die Grenzen zwischen den Verkehrsverbünden hin-

fällig, und die Schülerinnen und Schüler könnten noch fle-

xibler und klimaverträglicher durch ganz Sachsen reisen. 

Den von Herrn Staatsminister Dulig angekündigten Zwi-

schenschritt, optional den Nachbarverbund dazuzubuchen, 

würden wir dabei sehr begrüßen; denn es würde zahlreiche 

Sondervereinbarungen überflüssig machen. 

Wir BÜNDNISGRÜNE erkennen an, dass es für die nächs-

ten Schritte noch einige dicke Bretter zu bohren gilt, doch 

die umwelt- und klimagerechte Mobilität und damit die 

gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen und sozi-

alen Leben von allen Kindern und Jugendlichen unabhän-

gig vom Geldbeutel sind jede Mühe wert. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, 

der CDU, der SPD und der Staatsregierung) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Nun die SPD-

Fraktion. Herr Abg. Homann, bitte. 

Henning Homann, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Darüber, was sinnvolle Maßnahmen 

sind, die die Politik, die wir gemeinsam miteinander be-

schließen, entscheidet insbesondere die Art und Weise, wie 

die Menschen in diesem Land unsere Vorschläge anneh-

men. 

An der Stelle können wir feststellen, dass die Akzeptanz 

für unsere gemeinsame Entscheidung, das Bildungsticket 

einzuführen, sehr hoch ist. Das Beispiel des geschlossenen 

DVB-Schalters in Dresden, der andere Kunden nicht be-

dienen konnte, weil innerhalb kürzester Zeit bereits 16 000 

Anträge abgearbeitet wurden, ist ein sehr guter Beleg da-

für, dass dieses Bildungsticket ein Erfolgsprojekt ist und 

dass vor allem viele junge Menschen darauf gewartet ha-

ben, diese neue Mobilität, diese neue Autonomie, diese 

neuen Möglichkeiten durch das Bildungsticket zu nutzen. 

Niemand sagt, dass das Bildungsticket nicht noch besser 

werden muss, besser werden kann. Das Thema Freiwilli-

gendienste wurde angesprochen. Die Frage, ob man  

perspektivisch Bildungsticket und AzubiTicket zusam-

menführen kann, finde ich auch einen wichtigen Punkt. 

Aber es wurde von vielen darauf hingewiesen: Dass es 

lange gedauert hat, ist kein Indikator für politische Unent-

schlossenheit, sondern dafür, dass in diesem komplizierten 

ÖPNV-System in Sachsen politische Entscheidungen 

schwierig umzusetzen sind. Das zeigt doch, dass wir uns 

gemeinsam auf den Weg machen können, um etwas zu er-

reichen. 

Es wurde zu Recht gesagt, dass noch weitere Hausaufga-

ben zu machen sind, und da finde ich den Hinweis der Lan-

deschülerratsvorsitzenden absolut bezeichnend. Deshalb 

haben wir uns in diesem Doppelhaushalt dazu entschieden, 

das Plus- und Taktbus-System auszubauen. Das heißt, es 

gibt nicht nur ein kostengünstiges Bildungsticket, sondern 

es wird in Zukunft auch mehr Busse geben, in die man mit 

diesem Ticket als junger Mensch einsteigen kann. Das ist 

doch die Mobilitätswende. 

Wir werden uns in den nächsten Monaten weiter und auf 

Grundlage der im Haushalt beschlossenen Mittel über Stre-

ckenreaktivierungen unterhalten. Wir werden uns darüber 

unterhalten, wie wir in Zukunft in Sachsen modernen An-

triebstechniken zum Durchbruch verhelfen können, um die 

Mobilitätswende voranzubringen. Und wir werden mit der 

Gründung der Mobilitätsgesellschaft einen entscheidenden 

Baustein dazu liefern, dass wir in Sachsen endlich ein ein-

heitliches, einfaches Tarifsystem bekommen, damit sich 
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Schülerinnen und Schüler nicht mehr damit beschäftigen 

müssen, weil sie ja das Bildungsticket haben, aber dass sich 

alle anderen endlich auch leichter im sächsischen Ta-

rifdschungel zurechtfinden, indem wir ihn schlichtweg ab-

schaffen. 

Das sind alles Hausaufgaben, die wir noch zu tun haben, 

wo wir uns aber auf dem Weg befinden. Das Bildungsticket 

sollte uns allen Mut machen, Dinge entschlossen anzuge-

hen, bereit zu sein, den ein oder anderen Widerstand zu be-

seitigen, beharrlich und hartnäckig zu bleiben und keine 

Angst vor großen Summen zu haben. Man muss klar darauf 

fokussiert sein, wofür man es macht. 

Wir machen das für die Menschen in diesem Land, die 

mehr ÖPNV wollen, die bereit sind für die Mobilitäts-

wende, die bereit sind, sich in diesem Land anders und kli-

magerechter zu bewegen. Dafür haben wir mit diesem 

Ticket einen Beitrag geleistet und werden diesen Weg auch 

weiter mutig gehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und des 

Staatsministers Martin Dulig) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Wünscht die 

CDU-Fraktion nochmal das Wort? – Das ist nicht der Fall. 

Dann die AfD-Fraktion, Herr Keller. 

Tobias Keller, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Jetzt kommt das Bildungsti-

cket! Ehrlich gesagt, dient die Debatte – nach allem, was 

ich bisher gehört habe – nur als Fortsetzung einer Dauer-

werbung, mit der uns der Wirtschaftsminister seit einigen 

Wochen berieselt. 

Beispiele dafür: Am 04.07.2021 zitiert der MDR Martin 

Dulig: „Mit dem Bildungsticket ermöglichen wir eine ei-

genständige und umweltgerechte, über die eigenen Land-

kreise und Stadtgrenzen hinausgehende verbundweite 

Mobilität.“ 

(Albrecht Pallas, SPD: Da hat der doch recht!) 

„Damit leisten wir auch einen wichtigen Beitrag zur Bil-

dungsgerechtigkeit.“ Am 08.07.2021 titelt der Medienser-

vice Sachsen: „Startschuss für das Bildungsticket 

Sachsen“. Martin Dulig hält ein übergroßes Bildungsticket 

in den Händen. Am 13.07.2021 schreibt die „Sächsische 

Zeitung“: „Ab 1. August – das Bildungsticket ist da.“ – 

Martin Dulig mit Großaufnahme im Bus. Das Sachsenfern-

sehen berichtet: „Ab August gibt es in Dresden das Bil-

dungsticket“. Und heute nun die Fortsetzung der Show im 

Plenum, für die der Steuerzahler hoffentlich keine 

12 566 Euro extra berappen muss. 

(Beifall bei der AfD) 

Sehr geehrter Herr Wirtschaftsminister! Werte SPD-Frak-

tion! Bei allem Verständnis dafür, dass man einen Erfolg, 

den die SPD alle Jubeljahre mal erringt, breit und lang be-

werben und präsentieren möchte, wünsche ich mir, dass die 

SPD-Mitglieder nun auch für weitere Themen standhaft 

werben, die für die Zukunft wichtig sind. Zu vielen wich-

tigen Themen hören wir vom Wirtschaftsminister aber  

lediglich: „Gegenwärtig läuft innerhalb der Staatsregie-

rung der entsprechende Abstimmungsprozess“. Das gilt 

beispielsweise für die Abnahmestrategie des Freistaates 

Sachsen für die Breitbandförderung des Bundes beim Pro-

gramm „Graue Flecken“. Das gilt für den Planungsstand 

zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im Freistaat 

Sachsen. 

(Zuruf von den BÜNDNISGRÜNEN: 

Zum Thema!) 

Das gilt seit Januar 2020 für die Erhöhung des Meisterbo-

nus. Das gilt auch für die Reaktivierung stillgelegter Bahn-

strecken. Das gilt auch dafür, den Gütertransport von der 

Straße auf die Schiene zu bringen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sie haben im Nachgang 

zur Einführung des Bildungstickets genug Eigenwerbung 

betrieben. Große Probleme bei der Beseitigung Ihrer 

Corona-Zwangsmaßnahmen-Politik, bei der verfehlten Di-

gitalisierungspolitik und bei einer planlosen Verkehrspoli-

tik, die nicht einmal auf Sicht fährt, stehen vor der Tür. 

Lassen Sie uns über Lösungen für aktuelle Probleme de-

battieren; denn ein Rückblick auf Erfolge, so schön sie sein 

mögen, hilft dem Freistaat nicht weiter und ist für eine Ak-

tuelle Debatte nur bedingt tauglich. 

Danke. 

(Beifall bei der AfD – 

Albrecht Pallas, SPD: Danke, Herr Keller!) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Nun die Links-

fraktion. Herr Abg. Böhme, bitte. 

Marco Böhme, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Ich möchte noch einmal ergänzen zur Notwendigkeit, 

warum das Bildungsticket überhaupt kommen sollte, und 

darauf verweisen, dass in den letzten 30 Jahren vor allem 

in Sachsen massiv viele Schulen geschlossen wurden und 

dadurch die Fahrtwege extrem lang geworden sind. Teil-

weise müssen Schülerinnen und Schüler auch heute noch 

zwei Stunden am Tag von zu Hause in die Schule fahren, 

und das bei sehr hohen Kosten von zum Beispiel 200 Euro 

Elternbeiträgen im Raum Dresden oder 250 Euro in Mei-

ßen. Keiner der Eltern oder der Schülerinnen und Schüler 

kann etwas dafür, dass damals die CDU die Schulen dort 

geschlossen hat, und ich finde es sogar eine Frechheit, dass 

bei so weiten Fahrtwegen auch noch solche hohen Fahr-

preise bezahlt werden müssen. 

Insofern ist das Bildungsticket, das am 1. August einge-

führt wird, natürlich für viele Regionen ein ungeheurer 

Vorteil, weil es eine Preissenkung und auch eine Angebots-

erweiterung bedeutet, zumindest in Bezug auf die Nutzbar-

keit. Das gilt nicht für alle Regionen. Zum Beispiel in 

Görlitz, dem Vogtland oder auch in Leipzig ändert sich zu-

mindest finanziell an der Nutzbarkeit nichts, außer dass 

man das Ticket in anderen Bereichen als von der Schule 

nach Hause nutzen kann. Ich finde, das hätte schon immer 
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eine Selbstverständlichkeit sein müssen, wenn es um 

Schulwegbeförderung geht. 

Warum darf ich das Ticket nicht vom Dorf in die nächste 

Stadt ins Kino nutzen? Warum war das so? Warum ist das 

ein Problem gewesen in den letzten Jahren? Auch heute ist 

es weiterhin so, dass, wenn das Schulkind die Oma im 

Krankenhaus besuchen will, das Krankenhaus aber in dem 

anderen Verkehrsverbund liegt, dieses Ticket weiterhin 

nicht genutzt werden kann. Wenn junge Leute am Wochen-

ende von Dresden nach Leipzig fahren wollen, dann kön-

nen sie das Ticket nicht benutzen. Deswegen sagen wir 

immer wieder, es braucht die sachsenweite Gültigkeit. 

Diese Mini-Verbundgrenzen, die wir hier in Sachsen ha-

ben, sind einfach fehl am Platz. 

Ansonsten wird auch immer von den Verkehrsverbünden 

gesagt, dass es ein Problem wäre, weil dann mehr Beförde-

rungsbedarf bestehen würde. Ich kann den nicht erkennen. 

Denn wenn ein Kind in Plauen im Bus sitzt, dann kann das 

Kind nicht gleichzeitig in Chemnitz in der Straßenbahn sit-

zen. Man kann nur einmal irgendwo sein und fahren. Des-

wegen halte ich das Gegenargument der erhöhten 

Beförderungsbedarfe für Quatsch. Ansonsten wurde auch 

schon gesagt, dass das Bildungsticket uns nichts nutzt, 

wenn im ländlichen Raum gar kein Bus fährt. Auch da soll 

es Erweiterungen geben. Ich bezweifle nur, dass das dem-

nächst passiert. Auch da gehe ich wieder von zehn Jahren 

und mehr aus. 

Wir haben Ihnen Anträge zum ÖPNV-Aufbau, zumindest 

zu Bedienstandards, zu Streckenreaktivierungen im Haus-

halt und auch in unserem aktuellen Klimaschutzgesetz 

schon vorgestellt, das hier heute Nachmittag noch verhan-

delt wird. 

Ich denke, dort gab es genug Möglichkeiten, bei denen Sie 

hätten zustimmen können. Sie können es aber auch nachher 

noch tun. Für mehr ÖPNV! 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Gibt es noch 

Redebedarf bei der Fraktion BÜNDNISGRÜNE? – Das 

sieht nicht so aus. Gibt es noch Redebedarf vonseiten der 

Fraktionen? – Dann bitte ich jetzt die Staatsregierung, 

Herrn Minister Dulig. 

Martin Dulig, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Lassen Sie mich am Anfang einmal 

in Bildern sprechen. Ein Baustein ist ein Baustein. Es ist 

erst einmal ein Baustein, der da ist, und ein Baustein und 

ein weiterer Baustein ergeben bereits etwas. Füge ich wei-

tere Bausteine Stück für Stück hinzu, entsteht etwas. Das 

mag Zeit brauchen, aber es entsteht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich sage es in letzter Zeit 

häufig: Ich freue mich sehr. Es ist uns gelungen, ein poli-

tisch lange angekündigtes Vorhaben umzusetzen. Endlich 

haben wir das Bildungsticket! Die kritischen Hinweise, 

dass die Umsetzung seit der letzten Legislaturperiode auf 

sich warten ließ, sind nicht von der Hand zu weisen. So ist 

doch der Umsetzungsprozess des Vorhabens für mich ein 

Lehrstück und ein Beispiel dafür, was Politik im Kleinen 

und im Großen bedeutet. Politik ist unser aller Handeln, um 

Konflikte über divergierende Vorstellungen verbindlich zu 

regeln. Politik ist die Gesamtheit unserer Aktivitäten zur 

Vorbereitung und Herstellung von Entscheidungen. 

Ein erster Schritt zum Bildungsticket war der Eingang des 

Vorhabens in den Empfehlungskatalog der ÖPNV-Strate-

giekommission vom Dezember 2017. Nun begann die Vor-

bereitung zur Herstellung einer viele Akteure berührenden 

Entscheidung. Es galt, Staatsregierung, Parlament, Kreis-

tage und Stadträte, Verkehrsverbünde und Verkehrsunter-

nehmen, sogar die eigenen Reihen zur Umsetzung des 

Vorhabens und zur Bereitstellung von Finanzmitteln zu be-

wegen. 

Trotz der Kommissionsempfehlungen gab es – sicherlich 

auf allen Seiten – punktuelle Rückschläge, unerfüllte  

Erwartungen und mitunter auch Anspannungen und Span-

nungen. Dennoch ist es uns 2019 gemeinsam gelungen, das 

mittlerweile sehr erfolgreiche und beliebte AzubiTicket 

und das Schülerfreizeitticket umzusetzen. Im Jahr 2020  

haben wir den berechtigten Kreis für das AzubiTicket er-

weitern können, sondern auch alle Freiwilligendienstleis-

tenden vom Angebot profitieren. 

Schließlich haben wir Ende 2020 sämtliche divergierende 

Vorstellungen zum Bildungsticket überwinden können, 

und mit dem Haushalt 2021/2022 konnte auf Landesseite – 

und durch die entsprechenden Beschlüsse aufseiten der 

kommunalen Aufgabenträger – das Bildungsticket ent-

schieden und umgesetzt werden. 

Ja, der Prozess war nicht immer leicht, und auch jetzt gibt 

es noch kritische Stimmen. Ich bin aber fest davon über-

zeugt, dass es sich gelohnt hat: gelohnt für die rund 

100 000 Schülerinnen und Schüler an berufsbildenden 

Schulen, für die rund 6 000 im Freistaat engagierten Frei-

willigendienstleistenden und für die rund 430 000 Schüle-

rinnen und Schüler an allgemeinbildenden Schulen und 

auch für all deren Eltern. 

Die Azubis und die FSJlerinnen und FSJler profitieren von 

einem Ticket, mit dem sie in ganz Sachsen rund um die Uhr 

mit dem ÖPNV mobil sein können. Ja, das kostet Geld. Es 

kostet etwas mehr Geld als ein Ticket für eine Tarifzone. 

Aber ich denke, dass die Leistungen, die man beim Azubi-

Ticket erhält, den Ticketpreis mehr als rechtfertigen; denn 

er ist immer noch um ein Vielfaches geringer als so manch 

ermäßigte Monatskarte mit weit weniger räumlicher und 

zeitlicher Gültigkeit. Die Schülerinnen und Schüler an all-

gemeinbildenden Schulen und die Azubis mit schulischer 

Ausbildung profitieren von einem sehr günstigen Ticket-

preis – 15 Euro – und einer verbundweiten Gültigkeit rund 

um die Uhr. Damit meine ich alle Schülerinnen und Schü-

ler und nicht nur die, die durch Satzungsregelungen der 

Kommunen begünstigt werden. 

Liebe Linksfraktion, lieber Marco Böhme, auch wenn es 

einer Opposition schon aus Prinzip nicht gut zu Gesicht 

steht, Beschlüsse der Koalition gutzuheißen, bin ich davon 

überzeugt, dass uns mit diesem Vorhaben etwas Gutes ge-

lungen ist, was man auf allen Seiten gutheißen kann. Ich 
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weiß auch Sie an unserer Seite. Sie haben uns mit Ihren 

Bestrebungen stets unterstützt und dafür danke ich Ihnen 

ehrlich. Es stimmt, es gibt immer und überall Dinge, die 

weiterentwickelt werden müssen und sollen, und so ist es 

auch mein Ziel, den FSJlerinnen und FSJlern das Bil-

dungsticket so rasch wie möglich zur Verfügung stellen zu 

können. Dass das aktuelle Angebot gut ankommt und die 

Freude darüber berechtigt ist, zeigen uns vor allem die Re-

aktionen, die daraufhin erfolgt sind. 

Beispielsweise heute früh erst wieder beim Bäcker, wo sich 

jemand im Namen seiner Enkel dafür bedankt hat, dass es 

das Bildungsticket gibt. Bei Facebook schreiben Frau D.: 

„Ein toller Tag für die Eltern!“, Frau C.: „Ich finde das  

Ticketangebot total super!“, Herr F.: „Sehr gut! – 50 Euro 

gegenüber einer bisherigen Abo-Karte gespart.“ Bei Twit-

ter konnte man lesen: „Weiter so! – Nachhaltige Mobilität 

für Klein und Groß.“ „Hoffentlich setzt sich so etwas Sinn-

volles bundesweit durch.“ Und so weiter. 

Damit die Tickets ihre Wirkung entfalten und einen Beitrag 

zur Verkehrswende leisten können, bedarf es eines entspre-

chenden Verkehrsangebots. Das ist wohl auch klar. Was 

nützt das Ticket, wenn es zu wenig Angebote gibt? Deshalb 

muss das Angebot erweitert werden. Deshalb stehen wir zu 

unserer Zusage, die ÖPNV-Investitionsförderung auf  

hohem Niveau fortzusetzen. Deshalb haben wir in diesem 

Jahr insgesamt 130 Millionen Euro für die Förderung von 

Vorhaben der Kommunen, Kreise und Verkehrsunterneh-

men über das sogenannte Landesinvestitionsförderpro-

gramm LIP zur Verfügung gestellt. Zu den Förder-

schwerpunkten im Landesinvestitionsprogramm gehören 

die Omnibusförderung und die Förderung der Beschaffung 

von neuen Straßenbahn- und Stadtbahnfahrzeugen, die 

Fortführung von Infrastrukturmaßnahmen sowie die  

Herstellung barrierefreier Zugänge zu Verkehrsanlagen 

und -informationen. 

Daneben stellen wir den zuständigen kommunalen Aufga-

benträgern jährlich über 22 Millionen Euro für den Aufbau 

eines Busgrundnetzes zur Verfügung. Dieses Netz besteht 

aus den sogenannten Plus- und TaktBus-Linien, die von 

morgens bis abends in einem Ein- bzw. Zweistundentakt 

verkehren – und dies auch in den Ferien. 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie 

eine Zwischenfrage, Herr Minister? 

Martin Dulig, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr: Ja. 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Bitte, Herr 

Barth. 

André Barth, AfD: Danke, Herr Staatsminister! Was hal-

ten Sie von folgendem Vorwurf: dass die Einführung des 

Bildungstickets aus Sicht der regionalen Verkehrsverbünde 

sehr chaotisch erfolgt ist und die Verkehrsverbünde sehr 

wenig Zeit hatten, das Bildungsticket so vorzubereiten, 

dass es ab 1. August vernünftig verkauft werden kann? 

Martin Dulig, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr: Ich verstehe die Kritik, da es eher eine 

Selbstkritik ist; denn in den letzten Jahren waren die 

Zweckverbände Teil der Verhandlungen. Von daher gab es 

auch für sie genügend Zeit zur Vorbereitung. Ich möchte 

mich aber an dieser Stelle eher bei den Verkehrsverbünden 

bedanken, dass sie es geschafft haben, auch für diesen ge-

wissen Vertrauensvorschuss; denn wir haben im Mai hier 

den Haushalt beschlossen. Hätte man erst im Mai begon-

nen, die Umstellung auf das Bildungsticket vorzunehmen, 

hätten wir es nie zum 1. August geschafft. Deshalb geht es 

nicht um die Kritik an den Verkehrsverbünden, sondern es 

geht darum, sich bei ihnen zu bedanken, dass sie im Zu-

trauen auf unsere Unterschriften unter den Letter of Intend 

– LoI – was wir am Jahresanfang gemacht haben – begon-

nen haben, die Vorbereitungen für das Bildungsticket zu 

vollziehen, damit es zum 1. August umgesetzt werden 

kann. Mein Dank gilt ihnen; denn sie haben maßgeblich 

dazu beigetragen, dass es möglich ist, obwohl wir erst im 

Mai den Haushalt beschlossen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Zurück zum Busgrundnetz. Dieses Netz besteht aus den so-

genannten Plus- und TaktBus-Linien. Dieses Busgrundnetz 

spannt sich über den gesamten Freistaat und verbessert lan-

desweit die Erreichbarkeiten. Sie sehen, wir unternehmen 

einiges, um eine bestmögliche Vernetzung zwischen Ti-

cket- und Verkehrsangeboten zu ermöglichen. Denn nur 

mit einem attraktiven ÖPNV wird es uns gelingen, die Mo-

bilitätswende voranzutreiben und zu bewältigen. 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie 

noch eine Zwischenfrage, Herr Minister? 

Martin Dulig, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr: Ja, natürlich. 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Herr Barth. 

André Barth, AfD: Danke, Herr Staatsminister. Weil wir 

uns gerade über Busverkehr unterhalten: Es gibt immer 

noch Beschwerden von Verkehrsverbünden, dass Ihr Mi-

nisterium die Plus-Verbindungen noch nicht alle abgerech-

net hat. 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Bitte eine Frage 

stellen! 

André Barth, AfD: Was ist der Grund dafür, dass sich zum 

Beispiel die VVO immer noch darüber beschwert, dass zu-

rückliegende Abrechnungen in Ihrem Ministerium ab-

schließend noch nicht vorgenommen worden sind? 

Martin Dulig, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr: Die Abrechnung läuft über das LASuV, 

Landesamt für Straßenbau und Verkehr, das die Anträge 

prüft. Für das Jahr 2020 sind die Prüfungen abgeschlossen. 

Dort ging es um die Frage der Haushaltsreste, die erst über-

tragen werden mussten. 

(André Barth, AfD: 2018!) 
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– Nein, Entschuldigung, 2018 gab es noch gar keine Plus-

Busse. – Es ging um die Abrechnung 2020, die vorgenom-

men wurde, nachdem die Haushaltsreste übertragen 

wurden und wir damit überhaupt erst einmal liquide waren. 

Für das Jahr 2021 hat das Kabinett gestern die sogenannte 

ÖPNVFinVO beschlossen, damit eine Rechtsgrundlage für 

das Jahr 2021 für die Abrechnung des PlusBus-Grundnet-

zes ermöglicht wird. 

Jetzt lassen Sie mich bitte auf mein Eingangsbild zurück-

kommen, nämlich das mit dem Baustein. Ein Baustein ist 

ein kostengünstiges und umfassend gültiges Bildungsti-

cket, das den jungen Menschen im Freistaat Sachsen eine 

selbstbestimmte und nachhaltige Mobilität mit dem ÖPNV 

ermöglicht, egal ob für den Weg zur Schule, für die Freizeit 

oder am Wochenende. Ein Baustein ist das AzubiTicket, 

ein Baustein ist das Schüler-Freizeitticket, ein Baustein 

wird der Sachsentarif werden, und weitere Bausteine wer-

den folgen. Denn wie eingangs angekündigt: Viele Bau-

steine fügen sich zu einem Ganzen, zu etwas Gutem 

zusammen. 

Diesen Weg werden wir weitergehen, und wir bauen auf 

Ihre Unterstützung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der Staatsregierung) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Wir kommen 

nun zu 

Zweite Aktuelle Debatte 

Zwischen Trockenheit und Überschwemmungen – 

Auswirkungen des Klimawandels konkret und vor Ort begegnen 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Es beginnt die einreichende Fraktion, Herr Abg. Zschocke 

von der Fraktion BÜNDNISGRÜNE, bitte. 

Volkmar Zschocke, BÜNDNISGRÜNE: Frau Präsiden-

tin! Meine Damen und Herren! Die vielen Todesopfer und 

die verheerenden Verwüstungen in den Hochwassergebie-

ten erschüttern uns. Es verbietet sich, diese politisch zu in-

strumentalisieren. 

(Zuruf von der AfD: Genau!) 

Trauer und Hilfe stehen im Mittelpunkt. Wir erinnern uns 

schmerzlich an die Jahre 2002, 2010, 2013. 

Auch damals erfuhren wir hier in Sachsen große Solidari-

tät. Trotz der Ereignisse sind wir beim geplanten Titel der 

Aktuellen Debatte geblieben, weil sowohl die globalen als 

auch die lokalen Wetterextreme dieses Sommers auch  

erneut in Sachsen unterstreichen, wie dringend und wie ak-

tuell diese Debatte ist. Es ist auch respektvoll gegenüber 

den Opfern, heute darüber zu reden, wie den Auswirkun-

gen des Klimawandels vor Ort noch besser begegnet wer-

den kann. Von den Meteorologen wissen wir, dass einzelne 

Extremwetterereignisse nicht zwingend eine Folge der  

Erderwärmung sind, aber es ist unumstritten, dass derartige 

Ereignisse häufiger, dass sie intensiver werden. Deshalb 

müssen wir uns besser darauf vorbereiten, um Leben und 

Gesundheit zu schützen, um die Wasserversorgung, um le-

bensnotwendige Infrastruktur zu sichern, um Land- und 

Forstwirtschaft, aber auch unsere Siedlungsgebiete anzu-

passen. 

Da macht es wenig Sinn, mit dem Finger auf Versäumnisse 

der Vergangenheit zu zeigen, wer notwendige Entschei-

dungen verschleppt hat, wer es schon immer vorausgesagt 

hat. Wir müssen JETZT gemeinsam verantwortlich han-

deln, gemeinsam und ohne Schuldzuweisung, für die Men-

schen, die hier leben und arbeiten, meine Damen und Her-

ren. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN) 

Daher ist es gut, dass in Sachsen seit dem Jahr 2002 

3,6 Milliarden Euro in den Hochwasserschutz investiert 

wurden. Nun gilt es, durch mehr Raum die gefährliche Dy-

namik aus den Bächen und Flüssen zu nehmen durch mehr 

natürliche Überflutungsflächen, Deichrückverlegungen, 

Renaturierung der Flüsse, der Auen. Auch wenn die Ver-

dunstung zunimmt, sich die Niederschlagsverteilung än-

dert, ist die Anpassung bei der Gewässerunterhaltung 

notwendig. Niedrigwasser und Hochwasser müssen noch 

effektiver gemanagt werden. Wir müssen auch dringend 

über Bodenschutz, über Wasserrückhalt in der Fläche, über 

die Reduzierung von Flächenverbrauch, über Moorschutz, 

Waldmehrung, mehr städtische Grünflächen reden. Es 

müssen zum Beispiel alle Anstrengungen unternommen 

werden, vorhandene Brachflächen zu revitalisieren, anstatt 

immer mehr Grün- und Ackerflächen zu versiegeln. 

Ebenso muss die Stadt-Umland-Konkurrenz bei der An-

siedlung und bei der Ansiedlungspolitik dringend über-

wunden werden. Wir können uns das im Klimawandel 

ökologisch und wirtschaftlich nicht länger leisten. 

Was den Waldumbau betrifft, darüber haben wir hier schon 

viel gestritten. Aber Trockenheit, Sturm und Schädlinge in-

teressieren sich nicht für die Besitzgrenzen im Wald. Öf-

fentliche und private Waldeigentümer müssen an einem 

Strang ziehen. Es ist richtig, dass aktuell noch einmal zu-

sätzlich Millionen Euro aus den Mitteln des Staatsbetriebes 

für den Schutz im Privat- und auch im Körperschaftswald 

zur Verfügung gestellt werden sollen. 
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Nicht minder schwierig ist die Situation in der Landwirt-

schaft, im Gartenbau, für die Tierhalterinnen und  

Tierhalter, für die Teichwirtschaft. Die zunehmenden  

Wetterextreme führen zu Verlusten. Sie verstärken das 

Krankheits- und Schadgeschehen. Auch die Agrarumwelt-

probleme nehmen dadurch zu. Der Umbau hin zu einer 

klimaresilienten und nachhaltigen Landwirtschaft hat in 

Sachsen begonnen, also wassersparende Bodenbearbei-

tung, angepasste Sorten und Fruchtfolgen bis hin zur Ent-

wicklung von Agroforstsystemen als Antwort auf 

Austrocknung und Erosion. Auch das geplante Kompe-

tenzzentrum Ökolandbau gibt Unterstützung bei Klimaan-

passungsfragen. 

Letztendlich gilt es, auch die Städte und die Siedlungsge-

biete weiter gegen Starkregen, gegen Hitzewellen zu 

wappnen. Das heißt, Unterstützung beim Gesundheits-

schutz, Verbesserung der Grünstrukturen, Abkühlung, Ver-

schattung, wassersensible Stadtentwicklung. Die Städte 

müssen regelrechte Schwammstädte werden. 

Meine Damen und Herren, die Klimafolgen treffen uns 

auch in Deutschland mit Wucht. Die Aufgaben sind kom-

plex und schwierig zu lösen. Sie erfordern gebiets- und res-

sortübergreifendes Handeln. 

Wir gehen das gemeinsam an. Aber alle Anstrengungen bei 

der Anpassung scheitern, wenn nicht zugleich alles dafür 

getan wird, die Ursachen der Klimakrise in den Griff zu 

bekommen. Darauf wird mein Kollege Dr. Gerber in der 

zweiten Runde eingehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN  

und des Staatsministers Wolfram Günther) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die CDU-

Fraktion Herr Abg. Rohwer, bitte. 

Lars Rohwer, CDU: Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Lassen Sie mich zum Anfang über 

viermal Anstieg sprechen: Anstieg der Weltbevölkerung – 

daraus schließen wir Anstieg des Energieverbrauchs. Das 

führt wiederum zum Anstieg der CO2-Emissionen. Dann 

können wir feststellen: Anstieg der durchschnittlichen Jah-

restemperatur. Viermal Tendenz steigend. 

Daraus schließen wir eine Gefahrenlage für das Klima. 

Extremwetterlagen häufen sich derzeit immer wieder. 

Hochwasservorsorge ist wichtiger denn je, wie man in 

Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz auf dramatische 

Art und Weise aktuell sehen kann. Das betrifft aber auch 

sächsische Städte entlang der Flüsse. Wir haben bereits viel 

im Hochwasserschutz getan und tun es nach wie vor. Aber 

wenn zum Beispiel im Dresdner Osten für den Alten Elb-

arm jetzt endlich die Lösung gefunden worden ist, dann 

müssen wir dranbleiben. Zwanzig Jahre nach dem ersten 

verheerenden Jahrhunderthochwasser im Jahr 2002 haben 

wir nunmehr eine Lösung, die umgesetzt werden kann. Das 

muss jetzt auch erfolgen; ich gehe davon aus, dass Staats-

minister Günther das mit seinem Haus zielstrebig voran-

treibt. 

Für ebenso wichtig halte ich es, die weitere Sanierung der 

teilweise hundert Jahre alten Abwasserkanäle hier in Sach-

sen voranzutreiben. 

(Beifall des Abg. Marko Schiemann, CDU) 

Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie ist nach dem, was 

mir der DWA sagt, noch nicht überall in Sachsen umge-

setzt. Deshalb brauchen wir für die Abwasserzweckver-

bände dringend eine Lösung des Förderstopps. 

(Beifall der Abg. Marko Schiemann, Georg-

Ludwig von Breitenbuch und Sören Voigt, CDU – 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Wer macht den 

Haushalt? Ihr? Da klatscht ihr, das finde ich gut!) 

Jetzt werden wir nach meiner Rede die AfD hören. Ich 

hoffe, dass Sie den Unterschied zwischen kurzfristigen 

Wetterphänomenen und langfristigen Klimafolgen bzw. 

Klimaveränderungen in aller Tragweite unterscheiden kön-

nen. 

(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Aber nicht so wie ihr!) 

Nehmen wir einmal das Beispiel des Ozons. Ein Gärtner 

sagte zu mir: „Als ich Kind war, konnte ich problemlos 

lange draußen spielen, ohne dass meine Haut rot wurde. 

Meine Enkel müssen heute bereits nach zehn Minuten den 

Sonnenschutz haben, weil sonst die Haut verbrennt.“ Das 

sind nur 30, 40 Jahre Unterschied. Also: Da ist schon etwas 

mit unserem Klima los. Darüber dürfen Sie nicht weiter 

hinwegschauen, meine sehr geehrten Damen und Herren 

von der AfD. 

Aber zurück zum Thema. Wir haben eine Aktuelle Debatte, 

in der es offensichtlich auch um die Überschwemmung und 

das Wasser gehen soll. Auch hierbei möchte ich deutlich 

machen: Wir müssen lernen, mit der Wasserknappheit um-

zugehen. 

Bisher haben wir keinen flächendeckenden Wasserstress in 

Deutschland. Trotzdem gibt es regional große Unter-

schiede in der Wasserverfügbarkeit. Wir müssen mit der In-

dustrie darüber sprechen, dass wir Trinkwasser nicht weiter 

für die betrieblichen Abläufe verwenden können, sondern 

dass wir Brauchwassersysteme brauchen. 

Wir müssen vorsorgen. Dafür brauchen wir wiederum 

Wasserspeicher. Wir müssen Wasserressourcen aufbauen. 

Wir müssen die Wasserwiederverwendung immer mit be-

denken und Wasserverteilungssysteme im Blick behalten. 

Das können wir auch bei uns zu Hause, im Privaten ma-

chen, genauso wie wir es von der Industrie fordern. Des-

halb bin ich so dankbar für die Debatte, dass wir darüber 

heute miteinander diskutieren können. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und des 

Staatsministers Wolfram Günther) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die AfD-Frak-

tion, bitte. Herr Abg. Urban. 
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Jörg Urban, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Der Kampf gegen 

die Wassermassen ist erst einmal gewonnen, der Kampf ge-

gen die Zerstörung dauert an. Wir müssen mit ansehen, wie 

Menschen ihr Hab und Gut, ihre Nachbarn oder auch ihre 

Familienangehörigen verloren haben. 

Bei solchen schlimmen Ereignissen sehen wir aber auch 

immer wieder, wie die besten Eigenschaften unserer Men-

schen zum Ausdruck kommen. Aus allen Bundesländern 

sind Menschen in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfa-

len vor Ort, um zu helfen. Auf diese Einsatzkräfte, die Po-

lizisten, die Mitarbeiter des Technischen Hilfswerks, die 

Bundeswehrsoldaten, aber auch die vielen freiwilligen 

Helfer kann Deutschland wirklich stolz sein. Diese Men-

schen helfen wirklich. 

(Beifall bei der AfD) 

Manipulative Debatten der GRÜNEN dagegen sind nicht 

hilfreich. 

(Oh-Rufe von den BÜNDNISGRÜNEN) 

Auf dem Rücken der Betroffenen wird wieder pietätslos 

Werbung für die eigene Ideologie gemacht. Schon der Titel 

„Zwischen Trockenheit und Überschwemmungen“ soll Zu-

kunftsangst verbreiten. Zwischen diesen beiden Extremen 

scheint es bei der grünen Partei gar nichts mehr zu geben. 

Wenn es in Kanada Hitzetote gibt, dann ist der Minister-

präsident von Nordrhein-Westfalen schuld, weil er dort den 

1 000-Meter-Abstand für Windkraftanlagen beschlossen 

hat. Genauso schrieb es der grüne Bundestagsfraktionsvize 

Krischer kürzlich. Es sind aber nicht nur die GRÜNEN: 

Steinmeier, Seehofer, Lauterbach oder der lachende Herr 

Laschet haken sich willfährig bei den GRÜNEN unter und 

weisen die Schuld für die Überschwemmungen dem Kli-

mawandel zu. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Na wem denn sonst!?) 

Solchen Katastrophen sei nur noch mit radikalen Maßnah-

men beizukommen – so, als ob es durch Elektroautos oder 

Windparks in Deutschland künftig keine Extremwetterer-

eignisse mehr geben würde. 

Bezüglich der Überschwemmungen sagt ein Vertreter des 

Wetterdienstes – ich zitiere –: „Ein solches regionales Un-

wetter ist ein Einzelereignis. Das ist Wetter. Die Behaup-

tung, der Klimawandel ist schuld, ist so nicht haltbar.“ 

(Volkmar Winkler, SPD: Aber 

er hat noch weitergesprochen!) 

Werte Kenia-Koalitionäre! Im Jahr 1904 strömten Touris-

ten nach Dresden, um das ausgetrocknete Flussbett der 

Elbe zu bewundern und darin spazieren zu gehen. Der 

mächtige Strom war auf ein Rinnsal von Dorfbachgröße 

zusammengeschrumpft. Man fragt sich, was Sie heute in 

einer solchen Situation für Zukunftsszenarien für die Bür-

ger entwerfen würden. 

Wetterextreme wie Überschwemmungen oder Dürren gab 

es immer, gibt es heute und wird es auch künftig geben. Die 

ganz große Koalition aus Regierung und Öffentlich-Recht-

lichen versucht mittlerweile, jedes größere Wetterereignis 

dem Klimawandel in die Schuhe zu schieben, und das, ob-

wohl wir wissen, dass sich das Klima schon immer wan-

delte und immer wandeln wird. 

Sie widersprechen sogar dem Weltklimarat, um vom eige-

nen Versagen abzulenken; denn ob eine Überschwemmung 

zur menschlichen Tragödie wird, hängt in erster Linie vom 

Katastrophenschutz ab. 

(André Barth, AfD: Hört, hört!) 

Am Montag zitierte die „Welt“, der deutsche Katastrophen-

schutz sei auf dem Stand eines Entwicklungslandes. War-

nungen wurden nicht ernst genommen. 

Eine britische Wissenschaftlerin für Hydrologie vermutet 

vor allem ein Versagen der Regierung. Das europäische 

Hochwasserwarnsystem habe gut funktioniert. Über-

schwemmungen wurden zeitlich und regional genau vor-

hergesagt, aber die Anwohner wurden nicht rechtzeitig 

gewarnt, geschweige denn, in Sicherheit gebracht. Viele 

Menschen hatten keine Chance. Die Warnungen kamen bei 

den örtlichen Entscheidern entweder zu spät oder gar nicht 

an. 

Dabei hätte das Fiasko des „nationalen Warntages 2020“ 

die Verantwortlichen eigentlich wachrütteln müssen. Der 

Schutz der Bevölkerung ist Aufgabe des Staates. Während 

die Flutwelle anrollte, schwiegen die Sirenen und der mil-

liardenschwere öffentlich-rechtliche Rundfunk schlug 

nicht Alarm. Das Nicht-vorbereitet-Sein auf erwartbare 

und angekündigte Katastrophen scheint zum Markenzei-

chen deutscher Politik zu werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die Fraktion 

DIE LINKE. Frau Abg. Mertsching, bitte. 

Antonia Mertsching, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Liebe Abgeordnete! Die Aktuelle Debatte 

dreht sich um das Thema Wasser. Das hängt ganz stark mit 

dem Thema Flächenversiegelung bzw. Flächenfraß zusam-

men; er hat nämlich auch Auswirkungen auf den Klima-

wandel. Der Umgang mit der Fläche bzw. dem Boden kann 

einen Beitrag zum Klimaschutz leisten. 

In Sachsen verbrauchen wir täglich 4,3 Hektar Fläche. Ei-

gentlich war das Ziel, das sich der Freistaat im Jahr 2009 

gesetzt hat, nur 2 Hektar pro Tag zu verbrauchen, aber eine 

Strategie, um dorthin zu kommen, fehlt bislang. 

Die Flächeninanspruchnahme hat sich seit dem Jahr 2011 

von 2,5 Hektar verdoppelt auf 5 Hektar im Jahr 2018, und 

das bei einem anhaltenden Bevölkerungsrückgang. Im 

Energie- und Klimaprogramm ist die Flächenneuinan-

spruchnahme leider auch nicht mit einer eigenen Strategie 

versehen. 
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Die Zunahme der versiegelten Flächen ist vor allem auf  

das stetige Wachstum der Verkehrsflächen und auf die  

intensive Bautätigkeit zurückzuführen. Diese führt zu  

Bodenversiegelung, Zersiedelung der Landschaft, Land-

schaftszerschneidung und einem enormen Rohstoffver-

brauch. 

Der hohe Versiegelungsgrad beeinträchtigt den Wasser-

haushalt. Die Versickerung wird verschlechtert. Die 

Grundwasserneubildung wird behindert. Die Hochwasser-

gefahr bei Starkregenereignissen steigt, wie wir es gerade 

erlebt haben, und die Gefahr der Verunreinigung des 

Grundwassers durch Stoffeinträge steigt genauso. 

Die Folgen des hohen Zersiedelungsgrades: starke Aufhei-

zung in den Städten, keine Verdunstung, lokaler Tempera-

turanstieg und die Bodenfruchtbarkeit wird vollständig und 

sogar dauerhaft zerstört. 

Die Wiederherstellung der Bodenfunktionen ist nur einge-

schränkt möglich und Entsiegelung ist mit einem hohen 

Kostenaufwand verbunden, den sich meistens niemand an 

die Backe klebt. Wichtige Maßnahmen wären deshalb, bei 

der Innenstadtentwicklung auf eine grüne Infrastruktur zu-

rückzugreifen – Volkmar Zschocke hat es erwähnt, 

Sponge-Citys; danke für den Beitrag – und die zusätzliche 

Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten vor dem 

Hintergrund der zu erwartenden Klimawandelfolgen wie 

Starkregen, Hitze usw. Die Raumstruktur muss regionsspe-

zifisch an den Klimawandel angepasst und die Siedlungs-

entwicklung entsprechend gesteuert werden. 

Wir müssen uns aus der Fläche zurückziehen mit einer de-

zentralen Konzentration. Wir brauchen effiziente Sied-

lungsstrukturen und die Wiedergewinnung von ökologisch 

wertvollem Freiraum. Wir brauchen eine Stärkung des 

ökologischen Hochwasserschutzes, Raum für naturnahe 

Gewässer, Auen und Feuchtgebiete. Das bedeutet dann 

nämlich auch den Schutz für die Menschen. 

Das Umweltbundesamt hat schon 1998 gesagt: Hochwas-

ser lassen sich nicht verhindern; doch ihre ökologischen 

und wirtschaftlichen Schäden lassen sich durch konse-

quente Vorsorge verringern. So sollten der Ausbau von  

Gewässern möglichst vermieden sowie natürliche Über-

schwemmungsräume gesichert und wiedergewonnen wer-

den. 

Schließlich sollte auch der öffentliche Personennahverkehr 

gestärkt werden. Dann könnten wir nämlich weniger Ver-

kehrsinfrastruktur neu aufbauen, die uns so viel an Fläche 

wegnimmt. Vielleicht sollten wir einmal über ein Morato-

rium für den Straßenbau nachdenken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN –  

Andreas Nowak, CDU:  

Wo fahren dann die Busse?) 

– Ich habe vom Straßenneubau geredet. 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die SPD-Frak-

tion, bitte. Herr Abg. Winkler. 

Volkmar Winkler, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Weil mir etwas weniger 

als gedacht Zeit für diese Aktuelle Debatte geblieben ist, 

möchte ich gern mit dem Zitat beginnen, das ich normaler-

weise zum Ende ausführen wollte. Frau Dr. Claudia  

Kemfert vom Deutschen Institut für Wirtschaftsförderung 

– ich möchte sie zitieren – hat Folgendes gesagt: „Wir ha-

ben keine Zeit mehr, nicht für Fake-News, nicht für 

Whataboutism. Weder sollen die anderen zuerst, noch kön-

nen wir uns das nicht leisten, noch ist es eh zu spät. Es geht 

alles, wenn man will. Wir haben kein Erkenntnis-, wir  

haben nur ein Umsetzungsproblem. Die Zeit ist reif für 

echten Klimaschutz. Klimaschutz ist präventiver Katastro-

phenschutz. Und kluger Klimaschutz schafft soziale  

Gerechtigkeit. Wir müssen handeln. Sofort.“ 

Das vor einer Woche von den GRÜNEN angemeldete 

Thema zur Debatte hat uns nicht nur in Sachsen, sondern 

in ganz Deutschland schneller eingeholt, als es uns lieb sein 

kann. Ich danke den BÜNDNISGRÜNEN für die Anmel-

dung. Lieber wäre es mir aber – und sicher Ihnen allen – 

gewesen, wenn uns dieses Ereignis in dieser Form nicht 

überrollt hätte. Das wird uns leider auch in Zukunft nicht 

erspart bleiben. Wenn wir möglichst sachlich darüber dis-

kutieren und weniger in Richtung Wahlkampf sehen, wäre 

das für die Debatte und die daraus resultierenden Schluss-

folgerungen für uns alle gut. 

Zunächst möchte ich auch im Namen meiner Fraktion allen 

betroffenen Menschen in den von Unwetter und Über-

schwemmung heimgesuchten Regionen unser Mitgefühl, 

Bedauern, aber auch unsere volle Solidarität zum Ausdruck 

bringen. Wir alle haben sicherlich noch die furchtbaren Bil-

der im Kopf. Wir sehen Leid und Zerstörung. Wir Sächsin-

nen und Sachsen haben nicht vergessen, wie es nach der 

Flutkatastrophe in den Jahren 2002, 2010 und 2013 war. 

Ich bin froh, dass der Freistaat vieles in die Wege leitet, um 

den Menschen vor Ort zu helfen und Unterstützung zu leis-

ten. Der Bund, die Bundesregierung und auch Olaf Scholz 

als Finanzminister haben eine schnelle und unbürokrati-

sche Hilfe des Bundes zugesichert. 

Die Wissenschaft ist sich sicher: Der menschengemachte 

Klimawandel – das ist er, so sagt es die überwältigende 

Mehrheit der Wissenschaftler(innen) und Klimafor-

scher(innen) – wird dazu führen, dass diese Extreme an 

Häufigkeit und Intensität zunehmen werden, auch in 

Deutschland. Dagegen müssen wir gewappnet sein. Es 

kann also nur wie folgt heißen: Erst einmal muss Sofort-

hilfe in den betroffenen Gebieten geleistet werden, gleich-

zeitig muss an verstärkten Maßnahmen für Klimaschutz 

und Klimawandelanpassung gearbeitet werden, auch in 

Sachsen. Ein Slogan kann durchaus lauten – er ist schon 

genannt worden –: Der Natur mehr Raum geben. 

Eine Facette des Ganzen ist der Hochwasserschutz. Staats-

minister Günther hat es in den letzten Tagen bereits betont, 

weil wir in Sachsen schon aus den vergangenen Katastro-

phen gelernt haben. Wir müssen weiter vorankommen und 

nicht nur auf den technischen Hochwasserschutz setzen, 
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sondern, wie schon erwähnt, auf natürliche Überschwem-

mungsgebiete, Deichrückverlegungen, Renaturierung von 

Auen und Flussläufen, weniger Bodenversiegelungen –  

alles wurde schon genannt –, auch mehr Waldumbau, 

Waldneubau, also Waldzubau, und eine nachhaltige Land-

wirtschaft. Wir brauchen mehr Anstrengungen beim 

Thema Klimaschutz, damit alles nicht so und noch viel 

schlimmer kommt und viel teurer wird. 

Dabei muss, wenn ich an die Schäden und fiskalischen 

Auswirkungen denke, nicht zwischen der Wirtschaft und 

dem Klimaschutz abgewogen werden. Der eingetretene 

volkswirtschaftliche Schaden wird sicherlich die Schäden 

von damals – es waren 20 Milliarden Euro – noch weit 

übersteigen. Klimaschutz und -anpassung sind die beste 

Risikovorsorge, ist der beste Heimat- und Katastrophen-

schutz. Klar müssen wir das Energie- und Klimaprogramm 

in Sachsen nun schnell umsetzen und einen wirklich ambi-

tionierten Maßnahmenplan auflegen, der uns durchaus 

weiter voranbringen soll und wird. Ich erinnere an den Kli-

mafonds, der aufgelegt und beschlossen worden ist. Hier-

bei hat die Koalition durchaus vorausschauend gehandelt. 

Das kann aber nur ein Anfang sein; denn bereits der oben 

beschriebene Schaden verdeutlicht, über welche fiskali-

schen Dimensionen wir bei Wetterextremen bereits jetzt re-

den und zukünftig noch reden werden. Deshalb müssen wir 

auch über größere Lösungen wie einen Investitionsfonds 

oder die Lockerung der Schuldenbremse nachdenken. Wir 

müssen auch finanzpolitisch bessere Antworten für den 

Katastrophen- und Bevölkerungsschutz finden. 

Weitere Dinge, die auf den Prüfstand zu setzen sind, sind 

die Warn- und Meldesysteme, das ist so noch nicht genannt 

worden, die Flutpläne. Ganz wichtig ist, dass über eine 

Pflichtversicherung für Elementarschäden geredet und dis-

kutiert werden muss, das Für und Wider muss abgewogen 

werden. Ich denke, das ist eine unserer wichtigsten Aufga-

ben in der Zukunft. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt 

bei den BÜNDNISGRÜNEN – Beifall 

des Staatsministers Wolfram Günther) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die BÜND-

NISGRÜNEN; Herr Dr. Gerber, bitte. 

Dr. Daniel Gerber, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Urban, ich bin einmal gespannt, wann Sie eingeste-

hen, dass ein Wetterphänomen zum Klimawandel dazuge-

hört. Ich frage mich, ob auf jedem Wettertropfen so etwas 

wie „Made by Klimawandel“ draufstehen muss oder so. 

Das ist schon spannend. 

Warum ist der Ausbau der erneuerbaren Energien für den 

Klimaschutz jetzt so wichtig? Viele meiner Kollegen und 

Kolleginnen standen hier genauso wie ich und haben von 

den Auswirkungen des Klimawandels gesprochen. Mir 

scheint, dass es hier jetzt zwar einen minimalen positiven 

Effekt gibt, der aber noch lange nicht ausreicht. Ich könnte 

Ihnen erneut erzählen, dass – erstens – acht der zehn 

wärmsten jemals gemessenen Jahre in Deutschland ab dem 

Jahr 2010 gemessen wurden oder sich die Dynamik sogar 

noch beschleunigt. Von sich beschleunigender Dynamik 

sollte man in der Corona-Zeit schon einiges gelernt haben. 

Zweitens steigt im Vergleich zu den 1960er-Jahren die 

CO2-Konzentration jetzt um den Faktor 2,5 schneller als 

damals. Wir haben mit dem Überschreiten von 400 ppm 

nun einen Schwellwert erreicht, den es so in den letzten 

drei Millionen Jahren nicht gegeben hat. 

(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Bitte?) 

Drittens liegen wir aktuell bei einer mittleren globalen Er-

wärmung von 1,2 Grad. Das heißt natürlich nicht, dass es 

auf der ganzen Welt gleich verteilt ist. In Sachsen liegen 

wir bereits bei 1,6 Grad Celsius. Folgendes möchte ich 

noch einmal klarstellen: Solange wir der Atmosphäre 

Treibhausgase hinzufügen – das ist in der EU bis zum 

Jahr 2050, also noch gut 30 Jahre der Fall –, wird es wär-

mer werden. Mit dem wärmeren Klima wird die Wahr-

scheinlichkeit für Extremwetterereignisse zunehmen. 

Genau deshalb brauchen wir die zahlreichen Klimawandel-

maßnahmen zusätzlich zum Klimaschutz, die hier bespro-

chen wurden. 

Anscheinend funktioniert hier die Nennung der Zahlen 

usw. nicht richtig. Ich versuche es dieses Mal ein bisschen 

anders: Welche wirtschaftlichen Auswirkungen sind zu er-

warten, wenn wir nicht handeln? Sowohl in Deutschland 

als auch in der Europäischen Union wurden jetzt Klima-

schutzgesetze beschlossen. Dieser Paradigmenwechsel 

wurde auch in Sachsen im Bereich des Energie- und Klima-

programms für alle Sektoren verbindlich festgeschrieben. 

Die EU-Kommission hat kürzlich in ihrem „Fit for 2030“ 

ein Maßnahmenpaket vorgeschlagen. So sollen die CO2-

Emissionen in den ETS-Sektoren um 62 statt nur um 43 % 

bis zum Jahr 2030 fallen. Es soll einen zweiten Emissions-

handel für Transport und Gebäude geben. Das Verbrenner-

Aus kommt im Jahr 2035. Das alles hat selbstverständlich 

massive Auswirkungen auf Sachsen. Es hilft auch nicht, 

hier à la Vogel-Strauß-Politik den Kopf so lange in den 

Sand zu stecken, bis es wieder weggeht. Das hat man ein-

mal bei der Digitalisierung versucht. Dass das keine gute 

Idee war, haben wir mittlerweile alle gelernt. 

Unternehmen brauchen in Zukunft erneuerbaren Strom. 

Erneuerbarer Strom wird künftig ein Standortvorteil sein, 

genauso wie es in Irland der Steuersatz ist. Das haben Tesla 

in Brandenburg und VW in Dresden und Zwickau schon 

längst verstanden – andere Bundesländer ebenso. 

So sagte Dietmar Woidke, dass erneuerbare Energien ein 

Standortvorteil seien, den wir haben und für künftige An-

siedlungen nutzen möchten. Man kann nicht davon ausge-

hen, dass das Land Brandenburg in der Zukunft so lieb und 

nett sein und den erneuerbaren Strom dem Energieland 

Sachsen zur Verfügung stellen wird. Es geht jetzt darum, 

dass alle verantwortlichen Politiker und Politikerinnen auf 
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allen Ebenen in Sachsen konstruktiv an der Lösung der vie-

len Konflikte – davon haben wir wirklich viele – mitarbei-

ten. 

Klimaschutz ist keine Ideologie. Er ist wissenschaftlich un-

bestreitbar und schützt unsere Wirtschaft und die gemein-

samen Lebensgrundlagen. Es steht auch nicht umsonst im 

Vorwort des MP im EKP – Zitat –: „Klimaschutz kann bei 

verlässlichen Rahmenbedingungen Wirtschaftswachstum 

und Beschäftigung schaffen. Je eher gehandelt wird, umso 

wirksamer ist es für das Klima und umso verträglicher wird 

es für Wirtschaft und Gesellschaft sein.“ Ich wünsche mir 

jetzt von der gesamten Sächsischen Staatsregierung, dass 

sie genau diese Ziele auf Bundes- und vor allem auf EU-

Ebene im kommenden Trilogverfahren unterstützt. 

Wer die sächsische Wasserstoffstrategie aus der Taufe he-

ben möchte, wer möchte, dass Autos, die in Sachsen pro-

duziert werden, in Zukunft auch Strom aus Sachsen und 

nicht aus Österreich oder aus Brandenburg tanken müssen, 

der kämpft heute für den Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien und damit auch für den Klimaschutz. 

Weitere Ausführungen mache ich im zweiten Teil. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN 

und vereinzelt bei der SPD) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die CDU-Frak-

tion – wird das Wort noch gewünscht? – Das wird nicht 

mehr gewünscht. Dann die Fraktion AfD; Herr Abg. 

Zwerg, bitte. 

Jan-Oliver Zwerg, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Werte Kollegen! Ob aus einem Starkregen eine folgen-

schwere Überschwemmung wird, hat nichts mit dem ver-

meintlich menschengemachten Klimawandel zu tun, 

sondern vor allem mit Wohnversiegelung, Entwässerung, 

Siedlungspolitik und den Eingriffen in die Fließgewässer. 

(Beifall bei der AfD – Rico Gebhardt, 

DIE LINKE: Aber das ist nicht …!) 

Der Weltklimarat sagt dazu – ich zitiere –: „In der Klima-

forschung und -modellierung sollten wir erkennen, dass es 

sich um ein gekoppeltes, nichtlineares chaotisches System 

handelt. Deshalb sind längerfristige Vorhersagen über die 

Klimaentwicklung nicht möglich.“ 

In den letzten drei Jahrzehnten wurde in Deutschland 15-

mal die Fläche Dresdens versiegelt. Jeden Tag kommt eine 

Fläche von circa 68 Fußballfeldern hinzu. Gebäude, Stra-

ßen, Betriebs- und Erholungsflächen versiegeln Land-

schaft. Das sind Flächen, die zur Regulierung des 

Wasserhaushalts kaum noch zur Verfügung stehen, Flä-

chen, die kaum noch Wasser aufnehmen und speichern. 

Je mehr Boden versiegelt wird, desto mehr Wasser muss 

die Entwässerung abtransportieren können. Während aber 

oben fröhlich betoniert und asphaltiert wird, passiert in der 

Kanalisation kaum etwas. Seit Langem warnen Wissen-

schaftlicher und Stadtplaner davor und fordern die Verbes-

serung von Abwassersystemen. Passiert ist relativ wenig. 

Gerade die GRÜNEN sind ein Treiber der Bodenversiege-

lung. Jedes neue Windrad stampft weitere 1 000 Tonnen 

Beton in den Boden. Hinzu kommen kilometerlange  

Wegesysteme und Stromtrassen. 

(Beifall bei der AfD) 

Einmal gebaut, wird es schwer und teuer, wieder zu entsie-

geln. Deshalb bleiben Fundamente von Windkraftanlagen 

in einigen Bundesländern bereits jetzt im Boden. Das Bun-

desumweltamt warnt ebenfalls, dass die Sicherheitseinla-

gen für den Rückbau viel zu gering sind. Schätzungsweise 

werden mehr als 300 Millionen Euro bis 2030 fehlen. Der 

Rückbau der Fundamente durch die Betreiber ist ungewiss, 

auch hier in Sachsen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Daniel Gerber, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Neuerdings wird die Windkraft im Wald in Sachsen von 

Teilen der Kenia-Koalition in Betracht gezogen: Wälder 

roden, dafür Windräder bauen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Daniel Gerber, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Die Wirkung auf den Wasserhaushalt brauche ich nicht zu 

erklären. 

Ein ausgleichender Faktor bei Starkwetterereignissen sind 

Ackerflächen. Durch das Glyphosatverbot werden Land-

wirte ab 2023 gezwungen, ihre Böden verstärkt mecha-

nisch zu bearbeiten. Auf diesen gepflügten Flächen kommt 

es zu stärkerer Verdunstung. Umgekehrt sind diese schnel-

ler austrocknenden Böden bei Starkregen weniger  

wasseraufnahmefähig, was Überflutungen natürlich be-

günstigt. 

Grüne Verbotskultur ist nicht Teil der Lösung, sie ist Teil 

des Problems. 

(Beifall bei der AfD) 

Jeder Experte wird es Ihnen sagen: Wenn es zum Hochwas-

ser kommt, ist der ungehinderte Abfluss das Wichtigste. 

Sachsen hat nach den Elbehochwassern einiges getan. 

Hochwasserpläne für Risikoregionen wurden angefertigt. 

Es funktioniert im Großen und Ganzen. Aber schauen Sie 

einmal die Bäche in vielen Dörfern an: zugewachsen, quer-

verbaut und eingestürzte Ufermauern. Wenn es hier zu 

Starkregen kommt, dann wird es ernst. Auch wenn es keine 

unmittelbare Bedrohung für die Bürger gibt, sind vollge-

laufene Keller und zerstörte Infrastruktur schlimm genug. 

Der Klimafonds soll nun die Rettung bringen. Wir haben 

im Haushaltsverfahren gesagt, dass einige Maßnahmen 

durchaus sinnvoll sind. Die würden wir auch unterstützen. 

Die Prioritätensetzung im Umweltministerium ist aber völ-

lig falsch. Es werden Millionen Euro für die CO2-Reduzie-

rung ausgegeben, obwohl das Ziel durch die geplante 

Zwangsabschaltung der Kohlekraftwerke ohne weitere 

Maßnahmen in Sachsen erreicht werden würde. Das weiß 

die Staatsregierung auch. Was macht sie? Sie schafft sich 

eine neue Klimaabteilung, damit 21 Beamte 0,1 % des 
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sächsischen CO2 verwalten können. Das ist eine völlig ab-

gehobene und realitätsferne Umweltpolitik. 

(Starker Beifall bei der AfD) 

Am Wochenende meldete sich auch Staatsminister Günther 

zu Wort. Ich zitiere: „Wir brauchen eine konsequente Kli-

maschutzpolitik.“ Es gibt keine Klimaschutzpolitik, schon 

gar nicht in Sachsen. Weltweit befinden sich 1 000 neue 

Kohlekraftwerksblöcke entweder im Bau oder in der Ge-

nehmigung. 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Bitte kommen 

Sie zum Ende. 

Jan-Oliver Zwerg, AfD: Herr Minister, akzeptieren Sie 

endlich die Realität. Klimaneutralität ist eine Illusion. Sie 

ist unwissenschaftlich. Hören Sie auf, Steuermillionen in 

die Luft zu pusten! 

(Beifall bei der AfD) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die Frak-

tion DIE LINKE spricht jetzt Herr Abg. Schultze. 

Mirko Schultze, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Präsi-

dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokrati-

schen Fraktionen! 

(Proteste bei der AfD) 

Wenn ich das heute hier so höre, dann gehe ich davon aus, 

dass zu unserem Klimaschutzgesetz eine übergreifende 

Mehrheit in diesem Haus zustande kommen dürfte, weil 

alle Themen hier aufgerufen worden sind. 

Ich habe sehr wohl wahrgenommen, dass wir wieder über 

eine Elementarschutzversicherung reden wollen. In der 

letzten Legislatur hat ein Antrag meiner Kollegin Janina 

Pfau leider keine Mehrheit gefunden. Sie hat sich damals 

zusammen mit den Verbraucherschutzzentralen sehr dafür 

eingesetzt, weil es sehr wichtig ist, dass gerade die Men-

schen, die dicht an oder in den Hochwassergebieten leben, 

die Möglichkeit haben, sich zu versichern, und dabei nicht 

davon abhängig sind, ob die Versicherungsgesellschaft die 

notwendige Rendite bei dem Abschluss sieht. Deshalb 

brauchen wir eine anständige Pflichtversicherung, an der 

alle beteiligt sind und bei der die Versicherungskonzerne 

gezwungen sind, auch die Menschen zu versichern, die aus 

ihrer Sicht im Risiko vielleicht etwas zu hoch liegen, um 

die Rendite für die Aktionärinnen und Aktionäre zu si-

chern. Schön, dass wir darüber reden werden. Wir werden 

sicher unsere Vorschläge dazu wieder einbringen. 

Bis auf diejenigen, die sich ihre Welt immer so zurechtzim-

mern, wie sie gerade ihrer Stimmung entspricht, ist es wohl 

unstrittig, dass wir hier über Situationen reden, die wir dem 

Klimawandel zu verdanken haben. Das sind nicht gerade 

schöne Dinge. Deshalb müssen wir auch über etwas reden, 

was völlig unabhängig davon ist, ob wir Flächen entsie-

geln, ob wir Flüssen wieder ihren Lauf zurückgeben, ob 

wir uns große Mühe geben, dass wir den CO2-Ausstoß ver-

ringern. Das sollten wir alles zweifelsfrei tun, aber das wird 

heute und morgen leider keine sofortige Veränderung brin-

gen, weil wir viel zu spät gegensteuern. 

Wir müssen auch über den Bevölkerungsschutz reden. Der 

Klimawandel und die Starkregenereignisse der letzten 

Tage zeigen uns, dass wir anders vorbereitet sein müssen, 

als wir glaubten, vorbereitet zu sein. Nun hat der sächsi-

sche Bevölkerungsschutz schon immer kleine Schwierig-

keiten. Darüber haben wir schon oft diskutiert. Der 

Innenminister ist leider schon gegangen, schade. Ich hätte 

mir gewünscht, dass er das noch gehört hätte. Jetzt haben 

wir aber eine andere Situation. 

Die Ereignisse durch den Starkregen hätten im Übrigen 

auch in Sachsen stattfinden können. Wenn die Luftströ-

mung sich um wenige Kilometer verschoben hätte, wären 

diese Ereignisse durchaus auch hier möglich gewesen. Ich 

glaube, dass das ähnlich dramatische Folgen gehabt hätte. 

Es ist völlig unstrittig, dass unsere Gedanken heute bei den 

Opfern sind, bei den Angehörigen, bei den Menschen, die 

betroffen sind, und bei den Helferinnen und Helfern, die 

dort im Einsatz sind und auch aus Sachsen kommen. Ich 

glaube, das ist die richtige Stelle, noch einmal klar und 

deutlich zu machen, dass wir allen Helferinnen und Helfern 

eine gesunde Wiederkehr wünschen und ihnen natürlich 

dankbar sind. Wenn ich heute früh im Radio gehört habe, 

dass es tatsächlich Firmen gibt, die ihren Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern – „Deutschlandfunk“ berichtete das heute 

– nicht ermöglichen, bei Hilfsaktionen teilzunehmen, weil 

sie sie nicht aus dem Büro lassen wollen oder das indirekt 

anweisen – direkt können sie das nicht, weil es das Gesetz 

anders vorschreibt –, dann müssen wir darüber reden. 

Wir müssen aber auch darüber reden, wie unser Katastro-

phenschutz aufgestellt ist. 

Zu unserem im letzten Jahr gestellten Antrag „Einfach Si-

renen aufs Dach“ haben viele gesagt: Das brauchen wir al-

les gar nicht. Es gibt jetzt Handy-Warn-Apps und viel 

modernere Dinge, und gerade die Warnung der Bevölke-

rung könnten wir heute viel moderner machen. Sirenen 

sind eigentlich ein Relikt der Vergangenheit. 

Nicht alle haben das gesagt, um es klar und deutlich zu sa-

gen. 

(Zuruf und Kopfnicken der 

Abg. Sabine Friedel, SPD) 

– Ich sehe gerade Kopfnicken aus der einen und Kopf-

schütteln aus einer anderen Richtung, von denen, die das 

anders gesehen haben. Ich denke, jetzt ist einmal bewiesen 

worden, dass Handy- und Funknetze nicht das Allheilmittel 

sind, und Warn-Apps schon gar nicht. 

Wir müssen wieder dafür sorgen, dass wir die Bevölkerung 

tatsächlich warnen – also erst einmal auch nur warnen kön-

nen –, und dafür sind Sirenen nach wie vor ein gutes Mittel. 

Auch beim Digitalfunk sollte noch einmal überprüft wer-

den, ob unsere sächsische Digitalfunkstruktur wirklich 

leistungsfähig genug ist. Wir haben es in den Gebieten, die 

im Übrigen zum Teil eine bessere Digitalfunkausstattung 

haben als wir, erlebt, dass der Digitalfunk kollabiert ist, 
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weil die eigenen Slots, mit denen man senden kann, einfach 

ausgelastet bzw. Querkommunikationen nicht mehr mög-

lich waren. Das, was damals beim guten alten Analogfunk 

noch möglich war – nämlich, dass man einfach von drei auf 

vier umgeschaltet hat –, ist beim Digitalfunk so nicht mög-

lich. Darüber, wie schnell wir Infrastruktur aufstellen kön-

nen, müssen wir noch einmal reden. 

Kurzum: Wir müssen über den sächsischen Bevölkerungs-

schutz reden. Wir müssen darüber reden, wie wir es besser 

machen, damit wir für die Klimafolgeschäden tatsächlich 

gerüstet sind. 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Bitte zum Ende 

kommen. 

Mirko Schultze, DIE LINKE: – Komme ich. 

Das Retten von Menschenleben ist nicht nur Klimapolitik, 

sondern auch eine aktuelle Aufgabe. Deshalb müssen wir 

ran. Wir werden Ihnen dazu Vorschläge machen. 

Danke. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Ich frage die 

SPD-Fraktion, ob noch einmal das Wort gewünscht wird. 

Sie haben noch dreieinhalb Minuten. – Gut, dann beginne 

ich wieder von vorn. Für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE 

hat bereits Herr Dr. Gerber das Wort angemeldet. 

Dr. Daniel Gerber, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In mei-

ner ersten Runde habe ich auf die wirtschaftlichen Auswir-

kungen hingewiesen, was passiert, wenn wir uns nicht um 

den Klimaschutz kümmern. In dem zweiten Teil möchte 

ich gern noch einmal darauf eingehen, welche Kosten auf 

uns zukommen, wenn wir nicht handeln. 

Schauen wir doch einmal zurück auf die ersten beiden Jahr-

hundertfluten dieses Jahrhunderts. Die Kosten für die Flut 

2002 in Deutschland waren laut Deutsche Rück auf 

11,6 Milliarden Euro beziffert. Die Kosten für die Flut im 

Jahr 2013 beliefen sich – zumindest für den deutschen 

Steuerzahler – auf 6,7 Milliarden Euro. Für die Menschen-

leben, die zu betrauern sind, kann man keine Kosten be-

messen, und die Kosten für die aktuelle Katastrophe sind 

sicherlich in denselben Dimensionen anzusiedeln. 

Ich gehe davon aus – das sollte aber allen klar sein –, dass 

sich solche extremen Schäden, die in Zukunft mit steigen-

der Wahrscheinlichkeit eintreten werden, kein Staat auf 

Dauer leisten kann. Ich denke dabei zum Beispiel an unse-

ren Sachsenforst. Herr Minister Günther hat bereits berich-

tet, dass der Borkenkäfer schon wieder mit derselben 

Intensität wie im letzten Jahr wütet und dadurch wieder er-

hebliche Schäden auf uns zukommen. 

Ich möchte noch einmal einen Vergleich bemühen, der mir 

hier sehr treffend erscheint: Von konservativer Seite wird 

beim Klimaschutz häufig das Argument angebracht – vor 

allem, wenn es um das Aufnehmen von Schulden geht, 

Volkmar Winkler hat es auch schon angesprochen –: Wenn 

es um die künftigen finanziellen Belastungen für die kom-

menden Generationen geht, dann wird immer die schwarze 

Null ins Spiel gebracht. Ohne auf die Sinnhaftigkeit dieses 

Instruments eingehen zu wollen, drängt sich für mich hier 

aber eindeutig die Parallele zum CO2-Ausstoß auf; denn 

plötzlich scheint es okay zu sein, eine Hypothek für die 

künftigen Generationen aufzunehmen. Ich halte das weder 

für fair noch für gerecht. Daher ist für mich und meine 

Fraktion der Ausbau der erneuerbaren Energien der beste 

Klimaschutz und auch Wirtschaftsschutz. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN und 

des Staatsministers Wolfram Günther) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Ich frage jetzt 

noch einmal, ob es Redebedarf gibt. – Herr Winkler, bitte. 

(Jörg Urban, AfD: Die Reihenfolge ist 

ein bisschen durcheinandergekommen!) 

– Ich rufe Sie danach auf. 

Volkmar Winkler, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich habe nicht mit so viel 

verbliebener Zeit gerechnet. Wir in der Fraktion haben uns 

verrechnet, das kommt auch vor. 

(Zuruf von der AfD: Noch mal nachrechnen!) 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, zu den Aussagen der 

AfD noch einige wesentliche Grundsätze hinzuzufügen; 

denn Sie nutzen teilweise auch aus dem Zusammenhang 

gerissene Aussagen von Organisationen und Behörden, um 

letztendlich Ihr Klimawandelproblem darzulegen. 

Wissenschaft ist – das wissen wir alle – die Gesamtheit von 

Erkenntnissen und Erfahrungen, die sich auf einen Gegen-

standsbereich beziehen. – Das ist eine Belehrung. Der Ge-

genstandsbereich hier ist der Klimawandel. 

(Ah! von der AfD) 

Er ist real und von der Menschheit wird er beschleunigt und 

beeinflusst. Aktuell ist sich die – ich wiederhole mich gern 

– überwältigende Mehrheit der Klimaforscher und der Wis-

senschaftler über diesen Prozess einig. Die vor allem un-

verfälschbaren Naturgesetze, nach denen die Welt 

funktioniert, erklären nämlich den Prozess. Sie, meine Da-

men und Herren von der AfD, zweifeln die Naturgesetze 

an. 

(Beifall der Abg. Sabine Friedel, SPD – 

Jörg Urban, AfD: Nein! Sie haben 

nicht zugehört! Völliger Quatsch!) 

– Das ist so. Sie schüren weiterhin die Kontroverse um die 

globale Erwärmung ohne Entsprechungen innerhalb der 

Wissenschaft. Das ist für mich hochgradig gefährlich. Das, 

was Sie tun, kommt in meinen Augen schon fast einem Ver-

brechen an zukünftigen Generationen gleich. 

(Beifall bei der SPD und den 

BÜNDNISGRÜNEN) 
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Wissen Sie, was mir Hoffnung macht? Es gibt mir etwas 

Hoffnung; denn ich weiß, dass es mittlerweile unter Ihren 

Sympathisanten und Wählern Zweifel an Ihrer propagier-

ten Zyklus- und Schlechtwettervariante gibt. Das macht 

mir Hoffnung. 

(Beifall bei der SPD und den 

BÜNDNISGRÜNEN) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die AfD-Frak-

tion möchte eine Kurzintervention? – Bitte. 

Jan-Oliver Zwerg, AfD: Herr Winkler, der menschenge-

machte Klimawandel ist etwas, das Sie hier favorisieren. 

Also, das Klima ändert sich immer. Ich hoffe, darüber sind 

wir uns einig. Wir diskutieren hier darüber, ob diese 

schlimmen Ereignisse, die jetzt geschehen sind, mit dem 

anthropogenen Anteil am Klimawandel zu tun haben könn-

ten. 

(Zuruf der Abg. Sabine Friedel, SPD) 

Erstmalig – Sie reden ja von Naturwissenschaften – ist eine 

Beweislastumkehr erfolgt, nämlich: weg von der Messung 

hin zur Modellierung, zur Simulierung am Computer. Das 

sollten Sie einmal nachlesen. 

(Sabine Friedel, SPD: Nee! – 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Am Computer!) 

Das heißt: Wissenschaftlich ist gar nichts bewiesen. Jetzt 

kommen Sie mit Ihren vielen und überwältigenden Wissen-

schaftlern 

(Zurufe von der SPD und den LINKEN) 

– Sie können mir gleich antworten –, mit der überwältigen-

den Mehrheit der Wissenschaftler. Wissen Sie was? Ich 

bringe Ihnen genauso viele Beispiele von Wissenschaft-

lern, die das anders sehen. 

(Sabine Friedel, SPD: Nee, eben nicht! – 

Weitere Zurufe) 

– Wenn Sie mir zugehört hätten, das habe ich ja gerade aus 

dem Weltklimarat zitiert. Also einfach mal zuhören. Wenn 

die Herrschaften das dort schon so sehen, dann frage ich 

mich, was Sie hier behaupten. 

(Volkmar Winkler, SPD: 

Sie müssen mal weiterlesen!) 

– Das hatte ich Ihnen schon erklärt, genau. Es gibt zum 

Beispiel 31 000 Wissenschaftler aus den USA, die sich 

2018 an die Regierung gewandt haben. Also, 31 000 sind 

nicht gerade wenig. Sie haben ganz klar gesagt: Wir richten 

die eindringliche Bitte an die Regierung der USA, Proto-

kolle wie das Kyoto-Protokoll usw. usf. nicht mehr zu un-

terzeichnen, weil es für die Gesundheit und das 

Wohlergehen der Menschen schädigend ist. 

Es gibt keinen – so heißt es weiter – belastbaren wissen-

schaftlichen Nachweis – das ist jetzt der entscheidende 

Punkt –, dass menschengemachtes CO2, Methan oder an-

dere Treibhausgase heute oder in absehbarer Zukunft eine 

katastrophale Erwärmung und eine Umwälzung des Erd-

klimas bewirken. 

Dann schauen Sie sich einmal, wenn Sie schon in die Ver-

gangenheit schauen, die Temperaturentwicklung in Europa 

an: Erderwärmung insgesamt 0,8 bis 1 Grad? Auch darüber 

streiten sich die Wissenschaftler. Es gibt keinen Konsens. 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die Redezeit ist 

beendet. 

Jan-Oliver Zwerg, AfD: Lesen Sie es nach, dann sehen 

Sie es! 

(Beifall bei der AfD – Volkmar Winkler, 

SPD, steht am Mikrofon.) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Herr Winkler, 

Sie möchten sich sicherlich äußern; bitte schön. 

Volkmar Winkler, SPD: Ich rate einfach dazu, wenn man 

sich über Prozesse oder wissenschaftliche Erkenntnisse er-

kundigen möchte, nicht Ihren Fake News zu folgen, son-

dern auf den tatsächlichen Seiten, auf denen genau diese 

wissenschaftlichen Erkenntnisse dargelegt und bewiesen 

werden, zu suchen. Alles andere, was Sie dazu von sich ge-

ben, ist Ihre Welt! 

(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Was sind denn 

„tatsächliche Seiten“, Herr Winkler? – 

Zurufe von den LINKEN und der SPD) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Meine Damen 

und Herren! Es gibt weiteren Redebedarf; bitte für die 

AfD-Fraktion Herr Abg. Urban. 

Jörg Urban, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Vielleicht doch 

noch einmal zur Klarstellung, weil es immer wieder ange-

sprochen wurde: Wir als AfD haben keinerlei Zweifel am 

Klimawandel, im Gegenteil. Wir gehen fest davon aus, 

dass der Klimawandel stattfindet, schon immer stattgefun-

den hat und auch in Zukunft stattfinden wird. Die einzigen 

Klimawandelleugner, die ich kenne, sind diejenigen, die 

behaupten – wie Michael Mann, Ihr Guru des menschen-

gemachten Klimawandels –, der Klimawandel finde erst 

statt, seit der Mensch in großen Mengen CO2 emittierte. 

(Sabine Friedel, SPD:  

Das sagt doch gar keiner! –  

Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Er verändert sich schneller!) 

Dann würde ich gern noch auf die Einwände von Herrn 

Dr. Gerber eingehen. Herr Gerber, Sie sind Wissenschaft-

ler, Sie sind Master der Informatik. Ich würde erwarten – 

da ich davon ausgehe, dass Ihr Master mehr wert ist als der 

Ihrer Bundesvorsitzenden Frau Baerbock –, 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD) 

dass Sie als Wissenschaftler die Meinung von Fachleuten 

anderer Fachbereiche akzeptieren. Wir reden heute nicht 

davon, ob es einen Klimawandel gibt oder nicht, sondern 
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davon, ob die Starkwetterereignisse in Westdeutschland 

tatsächlich durch den Klimawandel verursacht worden sind 

oder nicht. Dazu sagen Fachleute vom Deutschen Wetter-

dienst und vom Weltklimarat: Nein, dieser Zusammenhang 

ist nicht da. 

Über nichts anderes reden wir. Bitte respektieren Sie das! 

(Beifall bei der AfD –  

Dr. Joachim Keiler, AfD:  

Zuletzt gestern bei Lanz!) 

Ich möchte noch ein paar Worte zu unseren sächsischen 

Gewässern sagen, weil dort tatsächlich Gestaltungsbedarf 

besteht. Als im Jahr 1993 die sächsischen Gewässer in die 

neuen Verantwortungsbereiche eingeteilt worden sind, 

fühlten sich viele sächsische Kommunen tatsächlich im 

Regen stehen gelassen. Mit der Europäischen Wasserrah-

menrichtlinie im Jahr 2000 kamen neue, weitere Aufgaben 

auf die Kommunen zu, weil es nämlich um die Verbesse-

rung des Gewässerzustandes ging. Die Kommunen konn-

ten aber weder die notwendigen Mittel noch das 

notwendige Personal aufbringen, um all das zu bewältigen, 

und dementsprechend rückte der gute Gewässerzustand in 

weite Ferne. Bei der letzten Erhebung im Jahr 2015  

entsprachen 96,8 % der Gewässer nicht dem geforderten 

ökologischen Zustand; dazu gehört auch der Hochwasser-

schutz. 

Die Gründung von Zweckverbänden hat – außer dass die 

Gebühren gestiegen sind – auch keine wesentlichen Ver-

besserungen gebracht. Sachsen wird die Ziele der Wasser-

rahmenrichtlinie verfehlen; dazu gehört auch der 

Hochwasserschutz. Daran wird Ihr Klimafonds oder auch 

der jetzt beschlossene Landeszuschuss für die Kommunen 

zur Gewässerunterhaltung nicht viel ändern. Vielmehr 

müssen wir Möglichkeiten diskutieren, wie die Unterhal-

tung kommunaler Gewässer durch den Freistaat Sachsen 

operativ unterstützt werden kann. 

Der Staatsbetrieb der Landestalsperrenverwaltung hat eine 

professionelle Struktur. Mit dem aktuellen Haushalt wur-

den 188 ehemalige Projektstellen in feste Stellen überführt, 

Stellen, die ursprünglich dazu gedacht waren, die Beseiti-

gung der Hochwasserschäden aus den Jahren 2002 und 

2013 zu begleiten. Das heißt, während die Landesverwal-

tung für die Unterhaltung ihrer Gewässer viel Personal und 

ausreichend Mittel hat, verlieren die Kommunen den An-

schluss. Hier herrscht eine massive Schieflage. 

Damit den Betroffenen nach Schadereignissen besser ge-

holfen werden kann, braucht es vor allem eine bessere fi-

nanzielle Ausstattung der Kommunen. Wir brauchen mehr 

Gelder für die kommunale Infrastruktur. Die Straßenbau-

mittel wurden aber jüngst im Haushalt rigoros zusammen-

gestrichen. Dafür werden wieder Millionen für grüne 

ideologische Projekte verpulvert, die keinen messbaren 

Mehrwert haben und letztlich dadurch, dass das Geld fehlt, 

Investitionen in die Sicherheit und die Infrastruktur gefähr-

den oder, wie Herr Zwerg bereits ausführte, im schlimms-

ten Fall sogar das Risiko für Unwetterschäden erhöhen: 

Stichwort Windkraftanlagen. 

Nach großen Schadereignissen verspürt die Regierung re-

gelmäßig das Bedürfnis, sich bei den Feuerwehrleuten und 

anderen Helfern zu bedanken. Aber warme Worte alleine 

helfen nicht. 

Unsere Anträge im Landtag für eine Zusatzrente für Perso-

nen der freiwilligen Feuerwehr und die ehrenamtlichen 

Helfer im Katastrophenschutz haben Sie alle abgelehnt. 

Gleichzeitig gönnt sich Staatsminister Günther eine Klima-

schutzabteilung in seinem Ministerium, und der Minister-

präsident versorgt seine Frau mit einem Top-Job im 

Ministerium. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: 

Das ist billig!) 

Das sind nur zwei Spitzen eines Eisbergs von Hunderten 

neuer Stellen in den Ministerien. 

Für die aufopferungsvolle und mitunter gefährliche Arbeit 

von Feuerwehrleuten und Einsatzkräften sind der Regie-

rung schon ein Euro pro Monat zu schade. Daran sieht man 

das wahre Verhältnis zwischen Überschwemmung im Was-

serkopf und Trockenheit beim fleißigen Fußvolk. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD –  

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE:  

Haben Sie den Schwachsinn mal gelesen,  

den Ihre Fraktion da eingebracht hat? –  

Volkmar Zschocke, BÜNDNISGRÜNE, 

steht am Mikrofon.) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Eine Kurzinter-

vention oder noch Redezeit? 

Volkmar Zschocke, BÜNDNISGRÜNE: Eine Kurzinter-

vention! 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Eine Kurzinter-

vention; Herr Zschocke, bitte. 

Volkmar Zschocke, BÜNDNISGRÜNE: Herr Urban, ich 

möchte Ihre absurden Anwürfe zurückweisen. Sie schaffen 

es wirklich immer wieder, die Realität, die wir gerade erle-

ben, so krass umzudeuten, dass außer Angriffen auf den 

Staat, auf demokratische Instanzen, auf Politikerinnen und 

Politiker und auf den öffentlichen Rundfunk nichts übrig 

bleibt, was irgendwie substanziell mit dem Thema zu tun 

hat. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN 

und vereinzelt bei der SPD – 

Zuruf von der AfD: Das Weltbild bröckelt!) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Herr Urban, 

bitte. 

Jörg Urban, AfD: Ich weiß nicht, was das jetzt sollte. 

Wenn Sie mir zugehört hätten, dann hätten Sie gemerkt, 

dass ich ganz konkrete Vorschläge gemacht habe, wie Sie 

helfen können. Ich habe Ihnen gerade dargelegt, wie 

schlecht die Finanzen der Kommunen sind. Die sind gar 
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nicht in der Lage, ihre Gewässer zu unterhalten, was sie 

aber machen müssen. Ihr kleiner Zuschuss ist ein Tropfen 

auf den heißen Stein. 

Ich habe Ihnen gerade in Erinnerung gebracht, dass wir hier 

einen konstruktiven Antrag gestellt haben, wie die Rente 

für Feuerwehrleute und ehrenamtliche Helfer verbessert 

werden könnte. Sie haben den Antrag abgelehnt. 

(Zurufe der Abg. Kerstin Köditz, DIE LINKE, 

und Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Behaupten Sie also nicht, dass von uns keine konstruktiven 

Vorschläge kämen. 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Wir werden Sie weiterhin kritisieren, wenn Sie als Regie-

rung schlechte Arbeit machen. Das ist unsere Aufgabe als 

Opposition. 

(Beifall bei der AfD –  

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE:  

Das ist billige Polemik! –  

Zuruf von den LINKEN: Abspeisen 

wollen Sie die Helferinnen und Helfer!) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Meine Damen 

und Herren, es gibt bei vielen Fraktionen keine Redezeiten 

mehr und sicherlich auch keinen Redebedarf mehr bei de-

nen, die noch Redezeit haben. – Dem ist so. Dann bitte ich 

jetzt Herrn Staatsminister Günther. 

Wolfram Günther, Staatsminister für Energie, Klima-

schutz, Umwelt und Landwirtschaft: Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Wir haben 

gerade viel über das Klima und das Wetter gesprochen. 

Vielleicht dazu kurz als Erinnerung: Das Klima, auch der 

Klimawandel, ist eine mehrjährige Betrachtung von  

Wetterereignissen. So, wie es beim Wetter nicht wahnsin-

nig dramatisch ist, ob die Temperaturen mal um ein oder 

zwei Grad sinken oder steigen, – das passiert tagtäglich 

mehrfach –, ist es bei der Betrachtung des Klimas über ei-

nen 30-jährigen Horizont ein ganz enormer Unterschied. 

Wenn man sich mit den Folgen des Klimawandels in Sach-

sen beschäftigen will, dann hilft das von uns verabschie-

dete Energie- und Klimaprogramm, weil es wesentliche 

Aussagen auf wissenschaftlich fundierter Grundlage an-

hand gemessener Resultate darlegt. 

(Zuruf von der AfD: Aha!) 

Man sollte sich also einfach mal die Muße nehmen, sich 

mit Wissenschaft auseinanderzusetzen. 

Die Aussage, dass wir in einem Klimawandel stecken, dass 

es auch ein von Menschen gemachter Klimawandel ist, die-

ses theoretische Wissen, was da auf uns zukommt, ist schon 

sehr lange vorhanden und Jahrzehnte alt. Erst war es unter 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern ein starkes 

Thema, aber mittlerweile ist es wirklich für jeden, der se-

hen, lesen oder zuhören kann, ein ganz offensichtliches 

Wissen, und wir erleben es jetzt auch spürbar. 

Bei der ganzen Debatte, die wir jetzt führen, muss ich sa-

gen – bevor ich zu den sächsischen Ereignissen komme –, 

dass das, was wir gerade an Bildern sehen und aus den 

Nachrichten hören – auch ich stehe in Kontakt mit den Kol-

legen aus den betroffenen Ländern, vor allen Dingen 

Rheinland-Pfalz, aber auch Nordrhein-Westfalen und Bay-

ern; diese vielen Toten, dieses ganze Leid –, einen extrem 

betroffen macht. 

Ich glaube, dass uns die Anteilnahme Sachsens gut zu Ge-

sicht steht und auch Erinnerungen an das weckt, was wir in 

den Jahren 2002, 2010 und 2013 an Jahrhundertereignis-

sen, an Jahrhunderthochwassern erlebt haben. Auch da-

mals haben wir ganz viel an bundesweiter Solidarität 

erfahren. Jetzt ist der Zeitpunkt, an dem wir aus Sachsen 

helfen. Dafür bin ich auch sehr dankbar. Das machen wir 

als Freistaat in sehr unterschiedlicher Art und Weise, auch 

die Kommunen, die dort schon unterwegs sind. Wir – ganz 

konkret das SMEKUL – stehen dabei, was die Wasserver-

waltungen anbelangt, in einem engen Austausch und unter-

stützen dort, weil wir einfach viele Erfahrungen gesammelt 

haben. 

Was haben wir in Sachsen in den letzten Tagen erlebt? Wir 

haben seit letzter Woche auch hier eine Person, die immer 

noch vermisst wird. Ansonsten gab es vor allem am ver-

gangenen Samstag wirklich unwetterartige Starkregener-

eignisse; es sind bis zu 130 Liter pro Quadratmeter 

gefallen. Nur damit man mal einen Überblick bekommt, ob 

das nun viel oder wenig ist: Im Durchschnitt fallen in Sach-

sen circa 500 bis 700 Liter pro Quadratmeter im Jahr, und 

dort fielen 130 Liter innerhalb weniger Stunden – das ist 

sintflutartig. 

Besonders schlimm betroffen waren die Sächsische 

Schweiz, Einzugsgebiete von Kirnitzsch, Sebnitz, Polenz 

und Lachsbach. Wir hatten es auch bis in die Lausitz, in die 

Zittauer Region hinein, aber auch in Südwestsachsen und 

in der Region um Hohenstein-Ernstthal. Also es war lan-

desweit ein punktuelles Aufkommen. Es gab Überschwem-

mungen, Geröll, Schlammschäden an Privatgrundstücken, 

vollgelaufene Keller. Es sind Verkehrswege, Straßen und 

Bahnstrecken, unterbrochen worden. Die Strecke Dresden 

– Prag ist nicht mehr befahrbar. Auch hier hat es uns ge-

troffen. 

Die Schäden – deren Höhe wir gerade erheben – umfassen 

mehrere Millionen Euro. Aber ganz klar: Das ist nicht ver-

gleichbar mit dem, was im Westen und im Süden von 

Deutschland gerade stattgefunden hat. 

Die gute Nachricht ist, dass alles, was wir an Anlagen für 

den Hochwasserschutz und an Meldewegen haben, ebenso 

wie das Katastrophen- und Risikomanagement, richtig gut 

funktioniert hat. Das hat enorm geholfen, in Sachsen 

Schlimmeres zu verhindern. 

Auch das Landeshochwasserzentrum hat aufgrund der gu-

ten Möglichkeiten, Prognosen abzugeben, teilweise schon 

sehr früh gewarnt bzw. bekannt gegeben, wo welche Pegel-

stände steigen könnten. Man konnte so die Vorwarnung 

schon am Samstagmorgen herausgeben. 
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Dabei muss man aber auch darauf hinweisen: Hochwasser-

ereignisse, Starkregenereignisse sind extrem unterschied-

lich. Es ist ein riesiger Unterschied dazwischen, ob ein 

Fluss wie die Elbe steigt oder ob ein kleiner Bach zu einem 

reißenden Fluß wird. Bei der Elbe gibt es Vorwarnzeiten 

von mehreren Stunden, in denen man darauf reagieren 

kann. Wenn so etwas ansteht, hat man die Möglichkeit, mit 

mobilen Hochwasserschutzelementen etc. darauf zu rea-

gieren und kann auch großräumig evakuieren. Bei dem 

kleinen Bach, der zu einem reißenden Fluss wird, muss 

man sofort reagieren. 

Es gibt auch noch die kleinräumigen Starkregenereignisse, 

die einen überall treffen können, jenseits dessen, ob man 

nun an einem kleinen oder an einem großen Fluss lebt. Für 

all das gibt es mittlerweile richtig gut funktionierende 

Frühwarnsysteme, die wir aufgebaut haben. 

Wichtig war auch, dass die Einsatzkräfte – freiwillige  

Feuerwehren, Technisches Hilfswerk, aber auch Landestal-

sperrenverwaltung – alle ganz hervorragend zusammenge-

arbeitet haben. Die Landestalsperrenverwaltung hat etwa 

bis in den Samstagabend hinein an der Sebnitz, am Lachs-

bach und an der Polenz Abflusshindernisse beseitigt. In der 

Kirnitzsch wurden noch extra durch den Borkenkäfer ab-

gestorbene Bäume beseitigt, damit es dort nicht zu Ver-

klausungen, zu Aufstauungen kommt. 

Ferner hat die Steuerung der Stauanlagen in den ganzen 

Hochwasserrückhalteräumen funktioniert. Deshalb noch 

einmal ein herzlicher Dank an all die Leute, die sich dort 

eingesetzt und vor Ort Schlimmeres verhindert haben. 

Die Frage ist: Was lernen wir daraus? Das Thema der Ak-

tuellen Debatte „Zwischen Trockenheit und Überschwem-

mungen …“ ist eines, das sowieso wieder auf der Agenda 

gestanden hätte, selbst wenn wir jetzt nicht diese dramati-

schen Ereignisse erlebt hätten. Genau diese Dualität von 

Klimawandel und Zunahme dieser Wetterextreme ist ein 

Thema, dem wir uns im Freistaat Sachsen stellen müssen. 

Der Klimawandel hat auch etwas damit zu tun, wie sich 

Großwetterlagen ändern. Hierbei denke ich insbesondere 

an den Jetstream. Das sind die Wetterlagen in über 

10 000 Meter Höhe. 

Die Erderwärmung, weil sie sich unterschiedlich voranar-

beitet, ist zum Beispiel in der Polarregion deutlich höher 

als am Äquator, und wir sehen, dass sich die Temperatur-

unterschiede verringern. Das führt dazu, dass es dort, wo 

früher ein schnellerer Austausch von Wind in den Regio-

nen stattgefunden hat, jetzt zunehmend zu solchen stehen-

den Lagen kommt. 

Deshalb haben wir hier seit 2018, also drei Jahre in Folge, 

diese anhaltende Trockenheit, diese regelrechte Dürre, wie 

wir sie in den letzten 250 Jahren nicht erlebt haben. Des-

halb haben wir auch die längsten und heißesten Jahre seit 

der Wetteraufzeichnung in so einem kurzen Zeitraum er-

lebt. Während in weiten Teilen Sachsens im Jahr 2018 Tro-

ckenheit und Dürre herrschten und die Elbe kaum noch 

Wasser hatte, gab es im Vogtland Starkregen und Hochwas-

ser. Das ist genau das, wo wir hingehen. 

Das ist eine Antwort darauf. Wir haben aus diesen sich ver-

stärkenden Jahrhunderthochwassern gelernt. Ich sage: 

Jahrhunderthochwasser – 2002, 2010, 2013 und jetzt diese 

lokalen Ereignisse. Da ist viel passiert im Freistaat Sach-

sen. Wir haben seitdem 3,6 Milliarden Euro in den Hoch-

wasserschutz investiert. Im Übrigen war es auch viel Geld, 

das wir vom Bund und der EU bekommen haben. Auch da-

für herzlichen Dank aus Sachsen für diese Solidarität, die 

wir dort erfahren haben. Natürlich waren es auch Landes-

mittel, die wir hineingegeben haben. 

Neben den vielen Schwerpunkten im technischen Hoch-

wasserschutz müssen wir beim natürlichen Hochwasser-

schutz weiter vorankommen, nämlich den Flüssen mehr 

Raum geben. Im Übrigen verbindet sich das auch mit an-

deren Großaufgaben wie der biologischen Vielfalt und EU-

Richtlinien, etwa der Wasserrahmenrichtlinie. Dort haben 

wir noch einiges vor uns. 

Bei den Maßnahmen, die wir uns nach 2002 vorgenommen 

hatten, haben wir einen Abarbeitungsstand von gut drei 

Vierteln erreicht. Wir sind dort wirklich unterwegs. Auch 

was die Bereiche des Risikomanagements und der Vor-

sorge anbelangt – ich hatte es schon gesagt –, haben diese 

Systeme richtig gut funktioniert. Es ist eine gemeinsame 

Aufgabe, dass bei den Gewässern I. Ordnung genauso wie 

bei den Gewässern II. Ordnung die Landestalsperrenver-

waltung jetzt geholfen und eingegriffen hat. Es ist auch 

eine gemeinsame Aufgabe, dass man mit den Kommunen, 

was die Wasserrahmenrichtlinie und die Auenrevitalisie-

rung anbelangt, dort vorankommt. Im Übrigen haben wir 

dazu im letzten Haushalt eine personelle Unterstützung be-

schlossen. 

Die Themen gehen aber weiter. Wir haben das Problem 

auch in der Landwirtschaft. Auch dort herrschte über meh-

rere Jahre Trockenheit, Dürre. In bestimmten Regionen 

entstanden enorme Ernteausfälle. Die Frage ist nicht nur, 

welche Sorten an Marktfrüchten diesbezüglich angebaut 

werden können, sondern es geht auch um das Thema Was-

serrückhalt in der Fläche, Schwammverhalten der Land-

schaft, auch im Sinne der Landwirtschaft. 

Es geht aber genauso um die Wasserversorgung im Frei-

staat, mit der wir in den Jahren der Trockenheit an unsere 

Kapazitätsgrenzen gekommen sind. Es ist ein System, das 

in über hundert Jahren entstanden ist, auch mit den Talsper-

ren. Circa 40 % der Trinkwasserversorgung im Land haben 

etwas mit unseren Talsperren zu tun. Im Übrigen: Mit den 

durch uns investierten 3,6 Milliarden Euro haben wir im 

Freistaat das Rückhaltevermögen um circa ein Drittel er-

höht. Auch das hat jetzt geholfen. 

Aber auch die Talsperren sind multifunktional. Die müssen 

nämlich bezüglich der Trinkwasserversorgung, also in tro-

ckenen Zeiten, möglichst viel aufstauen. Wenn Starkregen 

kommt, müssen sie wieder genügend Platz haben, damit 

man dort etwas zurückspeichern kann. Es gibt noch Touris-

mus- und Freizeitbeanspruchung – all das muss im Blick 

behalten werden. 

Wir haben es schon gehört: Wir haben im Wald die Heraus-

forderung bezüglich der Borkenkäferkalamität. Das ist eine 
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Folge der lang anhaltenden Trockenheit, die aber auch auf 

ein forstlich, sagen wir einmal nicht unbedingt in Vielfalt 

stehendes, lebendiges Ökosystem Wald trifft. Der Waldum-

bau ist wichtig; er führt unter anderem dazu, dass die Bö-

den dort ein ganz anderes Speichervermögen bekommen. 

Es geht um Moor-Wiedervernässung, es geht um Kleinge-

wässer, die wir im Wald genauso haben wie in der Land-

wirtschaft; wir hatten es schon angesprochen. 

Wir haben das ganze Thema nicht nur im Wald und in der 

Landwirtschaft, sondern auch in den Kommunen. 

„Schwammstadt“ ist dort die Überschrift, Regenrückhalt, 

den man bringt. Aber auch das Thema Hitze kommt wieder 

auf. Es gibt in einem Moment viel Wasser, dann aber wie-

der lang anhaltende Trockenheit. Die Stadt Chemnitz ar-

beitet bereits an einem Hitzeaktionsplan. Um nur einmal 

auf den Wärmeeffekt hinzuweisen. Die Städte heizen sich 

stark auf und man hat teilweise einen Temperaturunter-

schied von bis zu zehn Grad gegenüber dem Umland. Man 

hat errechnet, dass das bei den Hitzewellen im Jahr 2003 in 

Deutschland zu circa 8 000 vorzeitigen Sterbefällen ge-

führt hat. Also auch das ist ein Thema. Es geht um Leben, 

das durch den Klimawandel nicht nur aufgrund von Fluten 

gefährdet wird, sondern auch aufgrund von Hitze und Tro-

ckenheit. Wir haben die ganzen Zielkonflikte in der Flä-

chenwirtschaft. Wir wollen an Oberläufen aufforsten. Wir 

wollen den Flüssen mehr Raum geben. Gleichzeitig brau-

chen wir auch Flächen für viele andere Nutzungen. Das ist 

tatsächlich eine große Herausforderung. 

Sie haben es schon angesprochen: Es ist wichtig, den Flä-

chenverbrauch, die Versiegelung zu senken von den inzwi-

schen 4 bis 5 Hektar, die wir täglich in Sachsen haben. Das 

ist eine strategische Aufgabe. Es geht aber auch wieder da-

mit einher, dass wir Städte kompakter machen wollen: 

kurze Wege für den Klimawandel. Verdichtung führt aber 

auch zu mehr Hitze. Wir müssen dort Kaltluftschneisen of-

fenhalten. Das alles sind Zielkonflikte, die es gut zu mana-

gen gilt. 

Last but not least: All das ist Umgang mit den Folgen des 

Klimawandels. Die beste Antwort auf all das ist eine kon-

sequente Klimaschutzpolitik. Daran arbeiten wir als Koa-

litionsregierung. Wir haben nicht nur das Energie- und 

Klimaprogramm beschlossen, sondern seit dem 19. Juli 

2021 – das war vorgestern – tagt auch die innerministeri-

elle Arbeitsgruppe, die jetzt zu den konkreten Maßnahmen-

plänen kommt und aufzeigt, wie wir in allen Sektoren den 

Klimaschutz ernst nehmen und wie wir unsere Energiesys-

teme umwandeln können. 

In diesem Sinne sind wir in Sachsen auf einem guten Weg; 

aber es liegt auch noch viel Arbeit vor uns. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN 

und vereinzelt bei der CDU) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Meine Damen 

und Herren! Die Staatsregierung hat ihre Redezeit über-

schritten. Es würden den Fraktionen jetzt noch 3 Minuten 

und 20 Sekunden zur Verfügung stehen. Wird das noch ge-

nutzt von den Fraktionen? – Das sieht nicht so aus. Damit 

kann ich den Tagesordnungspunkt schließen. 

Wir kommen zu 

Tagesordnungspunkt 4 

Zweite Beratung des Entwurfs  

Gesetz zur Erweiterung der sachunmittelbaren  

Demokratie im Freistaat Sachsen 

Drucksache 7/2702, Gesetzentwurf der Fraktion AfD 

Drucksache 7/6809, Beschlussempfehlung des Ausschusses für  

Verfassung und Recht, Demokratie, Europa und Gleichstellung 

Wünscht der Berichterstatter als Erster das Wort zu neh-

men, Herr Modschiedler? – Das sieht nicht so aus. Damit 

kommen wir zur allgemeinen Aussprache. Es beginnt die 

AfD-Fraktion, danach folgen CDU, DIE LINKE, BÜND-

NISGRÜNE, SPD und die Staatsregierung, wenn sie es 

wünscht. 

Herr Abg. Wiesner, bitte. 

Alexander Wiesner, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Heute steht 

die Beratung über den Gesetzentwurf der AfD-Fraktion zur 

Erweiterung der sachunmittelbaren Demokratie im Frei-

staat Sachsen auf der Tagesordnung. Gleichzeitig bringe 

ich den Änderungsantrag ein, der die Hinweise der Sach-

kundigen aus der Anhörung und die Hinweise des Plenar-

dienstes umsetzt. 

Zu Beginn meiner Rede möchte ich Dr. Otmar Jung, Poli-

tikwissenschaftler der Freien Universität Berlin, zitieren, 

der zum System der repräsentativen Demokratie auf Bun-

desebene Folgendes sagte: „Die Politiker verlassen sich auf 

den Charme der repräsentativen Demokratie. Sie können 

vier Jahre machen, was sie wollen. Anschließend wird ein 

Wahlkampf geführt, bei dem sie die Themen selber bestim-

men können. Was vorher lief, spielt oft keine Rolle mehr.“ 

Ich möchte hinzufügen: Auch nach den Wahlen spielt das 

vorher Gesagte oftmals keine Rolle mehr. Was für die re-
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präsentative Demokratie auf Bundesebene gilt, gilt in ge-

wisser Form auch für die Länderebene. Wenn also die Bür-

ger sagen, sie, also die Politiker, machten ja doch, was sie 

wollen, dann ist das kein Ausdruck substanzloser Nörgelei, 

sondern leider erlebte Realität. 

Wenn laut der Bundeszentrale für politische Bildung zwar 

eine klare Mehrheit der deutschen Bürger die Demokratie 

allgemein als die beste Staatsform ansieht, aber nur 

circa 44 % der ostdeutschen Bürger mit dem Funktionieren 

der Demokratie einverstanden sind, dann müssen wir uns 

als frei gewählte Abgeordnete fragen: Was muss daran ge-

ändert werden? Ein Anstoß für diese Veränderung soll der 

vorliegende Gesetzentwurf sein. Dieser Entwurf baut auf 

einer Initiative aus der 6. Legislaturperiode auf, ergänzt 

und schärft diese nach, wo es erforderlich ist. 

Erstens wollen wir, dass jede Verfassungsänderung der Zu-

stimmung des Volkes unterworfen werden muss. 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Die Verfassung ist die elementarste Regelung unseres Zu-

sammenlebens. Es sollte eigentlich selbstverständlich sein, 

dass diese nur mit Zustimmung des Souveräns, nämlich un-

seres Volkes, geändert werden kann. Der Einwand, dass das 

Volk bei jeder geringfügigen Änderung an die Urnen geru-

fen werden müsste, ist für mich nicht schlüssig, denn die 

Sächsische Verfassung wurde seit dem Jahr 1992 nur ein-

mal geändert. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren der Koalition, wieder 

Entsprechendes vorhaben, dann müssten Sie sich die Mehr-

heiten nicht nur in diesem Hause suchen, sondern die Ehr-

lichkeit haben, auch unsere Sachsen darüber abstimmen zu 

lassen. 

(Beifall bei der AfD –  

Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Zweitens sollen andere, vom Landtag beschlossene Ge-

setze ebenfalls dem Volk vorgelegt werden, wenn dies 2 % 

der Stimmberechtigten verlangen. 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Das heißt, wenn innerhalb von zwei Monaten nach der Ver-

öffentlichung des Gesetzes die Unterschriften von etwa 

66 000 Bürgern zusammengetragen werden, kommt es zu 

einer sachsenweiten Abstimmung. Das ist der Inhalt des fa-

kultativen Referendums. Die verfassungsrechtlichen Be-

denken gegen dieses Instrument teilen wir nicht. 

Wir erinnern an die Anhörung der Sachkundigen im März 

dieses Jahres. Damals hat Dr. Neumann das fakultative Re-

ferendum ganz schlicht als verfassungsrechtlich unbedenk-

lich bezeichnet. Auch der sonst sehr kritisch auftretende 

Prof. Dr. Decker äußerte, dass dieses Referendum genauso 

verfassungsrechtlich zulässig sei wie die Volksgesetzge-

bung. 

Dort, wo es notwendig war, haben wir den Gesetzentwurf 

korrigiert. Wir sind der Kritik der Sachkundigen gefolgt, 

dass ein von nur 0,5 % der Stimmberechtigten initiiertes 

Referendum bedenklich sei, und haben auch die Frist für 

die Unterschriftensammlung von einem Monat auf zwei 

Monate verlängert. Das ist im Übrigen Gegenstand des 

vorliegenden Änderungsantrags. 

Drittens wollen wir eine deutliche Absenkung der Quoren 

für die Volksinitiativen. Erlauben Sie mir, Ihnen das 

Schicksal der vergangenen Initiativen kurz in Erinnerung 

zu rufen. Die Bürgerinitiative „Soziales Sachsen“ brachte 

im Jahr 1997 über 115 000 Unterschriften für eine Ände-

rung der Sächsischen Gemeindeordnung zusammen. Der 

Volksantrag wurde aber durch den Sächsischen Landtag 

abgelehnt. 

Der Landeselternrat Sachsen schaffte es im Jahr 1994 mit 

der Initiative zur Änderung des Schulgesetzes zwar, die 

Klippe des Antragsquorums zu nehmen; er scheiterte je-

doch trotz 210 000 Unterstützern eben an dem Quorum für 

Volksbegehren, welches 450 000 Unterstützer vorsieht. 

Ähnliches widerfuhr dem Verein „Zukunft braucht Schule“ 

im Jahr 2001 trotz 360 000 gesammelter Unterschriften. 

Daran sieht man, dass selbst im digitalen Zeitalter diese ge-

genwärtigen Hürden viel zu hoch sind. 

Deshalb möchte die AfD-Fraktion beispielsweise die Zahl 

der für einen Antrag der einfachen Volksgesetzgebung ge-

genwärtig nötigen 40 000 Unterschriften auf 16 000 Unter-

schriften reduzieren. Für ein Volksbegehren sollen 231 000 

Unterstützer ausreichen statt wie bisher 450 000. 

(Beifall bei der AfD) 

Die Bürger wollen mitmachen und gefragt werden. Sie 

wollen mitentscheiden und nicht nur alle fünf Jahre in der 

Wahlkabine ein Kreuzchen setzen. Das setzt aber auch vo-

raus, dass überhaupt eine realistische Aussicht besteht, eine 

Volksinitiative zum Erfolg zu führen. Wir meinen mit der 

Absenkung der Quoren der bisher nur auf Papier stehenden 

Volksgesetzgebung wieder Leben einzuhauchen. 

Viertens greifen wir die Idee einer qualifizierten Massen-

petition wieder auf, die bereits Gegenstand einer der Initi-

ativen der 6. Wahlperiode war. Das ist ein Instrument 

zwischen der herkömmlichen Petition und der Volksinitia-

tive. Es versteht sich als nachdrücklicher Aufruf an den 

Landtag, sich eines bestimmten Themas anzunehmen. Die 

qualifizierte Massenpetition ist also ein zusätzliches Instru-

ment, welches wir unseren Bürgern mit an die Hand geben 

wollen. 

Damit komme ich zum Ende der ersten Runde. Wir hatten 

das bereits eingereicht. Ich beantrage dazu die namentliche 

Abstimmung. Ich möchte es nur jetzt schon ankündigen, 

damit die Kollegen genügend Zeit haben, hereinzukom-

men. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 
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Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die CDU-Frak-

tion; Herr Abg. Modschiedler, bitte. 

Martin Modschiedler, CDU: Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Heute will die AfD über eine 

Änderung der Verfassung sprechen: Wir diskutieren über 

die sachunmittelbare Demokratie. Die einbringende Frak-

tion hat dazu einen Gesetzentwurf vorgelegt, der, ich würde 

einmal sagen – das habe ich auch im Ausschuss schon ge-

sagt –, ein wahres Potpourri verfassungsändernder Stilmit-

tel und Werkzeuge enthält. 

Wir haben dazu im Ausschuss eine intensive Anhörung 

durchgeführt, in der die verfassungsrechtlichen, aber auch 

die verfassungspolitischen Komponenten kontrovers dis-

kutiert wurden, und, Herr Wiesner, vorab: Verfassungs-

rechtlich sind wir uns einig; denn die Werkzeuge sind in 

der Demokratie absolut möglich, darüber brauchen wir 

überhaupt nicht zu sprechen. Die Frage ist: Wie setzen wir 

die Mittel, die Möglichkeiten und die genannten Werk-

zeuge der unmittelbaren Beteiligung der Bürgerinnen und 

Bürger rechtspolitisch ein? 

Denken wir daran: Wir leben in einer parlamentarischen 

Demokratie; Sie haben es gesagt. Das Schweizer Modell, 

das dem entgegengestellt wird, ist immer wieder als Refe-

renz genannt worden. Die Schweiz ist aber anders aufge-

baut und anders strukturiert. Die unmittelbare Beteiligung 

des Volkes ist dort – das wissen wir alle – in vielen Jahr-

hunderten gewachsen und hat sich entwickelt. Das müssen 

wir immer im Auge behalten, wenn wir über unsere Verfas-

sung sprechen. 

(Sebastian Wippel, AfD: Dann 

können wir ja mal anfangen!) 

Ich bin überzeugter Parlamentarier. Ich halte die Gewalten-

teilung für existenziell, und der Föderalismus ist für uns ein 

sehr wichtiger Teil unseres Rechtssystems. Diese Punkte 

müssen wir beachten, wenn wir die sachunmittelbare De-

mokratie, dieses Instrument, in unsere parlamentarische 

Demokratie einbauen. Wir müssen aufpassen, dass durch 

diese Änderungen und Ergänzungen der Parlamentarismus 

nicht ausgehebelt wird oder eventuell sogar in eine Schief-

lage gerät. Das müssen wir nicht verfassungsrechtlich, son-

dern verfassungspolitisch abwägen; das haben uns auch die 

Sachverständigen in der Anhörung ins Stammbuch ge-

schrieben. 

Wir dürfen nicht vergessen: Wir ändern hier nicht mal eben 

ein Gesetz und schauen mal, wie es funktioniert. Nein, wir 

ändern hier unsere – unsere! – Sächsische Verfassung und 

fügen in diese Verfassung neben dem Volksbegehren und 

dem Volksantrag – Sie haben es gesagt: seit 1992 steht es 

schon darin – mit seinen bestehenden Quoren, an denen wir 

arbeiten können, noch weitere Werkzeuge ein, beispiels-

weise den von Ihnen angeführten neuen Artikel 70 a der 

Verfassung, das sogenannte fakultative Referendum. – 

Dort beginnen meiner Ansicht nach schon die hausgemach-

ten Probleme. 

Aus Artikel 70 a Abs. 2 geht zurzeit überhaupt nicht her-

vor, wann eine Antragstellung erfolgreich war. Es steht da: 

„nach erfolgreicher Antragstellung“. Der Artikel enthält 

nur diese vage Formulierung von einem „Verlangen des 

Volkes“ – und ein Verlangen des Volks kann vieles sein. 

Wann und wie, das müssen wir genau klären. Dabei sind 

immer – das ist das Problem, wenn wir über Gesetze spre-

chen, insbesondere über eine Verfassung – Missverständ-

nisse vorprogrammiert. Das wissen Sie nur allzu gut mit 

Ihren immer wieder verspäteten Anträgen nach der Ge-

schäftsordnung, und darin stehen sogar Fristen, liebe Kol-

leginnen und Kollegen. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

..., die sie nicht lesen können!) 

In Abs. 1 des Artikels werden zudem überhaupt keine Ein-

schränkungen gemacht, welche Gesetze von einem fakul-

tativen Referendum ausgenommen sind. Das ist ein sehr 

wichtiger Aspekt. Derzeit können nämlich alle Gesetze 

durch das Volk aufgehoben werden, und dann sind wir als 

Parlamentarier komplett handlungsunfähig. Haushaltsge-

setze, Abgeordnetengesetz, sogar die Zustimmung zu 

Staatsverträgen – alles kann aufgehoben werden. 

Diese Gesetze – das bitte ich zu bedenken – werden auch 

im Schweizer Gesetzgebungsverfahren aus dem plebiszitä-

ren Referendum herausgenommen. Es müssen nämlich ge-

rade in Dingen wie dem Gewaltmonopol, dem Haushalt 

und der parlamentarischen Selbstverwaltung, das heißt, bei 

Entscheidungen unseres Parlaments in eigenen Dingen, 

Entscheidungen getroffen werden, die nicht jedem gefal-

len; aber sie müssen getroffen werden. Dazu werden wir 

Parlamentarier für die Legislaturperiode, also auf eine ge-

wisse Zeit, gewählt. Wir werden in den Landtag entsandt, 

wir sind hier, wir sind wählbar, aber nach der Legislaturpe-

riode auch abwählbar; und ohne die Herausnahme dieser 

essenziellen Gesetze kann und wird unser Parlament keine 

bestandskräftigen Entscheidungen mehr treffen können. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Ja!) 

Ich glaube sogar, dass aufgrund der unterschiedlichen Inte-

ressenlagen – seien sie konstruktiv oder auch völlig de-

struktiv – keine belastbaren Entscheidungen mehr möglich 

sind, und damit zerstören wir nicht nur uns als Parlament, 

sondern wir zerstören die ganze Demokratie. Wir schütten 

das Kind mit dem Bade aus, und das ist das Gegenteil von 

gut gemeint. 

Denken wir weiter an die Umsetzung der gemeinsamen 

EU-Normen in innerdeutsches Recht, Artikel 23. Wir tun 

das als Parlamentarier, und dann wird unter Umständen 

durch ein Referendum die Umsetzung aufgehoben. Wir 

wollen und müssen Gesetze vollziehen, können es aber gar 

nicht, weil, obwohl wir uns vertraglich dazu verpflichtet 

haben, das Referendum diese Entscheidung wieder aushe-

belt. Wir laufen damit sehenden Auges in ein Vertragsver-

letzungsverfahren mit der EU und können es nicht 

korrigieren. Deshalb sind diese konkreten Einschränkun-

gen umso wichtiger. 

Auch über die Quoren bei den Referenden, die die Verfas-

sung ändern – nicht die normalen Quoren, sondern wir 

sprechen über verfassungsändernde Quoren –, müssen wir 
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nachdenken. Es muss durchdacht und gegenübergestellt 

werden. Beispiel Zweidrittelmehrheit: Ist sie ausreichend? 

Unter welchen Bedingungen ist sie ausreichend? Wir spre-

chen hier nicht von einer Zweidrittelmehrheit unserer Par-

lamentarier, die wir in einer normalen Verfassung ändern 

würden, sondern von einer Zweidrittelmehrheit von Bürge-

rinnen und Bürgern, die entscheiden können, es aber nicht 

müssen. Sie müssen nicht zur Wahl gehen. 

Welche zwei Drittel meinen Sie dann? Was ist die Zwei-

drittelmehrheit der Bürgerinnen und Bürger? Die Zweidrit-

telmehrheit jener, die zur Wahl gehen, oder aller Wähler, 

die zur Wahl gegangen sind? Ist das überhaupt angemes-

sen? Das ist zu prüfen, und darüber muss angehört werden. 

Wir müssen das ausbalancieren, und dabei ist vor allem 

Fingerspitzengefühl gefragt. Man kann das nicht einfach 

mit dem Füllhorn ausgießen. 

Wir in der Koalition sind gerade dabei, die Volksgesetzge-

bung ausbalanciert und abwägend zu ändern. Wir wollen 

sie anpassen und erweitern – aber bitte mit Fingerspitzen-

gefühl und mit Maß und Mitte! Das können wir nicht mal 

eben mit diesem Gesetzentwurf tun, vor allem nicht mit 

diesem. Deshalb werden wir ihn ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der 

Staatsministerin Katja Meier) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die Fraktion 

DIE LINKE, Herr Abg. Gebhardt. 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Meine 

Damen und Herren! Die AfD-Fraktion stiehlt uns heute 

wieder einmal Zeit 

(Zurufe von der AfD: Aaach!) 

mit einem mehr als missglückten „Gesetzentwurf zur Er-

weiterung der sachunmittelbaren Demokratie im Freistaat 

Sachsen“– so der Titel Ihres Gesetzentwurfs. Missglückt 

deshalb – Herr Modschiedler hat bereits einige Ausführun-

gen dazu gemacht –, weil ich den Eindruck nicht loswerde, 

dass Sie es mit der Gleichberechtigung der beiden in der 

Sächsischen Verfassung vorgesehenen Gesetzgeber – näm-

lich das Parlament und das Volk – nicht so genau nehmen, 

und das, obwohl Sie ja eigentlich in Ihrem Gesetzentwurf 

ausdrücklich auf das Urteil des Sächsischen Verfassungs-

gerichtshofes vom 17. Juli 1998 verweisen. 

Im Übrigen: Ihr Änderungsantrag, Herr Wiesner, macht es 

auch nicht besser. Ihr Gesetzentwurf leidet an dem gene-

rellen Fehler, dass er die in unserer Verfassung so angelegte 

Gleichrangigkeit der beiden Verfassungsorgane ganz klar 

zugunsten des Volkes verschiebt und damit die Verfassung 

bricht. Dies kommt insbesondere bei dem von Ihnen vor-

geschlagenen fakultativen Referendum zum Ausdruck. 

(André Barth, AfD: Mehr Demokratie!) 

Sie wollen, dass die Umsetzung und Anwendung eines  

jeden vom Landtag beschlossenen Gesetzes ausnahmslos 

automatisch für eine bestimmte Frist angehalten und aus-

gesetzt wird; Herr Modschiedler hat dazu gerade ausge-

führt. Das würde nach Ihren Vorstellungen schon allein 

deshalb passieren, weil hiernach das Volk innerhalb von 

zwei Monaten nach der Schlussabstimmung im Landtag 

das Recht haben soll, ein aufhebendes Referendum zum 

betreffenden Gesetz zur Abstimmung zu stellen. Solange 

dürften die Gesetze nicht vollzogen werden. 

Der zur öffentlichen Anhörung des Gesetzentwurfs gela-

dene Sachverständige Prof. Dr. Hermann Heußner hat dazu 

deutlich gemacht, dass dieses Instrument äußerst stark in 

die Rechte des Parlaments eingreift. Dieser Eingriff wird 

auch durch Ihre marginalen Änderungen der Quoren und 

Fristen in Ihrem Änderungsantrag nicht geheilt. Stattdes-

sen würde jedes vom Landtag verabschiedete Gesetz per se 

angezweifelt werden, und es könnte erst zwei bis vier Mo-

nate später in Kraft treten, aber nur, wenn es kein oder ein 

nicht erfolgreiches Referendum gibt. 

Dies könne nicht im Interesse der Volksgesetzgebung sein. 

Prof. Dr. Heußner dazu wörtlich: „Dadurch wird das Parla-

ment hinter die Volksgesetzgebung zurückgestuft.“ Er 

sprach auch von einer Degradierung des Parlamentes. Ab-

schließend kritisierte er, dass die Parlamentarier der AfD-

Fraktion durch die eigene Gesetzgebung eine gewisse 

Aversion gegen das Parlament aufzeigen würden. 

(Zuruf von der AfD: Was?) 

Er sprach wörtlich von einer Missachtung des Parlamentes. 

Das halte ich für bedenklich. Andererseits, muss ich sagen, 

stimmt das mit meiner Wahrnehmung überein. So, wie Sie 

hier agieren, seitdem Sie im Sächsischen Landtag sind, ist 

das eine Missachtung der Parlamentsarbeit. 

(Zuruf des Abg. André Barth, AfD) 

Andererseits kann man es auch so sehen: Offenkundig hat 

die AfD-Fraktion akuten Zweifel an der Qualität ihrer ei-

genen Arbeit beim Schreiben von Gesetzentwürfen, was 

ich wiederum nachvollziehen kann, wenn ich mir die heute 

zu debattierende missglückte Gesetzesvorlage anschaue. 

Ja, die Volksgesetzgebung im Freistaat Sachsen braucht 

unbedingt einen Modernisierungsschub. Ja, die Volksge-

setzgebung im Freistaat Sachsen gehört aktuell nicht zu 

den attraktivsten. Das ist korrekt und richtig. Und indirekt 

hat die Mehrheit im Parlament im Jahr 1992 mit der Be-

schlussfassung und ihrer bis heute unveränderten Bestim-

mung zur Volksgesetzgebung gegenüber dem Volk ein 

großes Misstrauen offenbart; denn schon damals waren die 

Hürden viel zu hoch – erstens für den Antrag auf eine 

Volksinitiative und zweitens für die Abstimmung über ein 

in einem mehrstufigen Verfahren vom Volk nach Volksan-

trag und Volksbegehren eingebrachtes Gesetz. 

Im Übrigen war es die gleiche Mehrheit, also die dauerre-

gierende CDU, die das Volk für ihren Mut und ihre Cou-

rage in den Jahren 1989/1990 bis heute vollkommen zu 

Recht lobt und würdigt. Heute, nach dem deutlichen Rück-

gang der Zahlen von abstimmungsberechtigten Bürgerin-

nen und Bürgern, sind die Quoren noch unerreichbarer 
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geworden. Seit dem Jahr 2003 hat es nicht eine Volksgeset-

zesinitiative in Sachsen gegeben, mit einer Ausnahme: dem 

mit enormem Kraftaufwand und dem Engagement eines 

breiten Bündnisses eingebrachten Volksantrag „Längeres 

gemeinsames Lernen in Sachsen“ im Jahre 2019. Es be-

steht also akuter Handlungsbedarf. 

Ja, meine Fraktion und die Vorgängerfraktionen haben wie-

derholt Gesetzentwürfe vorgelegt, die unter anderem eine 

deutliche Senkung der Quoren zum Ziel hatten. Es ging uns 

vor allem darum, nicht nur die Volksgesetzgebung zu er-

leichtern, sondern auch Volksinitiativen, die in anderen 

Bundesländern schon lange geübte Praxis sind, zu ermög-

lichen. Meine Fraktion hat in den vielen Jahren aber nie-

mals einen so handwerklich schlechten Gesetzentwurf 

vorgelegt, wie ihn uns die AfD-Fraktion heute hier anbie-

tet. 

(Zuruf von der AfD) 

Ja, wir als Linksfraktion halten an dem Ziel fest, dass wir 

mehr Mitbestimmung, mehr Mitentscheidung auch auf der 

Landesebene brauchen und nicht nur eine Entscheidung 

alle fünf Jahre an der Wahlurne. Dazu brauchen wir aber 

keinen Gesetzentwurf, der so viel Misstrauen gegenüber 

dem sächsischen Parlament zum Ausdruck bringt und der 

mit der Verfassung, die er zu ändern gedenkt, nicht zu ver-

einbaren ist. Juristen – ich bin keiner – nennen so etwas 

regelmäßig „verfassungswidriges Verfassungsrecht“. 

Dafür sind wir nicht zu haben, und wir lehnen aus den vor-

getragenen Gründen den Gesetzentwurf der AfD-Fraktion 

inklusive dem vorgelegten Änderungsantrag ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die Fraktion 

DIE LINKE sprach Kollege Gebhardt. Nun übergebe ich 

das Wort an Herrn Kollegen Lippmann, Fraktion BÜND-

NISGRÜNE. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE, tritt ans 

Rednerpult und wendet sich dem Schriftführer zu.) 

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Hier läuft Re-

dezeit herunter. Wenn das meine ist, dann stoppen Sie das 

gefälligst. 

(Schriftführer Ivo Teichmann: Das ist nicht Ihre!) 

Na dann; das fällt auf. 

(Schriftführer Ivo Teichmann: 

Mehr Höflichkeit, bitte!) 

Es fällt auf. – Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolle-

ginnen und Kollegen! Wenn die AfD über direkte Demo-

kratie redet, dann ist genau wie bei allen anderen mehr oder 

minder rechtsextremen Populisten Vorsicht geboten. So 

auch bei diesem Gesetzentwurf; 

(André Barth, AfD: Hetzer!) 

denn gerade prototypisch zeigt sich anhand des vorliegen-

den Vorschlags, wie unterschiedlicher die Auffassungen 

über die Rolle direkter bzw. korrekter sachunmittelbarer 

Demokratie in einem parlamentarischen Regierungssystem 

kaum sein können. 

Auf der einen Seite steht der konstruktive Ansatz sachun-

mittelbarer Demokratie – jener Ansatz, in dem es darum 

geht, aus der Bevölkerung heraus Ideen zu entwickeln und 

Mehrheiten dafür zu gewinnen; ein Ansatz, der Selbstwirk-

lichkeitserfahrungen der Bürgerinnen und Bürger in unse-

rer Demokratie zum Wohle der Gesellschaft und der 

Gemeinschaft zum Ziel hat; ein Ansatz, dem wir BÜND-

NISGRÜNE uns verbunden fühlen und aus diesem Grund 

seit vielen Jahren für die Senkung von Quoren der Volks-

gesetzgebung und bei Bürgerentscheiden eintreten. Es geht 

in diesem Fall darum, die parlamentarische Demokratie in 

den Grundfesten durch die Volksgesetzgebung zu stärken 

und zu ergänzen. 

Ja, hierbei müssen wir definitiv überlegen, wo bei den be-

stehenden Instrumentarien der Volksgesetzgebung Ände-

rungen oder sinnvolle Ergänzungen gemacht werden 

müssen. Denn das hat zuletzt der Volksantrag zu den Ge-

meinschaftsschulen gezeigt: Die Hürden sind in Sachsen 

nach wie vor viel zu hoch, und das darf so nicht bleiben. 

Auf der anderen Seite steht aber der destruktive Ansatz der 

direkten Demokratie – ein Ansatz, in dem es nicht um die 

Gestaltung, sondern um die Obstruktion als Weg und als 

Ziel geht, in dem es darum geht, das Parlament in die Ket-

ten eines vermeintlichen Willens des Volkes zu legen, es zu 

schwächen, ja gar zu lähmen. 

Diesem destruktiven Ansatz folgt die AfD eindeutig mit  

ihrem Gesetzentwurf. Denn die AfD verlässt bewusst die 

verfassungsmäßig verankerte Gleichrangigkeit des Parla-

mentsgesetzgebers und des Volksgesetzgebers durch eine 

bewusste Fehlbalancierung der Aspekte der direkten De-

mokratie eindeutig zugunsten der Destruktion. 

Um Ihnen das einmal zu verdeutlichen: Während die Hür-

den für Volksbegehren, die positiv etwas ändern wollen, 

nur geringfügig sinken und mit 7 % im Rahmen des ver-

tretbaren Mittelmaßes operieren, wird die Möglichkeit, be-

schlossene Gesetze des Landtages durch kassatorischen 

Volksentscheid zu obstruieren, auf die Stimmen von zu-

nächst nur 0,5 % der Stimmberechtigten und somit auf ein 

geradezu absurd niedriges Niveau abgesenkt. Ihre Anhe-

bung mit dem Änderungsantrag auf 2,0 % der Stimmen 

macht es nicht besser, denn es bleibt beim beschriebenen 

Ungleichgewicht zwischen konstruktiver und destruktiver 

Macht des Volkes gegenüber dem Parlament, wie vor allem 

die Verkündungssperre, die Sie nach wie vor vorsehen, 

zeigt. 

Allein dieses Missverhältnis macht deutlich, wie wenig der 

AfD an der Idee des Volkes wirklich gelegen ist. Kern des 

Vorhabens ist es vielmehr, das Parlament vorzuführen und 

zu lähmen. Das widerspricht unserer bündnisgrünen Auf-

fassung von der Volksgesetzgebung in dieser Form zutiefst 

und kann daher nur mit einer klaren Ablehnung begegnet 

werden. 
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Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Gleiches gilt bei Ih-

rem Vorhaben, bei Verfassungsänderungen ein obligatori-

sches Referendum vorzusehen. Dieses obligatorische 

Referendum wäre bei jeder kleinsten Änderung der Verfas-

sung nötig. Sie belohnen nun also vor allem diejenigen, die 

gegen Veränderungen sind, auch dann, wenn diese zwin-

gend notwendig sind. 

Dabei geht es, sofern Sie sich einmal die Änderungen des 

Grundgesetzes in den letzten Jahrzehnten vor Augen ge-

führt haben, nicht immer um den Kern unseres Staates, wie 

Herr Wiesner behauptet hat, sondern mitunter um Nach-

steuerung in Details und um kleine Verbesserungen, die Sie 

nun dem Damoklesschwert einer zwingend notwendigen 

Volksabstimmung unterwerfen wollen. Zu welchen Prob-

lemen eine solche Regelung führen kann, hat der langwie-

rige Prozess gezeigt, die Todesstrafe aus der hessischen 

Landesverfassung zu verbannen, die ja – nun hoffentlich 

unstrittig – verfassungswidrig ist und bei der man sich 

trotzdem gescheut hat, dazu das Volk zu befragen. 

Außerdem sind die von Ihnen vorgesehenen Quoren für 

eine Verfassungsänderung aus unserer Sicht ebenfalls ek-

latant zu niedrig angesetzt. Wenn wir der Bedeutung der 

Verfassung gerecht werden wollen, ist es geboten, entspre-

chende Hürden beizubehalten. Wir halten die momentane 

Regelung mit der Hälfte der Stimmberechtigten für sinn-

voll. Herr Wiesner, ich weise Sie auf Ihren eigenen Wider-

spruch zum Thema Bedeutung der Verfassung und 

gleichzeitige Absenkung der Hürden für ihre Änderung 

hin. 

Fernab verfassungsrechtlicher und verfassungspolitischer 

Fragen stellen sich übrigens viele handwerkliche Fehler bei 

diesem Gesetzentwurf ein; es ist bereits mehrfach ange-

sprochen worden. So, wie der Gesetzentwurf in § 51 VVG 

das Verfahren nach Beschlussfassung im Landtag und Ver-

öffentlichung einerseits und dem fakultativen Referendum 

andererseits darstellt, kann und wird es nicht funktionieren. 

Das, was funktioniert, ist allenfalls, dass das parlamentari-

sche Verfahren blockiert wird. 

Dort beginnt für mich der Punkt, wo ich mir nicht mehr 

sicher bin, ob das nur schlampige Arbeit oder genau das 

Ziel dieses Gesetzentwurfs war. Sie sind also wieder beim 

Herumstümpern oder beim schlecht verpackten Opponie-

ren gegen unsere parlamentarische Demokratie erwischt 

worden. Beides passt bei der AfD ja bekanntlich zusam-

men; denn seit Jahren versuchen Sie von der AfD erfolglos, 

dieses Hohe Haus durch schlichte Unfähigkeit zu trollen – 

nach dem Motto: Wenn wir es schon nicht mit dem Zorn 

von außen schädigen können, dann versuchen wir es mit 

der inneren eigenen Unfähigkeit zu torpedieren. 

Werte Kolleginnen und Kollegen der AfD! Dieses Unter-

fangen wird – darin können Sie sicher sein – genauso er-

folglos sein wie der vorliegende Gesetzentwurf, den wir 

ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN  

und vereinzelt bei der CDU –  

Beifall der Staatsministerin Katja Meier) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die Fraktion 

BÜNDNISGRÜNE sprach Kollege Lippmann. Nun erteile 

ich der SPD-Fraktion das Wort; Frau Kollegin Friedel. 

Sabine Friedel, SPD: Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Modschiedler hatte ja das Potpourri 

schon angesprochen, und die Kritik meiner Vorredner(in-

nen) bezog sich ja im Wesentlichen auf das fakultative Re-

ferendum. Wir teilen diese. Ich möchte es noch einmal von 

einer anderen Seite her beleuchten – in der Hoffnung, dass 

es möglicherweise noch ein bisschen klarer wird oder es 

noch ein zusätzliches Argument gibt, was wir daran so 

schwierig finden. 

Was wollen Sie beim fakultativen Referendum mit diesem 

Gesetzentwurf regeln? Sie sagen, jedes Gesetz, das vom 

Landtag beschlossen wird, soll per Volksabstimmung wie-

der aufgehoben werden können. So weit, so gut. Damit das 

nicht jedes Mal dazu führt, dass man ein Gesetz erst in 

Kraft und dann wieder außer Kraft setzt – also rein in die 

Kartoffeln, raus aus den Kartoffeln –, tritt jedes Gesetz erst 

einmal nicht in Kraft, und zwar für einen ganzen Monat 

lang. Erst nach einem Monat – so lange ist ja Zeit, um Un-

terschriften zu sammeln – tritt das Gesetz in Kraft, wenn 

dazu keine Volksabstimmung begehrt wird. 

(Unruhe) 

Oder anders formuliert: Jedes einzelne Gesetz, das wir hier 

beschließen, steht damit unter einem Erlaubnisvorbehalt. 

Nur dann, wenn das Volk es passieren lässt und sich nicht 

einmal 0,5 %, nicht einmal 17 000 Leute finden, die etwas 

dagegen haben, tritt das Gesetz in Kraft. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Frau Kollegin, darf 

ich Sie ganz kurz unterbrechen? 

Sabine Friedel, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren, die Gespräche bitte in die Lobby 

verlegen. Es ist momentan sehr unruhig hier im Plenarsaal. 

Das geht insbesondere an die Fraktion, die mir direkt ge-

genübersitzt. 

Sabine Friedel, SPD: Vielen Dank. – Sobald sich inner-

halb eines Monats diese 17 000 Leute finden, die sagen, 

wir wollen eine Volksabstimmung darüber machen, tritt 

das Gesetz erst einmal nicht in Kraft, und dann gibt es zwei 

weitere Monate später eine Volksabstimmung zu diesem 

Gesetz. Nun kann man sagen, das ist aber nicht so schlimm, 

solange in der Volksabstimmung herauskommt, dass die 

Mehrheit des Volkes dafür ist, dann hat ja das Gesetz seine 

Gültigkeit. Das ist auch nicht der Punkt, vor dem ich Sorge 

habe. 

Der Punkt, vor dem ich Sorge habe, ist ein anderer. Meine 

Sorge ist, dass wir hier nur noch Gesetze miteinander be-

schließen, von denen wir ganz sicher sind, dass niemand 
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etwas dagegen hat; dass wir nur noch Gesetze beschließen, 

die absolut keinen Widerspruch in der Bevölkerung hervor-

rufen, nicht einmal bei 0,5 %. Die Sorge, die ich habe, ist, 

dass damit die Frage, ob jemand etwas dagegen haben 

könnte, was wir jetzt beschließen, die Oberhand gewinnt 

gegenüber den anderen Kriterien, auf die wir hier ver-

pflichtet worden sind: das Wohl des Volkes im Blick zu ha-

ben, den Nutzen zu mehren, den Schaden abzuwenden, 

Gerechtigkeit gegen jedermann zu üben, dem Frieden zu 

dienen, das alles nach bestem Wissen, nach bestem Kön-

nen, dass unsere Verantwortung, all das zu tun, unsere Ver-

antwortung gegenüber dem Gemeinwohl hinter der einen 

einzigen Frage zurücktritt: Könnte jemand dagegen sein? 

Könnte es sein, dass jetzt jemand anfängt, Unterschriften 

zu sammeln? 

Das fände ich tatsächlich fatal, denn unsere Demokratie ist 

ja eigentlich anders gedacht. Natürlich gibt es so einen Er-

laubnisvorbehalt, wie Sie ihn hier haben wollen, aber den 

gibt es nicht von Gesetz zu Gesetz, den gibt es von Wahl 

zu Wahl. Wir alle sind aller fünf Jahre unter der Verantwor-

tung, uns zu rechtfertigen für das, was wir getan haben. 

Alle fünf Jahre wird neu entschieden, es wird Verantwor-

tung zugewiesen, es wird abgerechnet, und natürlich gilt: 

Wer der Verantwortung in den Augen der Leute nicht gut 

genug nachgekommen ist, der wird eben nicht gewählt. 

Ich halte es für richtig, den Zyklus auch bei vier bis fünf 

Jahren zu haben, damit Dinge vorankommen können, da-

mit sie sich entwickeln können, damit Politik aus einem 

Guss gemacht wird, auch mit einer Idee dahinter, mit einem 

Plan, und nicht zuletzt, damit vielleicht auch mal unpopu-

läre Entscheidungen getroffen werden können, die von ei-

ner großen Zahl der Bevölkerung abgelehnt werden – und 

eben nicht nur die, für die alle sind. 

Es macht mir deswegen Sorgen, weil oft beklagt wird, dass 

die Politik in zu kurzen Zeiträumen denkt, in Legislaturpe-

rioden, wo es doch ganz viele Fragen gibt, die eigentlich 

eine längerfristige Antwort brauchen – egal, ob es umwelt-

politische, sozialpolitische, finanzpolitische Fragestellun-

gen sind. Alles, was mit Nachhaltigkeit zu tun hat, braucht 

das Denken über die Legislaturperioden hinaus. 

Die Umsetzung Ihres fakultativen Referendums würde die-

ses Denken über Legislaturperioden hinaus nicht nur er-

schweren, sondern auch den Zeitraum verkürzen, und zwar 

massiv. Dann denken wir nämlich nur noch von Entschei-

dung zu Entscheidung, von Einzelgesetz zu Einzelgesetz 

und beurteilen bei jedem einzelnen Gesetz: Könnte jemand 

etwas dagegen haben? Sollten wir das lieber vermeiden? – 

Und dann machen wir lieber nichts. 

Das ist einer von mehreren Aspekten, die Ihr Gesetz regelt; 

und das ist der Punkt, der uns große Sorgen macht und uns 

dazu führt, Ihren Verfassungsentwurf abzulehnen. Die 

grundsätzliche Vorstellung, gute Politik würde einfach nur 

darin bestehen, Entscheidungen, gegen die keiner etwas 

hat, die durchgehen könnten, aneinanderzureihen und 

quasi so nach demoskopischer Mehrheit immer singulär ei-

nen Schritt voranzugehen, das entspricht nicht unserer Vor-

stellung von Politik. Eine solche Verfassung, wie Sie sie 

hier vorschlagen, würde uns Politiker(innen) tatsächlich 

dazu zwingen, kurzsichtig zu handeln. Das ist ein Weg, den 

wir nicht mitgehen wollen, da sind wir nicht vom „Team 

Demoskopie“, sondern vom „Team Gemeinwohl“, und 

deswegen lehnen wir Ihren Verfassungsentwurf ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU 

und den BÜNDNISGRÜNEN) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die SPD- 

Fraktion sprach Frau Kollegin Friedel. Nun frage ich, ob es 

noch Redebedarf seitens der Fraktionen gibt, da die frakti-

onslosen MdL keinen Redebedarf angemeldet haben. –  

Somit übergebe ich an Herrn Kollegen Wiesner von der 

AfD-Fraktion. 

Alexander Wiesner, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Vielen 

Dank für Ihre zahlreichen Erwiderungen. An Herrn  

Modschiedler eines: Ich habe Ihre Rede sehr aufmerksam 

verfolgt und den Kritikpunkt, dass bei dem fakultativen 

Referendum etwaige Haushaltsgesetze nicht eingeschlos-

sen sind, haben wir mit Artikel 73 Abs. 1 des Änderungs-

antrages behoben. Da ist das dann mit drin, weil es das 

Königsrecht des Parlaments ist. 

Ebenso haben wir beim fakultativen Referendum nicht nur 

ein Initialquorum gesetzt, sondern auch ein zehnprozenti-

ges Beteiligungsquorum. Das entspricht gerade etwa 

330 000 Teilnehmern, damit kleine, sehr fleißige Gruppen 

nicht das Parlament lähmen können. Aber davon abgese-

hen hatten wir es im Ausschuss vorgestellt und jede Frak-

tion hätte liebend gern Änderungsanträge bringen können. 

Dazu möchte ich nur noch eines sagen: Wir haben das jetzt 

sehr lange gehört mit der Bürgerbeteiligung. Wir als AfD 

stehen für die Stärkung der Demokratie durch die Stärkung 

der Bürgerrechte. Dieser Gesetzentwurf ist ein Baustein 

dafür und der spezielle Baustein sind die vorgeschlagenen 

Referenden. 

Zu dem Spannungsfeld, das auch Frau Friedel mit ihrem 

letzten Redebeitrag angesprochen hat, sage ich Folgendes: 

„Mit der Einführung der Referenden reichen“ – ich zitiere 

– „für die Politikgestaltung auf gesetzlicher Grundlage al-

lein Parlamentsmehrheiten fortan nicht mehr aus, weil ein 

Gesetz nun auch referendumssicher sein müsste. Das ver-

hindert, dass eine Parlamentsmehrheit gegen das Volk an-

regiert, und stärkt auf diese Weise die Demokratie.“ 

(Beifall bei der AfD –  

Zuruf der Abg. Sabine Friedel, SPD) 

Das ist kein Wunschdenken der AfD, das ist ein Zitat von 

Werner Patzelt, dem emeritierten deutschen Politikwissen-

schaftler mit dem Schwerpunkt auf vergleichender Politik-

wissenschaft. 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Deswegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

möchte ich jetzt meinen Redebeitrag beenden und lade Sie 
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ein, unserem Gesetzentwurf zuzustimmen und die Demo-

kratie zu stärken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die AfD-Frak-

tion sprach in dieser zweiten Rederunde Kollege Wiesner. 

Ich übergebe nun an Frau Kollegin Friedel am Mikrofon 1, 

vermutlich mit einer Kurzintervention. Bitte schön. 

Sabine Friedel, SPD: So ist es, Herr Präsident, vielen 

Dank. Wenn Herr Prof. Patzelt zitiert wird, erlaube ich mir 

wegen meiner durchaus engen Verbundenheit zu ihm, hier 

tatsächlich noch mal einen Satz zu sagen. Der Mechanis-

mus, den Sie beschrieben haben und den Sie mit den Wor-

ten von Herrn Prof. Patzelt zitiert haben, existiert bereits. 

Ein Prof. Patzelt von vor zehn Jahren hätte Ihnen geant-

wortet: Genau, deswegen wurden Wahlen erfunden. 

Ich denke – und habe das auch mit meinem letzten Rede-

beitrag deutlich zu machen versucht –, man muss sich 

schon sehr genau überlegen: Was ist dann noch die Funk-

tion von Wahlen und der Zuweisung von Verantwortung in 

Wahlen, wenn zwischen den Wahlen kein – wie nenne ich 

es? – politisches Handeln, sondern nur noch demoskopi-

sches Handeln möglich ist? Das ist eine Frage, der sich 

auch ein Prof. Patzelt noch zu stellen hat. – Danke. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Das war Frau Kol-

legin Friedel mit einer Kurzintervention. Gibt es weiteren 

Redebedarf seitens der Fraktionen? – Das sehe ich nicht. 

Dann übergebe ich an die Staatsregierung, an Frau Staats-

ministerin Meier. Bitte schön. 

Katja Meier, Staatsministerin der Justiz und für Demo-

kratie, Europa und Gleichstellung: Herr Präsident! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben es ge-

hört, der Ausschuss für Verfassung, Recht, Demokratie, 

Europa und Gleichstellung hat sich sehr ausführlich  

mit diesem Gesetzentwurf befasst. Wir hatten – Herr  

Modschiedler hat es ausgeführt – nicht nur eine Anhörung, 

sondern haben es auch sehr intensiv in den Ausschusssit-

zungen beraten. Dabei und heute in der Aussprache ist, 

glaube ich, deutlich geworden, weshalb alle Fraktionen – 

ausgenommen der AfD natürlich – und die Staatsregierung 

den Gesetzentwurf ablehnen. Der Gesetzentwurf der AfD 

ändert das in unserer Verfassung vorgesehene kooperative 

Verhältnis von direkter und repräsentativer Demokratie in 

beträchtlicher Weise. 

Wenn mit nur 5 % der Wahlberechtigten ein Gesetz zu Fall 

gebracht werden soll, scheint ein Mindestmaß an demokra-

tischer Legitimation unterschritten. Auf diesen Punkt bin 

ich bereits im Ausschuss eingegangen und daran hat sich 

nichts geändert. Darüber hinaus – darauf ist Herr Mod-

schiedler eingegangen – ist die Formulierung im Artikel 

70 a Abs. 1 des Entwurfs deutlich zu kritisieren. Hier sind 

– abgesehen von Ihrem Änderungsantrag – keinerlei Ein-

schränkungen für infrage kommende Gesetze vorgesehen. 

Damit könnte zum Beispiel – das war auch ein Argument, 

das im Ausschuss diskutiert und heute wieder genannt 

wurde – die zwingende Umsetzung von EU-Recht torpe-

diert werden. Vertragsverletzungsverfahren wären die un-

ausweichliche Folge. 

Problematisch erscheint auch, dass Verfassungsänderun-

gen durch Volksentscheid nicht mehr eine Zustimmung der 

Mehrheit der Stimmberechtigten voraussetzen soll, son-

dern nur noch eine Mindestbeteiligung von 25 % – Herr 

Lippmann hat es ausgeführt. Diese Neufassung wird auch 

dadurch nicht akzeptabel, dass für eine Verfassungsände-

rung durch Volksentscheid eine Zweidrittelmehrheit ver-

langt wird; denn es kann damit zu Verfassungsänderungen 

kommen, die von weniger als 20 % der Bürgerinnen und 

Bürger unterstützt werden. Das wird der Bedeutung unse-

rer Verfassung nicht gerecht. Im Ausschuss und heute hat 

sich gezeigt, dass die zusätzlich vorgeschlagene qualifi-

zierte Massenpetition keinen wirklichen Nutzen hat und 

der Gesetzentwurf insgesamt regelungstechnisch schlicht 

nicht gut gemacht ist. 

Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren, können 

wir als Staatsregierung oder kann ich Ihnen als Ministerin 

nur eine Nichtzustimmung empfehlen; denn – das will ich 

Ihnen auch sagen – selbstverständlich machen wir uns als 

Koalition ebenfalls auf den Weg. Auch wir haben uns ver-

einbart, die Instrumente der direkten Demokratie zu stär-

ken, um damit den Bürgerinnen und Bürgern die 

Mitwirkung zu erleichtern. Dabei muss aber immer die be-

stehende verfassungsmäßige Ordnung beachtet werden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf tut das nicht, und deshalb 

kann ich Ihnen, wie gesagt, nur die Ablehnung empfehlen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, 

der CDU und der Staatsregierung) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die Staatsre-

gierung sprach Frau Staatsministerin Meier. – Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Wir kommen zur Abstim-

mung über den Gesetzentwurf. Aufgerufen ist das „Gesetz 

zur Erweiterung der sachunmittelbaren Demokratie im 

Freistaat Sachsen“, Drucksache 7/2702, Gesetzentwurf der 

Fraktion AfD. 

Meine Damen und Herren! Da der Ausschuss Ablehnung 

empfohlen hat, ist der Gesetzentwurf die Grundlage für die 

Abstimmung. Es liegt folgender Änderungsantrag der 

Fraktion AfD vor: Drucksache 7/7095. Wird noch Einbrin-

gung gewünscht? 

(Alexander Wiesner, AfD: Nein!) 

Ist bereits eingebracht. 

Meine Damen und Herren, gibt es Redebedarf zum Ände-

rungsantrag der AfD-Fraktion? – Das sehe ich nicht. Dann 

stimmen wir zuerst über den Änderungsantrag der AfD-

Fraktion ab. Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung 

geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Vielen 

Dank. Die Gegenstimmen? – Vielen Dank. Stimmenthal-

tungen? – Sehe ich keine, somit ist der Änderungsantrag 

mit Mehrheit abgelehnt worden. 



Sächsischer Landtag 7. Wahlperiode – 34. Sitzung 21. Juli 2021 

 2496 

Meine Damen und Herren! Ich schlage Ihnen vor, über den 

Gesetzentwurf artikelweise abzustimmen, bevor wir in die 

Schlussabstimmung gehen, und schlage Ihnen diesbezüg-

lich vor, dass wir im Block abstimmen, wenn sich kein Wi-

derspruch erhebt. – Diesen Widerspruch sehe ich nicht. 

Da es sich um ein verfassungsänderndes Gesetz handelt, 

bedarf es nach Artikel 74 Abs. 2 der Verfassung des Frei-

staates Sachsen der Zustimmung von zwei Drittel der Mit-

glieder des Landtages. – Das als Hinweis. Das gilt sowohl 

für die Abstimmung artikelweise als auch für die nament-

liche Schlussabstimmung, die ebenfalls in unserer Ge-

schäftsordnung im § 105 Abs. 2 verankert ist. 

Das heißt, wir stimmen jetzt im Block ab über die Über-

schrift, über Artikel 1 „Änderung der Verfassung des Frei-

staates Sachsen“, Artikel 2 „Aufhebung des Gesetzes über 

Volksantrag, Volksbegehren und Volksentscheid“, Arti-

kel 3 „Gesetz über Initiativen und Referenden“ und Arti-

kel 4 „Inkrafttreten“. Wer diesen Artikeln bzw. der 

Überschrift die Zustimmung geben möchte, den bitte ich 

um das Handzeichen. – Vielen Dank. Die Gegenstimmen? 

– Vielen Dank. Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine, so-

mit haben die Artikel und die Überschrift keine Zweidrit-

telmehrheit erreicht und sind abgelehnt worden. 

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung des Gesetzes. 

Nach § 105 Abs. 2 der Geschäftsordnung muss über Ver-

fassungsänderungen in der Schlussabstimmung namentlich 

abgestimmt werden. Es ist zwar von der AfD-Fraktion be-

antragt worden, muss aber ohnehin gemacht werden, ohne 

dass es eines gesonderten Antrages bedarf. Deshalb stelle 

ich nun den Entwurf „Gesetz zur Erweiterung der sachun-

mittelbaren Demokratie im Freistaat Sachsen“, Drucksa-

che 7/2702, Gesetzentwurf der Fraktion AfD, als Ganzes 

zur namentlichen Schlussabstimmung. 

Gestatten Sie mir hierzu folgende Hinweise: Nach dem 

Aufruf Ihres Namens durch Frau Kollegin Hammecke ant-

worten Sie jeweils laut mit „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“. 

Der amtierende Schriftführer wird die Antwort wiederho-

len. Erfolgt keine Antwort, so stellt der amtierende Schrift-

führer fest, dass sich das entsprechende Mitglied nicht an 

der Abstimmung beteiligt. Danach stellen die amtierenden 

Schriftführer das Ergebnis fest, welches dann von mir ver-

kündet wird. 

Ich übergebe nun das Wort an Frau Kollegin Hammecke. 

Bitte schön. 

Lucie Hammecke, BÜNDNISGRÜNE: Ich rufe nun die 

Abgeordneten auf. 

(Namentliche Abstimmung – 

Ergebnis siehe Anlage 1) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Wurde ein anwesendes Mitglied 

des Landtages nicht aufgerufen? – Das sehe ich nicht. Die 

Schriftführer nehmen jetzt die Auszählung vor, das wird 

mit Sicherheit nur einige Minuten dauern, und dann gebe 

ich das Abstimmungsergebnis bekannt. 

(Kurze Unterbrechung) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich werde jetzt 

das Ergebnis bekannt geben. Wie Sie wissen, müssen mehr 

als zwei Drittel des Landtags dem Gesetzentwurf zustim-

men, damit es umgesetzt wird. Ich gebe folgendes Ergebnis 

bekannt: Für den Gesetzentwurf haben 34 Abgeordnete ge-

stimmt, es waren 77 Neinstimmen zu verzeichnen, es gab 

keine Enthaltung und 8 Mitglieder des Landtags haben 

nicht teilgenommen. 

Aufgrund dieses Ergebnisses hat der Gesetzentwurf keine 

Zweidrittelmehrheit erhalten und ist somit nicht beschlos-

sen worden. Die zweite Beratung ist damit abgeschlossen 

und der Tagesordnungspunkt beendet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir kommen 

nun zum 

Tagesordnungspunkt 5 

Zweite Beratung des Entwurfs  

Gesetz zur Einführung eines Klimaschutzgesetzes für den Freistaat Sachsen 

Drucksache 7/4895, Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE 

Drucksache 7/7112, Beschlussempfehlung des Ausschusses  

für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft 

Bevor die Fraktionen das Wort zur allgemeinen Ausspra-

che erhalten, frage ich Herrn Dr. Gerber als Berichterstat-

ter, ob er vorab dazu sprechen möchte. – Das sehe ich nicht. 

Dann übergebe ich in der ersten Runde an die Fraktion DIE 

LINKE, danach CDU, AfD, BÜNDNISGRÜNE, SPD, 

fraktionslose MdL und Staatsregierung, wenn gewünscht. 

Nun spricht für die Fraktion DIE LINKE Kollege Böhme. 

Bitte schön. 

Marco Böhme, DIE LINKE: Herr Präsident! Meine Da-

men und Herren! Ich komme von der Demo vor dem Land-

tag, die gerade stattfand. 

(Oh-Rufe von der AfD) 

Falls Sie es nicht wussten, da draußen demonstrierten ge-

rade ein paar Menschen. 

(Oh-Rufe von der AfD) 
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– Das ist ja unglaublich, dass Sie das schon beeindruckt. 

Mein Gott. Ich habe noch gar nichts gesagt. Meine Güte. 

Sie haben demonstriert dafür, dass Sie heute endlich han-

deln und den Weg frei machen für ein Sächsisches Klima-

schutzgesetz; denn dass die Notwendigkeit besteht, sollten 

Sie nun alle in der letzten Woche beim Thema Hochwasser 

mal wieder gesehen haben. 

(Unruhe bei der AfD –  

Rico Gebhardt, DIE LINKE:  

Einfach mal zuhören!) 

Und ja, Wetter und Hochwasser sind kein Klima, das ist 

richtig. Aber dass durch den Klimawandel mehr Energie, 

also mehr Wärme in unserer Atmosphäre und damit auch 

in unserem lebensnotwendigen Treibhaus ist, das sollten 

Sie nun wirklich alle begriffen haben. Das führt nun mal 

eher und häufiger und vor allem zu heftigeren Wetter- 

extremereignissen. Das erleben wir immer wieder. 

Genau das sagt auch der Weltklimarat, Herr Urban. Weil 

Sie das vorhin bezweifelt haben, wollte ich noch einmal 

Ihre Fake News widerlegen. Im Juni gab es einen Tornado 

in Tschechien, das ist gleich hier um die Ecke. Dabei wurde 

eine ganze Kommune verwüstet. Oder vor 2 Wochen, da 

gab es in Kanada – ich wiederhole: in Kanada – 50 Grad 

Celsius. Dabei starben fast 1 000 Menschen. Und auch die 

Hochwasserkatastrophe von gerade eben in Deutschland 

ist ein weiterer Beleg dafür, dass endlich etwas getan wer-

den muss, vor allem auch im Bereich Klimawandelanpas-

sung. Genau dazu sagt unser Klimaschutzgesetz einiges. 

Wir als Menschheit stehen vor einer existenziellen Bedro-

hung und einer Jahrtausendaufgabe. 1,1 Grad Celsius hat 

sich unser Planet seit der industriellen Revolution bereits 

erwärmt. Einen so hohen Anstieg in einer so kurzen Zeit 

hat es in der Menschheits- und Weltgeschichte noch nicht 

gegeben. Wir steuern weltweit gerade auf eine globale 

Temperatursteigerung von 4 bis 6 Grad Celsius zu, und 

dieses Szenario bis Ende des Jahrhunderts würde das Ende 

unserer Zivilisation bedeuten. Das muss man hier so klar 

und deutlich sagen. 

Genau deswegen demonstrieren Millionen Menschen welt-

weit dafür, dass Politik und Regierung endlich aus dem 

Knick kommen; denn es darf unter keinen Umständen pas-

sieren, dass sogenannte Kippmomente im Klimasystem – 

und die sollten sie nun mittlerweile auch alle kennen – ein-

treten. Die treten bei 1,5 Grad ein. Wir sind also jetzt an 

einem Scheidepunkt und genau deswegen stehen wir auch 

als LINKE an der Seite der Klimabewegung, meine Damen 

und Herren. Ich möchte allen Menschen danken, die sich 

tagtäglich und weltweit mit Demonstrationen und kreati-

ven Aktionen für einen konsequenten Klimaschutz einset-

zen. 

(Beifall bei den LINKEN und 

des Abg. Albrecht Pallas, SPD) 

Ja, es gibt enorme Herausforderungen, die wir bewältigen 

müssen, um diese Probleme in den Griff zu bekommen. 

Das ist keine leichte Aufgabe und die machen wir uns als 

LINKE auch nicht leicht. Wir LINKE haben ein sehr um-

fassendes – oder, wie ich jetzt schon öfter im Ausschuss 

gehört habe, ein zu umfassendes – Gesetz aufgeschrieben. 

Aus unserer Sicht kann es beim Thema Klimaschutz gar 

nicht umfassend genug sein; denn es betrifft unsere Le-

bensbereiche Verkehr, Bildung, regionale Wirtschaftsent-

wicklung, Naturschutz, Wohnen und Energie, aber eben 

auch die Landwirtschaft. 

Zu allen diesen entsprechenden Sektoren liegen Ihnen mit 

diesem Gesetz konkrete Handlungsgrundsätze vor. Ich 

danke auch für die Anerkennung der Fraktionen SPD und 

GRÜNE im Ausschuss zu unserem Gesetz; nur nützt die 

Anerkennung am Ende nichts, wenn Sie heute dem Gesetz 

nicht zustimmen. Deswegen haben Sie heute womöglich 

die letzte Chance, und ich würde mich sehr freuen. Aber 

ich komme jetzt zum Inhalt. 

Wir orientieren uns bei den Klimaschutzzielen in dem Ge-

setz ganz klar am Klimaschutzabkommen von Paris, das 

nun auch schon wieder über fünf Jahre alt ist. Es ist so drin-

gend, weil Sachsen in den letzten 20 Jahren so gut wie 

keine CO2- oder Treibhauseinsparungen vorgenommen 

hat. Im Gegenteil, die Werte steigen sogar in einigen Sek-

toren, zum Beispiel im Verkehrsbereich. Da kann man auch 

nicht ernsthaft dafür sein – so, wie es die CDU tut –, dass 

wir bis 2038 Kohle verfeuern wollen. Das ist doch der pure 

Wahnsinn. Die Notwendigkeit eines raschen Kohleaus-

stiegs ist nun mal bei der Mehrheit hier im Hause noch 

nicht angekommen, und auch deswegen ist es notwendig, 

hier fast jeden Monat darüber zu reden. 

Insbesondere wende ich mich an Ministerpräsident  

Michael Kretschmer, der erst kürzlich wieder vor zu ehr-

geizigen Klimaschutzzielen warnte. Er sagte auch, dass 

man sich eben keine zu extremen Klimaziele setzen solle 

bzw. das Ganze Innovationen verhindern werde. Das darf 

doch wohl nicht wahr sein! Herr Kretschmer, sind Ihnen 

die EU oder das weltweite Klimaschutzabkommen von Pa-

ris oder Ihr Unionsgenosse Markus Söder etwa zu extrem? 

Er hat heute im Bayerischen Landtag ein Klimaschutzge-

setz vorgestellt, das einen Kohleausstieg ab 2030 vorsieht. 

Ich finde, daran könnten Sie sich mal messen lassen. 

Und, Herr Kretschmer, Innovationen verhindern Sie am 

Ende, wenn Sie erneuerbare Energien oder Speichertech-

nologien ausbremsen; das verhindert nicht der Klima-

schutz an sich. Das ist Wahnsinn, und deswegen muss man 

es hier immer wieder so deutlich kritisieren, meine Damen 

und Herren. Auch hier zeigt sich mal wieder, wie ernst es 

der sächsischen Regierung mit dem Klimaschutz ist. Da 

helfen auch keine Sonntagsreden von Herrn Dierks – wie 

gestern in der „SZ“ –, der sagte, Klimaschutz sei wichtig 

Aber im Grunde hat die CDU noch nicht einmal etwas da-

für getan. 

Das Klimaschutzabkommen von Paris sagt auch, dass 

70 % der Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2030 redu-

ziert sein müssen. Genau daran orientieren wir uns in un-

serem Klimaschutzgesetz. Das heißt aber auch, dass das 

Ziel sehr ambitioniert ist und dass man jetzt anfangen muss 

und nicht erst nach dem Jahr 2030. Auch in der Anhörung 
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wurde gesagt, wir dürften unser begrenztes CO2-Budget 

nicht erst einsparen, wenn es aufgebraucht ist. Das wäre 

generationenungerecht. Das hat das Bundesverfassungsge-

richt jetzt noch einmal klargestellt. Genau das nicht zu ma-

chen, wäre am Ende zukunfts- und innovationsfeindlich, 

Herr Kretschmer. 

Sie können sich auch nicht darauf ausruhen oder darauf 

warten, dass die Bundesregierung oder die EU irgendwann 

einmal irgendetwas beschließen. Das machen Sie ja so 

gern, damit Sie am Ende den Finger auf diese Ebenen zei-

gen können. Das ist auch falsch, weil Sachsen als eigenes 

Bundesland für eigene Sektoren und Bereiche zuständig 

ist, zum Beispiel für die Verkehrsplanung – eine typische 

Landesaufgabe –, die Bildung oder die regionale Struk-

turentwicklung, zum Beispiel die Frage, wo Windräder ste-

hen sollen. Dazu gehört auch das Thema Kommunen, wie 

diese ausgestaltet werden sollen, ob sie Klimaschutzkon-

zepte schreiben müssen, ob sie finanzielle Teilhabe oder 

Beteiligungen dafür bekommen. Das alles sind Länderauf-

gaben, die nur wir in Sachsen regeln können. 

Noch einmal ein Zitat von Herrn Prof. Köck aus der Anhö-

rung des Klimaschutzausschusses zu unserem Gesetzent-

wurf – er war übrigens nicht unser Sachverständiger –, der 

noch einmal Bezug zum Thema Bundesklimaschutzgesetz-

gebung genommen hat, und zu der Frage, ob es denn nicht 

ausreiche, wenn der Bund hier irgendetwas mache. Er 

sagte: „Ich will deutlich zum Ausdruck bringen, dass der 

Freistaat Sachsen ein eigenes Klimaschutzgesetz braucht 

und dass diese Bewertung durch das Klimaschutzgesetz 

des Bundes wie auch das kommende Klimaschutzgesetz 

der Europäischen Union nicht obsolet geworden ist bzw. 

obsolet werden wird.“ Das heißt, auch er hat hier noch ein-

mal als Jurist sehr deutlich klargestellt: Nur, weil der Bund 

und die EU irgendetwas machen, heißt das nicht, dass 

Sachsen hier aus der Verantwortung genommen ist, und ge-

nau daran orientieren wir uns auch. 

Noch etwas Grundsätzliches zu unseren Grundsätzen, die 

im Klimaschutzgesetz in § 2 und damit gleich am Anfang 

stehen. Wir haben nämlich bestimmte Grundsätze veran-

kert, die über allen Maßnahmen, die am Ende kommen sol-

len, stehen. 

Zum einen ist das der Sozialverträglichkeitsgrundsatz, dass 

zum Beispiel Armut im Land durch Klimaschutzmaßnah-

men nicht erhöht oder verstärkt werden darf. 

Das ist der Beteiligungs- und Teilhabegrundsatz, dass also 

Menschen aktiv eingebunden werden müssen, wenn es 

zum Beispiel um Klimaschutzkonzepte oder um bestimmte 

Maßnahmen geht. Sie sollen nicht nur beteiligt werden, 

sondern auch finanziell teilhaben können. Wenn zum Bei-

spiel Windräder gebaut werden, sollen sie finanziell davon 

profitieren. 

Wir haben in diesem Gesetz ein Klimabildungsgebot ent-

halten, in dem es darum geht, die Schulen und Bildungs-

einrichtungen organisatorisch, aber auch finanziell zu 

unterstützen. Es geht um einen Beschleunigungsgrundsatz, 

um schneller voranzukommen, aber auch nichts zu relati-

vieren, weil zum Beispiel die Einwohneranzahl gesunken 

ist oder Ähnliches und deshalb der CO2-Gehalt gleich blei-

ben darf. 

Das Letzte ist der Gestaltungsgrundsatz. Wir wollen ver-

hindern, dass sich Klimaschutzmaßnahmen mit Klimawan-

delanpassungsmaßnahmen beißen. Ein typisches Beispiel 

sind die Dürren, die in den letzten Jahren auftraten, weil es 

immer heißer wird, auch in den Städten. Ein weiteres Bei-

spiel ist Kanada. Das darf nicht dazu führen, dass überall 

Klimaanlagen existieren, die den Stromverbrauch erhöhen. 

Das heißt, wir müssen zuerst den Klimaschutz voranbrin-

gen und die Städte so ausbauen, damit es nicht dazu 

kommt, dass sich die Temperaturen so hoch aufheizen. 

Dies gelingt beispielsweise durch Begrünung, Flächenent-

siegelung und andere Dinge, auch durch Luftschneisen. 

All das steht in diesem Gesetz drin, und zu alledem wurden 

alle Abgeordneten vor einer Woche von der Initiative 

„Sachsen fürs Klima“ noch einmal mit einem Brief ange-

schrieben. Das ist eine Initiative aus vielen Vereinen: 

ADFC, NABU, Fridays-for-Future-Gruppen, „Ende Ge-

lände“ und anderen Gruppen, die Sie noch einmal eindring-

lich aufgefordert haben, die Chance wahrzunehmen, ein 

Gesetz zu beschließen, damit es nicht bei einem Energie- 

und Klimaprogramm bleibt, das ja am Ende vom Kabinett 

jederzeit wieder geändert werden kann und das aus meiner 

Sicht leider immer noch viele Widersprüche zeigt, wenn es 

zum Beispiel um den Ausbau erneuerbarer Energien geht. 

Daher: Wir bitten Sie um Zustimmung zu diesem Gesetz, 

damit Sachsen nicht auch hier wieder das Schlusslicht in 

der Bundesrepublik bleibt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Böhme 

sprach für die Fraktion DIE LINKE. Nun übergebe ich das 

Wort an die CDU-Fraktion, an Herrn Kollegen Rohwer. 

Lars Rohwer, CDU: Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Das Wetter spielt verrückt: Trocken-

heit, Dürre versus Starkregen, Hochwasser, Hitze versus 

Kälte. Die Balance droht verloren zu gehen. Die Erkennt-

nis: Das Klima wandelt sich. Klimaschutz ist eine Notwen-

digkeit. Deshalb sitzen wir alle in einem Boot. 

Das ist die Ausgangssituation, von welcher wir die Diskus-

sion über den Gesetzentwurf der LINKEN zur Einführung 

eines Klimaschutzgesetzes für den Freistaat Sachsen in un-

serem Parlament starten. Wir sitzen also in einem gemein-

samen Boot. Wir sehen uns alle mit trockenen Wäldern und 

mit dramatischen Hochwassereinsätzen konfrontiert – wie 

in den letzten Tagen in Nordrhein-Westfalen und in Rhein-

land-Pfalz zu sehen. Debatten über Emissionshandel, CO2-

Ausstoß und -bepreisung, Energieerzeugung der Zukunft, 

Kraftstoffe, Wasserstoff und dessen Herstellung, Insekten-

schutz und viele andere Themen; denn Klimapolitik be-

rührt praktisch und faktisch alle Bereiche der Gesellschaft. 

Jetzt brauchen wir zwei Dinge. Erstens: einen Kurs. Unser 

Kurs ist der Schutz unserer einen Welt und der Schutz der 

Menschen, Tiere und Pflanzen, die auf ihr leben. Brechen 
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wir das auf Sachsen herunter, ist unser wichtigster Kurs in 

der Politik die Erreichung der Klimaneutralität im Freistaat 

Sachsen. Dafür steht das sächsische Energie- und Klima-

programm 2021 – 112 prall gefüllte Seiten mit Leitlinien, 

Strategien und Vorschlägen zur Effizienzsteigerung. 

Zweitens benötigen wir noch Wind in den Segeln, damit es 

vorangeht. Maßnahmenpakete, nächste Schritte, eine klare 

Aufgabenverteilung und der Appell an jeden Einzelnen in 

Sachsen – man könnte sie auch Matrosen nennen –, in Ver-

antwortung für sich, für andere und für seine Umwelt zu 

handeln. Das EKP ist unser Hilfsmittel auf dem Weg zur 

Klimaneutralität, da es einen strategischen Rahmen für 

Klimaschutz und Klimaanpassung darstellt. Diese Chance 

gilt es zu nutzen. 

Was wir auf unserem Boot nicht brauchen, ist zusätzlicher 

Ballast. Der Wunsch der LINKEN nach Einrichtung eines 

sächsischen Klimarates wiegt hier schon mal als Erstes. 

Der hohe bürokratische Aufwand des Gesetzentwurfs 

würde aus unserer Sicht zu nicht bezifferbaren Kosten füh-

ren und Manpower binden, die an anderer Stelle schon ak-

tiv werden könnte. 

Wir brauchen auch definitiv keine gegenseitige Behinde-

rung. Ich denke hier an die selbst ernannten Aktivistinnen 

und Aktivisten aus Leipzig und Halle, welche die Logistik-

zufahrt zum DHL-Hub am Freitag, dem 09.07., blockier-

ten, um gegen den Ausbau des Flughafens Leipzig/Halle zu 

demonstrieren. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Etwas Legitimes, Herr Rohwer!) 

Sieht so positiv in die Gesellschaft hineinwirkender Um-

weltaktionismus aus? 

(Beifall bei der CDU) 

Wenn ja, dann habe ich eine ganz andere Vorstellung von 

der Vorgehensweise, wie wir unsere Schöpfung bewahren. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Mein Gott – peinlich!) 

Politik setzt Richtlinien und legt Richtwerte fest. Was ist 

legal? Was wird unterstützt? Wo gibt es Auflagen? Um-

weltpolitik ist der Teil des Handels, an dem staatliche Ak-

teure beteiligt sind. Unser EKP in Sachsen, der 

Waldumbau, die CO2-Bepreisung durch den Handel mit 

Zertifikaten – Stichwort Kreislaufwirtschaft in Deutsch-

land. Umweltschutz hingegen ist die Summe aller organi-

sierten Handlungen zur Ermittlung und Lösung von 

Umweltproblemen. Um die Umwelt, unser Klima nachhal-

tig zu schützen und zu stabilisieren, bedarf es der Eigen-

verantwortung und Initiative der Unternehmen und 

Privatpersonen. Das ist der Wind in unseren Segeln. Das ist 

die Schubkraft, die wir in der Gesamtgesellschaft brau-

chen. 

So benötigen wir große Brauchwasserspeicher in der Lau-

sitz, um drohendem Wassermangel vorzusorgen. 

In der CDU-Fraktion sehen wir keine inhaltlichen Verbes-

serungen, die aus dem vorgelegten Gesetzentwurf für die 

Klimaschutzziele in Sachsen hervorgehen. Wir sind der 

Ansicht, dass die bundes- und europarechtlich normierten 

Zielsetzungen in Kombination mit dem EKP zur Errei-

chung der Klimaneutralität in Sachsen ausreichen. Der Ge-

setzentwurf ist für uns reine Symbolpolitik, und zwar eine 

sehr teure. Daher lehnen wir sowohl den Gesetzentwurf als 

auch den Änderungsantrag zum Gesetzentwurf ab. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Rohwer 

sprach für die CDU-Fraktion. Nun übergebe ich das Wort 

an die AfD-Fraktion, an Herrn Kollegen Zwerg. Bitte 

schön, Herr Kollege. 

Jan-Oliver Zwerg, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben den Gesetz-

entwurf im Ausschuss angehört und ausgiebig behandelt. 

Die Sachverständigen und der Ausschuss empfehlen eine 

Ablehnung. 

Ob hier, auf EU-Ebene oder im Bund: Immer wird von Kli-

maschutzgesetzen geredet. Selbst wenn man der nicht be-

legbaren, menschengemachten Klimahypothese folgen 

mag, 

(Oh-Rufe von den LINKEN) 

muss man die Sinnhaftigkeit solcher Gesetze hinterfragen. 

Wir hatten übrigens seit dem Industriezeitalter, also etwa 

seit dem Jahr 1850, eine Abweichung von etwa 0,8 Grad 

Celsius. Die Kältephasen von 1940 bis 1970 – das sind 

auch ungefähr 30 Jahre – und dann ab dem Jahr 2000 eben-

falls keine weitere Erwärmung, trotz des Anstieges der 

CO2-Konzentration. Das sollte jedem bekannt sein. 

Hier soll der Eindruck erweckt werden, als könnte man die 

wie auch immer geartete Welttemperatur wie an einem 

Thermostat einfach einstellen. Sachsen trägt zum weltwei-

ten anthropogenen CO2-Ausstoß etwas mehr als 0,1 % bei. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Das ist das, was die Sachsen beeinflussen können, mehr 

nicht. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE – 

Zuruf von der AfD) 

Dafür hat DIE LINKE den Gesetzentwurf eingebracht. Die 

Kosten betragen mehr als 100 Millionen Euro pro Jahr. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Was Sachsen in einem Jahr an CO2 produziert, stößt China 

in knapp zwei Tagen aus. 

(Zuruf von der AfD und des  

Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Und China macht keine Anstalten, das zu ändern. Außer-

halb der EU gibt es keine ernsthaften Bemühungen, das zu 

ändern. 

(Zurufe von den LINKEN) 
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Einen Emissionshandel gibt es nur in Europa und nir-

gendwo anders. 

Werte Kollegen, Sie glauben doch nicht im Ernst – ich 

hoffe, Herr Gebhardt glaubt das auch nicht –, 

(Heiterkeit bei der AfD) 

dass China, die USA, Indien und Russland und die aller-

meisten Staaten der Erde ein Interesse daran haben, sich 

ihrer eigenen Lebensgrundlagen zu berauben? Das glauben 

Sie doch wohl nicht, oder? 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: So blöd, 

wie Sie das darstellen, glaube ich das!) 

Macht es Sinn, in Sachsen alle Benzin- und Dieselautos, 

alle Gas- und Ölheizungen und alle fossilen Kraftwerke per 

Gesetz zu verbieten – Fragezeichen –, so wie es der Ge-

setzentwurf fordert, und den Haushalt dafür mit 100 Milli-

onen Euro pro Jahr zu belasten? 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Das ist Bullshit. 

(Beifall bei der AfD –  

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Zu welchen 

Begriffen klatschen Sie da drüben eigentlich?) 

Welchen Einfluss – hören Sie weiter zu, Herr Gebhardt, 

dann lernen Sie wieder etwas – haben Kohle, Gas und Öl 

in der Welt? 

(Susanne Schaper, DIE LINKE: Bitte, was denn?) 

Einen immer größeren, laut dem Halbjahresbericht der In-

ternationalen Energieagentur – einmal nachschauen! Die-

ses Jahr wird Kohlestrom weltweit um fast 5 % und im 

Jahr 2022 um weitere 3 % steigen und damit ein Allzeit-

hoch erreichen. Auch der Anteil von Gas wird nächstes 

Jahr um fast 2 % steigen. Das ist die kurzfristige Prognose. 

Derzeit befinden sich weltweit etwa 1 000 Kohlekraft-

werksblöcke im Bau oder in der Genehmigungsphase. 

Diese Kraftwerke haben Laufzeiten von mehreren Jahr-

zehnten. Es wird also in den nächsten Jahrzehnten Kohle 

verbrannt. Das ist die langfristige Realität. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Das finden Sie gut, oder wie? – 

Zuruf des Abg. Sebastian Wippel, AfD) 

Die OPEC steht kurz vor der Einigung für höhere Ölför-

dermengen. Die Weltbevölkerung wächst. Der Energiehun-

ger wächst. Der CO2-Ausstoß wächst. Die Klimaneutralität 

bis zum Jahr 2050 und darüber hinaus ist eine Illusion, 

egal, was Sachsen, Deutschland oder die EU tun. 

Wäre es nicht an der Zeit, dass Sie, werte Kollegen von den 

Altparteien, einmal über den Tellerrand schauen und das 

zur Kenntnis nehmen? 

(Beifall bei der AfD) 

Die deutsche Klimapolitik ist völlig unverhältnismäßig 

und gefährdet Arbeitsplätze, Wohlstand und unsere Ener-

giesicherheit, 

(Zuruf der Abg. Sabine Friedel, SPD) 

ohne, dass sie einen weltweiten Einfluss hat, und ohne, 

dass wir wissen, ob und welchen Einfluss der Mensch auf 

das Klima hat. Es gibt Gründe, die Abhängigkeit von fos-

silen Energieträgern zu reduzieren, ja natürlich. Aber 

wenn, dann sollte es erstens marktwirtschaftlich und tech-

nologieoffen, zweitens verhältnismäßig und drittens reali-

sierbar sein. 

Die Realität in Deutschland ist folgende: Wenn Sie sich die 

Quartalszahlen der Stromerzeugung 2021 anschauen,  

stellen Sie fürs erste Quartal fest: Strom aus Wind, Sonne, 

Biomasse und Wasser ist um 25 % gegenüber dem Ver-

gleichszeitraum zurückgegangen. Gas hat im selben Zeit-

raum um 46 %, Braunkohle um 33 %, Steinkohle um 21 % 

zugelegt. Warum? Wenig Sonne, wenig Wind – ganz ein-

fach. An verstopften Stromleitungen liegt es nicht. Die Er-

neuerbaren haben Vorrangeinspeisung. Mir scheint es, als 

würden naturgesetzliche Grundlagen konsequent missach-

tet. Wenn kein Wind weht, macht es keinen Unterschied, 

ob sich 1 000, 2 000 oder 10 000 Windräder nicht drehen. 

(Zuruf des Abg. Sebastian Wippel, AfD) 

Die Synchronisierung von schwankendem Wind- und Son-

nenstrom mittels grünem Wasserstoff verschwendet etwa 

drei Viertel des Stroms und bleibt auch langfristig unbe-

zahlbar. Die Forderung nach Vollversorgung mit Erneuer-

baren sind bestenfalls theoretisch umsetzbar. Die 

Kernenergienutzung ist nicht berücksichtigt. Zudem miss-

achtet der Gesetzentwurf marktwirtschaftliche Grundsätze. 

Reduktionsziele werden in planwirtschaftlicher Manier 

und mit realitätsfernen Quoten festgelegt. Herr Gebhardt, 

das hatten wir schon einmal. Es ist schiefgegangen. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Das Gesetz würde den Landeshaushalt mit mehr als 

100 Millionen Euro jährlich belasten. Das ist überhaupt 

nicht darstellbar. Wir lehnen diesen Gesetzentwurf ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die AfD-Frak-

tion sprach Kollege Zwerg. Nun erteile ich Herrn Kollegen 

Gerber von der Fraktion BÜNDNISGRÜNE das Wort. 

Dr. Daniel Gerber, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Zwerg, ich weiß nicht, worauf es hinauslaufen soll. 

Wollen wir jetzt noch einmal die nächsten 30 Jahre Ab-

rissparty feiern, und dann ist es gut? – Ich weiß es nicht. Es 

ist schon wieder passiert – vorhin bei der AfD, jetzt hier bei 

der Debatte –, dass Sie einfach irgendwelchen Quatsch be-

haupten. 

(Jörg Dornau, AfD: Wie kommen Sie dazu?) 

Wir hatten im Ausschuss zu diesem Thema ganz kurz eine 

wirklich inhaltlich-fachliche Debatte. Das hat ein bisschen 

was gebracht. Nun schießen Sie wieder komplett dagegen 

und zerstören jeglichen Diskurs. Das ist echt zum Kotzen. 
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(Jan-Oliver Zwerg, AfD: Macht 

Sie das traurig, Herr Gerber?) 

– Ja, tatsächlich. 

Ich bin der Linksfraktion sehr dankbar, dass sie dieses 

Thema Klimaschutz und den Gesetzentwurf, die Anträge 

zu Mühlrose oder zum Flughafen immer wieder in einer 

konstruktiven Art und Weise auf die Tagesordnung bringt. 

(Zuruf von der AfD) 

Es dürfte niemanden überraschen, wenn ich sage, dass ich 

bzw. wir als GRÜNE den Zielen, die dem vorliegenden 

Entwurf zugrunde liegen, absolut zustimmen. Schließlich 

war es unsere Fraktion, die am 09.10.2015 und damit übri-

gens 64 Tage vor dem Abschluss des Paris-Abkommens im 

Dezember dieses Jahres im Hohen Hause ein erstes Klima-

schutzgesetz eingebracht hat. Auch die Änderungen, die in 

dem Änderungsantrag eingebracht wurden, sind zu begrü-

ßen, gehen mir aber nicht weit genug. Warum? Mit dem 

Pariser Klimaabkommen haben sich 195 Vertragspartne-

rinnen und Vertragspartner, darunter auch Deutschland, 

dazu verabredet, den „Anstieg der durchschnittlichen Erd-

temperatur deutlich unter 2 Grad Celsius über dem vorin-

dustriellen Niveau zu halten und Anstrengungen zu 

unternehmen, den Temperaturunterschied auf 1,5 Grad 

Celsius über dem vorindustriellen Niveau zu halten.“ 

Jetzt gibt es ziemlich genaue Klimamodelle des Weltklima-

rats, die ausrechnen können, wie viel Treibhausgase bis zu 

diesem Zeitpunkt noch in die Atmosphäre gelangen dürfen. 

Das nennt man Treibhausgasbudget. Dieses Budget bricht 

man dann auf Deutschland und auch auf Sachsen herunter, 

und dann weiß man, wie viel man noch ausgeben darf. In 

Ihrem vorliegenden Gesetzentwurf orientieren Sie sich al-

lerdings nicht an diesem Budget, sondern sprechen von ei-

ner Reduktion von 95 % bis zum Jahr 2045. Auf 

Bundesebene fordern Sie eine Klimaneutralität allerdings 

schon ab dem Jahr 2035. Sie haben die Änderungen von 

2050 auf 2045 auch erst, nachdem das Bundesverfassungs-

gericht das Bundesklimaschutzgesetz für verfassungswid-

rig beurteilt hat, eingebracht. Sie haben als 

Oppositionsfraktion also etwas mehr als fünf Jahre nach 

Paris ein nicht Paris-kompatibles Klimaschutzgesetz vor-

gelegt. 

(Marco Böhme, DIE LINKE, steht am Mikrofon.) 

Daher muss ich mich über Ihre Argumentation, Herr 

Böhme, die Sie beim VEE Sachsen e. V., also der Vereini-

gung zur Förderung der Nutzung Erneuerbarer Energien, 

gemacht haben, schon wundern. Sie sagen dort, Sie stehen 

zu den Bundeszielen der LINKEN und wollen sie auch in 

das Gesetz schreiben, machen das aber nicht, weil Sie die 

anderen Fraktionen hier bei ein paar Punkten überzeugen 

wollen. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Herr Kollege, ge-

statten Sie eine Zwischenfrage an Mikrofon 1? 

Dr. Daniel Gerber, BÜNDNISGRÜNE: Ja. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Bitte schön, Herr 

Kollege Böhme. 

Marco Böhme, DIE LINKE: Danke schön. – Herr 

Dr. Gerber, ist Ihnen die Aussage in der Anhörung von ver-

schiedenen Sachverständigen bewusst, dass unsere Frak-

tion vor allem sehr ambitionierte Ziele bis zum Jahr 2030 

– und das ist die nähere Zukunft anstatt 2050 – in den Ge-

setzentwurf geschrieben hat? Es geht um eine Reduktion 

von 70 %. Das ist sogar noch höher als in vergleichbaren 

Klimaschutzgesetzen, die wir auf Bundesebene oder auf 

Landesebene haben. 

Für die entferntere Zukunft haben wir uns Ziele ausge-

sucht, bei denen es um etwas mehr Flexibilität geht. Das ist 

richtig. Das haben wir deswegen so gemacht – darum geht 

es jetzt –, weil jetzt schnell gehandelt werden muss, damit 

die künftigen Generationen eben nicht belastet werden. Ist 

Ihnen das bewusst? 

Dass wir uns an dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

zur Novellierung des Klimaschutzgesetzes orientiert ha-

ben, liegt auch daran, dass wir Ihnen als Koalition natürlich 

auch die Möglichkeit geben wollen, uns zuzustimmen. 

(Sebastian Wippel, AfD: 

Was ist denn das für eine Frage!) 

Wenn Sie jetzt sagen, das sei Ihnen nicht ambitioniert ge-

nug, dann können Sie aus meiner Sicht erst recht zustim-

men. 

Dr. Daniel Gerber, BÜNDNISGRÜNE: Klar ist mir das 

bewusst. Es geht beim Klimaschutz vor allen Dingen da-

rum, CO2 einzusparen. Je eher das CO2 eingespart wird, 

desto besser. Wenn wir jetzt, sozusagen heute, alle Kohle-

kraftwerke abschalten, dann können wir längerfristig Auto 

fahren. 

(André Barth, AfD: Das ist eine gute Idee!) 

Logisch: Es geht um das Budget und nicht um das Aus-

stiegsdatum. So. 

Für mich – das hätte ich mit dem nächsten Satz sozusagen 

eingebracht – wäre es aber viel schwerer, ein wirklich  

Paris-konformes Klimaschutzgesetz abzulehnen. Das wäre 

auch für meine Fraktion viel schwerer. 

Auf Bundesebene wird ja auch davon gesprochen, dass 

man die Novellierung des Klimaschutzgesetzes möglicher-

weise wieder vom Bundesverfassungsgericht überprüfen 

lässt, weil es eben nicht Paris-konform ist. Was nützt uns 

denn dann ein hier in Sachsen beschlossenes Klimaschutz-

gesetz, das dieser Logik aus der Novellierung folgt? Das 

halte ich nicht für sinnvoll. 

Sie haben in der Vergangenheit den Eindruck erweckt, dass 

ein Kabinettsbeschluss – ich beziehe mich auf das EKP –, 

der im Übrigen einstimmig getroffen wurde und nur durch 

einen einstimmigen Beschluss wieder geändert werden 

kann, mir nichts, dir nichts zurückgedreht werden kann. 

Das sehe ich so nicht. Das abgeschlossene EKP ist, na klar, 

nicht perfekt. Wie soll es in der Koalition hier anders sein? 
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Es ist aber ein Paradigmenwechsel in der sächsischen Ener-

gie- und Klimapolitik. Die grüne Seite wird einen Teufel 

tun und irgendetwas daran ändern. 

Dass Klimaschutz Geld kostet, das ist, denke ich, auch al-

len klar, und dass Klimaschutz sozial gerecht gestaltet wer-

den muss, ebenso. Das sollte eher auf Bundes- und EU-

Ebene passieren und nicht hier in Sachsen. 

Sie hatten im Ausschuss sinngemäß auch gesagt, dass wir, 

wenn wir jetzt nicht handeln, dann später ein Vielfaches der 

Kosten zahlen würden. Darin stimme ich Ihnen voll und 

ganz zu. Aber wenn wir jetzt das Geld falsch einsetzen, 

dann werden wir die Auswirkungen noch viel dramatischer 

zu spüren bekommen. 

Aus Sicht unserer Fraktion geht es beim Klimaschutz vor 

allen Dingen darum, Anreize zu schaffen, und nicht, wie es 

die Fraktion DIE LINKE in Ihrem Entwurf vorschlägt, um 

Verpflichtungen. 

Es gibt in Sachsen so viele Konflikte beim Ausbau der er-

neuerbaren Energien. Wenn wir noch eine Schippe drauf-

legen und noch mehr Öl ins Feuer gießen, dann wird es 

nicht besser, zumal durch das Subsidiaritätsprinzip die För-

dermöglichkeiten von Bund und EU wegfallen und dann 

der Freistaat einspringen müsste und sich an dieser Stelle 

nur finanziell verheben kann. Sachsen wird die Bewälti-

gung der Klimakrise nicht zu 100 % aus dem Staatshaus-

halt finanzieren können. 

Nur weil die LINKE die Kosten nicht aufschreiben kann, 

fallen sie trotzdem an. Bei Artikel 7 – besondere Förderung 

von Freiflächen-PV – ist der Mittelansatz nicht beziffert. 

Bei Artikel 8 – vollständige Sanierung des Wohnungsbe-

stands – ist es nicht beziffert. Bei Artikel 23 – Sozialkosten 

– ist es das Gleiche. Vollkostendeckung, Mittelansatz un-

klar. Ich habe noch jede Menge weitere Beispiele an dieser 

Stelle. 

(Marco Böhme, DIE LINKE: Wir 

haben konkrete Haushaltsanschläge!) 

– Ja, nicht zu allem. 

(Marco Böhme, DIE LINKE: Natürlich!) 

Zum Schluss noch einmal ein Wort an die sächsischen 

Klimabewegungen, die heute auch vor dem Landtag eine 

Aktion für ein sächsisches Klimaschutzgesetz durchge-

führt haben. Ich möchte Ihnen auch im Namen meiner 

Fraktion dafür danken, dass sie trotz widrigster Umstände 

nicht müde werden, sich immer wieder für effektiven Kli-

maschutz einzusetzen; denn das ist das, was wir jetzt brau-

chen: effektiven und zügig umgesetzten Klimaschutz. 

Wir müssen so schnell wie möglich zum Handeln kommen. 

Das erreicht man nicht mit dem Gesetzentwurf der Fraktion 

DIE LINKE, sondern mit einem ambitionierten Maßnah-

menplan zum EKP. Dieser muss selbstverständlich auf das 

Know-how der Zivilgesellschaft zurückgreifen, ja, er ist 

darauf sogar angewiesen. 

Für den Fall, dass das Maßnahmenprogramm nicht dem er-

forderlichen Niveau entsprechen sollte, haben wir im Koa-

litionsvertrag in weiser Voraussicht ein sächsisches 

Klimaschutzgesetz vorgesehen. 

Wir werden den Entwurf ablehnen. 

Danke. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN 

und des Staatsministers Wolfram Günther) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Dr. Ger-

ber sprach für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE. Nun Herr 

Kollege Winkler für die SPD-Fraktion. Bitte schön, Herr 

Kollege. 

Volkmar Winkler, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Herr Zwerg, auf Ihren – 

jetzt nutze ich Ihren Ausdruck – Bullshit einzugehen oder 

darauf zu reagieren, das ist wie Eulen nach Athen zu tragen. 

Ich habe das in der Debatte vorhin, in der vorletzten, erlebt. 

Deshalb lasse ich das. 

Es besteht für uns keine Frage, ob wir massiv mehr Klima-

schutz voranbringen sollen, sondern es geht nur noch um 

das Wie. 

(Luise Neuhaus-Wartenberg, DIE LINKE: Ja!) 

Für uns Sozialdemokraten steht im Mittelpunkt – das ist 

wohl auch unsere Rolle bei dem Thema – die Frage: Wie 

kann man Wirtschaft, Klimaschutz und Soziales und hier-

bei die Folgen für die Menschen, auch derer mit kleinem 

Einkommen, zusammen denken? 

Ich will es gleich vorwegnehmen – das ist auch kein Ge-

heimnis –, wir werden den Gesetzentwurf der Fraktion DIE 

LINKE heute ablehnen, so wie wir es auch schon im Aus-

schuss getan und wie wir es begründet haben. 

Grundsätzlich begrüßen wir aber das Anliegen und respek-

tieren den Aufwand, den die Fraktion DIE LINKE hier be-

trieben hat, die mit dem Änderungsantrag auch noch 

einmal nachgesteuert hat, aufgrund der Novelle zum Bun-

des-Klimaschutzgesetz und infolge des Urteils des Bun-

desverfassungsgerichts. 

Wir haben zu dem Gesetzentwurf im EKULA angehört und 

dabei sehr wohl vernommen, dass ein Landes-Klima-

schutzgesetz – als Mantelgesetz wohlgemerkt! – eine 

durchaus sinnvolle Sache sein kann, wenn es sich auf die 

Punkte konzentriert, die auf Landesebene tatsächlich gere-

gelt werden können. Diesbezüglich wurde der Gesetzent-

wurf in der Anhörung unter anderem auch vom eigenen 

Sachverständigen der LINKEN infrage gestellt, ob er auf 

der Maßnahmenebene nicht zu voll und überfrachtet sei, 

auch bei den ambitionierten Sektorenzielen. 

Etliche Regelungen und Eingriffe beispielsweise bei För-

derprogrammen für den ÖPNV und auch bei der Vergabe 

sind sicherlich gut gemeint, greifen aber ganz tief in andere 

Zuständigkeiten und Rechtsmaterien ein und müssen im 

Hinblick darauf wie auch die damit verbundene Pra-

xistauglichkeit auf den Prüfstand gestellt werden. 
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Weitere Knackpunkte des Gesetzentwurfes sind der darin 

formulierte Soziallastenausgleich und die Klimafolgenhil-

fen sowie der Mehrbelastungsausgleich für die Kommu-

nen. Vor allem der soziale Ausgleich zugunsten der 

Bevölkerung ist durchaus in einem sozialdemokratischen 

Sinn, aber dieser wurde nicht kalkuliert. Für den Mehrbe-

lastungsausgleich wurde mit 50 Millionen Euro pro Jahr 

anscheinend eine Zahl gegriffen, der eine kalkulatorische 

Untersetzung fehlt. 

Wir haben aus der Anhörung weiterhin mitgenommen, dass 

wir für das Energie- und Klimaprogramm einen guten und 

umfassenden Maßnahmenplan erarbeiten müssen, der ein 

Klimaschutzgesetz aufgrund des Gesetzesvorbehalts für 

viele Eingriffe vielleicht nicht obsolet macht, in dem aber 

zumindest auf Landesebene im Hinblick auf Energie, 

Wärme und die Verkehrswende wichtige Punkte geregelt 

werden, die geregelt werden müssen. Im Koalitionsvertrag 

haben wir uns vorbehalten, ein Klimaschutzgesetz als Ar-

tikelgesetz einzuführen, wenn es zur Klarstellung erforder-

lich ist. 

Trotz der Ablehnung an dieser Stelle: Ja, wir müssen beim 

Klimaschutz vorankommen. Wir müssen massiv Infra-

struktur ausbauen, damit die Leute kostengünstig und prak-

tikabel umsteigen können. 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts, der bevorste-

hende Wahlkampf sowie ganz aktuell die Extremwetterer-

eignisse haben der Klimaschutzdebatte eine ganz neue 

Dynamik verliehen. 

Noch einmal: Es besteht nicht mehr die Frage des Ob, son-

dern des Wie. Alle demokratischen Parteien treten in einen 

Wettbewerb der Ideen ein, wie wir das umsetzen und 

gleichzeitig gesellschaftliche Spaltung verhindern können. 

Selbst bisherige Bremser und Blockierer wollen plötzlich 

schon immer für den Klimaschutz gewesen sein, auch 

wenn Sie uns leider nicht sagen, wie Sie es schaffen wollen 

und alle Maßnahme ablehnen, die andere vorschlagen. 

Als SPD brauchen wir uns nicht zu verstecken. Wir sind es 

gewesen, die in den Koalitionsverhandlungen im Bund mit 

der Union das Klimaschutzgesetz, die Kohlekommission 

und zusätzliche Ausschreibungen für die erneuerbaren 

Energien überhaupt durchgesetzt haben. Die SPD hat in 

Regierungsverantwortung das Erneuerbare-Energien-Ge-

setz mit Hermann Scheer und unter Rot-Grün auf den Weg 

gebracht. Sie hat die gesetzlichen Voraussetzungen für den 

Atom- und Kohleausstieg geschaffen. Sie hat das Klima-

schutzgesetz vorgelegt und dank – das muss man auch sa-

gen – des Verfassungsgerichts noch einmal nachbessern 

können. Das ist eine Tatsache. Keine andere Partei in Re-

gierungsverantwortung hat so viel für den nachhaltigen 

Klimaschutz geleistet wie die SPD. 

(Heiterkeit im Saal) 

Dass wir mehr machen müssen, ist keine Frage. Einen 

Punkt aus der Anhörung möchte ich zuletzt noch aufgrei-

fen. Das war auch in der Aktuellen Debatte schon ange-

klungen. Etliche Sachverständige haben sich für große 

Investitionspakete in Sachen Klimaschutz und Klimawan-

delanpassung ausgesprochen, was wiederum ein Schlag-

licht auf die sächsische Antwort auf die Frage nach der 

Ausgestaltung der Schuldenbremse und einen großen In-

vestitionsfonds, wie von der SPD vorgeschlagen, wirft. Der 

im Rahmen des aktuellen Doppelhaushaltes von der Koa-

lition aufgelegte Klimafonds – ich habe es vorhin schon 

einmal gesagt – ist ein guter Anfang, aber eben nur das. Es 

braucht mehr und vor allem langfristige Perspektiven. Wir 

sind gut beraten, alle miteinander eine zukunftsfähige Lö-

sung zu finden. Ich bedanke mich. 

(Beifall bei SPD und des 

Staatsministers Wolfram Günther) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Winkler 

sprach für die SPD-Fraktion. Ich frage in die Runde: Gibt 

es weiteren Redebedarf seitens der Fraktionen? – Das sehe 

ich nicht. Es gibt keinen Redebedarf seitens der Fraktionen. 

Ich übergebe das Wort an die Staatsregierung. Herr Staats-

minister Günther, bitte schön. 

Wolfram Günther, Staatsminister für Energie, Klima-

schutz, Umwelt und Landwirtschaft: Sehr geehrter Herr 

Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Erst einmal 

sei Folgendes vorangestellt: Der Gesetzentwurf, den die 

Fraktion DIE LINKE vorgelegt hat, ist mit Blick auf die 

gesamte Bandbreite der anzupackenden Themen sehr am-

bitioniert und in seinen Zielen sehr breit und sehr tief erar-

beitet worden. Deswegen ist er auch erst einmal ein – in 

Bezug auf die Klimabewegung und den Handlungsbedarf, 

der noch nicht für jeden ganz selbstverständlich ist – ein 

guter Beitrag genau für diese Debatte. Das sei dem Ganzen 

schon einmal vorab gestellt. 

Wir haben es heute schon einmal angesprochen. Wir haben 

nicht nur ein klares Bild von der Wissenschaft erhalten, 

was zu tun ist, wir haben ebenfalls eine klare völkerrecht-

liche Bindung über das Übereinkommen von Paris. Das 

Bundesverfassungsgericht hat uns auch dieses Jahr noch 

einmal ganz deutlich gesagt, dass, wir basierend auf unse-

rem Grundgesetz, verbindlich zum Handeln verpflichtet 

sind. Deshalb müssen wir auch nicht mehr ernsthaft über 

das Ob diskutieren. Das ist vertane Zeit. Es geht vielmehr 

um das Wie. Dazu möchte dieser Gesetzentwurf einen Bei-

trag leisten. 

Wichtig ist aber auch das, was das Bundesverfassungsge-

richt gesagt hat. Es hat gesagt, dass wir handeln müssen. 

Unser Handeln muss verbindlich sein. Es kommt insbeson-

dere auch nicht darauf an, welchen Beitrag wer in Deutsch-

land, welche Region oder welches Bundesland aktuell zu 

welchem weltweiten Klimageschehen beiträgt. Das ist 

auch logisch. Wenn Klimaschutz nur dadurch funktioniert, 

dass alle mitmachen – weltweit haben alle nur einen be-

grenzten Beitrag, egal welches Land, welche Akteurinnen 

und Akteure –, dann kann es nur funktionieren, wenn alle 

unabhängig davon mitmachen. Wir möchten zur Treib-

hausgasneutralität kommen. Das sind 100 %. Das hat das 

Bundesverfassungsgericht noch einmal ganz deutlich ge-

sagt. Das Gericht hat ebenfalls gesagt, dass wir auf diesem 
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Weg die Hauptaufgaben in zeitlicher Hinsicht nicht nach 

hinten verschieben können, also die kommenden Generati-

onen den Job zu machen haben. Wir müssen uns jetzt ver-

bindlich auf den Weg begeben. 

Wie wir diesen strategischen Rahmen festlegen, ist nicht 

festgelegt. Wichtig ist, dass er festgelegt ist. Wir in Sachsen 

haben am 1. Juni 2021 unser Energie- und Klimaprogramm 

beschlossen und verabschiedet. Das ist der strategische 

Handlungsrahmen. 

Ja, wir als GRÜNE hatten in der Vergangenheit aus der Op-

position ein Klimaschutzgesetz vorgeschlagen, genau mit 

denselben Zielen, nämlich einen strategischen Rahmen zu 

setzen. Es ist egal, ob man ein Energie- und Klimapro-

gramm, ein EKP, oder ein Klimaschutzgesetz beschließt. 

Darin steht konkret, dass für alle Sektoren Maßnahmen-

pläne zu entwickeln sind. Genau an diesem Punkt sind wir 

jetzt schon angekommen. 

Die Fraktion DIE LINKE hat kritisiert, dass das EKP län-

ger gedauert hat, als wir es uns vorgenommen hatten. Wir 

wollten es ursprünglich bis Ende des Jahres 2020 verab-

schieden. Jetzt haben wir es bis zum Mai 2021 geschafft, 

sodass wir es am 1. Juni 2021 im Kabinett beschließen 

konnten. Deswegen wäre es nicht hilfreich, alles das, was 

wir im EKP schon beschlossen haben, den verbindlichen 

Rahmen, noch einmal und dieses Mal im Rahmen eines 

Gesetzes zu beschließen. 

Dem folgenden Punkt möchte ich ganz ausdrücklich wider-

sprechen, weil das vorhin angesprochen wurde. Herr Kol-

lege Böhme meinte, dass sich ein Kabinettsbeschluss doch 

einfach ändern ließe. Ein Kabinettsbeschluss lässt sich 

nicht so einfach ändern. Ein Kabinettsbeschluss erfolgt in 

einer Koalitionsregierung einstimmig. Das heißt, dass alle 

zustimmen müssten. Es ist im Moment nicht absehbar, dass 

in dieser Koalition der Kabinettsbeschluss änderbar wäre. 

Sie sagten ebenso, dass ein Gesetz viel bestandskräftiger 

wäre. Dazu muss ich sagen, dass sich auch ein Gesetz mit 

einer anderen Mehrheit oder Koalition jederzeit genauso 

ändern ließe wie ein Kabinettsbeschluss. Es gibt keinen 

Unterschied. Wir haben nicht die Zeit, im Rahmen eines 

Gesetzes noch einmal über genau dasselbe zu reden, was 

wir bereits im EKP beschlossen haben. 

Das Wichtigere ist, dass wir verbindlich beschlossen ha-

ben, dass wir zu den Maßnahmen kommen. Für die Maß-

nahmen haben wir verabredet, damit wir alle Sektoren in 

den Blick nehmen, dass alle Ressorts mitarbeiten und vor-

legen. Dazu hat sich bereits am 19.07.2021, nämlich vor-

gestern, die interministerielle Arbeitsgruppe gebildet. Es 

ist auch verbindlich festgelegt, dass wir schon im zweiten 

Quartal 2022 einen ersten evaluierbaren Umsetzungsbe-

richt zu den Zielen und der Wirksamkeit der konkreten 

Maßnahmen vorliegen haben. Diesen werden wir auch im 

Landtag vorstellen. Das heißt, dass wir bis dahin nicht nur 

Ideen gesammelt haben werden, sondern wir werden auch 

schon berichten, wie wir es konkret umsetzen. Das ist näm-

lich genau das Entscheidende, weil wir keine Zeit mehr 

verlieren dürfen. Ich hoffe, dass wir uns darin einig sind, 

dass wir keine Zeit mehr verlieren dürfen. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Herr Staatsminis-

ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Wolfram Günther, Staatsminister für Energie, Klima-

schutz, Umwelt und Landwirtschaft: Ja, gern. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Zwerg, 

bitte schön. 

Jan-Oliver Zwerg, AfD: Vielen Dank, Herr Präsident. 

Vielen Dank, Herr Staatsminister. 

Herr Staatsminister, können Sie Folgendes quantifizieren: 

Wenn wir im Jahr 2050 in Sachsen, in ganz Europa oder 

eben nur in Deutschland CO2-neutral wären, können Sie 

quantifizieren, welche Auswirkungen das auf die mittlere 

Temperatur hätte? 

Wolfram Günther, Staatsminister für Energie, Klima-

schutz, Umwelt und Landwirtschaft: Erstens sind wir 

verpflichtet, bis zum Jahr 2045 klimaneutral zu werden. 

Das haben wir im Klimaschutzgesetz des Bundes festge-

legt – nur so viel sei einmal zum rechtlichen Rahmen, in 

dem wir uns bewegen, gesagt. 

Zweitens fand heute früh schon eine Aktuelle Debatte dazu 

statt, in der wir uns mit Folgen des Klimawandels ausei-

nandergesetzt haben. Das sind Millionen Schäden. Viel-

leicht haben Sie mitbekommen, dass wir allein im Freistaat 

seit dem Jahr 2002 schon 3,6 Milliarden Euro in den Hoch-

wasserschutz investieren mussten. Dahinter steckt ein rie-

siges Volumen. 

Wir haben heute Vormittag schon gemerkt, dass Ihnen ein 

bisschen schwerfällt, sich damit zu beschäftigen. Sie kön-

nen sich ganz leicht – das ist für alle in gedruckter und in 

digitaler Form zugänglich – damit auseinandersetzen, was 

jedes Grad Erwärmung über 1,5 Grad bis 2 Grad und dar-

über hinaus für Folgen hätte. Genau deshalb bewegen wir 

uns auf dem Pfad der Klimaneutralität. 

(Zurufe von der AfD: Fragen beantworten! – 

Gegenrufe von den LINKEN: Blablabla!) 

Im Moment scheiden wir nämlich noch zusätzliche klima-

schädliche Gase aus. Genau das möchten wir bis spätestens 

bis zum Jahr 2045 beenden. Deswegen gibt es auch die Kli-

mawandelfolgen. Wir möchten im Prinzip das Schlimme, 

in dem wir bereits stecken, abmildern. 

(Zurufe von der AfD) 

Das ist das einzige Ziel. Mehr ist nämlich mit Blick auf den 

heutigen Stand nicht mehr zu erreichen. Einfach einmal In-

formationen, die leicht zugänglich sind, in einfacher Spra-

che nutzen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Herr Staatsminis-

ter, gestatten Sie eine zweite Zwischenfrage? 
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Wolfram Günther, Staatsminister für Energie, Klima-

schutz, Umwelt und Landwirtschaft: Nein, ich möchte 

mich ungern zehnmal wiederholen müssen, zumal wir das 

heute auch schon am Vormittag besprochen hatten. Das ist 

immer wieder das Vorbringen desselben Märchens. Ich 

möchte es nur sagen: Es ist so unverantwortlich, den Leu-

ten hier erklären zu wollen, dass es den menschengemach-

ten Klimawandel nicht gebe und wir nicht handeln müssen. 

(Zurufe von der AfD) 

Das ist sowohl für unsere als auch für kommende Genera-

tionen einfach unverantwortlich. Anders kann ich es nicht 

aussprechen. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, 

den LINKEN und der SPD – 

Starke Proteste von der AfD) 

Deshalb möchte ich auch nicht unsere Lebenszeit mit so 

etwas weiter verschwenden. Leben Sie einfach in Ihrer 

Welt, wir anderen kümmern uns darum, dass wir hier ge-

meinsam eine Zukunft haben. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN,  

den LINKEN und der SPD –  

Zuruf von der AfD: Sie können nicht antworten! 

Setzen! Sechs! – Weitere Zurufe von der AfD) 

Ich möchte noch einmal zusammenfassen: Hier sind sich, 

glaube ich, alle, die in der Lage sind, Wissenschaft ernst zu 

nehmen und die Dramatik zu erkennen, in den Zielen einig. 

Dafür bin ich sehr dankbar, weil auch das nicht immer so 

war im Freistaat Sachsen. Aber spätestens jetzt, da eben das 

EKP verabschiedet ist, haben wir einen ganz klaren Plan, 

ganz klare Aussagen, dass wir uns auch in Sachsen auf den 

Weg zur verbindlichen Klimaneutralität machen – mit ei-

ner ganz breiten Mehrheit, auch hier im Parlament, im Üb-

rigen auch getragen von ganz breiten gesellschaftlichen 

Mehrheiten, weil einfach jeder jetzt sehen kann, was drau-

ßen passiert. In diesem Sinne sind wir uns einig. Aber wir 

brauchen konkret nicht dieses Klimaschutzgesetz, weil das 

nur etwas erreichen würde, was wir über das EKP bereits 

haben. Bitte lassen Sie uns zu den konkreten Maßnahmen 

kommen und die dann auch gesamtgesellschaftlich umset-

zen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN und der Abg. 

Lars Rohwer, CDU, und Volkmar Winkler, SPD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die Staatsre-

gierung sprach Staatsminister Günther. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zur Abstim-

mung über den Gesetzentwurf. Aufgerufen ist das Gesetz 

zur Einführung eines Klimaschutzgesetzes für den  

Freistaat Sachsen, Drucksache 7/4895, Gesetzentwurf der 

Fraktion DIE LINKE. Da der Ausschuss Ablehnung emp-

fohlen hat, ist Grundlage für die Abstimmung der Gesetz-

entwurf. Es liegt ein Änderungsantrag vor, Druck-

sache 7/7183. Kollege Böhme, Fraktion DIE LINKE, 

spricht zur Einbringung. Bitte schön. 

Marco Böhme, DIE LINKE: Danke, Herr Präsident. 

Der Änderungsantrag liegt Ihnen vor. In Punkt 1 geht es 

darum, dass wir die natürlichen Kohlenstoffsenken noch 

einmal genauer definiert haben und da zum Beispiel CCS 

ausschließen. 

In Punkt 2 geht es darum – das hatten wir vorhin schon in 

der Debatte –, dass eben schon 2045 95 % Reduktion er-

folgt sein sollen. Dazu will ich noch einmal kurz auf Herrn 

Gerber eingehen. Im Pariser Klimaschutzabkommen steht, 

dass bis zur Hälfte dieses Jahrhunderts Klimaneutralität er-

reicht sein muss. Mitte des Jahrhunderts ist 2050. Das war 

also vorher schon in unserem Gesetzentwurf enthalten. Wir 

haben das jetzt nur auf 2045 verstärkt, weil wir den Be-

schluss der Bundesregierung – und damit letztlich ihren 

Beschluss – übernommen haben. 

Ansonsten kann ich nur sagen, dass es im Grunde egal ist, 

welches Endzeitalter für die Klimaneutralität festgelegt ist. 

Das Wichtige ist doch, ab wann man damit anfängt. Man 

kann nicht nur schreiben, dass 2045 oder 2050 die Kli-

maneutralität erreicht ist, sondern man muss auch schrei-

ben, wann man damit anfängt. Man kann ja nicht erst zwei 

Jahre vor diesem Enddatum damit anfangen, CO2 einzu-

sparen. Man muss es weit im Voraus machen, damit in den 

Jahren bis dahin möglichst wenig CO2 ausgestoßen wird. 

Genau das haben wir in unserem Gesetzentwurf dargestellt 

– mit 70 % bis 2030. Zeigen Sie mir einmal Ihr Regie-

rungsprogramm oder das eines anderen Landes, wo Sie in 

der Regierung sind, in dem Sie das umgesetzt oder darge-

stellt haben. Kommen Sie mir also nicht und sagen, dass 

Sie dem nicht zustimmen könnten, weil es nicht ambitio-

niert genug wäre. Das ist völliger Quatsch. 

Das war das eine. Nun zu Ihnen, Herr Rohwer. Sie sagten 

vorhin, Verantwortung solle jeder für sich haben und nicht 

der Staat. Genau das ist falsch. Es reicht eben nicht aus, 

dass jeder nur für sich handelt. Wir haben uns zum Beispiel 

als Gesellschaft auch eine Straßenverkehrsordnung gege-

ben. Das ist ein Gesetz mit klaren Regeln für alle. Genauso 

brauchen wir beim Klimaschutz klare Regeln für alle, da-

mit sich nicht einzelne Idioten, reiche Leute oder sonst wer 

aus dem gemeinsamen Beschluss heraushalten können. 

Deshalb brauchen wir ein Klimaschutzgesetz, das einklag-

bar ist, für dessen Verletzung man zur Verantwortung ge-

zogen werden kann. 

Zu Herrn Zwerg: Ich habe eigentlich überhaupt keine Zeit, 

Ihren Mist zu kommentieren. Also nur ein Satz: Natürlich 

gibt es weltweit Initiativen und Länder, die ganz stark vo-

rangehen. Aber es gibt auch Länder, die es nicht schaffen 

voranzugehen; das ist auch in Deutschland so. Zum Thema 

Arbeitsplätze kann ich nur immer wieder sagen, dass es 

mehr Arbeitsplätze im Bereich der erneuerbaren Energien 

gibt als im Bereich aller fossilen Energien zusammen. Das 

ist schon seit über zehn Jahren so. Sie ignorieren vollkom-

men, dass auch die Plätze im Bereich der erneuerbaren 

Energien gefährdet sind, wenn wir hier nicht vorangehen. 

Ein letzter Satz zu Herrn Minister Günther: Sie haben ge-

sagt, dass das Klimaschutzgesetz jetzt nicht gebraucht 
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werde, weil das durch das EKP alles bereits vorhanden sei. 

Ich sehe das eben nicht. Sie haben das konkrete Maßnah-

menpaket, das Sie noch schuldig sind, noch nicht im Kabi-

nett beschlossen. Ich bezweifle, dass dabei auch nur 

annähernd diese harten und ambitionierten Vorgaben wie 

in unserem Gesetz am Ende herauskommen werden, die 

aber für den Klimaschutz in Sachsen dringend nötig sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Böhme 

brachte für die Fraktion DIE LINKE den Änderungsantrag 

ein. Gibt es hierzu Redebedarf bei den Fraktionen? – Das 

sehe ich nicht. Dann stimmen wir über den Änderungsan-

trag ab. 

Wer dem Änderungsantrag die Zustimmung geben möchte, 

den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Die Gegenstim-

men? – Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. Bei einigen 

Dafür-Stimmen, aber einer großen Anzahl von Gegenstim-

men ist der Änderungsantrag abgelehnt worden. 

Meine Damen und Herren! Ich schlage Ihnen vor, über den 

Gesetzentwurf artikelweise im Block abzustimmen, wenn 

sich dagegen kein Widerspruch erhebt. – Widerspruch sehe 

ich nicht. Dann stimmen wir jetzt im Block ab über die 

Überschrift, über Artikel 1 Gesetz zur Verringerung der 

Treibhausgasemissionen im Freistaat Sachsen (Sächsi-

sches Klimaschutzgesetz), Artikel 2 Änderung des Geset-

zes über den öffentlichen Personennahverkehr im Freistaat 

Sachsen, Artikel 3 Änderung des Landesplanungsgesetzes, 

Artikel 4 Änderung des Sächsischen Vergaberechtsgeset-

zes, und Artikel 5 Inkrafttreten. Wer den Artikeln und der 

Überschrift im Block die Zustimmung geben möchte, den 

bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Die Gegenstimmen? 

– Danke schön. Die Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. 

Es gab einige Dafür-Stimmen, aber eine große Anzahl von 

Gegenstimmen. Damit ist der Überschrift und den Artikeln 

die Zustimmung nicht erteilt worden. 

Nachdem sämtliche Teile des Gesetzentwurfes abgelehnt 

worden sind, findet eine Gesamtabstimmung nur dann 

statt, wenn die Fraktion dies möchte. – Das wird abgelehnt. 

Somit brauchen wir keine Schlussabstimmung durchzufüh-

ren. Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen und der 

Tagesordnungspunkt beendet. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 6 

Zweite Beratung des Entwurfs  

Gesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 im Freistaat Sachsen 

(Sächsisches Zensusausführungsgesetz – SächsZensAG) 

Drucksache 7/6667, Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drucksache 7/7111, Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres und Sport 

Bevor ich den Fraktionen das Wort zur allgemeinen Aus-

sprache übergebe, frage ich den Berichterstatter Herrn 

Wippel, ob er dazu sprechen möchte. – Er möchte nicht 

dazu sprechen. Dann werden wir in der ersten Runde nach 

folgender Reihenfolge verfahren: Es beginnt die CDU, da-

nach AfD, DIE LINKE, BÜNDNISGRÜNE, SPD, frakti-

onslose MdL und die Staatsregierung, wenn gewünscht. 

Ich übergebe an die CDU-Fraktion, Herrn Kollegen 

Markert. Bitte schön. 

Jörg Markert, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Es geht um die Abstimmung 

über das Sächsische Zensusausführungsgesetz. Das ist ein 

Gesetzentwurf der Staatsregierung, zu dem der Ausschuss 

für Inneres und Sport eine abschließende Beschlussemp-

fehlung verfasst hat. 

Was genau ist der Zensus? Aufgabe des Zensus ist das Er-

fassen der aktuellen Bevölkerungsanzahl in Deutschland 

sowie der Wohn- und Arbeitsverhältnisse der Bevölkerung. 

Nach EU-Recht ist er alle zehn Jahre vorgesehen. Nach 

dem vergangenen Zensus im Jahr 2011 wäre 2021 die 

nächste Zählung in Sachsen fällig gewesen. Dies war 

coronabedingt jedoch nicht umsetzbar, sodass eine Ver-

schiebung auf das Jahr 2022 notwendig wurde. 

Der Zensus bildet die notwendige und zuverlässige Grund-

lage für Entscheidungen, die in einem Staat gefällt werden 

müssen. Je zuverlässiger die Datenlage ist, desto höher ist 

die mögliche Planungssicherheit und desto besser sind die 

zu fällenden Entscheidungen. Das gilt auf allen Ebenen – 

für die Europäische Union, für Deutschland und damit 

auch für den Freistaat Sachsen bis hinein in die Kommu-

nen. Je länger der letzte Zensus zurückliegt, desto unge-

nauer gestaltet sich aufgrund der demografischen Ent-

wicklung die gegenwärtige Datenlage. Diese Datenlage 

dient etwa der Einteilung von Wahlkreisen, der Stimmen-

verteilung im Bundesrat oder der Ausgleichszahlung von 

Fördermitteln, die pro Kopf berechnet werden. Die Länder 

sind also unionsrechtlich zur Umsetzung verpflichtet, auch 

was zunächst die Übernahme möglicher zusätzlicher Kos-

ten betrifft. 

Zuständig für die Umsetzung ist das Statistische Landes-

amt. Es ist angewiesen, eigens mit dem Zensus befasste ab-

getrennte Einheiten zu schaffen und die Organisation und 

Durchführung des Zensus 2022 federführend bis in die 

Kommunen hinein zu leiten. Mithin ist die Umsetzung des 
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Gesetzentwurfs erforderlich. Die Umsetzung des Bundes-

gesetzes zum Zensus ist verpflichtend. Das Gesetz muss 

bis Oktober 2021 verabschiedet sein, um eine Durchfüh-

rung durch die Kommunen wie geplant im Jahr 2022 frist-

gerecht umsetzen zu können. Stichtag für die Umsetzung 

und Erhebung ist der 15. Mai. 

In der Hauptsache werden die zu erhebenden Daten für den 

Zensus aus den Verwaltungsregistern bezogen, die durch 

eine Haushaltsstichprobe in Kombination mit einer Ge-

bäude- und Wohnraumzählung ergänzt werden. Damit wird 

der Großteil der Bevölkerung selbst überhaupt nicht be-

fragt, sondern lediglich etwa 6 500 Personen. Auch gilt die 

Online-Strategie des Bundes, wonach alle Beteiligten zu-

nächst elektronisch eingebunden werden. Dies soll eine 

Vereinfachung und Beschleunigung des Befragens ermög-

lichen. Es werden jedoch auch jene Fälle berücksichtigt 

und aufgefangen, bei denen kein Online-Zugang verfügbar 

ist. Es können etwa auf Wunsch nach wie vor Papierfrage-

bögen zur Verfügung gestellt werden, um die Durchfüh-

rung der Erhebung und die Befragung so angenehm und 

niederschwellig wie möglich zu gestalten. 

Durch das Ausführungsgesetz ergibt sich kein Erfüllungs-

mehraufwand für den Bürger. Alle Erfordernisse zur Mit-

wirkungspflicht wurden bereits im Bundesgesetz für 2022 

geregelt. Der Erfüllungsmehraufwand für die Kommunen, 

für die Verwaltung ergibt sich aus einer Erhöhung der 

Stichprobe, die nun auch Gemeinden mit weniger als 

10 000 Einwohnern in die Stichprobenziehung einbezieht. 

Das sensible Thema Datenschutz und die daran gestellten 

Anforderungen haben sich selbstverständlich seit dem Jahr 

2011 weiterentwickelt. Dies wurde auch bei den an den 

kommenden Zensus zu stellenden Anforderungen bereits 

berücksichtigt. Daher wird das Gesamtprojekt „Zensus 

2022“ sowohl vom Bundesbeauftragten für den Daten-

schutz und die Informationsfreiheit als auch vom Bundes-

amt für Sicherheit in der Informationstechnik beratend 

begleitet. Vertraulichkeit, Integrität und Authentizität der 

Daten werden gewährleistet sowie dem Stand der Technik 

entsprechend Verschlüsselungstechniken zur Anwendung 

gebracht. 

Die Einschränkung der informationellen Selbstbestim-

mung, die eine Grundrechtseinschränkung darstellt, muss 

ausdrücklich genannt werden; sie wurde durch den Ände-

rungsantrag der Regierungskoalition ausdrücklich ge- 

regelt. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent-

scheidung aus dem Jahr 2019 die Verfassungsmäßigkeit 

der Methodik bestätigt. Seitens des Sächsischen Landkreis-

tages wurde kein Nachbesserungsbedarf angemeldet. Die 

Anmerkungen des Sächsischen Städte- und Gemeindetages 

wurden in dem nun vorliegenden Gesetzestext angepasst. 

Änderungswünsche des Juristischen Dienstes wurden auf-

genommen und im Innenausschuss am 8. Juli mehrheitlich 

angenommen. Außerdem handelt es sich um eine befristete 

Maßnahme. 

Aber ich möchte noch einen persönlichen Appell an die 

Bürger sowie an die Verwaltung richten, denn es wird je-

dem/jeder von Ihnen auch in der Vergangenheit so gegan-

gen sein, dass Bürgerinnen und Bürger zu uns Abgeordne-

ten kommen und ihre Anliegen im Zusammenhang mit 

dieser Befragung vorbringen bzw. dabei Unterstützung be-

nötigen. Insofern also eine Bitte an die teilnehmende Be-

völkerung: Die Mitarbeit an der Erhebung ist wichtig und 

noch dazu unerlässlich. Es handelt sich um die gesetzes-

konforme Umsetzung, die uns allen hilft, bestmöglich Ent-

scheidungen aufgrund bestmöglich erhobener Daten zu 

fällen. Ihre Mitarbeit ist dabei Teil eines großen und wich-

tigen Landesprojektes. 

In Richtung des Statistischen Landesamtes schicke ich die 

Bitte, der Auswahl und Schulung der Erhebungsbeauftrag-

ten besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Nach Mög-

lichkeit sollten diese gegenüber den Befragten empathisch 

– etwa bei der Terminfindung oder Ähnlichem – sowie  

flexibel und geduldig in der Umsetzung ihrer Interviewer-

tätigkeit sein. Es ist für alle Beteiligten ein Aufwand, der 

am besten im gegenseitigen Verständnis bewältigt werden 

kann. Dafür danke ich Ihnen bereits im Voraus und emp-

fehle dem Hohen Haus die Annahme des Gesetzentwurfs. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, den BÜNDNISGRÜNEN 

und der Staatsregierung 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Markert 

sprach für die CDU-Fraktion. Nun spricht für die AfD-

Fraktion Kollege Wippel. 

Sebastian Wippel, AfD: Sehr geehrtx Präsidentx! Sehr ge-

ehrtx Kollegx Abgeordnetx! Bei dem vorliegenden Gesetz-

entwurf handelt es sich um das Ausführungsgesetz zum 

Zensusgesetz. Es regelt im Wesentlichen die verschiedenen 

Zuständigkeiten und Aufgaben für die Durchführung des 

Zensus. Die Durchführung des Zensus ist aufgrund der EU-

Verordnung und deren nationaler Umsetzung verpflich-

tend. 

Im Zuge der Corona-Maßnahmen wurde die Erhebung der 

Daten um ein Jahr verschoben. Die Einbeziehung der kom-

munalen Ebene ist zur Durchführung des Zensus 2022 da-

her unverzichtbar. Die Haushaltsbefragungen starten laut 

Fahrplan Ende des dritten Quartals 2021. Für uns stellt sich 

allerdings die Frage: Welchen Plan hat die Staatsregierung 

im Benehmen mit der Bundesregierung für den Fall, dass 

ein weiterer Lockdown dies nicht zulässt? 

Ich möchte die Gelegenheit auch nutzen, um einige Worte 

zum zugrunde liegenden Zensusgesetz als solches zu ver-

lieren. Nach der Erfahrung mit zwei Diktaturen hat der Da-

tenschutz in Deutschland eine besondere Stellung, und im 

Zweifel sollten wir den Staat lieber etwas weniger über uns 

wissen lassen als zu viel. Im Rahmen des Zensus werden 

vielfältige Fragen, zum Beispiel zum Wohnraum, gestellt. 

Wozu ist das gut? Wozu braucht der Staat diese detaillier-

ten Kenntnisse? Da braucht man sich über Enteignungsbe-

fürchtungen, die nicht glaubwürdig entkräftet werden 



Sächsischer Landtag 7. Wahlperiode – 34. Sitzung 21. Juli 2021 

 2508 

können, nicht zu wundern; schließlich wird bereits von ei-

nigen Politikern laut über einen sogenannten Lastenaus-

gleich im Zuge der Corona-Lage fantasiert. 

Ähnlich verhält es sich mit der Mobilität. Diese soll offen-

sichtlich im Namen der Umwelt vollständig kontrolliert 

werden. Das wäre dann das Ende des freien Bürgers. An 

dieser Stelle sollten alle genau aufhorchen und das Volk 

sollte sich genau überlegen, welche Parteien 2021 mit teu-

ren Forderungen zu Wohnraum, Energie und Politik unter-

wegs sind. 

An anderen Stellen wird hingegen eine sehr ungewöhnli-

che Zurückhaltung gezeigt. Sowohl die Bundesregierung 

als auch die FDP wollen nur die Zugehörigkeit zu öffent-

lich-rechtlichen Religionsgemeinschaften erfassen. Dies 

entspricht dem absoluten Mindeststandard, den die EU für 

den Zensus vorgibt. Warum werden aber nur die öffentlich-

rechtlichen Religionsgemeinschaften erfasst, die in ihrer 

Bandbreite ja nun schon lange nicht mehr die Realität in 

Deutschland widerspiegeln? Selbst der Bundesrat ver-

langte, dass im Rahmen des Zensus auch das Bekenntnis 

zu einer Religion, Glaubensrichtung oder Weltanschauung 

erfasst wird. Hiervon versprechen sich die Länder einen 

herausragenden Mehrwert für die integrationspolitischen 

Fragestellungen. – Leider wurde dies nicht umgesetzt. Hier 

hätte man viel für den Erkenntnisgewinn tun müssen. Statt-

dessen siegte am Ende offensichtlich mal wieder die poli-

tische Korrektheit. 

Zumindest kann man positiv feststellen, dass neben der 

Staatsangehörigkeit nun auch der Geburtsort und das even-

tuelle Datum eines Zuzugs in die Bundesrepublik erfasst 

werden. Hierbei ist erfreulicherweise auch eine Forderung 

der AfD-Fraktion aufgenommen worden. Das Zensusge-

setz könnte an vielen Stellen besser sein, das ist klar. Klar 

ist aber auch, dass der Zensus ohne Frage notwendig ist, 

um die Politik auf der Basis gesicherter Erkenntnisse mit 

Informationen zu versorgen. Die AfD-Fraktion wird sich 

trotz der hier deutlich gemachten Bedenken der Sache nicht 

verschließen, und wir werden uns enthalten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Wippel 

sprach für die AfD-Fraktion. Nun spricht Kollege Schultze 

für die Fraktion DIE LINKE. 

Mirko Schultze, DIE LINKE: Herr Präsident! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen der demokratischen Fraktionen! Es 

ist jetzt sehr viel gesagt worden, was das Zensusgesetz ist. 

Klar – es ist europäisches und Bundesrecht, und klar ist, 

dass wir es hier nur mit einem Ausführungsgesetz zu tun 

haben. Insoweit könnte man sagen: Okay, warum diskutie-

ren wir lange darüber? Stimmen wir einfach darüber ab! 

Dies ändert aber nichts an der grundsätzlichen Kritik, die 

man an einer Volkszählung haben kann. 

Die vielleicht berühmteste Volkszählung, an die wir alle 

immer wieder erinnert werden, ist jene, die zwei Menschen 

dazu gebracht hat, in ihre Heimatstadt zurückzugehen und 

dann ihr Kind zu gebären, was heute quasi sinnstiftend für 

eine ganze Religionsgemeinschaft ist. 

(Zuruf des Abg. Sebastian Wippel, AfD) 

Danach wird es ein bisschen schwierig. In den Achtziger-

jahren gab es in der Bundesrepublik Deutschland eine 

Volkszählung, gegen die stark protestiert worden ist. 

(Zurufe des Abg. Albrecht Pallas, SPD) 

Danach gab es andere Methoden – – Ach, Herr Pallas, wir 

kriegen uns wieder ein, oder? – Es gab andere Methoden 

und andere Entscheidungen. Auch der Bundesgerichtshof 

hat dazu etwas entschieden. 

Klar ist, dass die Frage bleibt: Müssen wir im 21. Jahrhun-

dert die Daten noch in dieser Art, in dieser Umfänglichkeit 

erfassen? Ich will dabei nicht nur einen kritischen Punkt 

nennen. Der Zugang von Befragerinnen und Befragern zu 

privatem Wohnraum ist schon während des letzten Zensus 

sehr kritisiert worden, weil es keine Überprüfung gab und 

ich eigentlich verpflichtet war, die- oder denjenigen in 

meine Wohnung zu lassen, egal welche Eignung sie bzw. 

er an dieser Stelle mitgebracht hat. Es gab ein wenig Ver-

änderung. Ich finde nach wie vor, dass wir darüber noch 

einmal reden müssen und dass wir im 21. Jahrhundert neue 

Methoden finden sollten. 

Gut finde ich – ich will auch eine Sache loben –, dass jetzt 

kleinere Orte von unter 10 000 Einwohnern einbezogen 

werden und sich dadurch die Lebenswirklichkeit in Sach-

sen ein Stück weit widerspiegelt. 

Aber es gibt weiterhin Kritiken, die letztlich nicht nur in 

der Datensicherheit, sondern auch in der erfassten Daten-

menge und der Sinnhaftigkeit der Daten, die erfasst wer-

den, münden. Man kann sagen, okay, ein Zensus wird 

unbedingt gebraucht, damit man weiß, wie es ist. Aber ich 

erinnere gerne an die Verwerfungen, die nach dem Zensus 

2011 in vielen Kommunen entstanden sind, und die Fehler, 

die korrigiert werden mussten, zum Beispiel in Löbau und 

Ähnliches. 

Insoweit sollten wir ihn in seiner Entstehung kritischer be-

gleiten – im Bundesrat und mit unseren Möglichkeiten, die 

wir im Rahmen der Europäischen Union haben. Ich hoffe 

darauf, dass wir eine Möglichkeit finden, die Daten so si-

cher zu erheben, sodass wir die Art und Weise des Zensus-

erhebens, wie sie auch in diesem Jahr wieder der Fall sein 

wird, irgendwann einmal zur Geschichte erklären können. 

Ich denke, wir sind dabei auf einem guten Weg. 

Wir als Fraktion werden uns enthalten, aus einem ganz 

simplen Grund: Natürlich stellen wir uns nicht, wie wir 

heute schon von anderen gehört haben, gegen Bundes- und 

europäische Gesetzgebung, sondern wir reden hier über ein 

Ausführungsgesetz. Dem ist aber mit einer Enthaltung Ge-

nüge getan. Die Regierungskoalition soll bitte ihr Ausfüh-

rungsgesetz durch dieses Parlament bringen, und dafür 

bedarf es nicht der Unterstützung der Opposition. Wir blei-

ben bei unserer grundsätzlichen Kritik, die wir an dem Zen-

susverfahren haben. 

Danke. 



Sächsischer Landtag 7. Wahlperiode – 34. Sitzung 21. Juli 2021 

 2509 

(Beifall bei den LINKEN) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Schultze 

sprach für die Fraktion DIE LINKE. Nun spricht für die 

Fraktion BÜNDNISGRÜNE Herr Lippmann. 

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Der vor-

gesehene Gesetzentwurf regelt die Umsetzung des Bundes-

gesetzes zur Durchführung des Zensus im Jahr 2020. Er 

dient damit im Wesentlichen der Erfüllung von Berichts-

pflichten gegenüber der EU, der Feststellung der Zahl der 

Einwohnerinnen und Einwohner von Bund, Ländern und 

Kommunen sowie der Gewinnung von Grunddaten für die 

Gesamtsystematik der amtlichen Statistik, aber auch der 

Gewinnung von Strukturdaten über die Bevölkerung, die 

für politische Entscheidungen von Bund, Ländern und 

Kommunen erforderlich sind. 

Das klingt ungefähr so spannend wie ein Telefonbuch, ist 

aber in der praktischen Relevanz von großer Bedeutung. 

Kollege Schultze hat bereits die Historie der Volkszählun-

gen angesprochen. Ganz praktisch wird es immer dann, 

wenn auf Basis des Zensus aus Zahlen Geld und Ressour-

cen werden. Denn nicht selten beginnt es damit, dass man 

sagt, hier gehe es nur um irgendwelche unnötigen Bevöl-

kerungserhebungen, und mündet darin, dass man sich als 

Kommune darüber beschwert, dass man plötzlich rechne-

risch kleiner geworden sei und bestimmte Ressourcen nicht 

mehr erhalte. 

Kurzum: So ein Zensus ist wichtig und das Ausführungs-

gesetz ist durchaus bedeutend. Zu diesem Zweck werden 

in erster Linie die Meldedaten, die Daten über Personen, 

die im Ausland arbeiten, und die Daten der Bundesagentur 

für Arbeit zusammengeführt. Zudem werden Gebäude und 

Wohnungen gezählt sowie Daten zu deren Nutzung erho-

ben. Die dritte Erhebungsquelle ist eben die Haushaltsbe-

fragung auf Stichprobenbasis. Es geht dabei nicht nur um 

Geld, sondern auch um Grundrechte. 

Seit Volkszählungen durchgeführt werden, gibt es Kritik 

daran, schon zu biblischen Zeiten, und Kritik, die schluss-

endlich in Klarstellung und richtungsweisende Urteile des 

Bundesverfassungsgerichts – wohlgemerkt zu jüngeren 

Volkszählungsfragen – mündet. 

Auch an dem Zensus-Gesetz 2022 muss Kritik geübt wer-

den, da – wie so oft – die Bedenken des Bundesbeauftrag-

ten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit nicht 

berücksichtigt wurden und beispielsweise nach wie vor die 

Religionszugehörigkeit erhoben wird. Darin widerspreche 

ich Herrn Kollegen Wippel dann doch entschieden: Nach 

unserer Auffassung braucht es die Erhebung gar nicht, sie 

kann gestrichen werden. Auch die vorgesehenen Speicher-

fristen sind viel zu lang und eine Datenschutz-Folgeab-

schätzung fehlt. 

Unabhängig von den wichtigen Fragen des Datenschutzes 

stellt sich bei diesem System immer wieder die Frage der 

doch immensen Kosten, die mit dem Zensus einhergehen. 

Allein Sachsen wird dafür 62 Millionen Euro bezahlen 

müssen, von denen nur 17 Millionen Euro vom Bund über-

nommen werden. Die Frage des Verhältnisses von Kosten 

und Nutzen ist hier angebracht, auch mit Blick auf andere 

Erhebungsmethoden. Allerdings ist deren Beantwortung 

der Kompetenz des Landtags entzogen. 

Umso wichtiger ist es, ein landesrechtliches Ausführungs-

gesetz zu schaffen, das seinerseits auf eine datenschutzge-

rechte Gestaltung und beispielsweise saubere Trennung 

von Daten in den Erhebungsstellen setzt. 

Ich bin dem Innenministerium, auch wenn es gerade nicht 

da ist, daher dankbar, dass es das Zensus-Ausführungsge-

setz 2011 nicht einfach nur fortgeschrieben hat – – Oh, Ent-

schuldigung, Sie sind ja da; ich habe gerade in die falsche 

Richtung geschaut. – Ich bin dem Innenministerium dank-

bar, dass es das Zensus-Ausführungsgesetz von 2011 nicht 

einfach nur fortgeschrieben hat, sondern weitere Vorkeh-

rungen für die Durchführung und Organisation der Daten-

erhebung und Datenverarbeitung getroffen hat. – Ich putze 

demnächst mal meine Brille, damit ich den Innenminister 

wiedererkenne. 

(Staatsminister Prof. Dr. Roland Wöller: 

Ich bin eben leicht zu übersehen! – Heiterkeit) 

Im Vergleich zum Referentenentwurf finden sich im § 5 

nunmehr weitere Regelungen zur Sicherung der informati-

onellen Gewaltenteilung in den Erhebungsstellen, sodass 

die erforderliche datenschutzrechtliche Trennung von Ver-

waltung und Statistik besser gewahrt wird. 

Wichtig ist auch, dass der angedachte Ausschluss des  

Auskunftsrechts über die erhobenen Daten nach der Daten-

schutz-Grundverordnung nun – anders als im ursprüngli-

chen Referentenentwurf – nicht enthalten ist. Das begrüßen 

wir BÜNDNISGRÜNE ausdrücklich. 

Dem heute vorliegenden Gesetzentwurf können wir daher 

unsere Zustimmung geben, da er versucht, soweit es uns 

als Land noch möglich ist, den Datenschutz beim Zensus 

besser zu gewährleisten. Ich bitte um Zustimmung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN,  

der CDU, der SPD und der Staatsregierung) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Valentin Lippmann für die BÜNDNISGRÜNEN. 

Jetzt ist die SPD-Fraktion an der Reihe. 

(Albrecht Pallas, SPD: Frau Präsidentin, es wurde 

alles gesagt. Ich verzichte auf den Redebeitrag.) 

Alles klar. Dann könnten wir in eine neue Runde eintreten. 

– Wird nicht gewünscht. Dann bitte ich Herrn Prof. Wöller 

für die Staatsregierung. 

Prof. Dr. Roland Wöller, Staatsminister des Innern: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren 

Abgeordneten! Mit dem Zensus 2022 nimmt Deutschland 

an einer EU-weiten Zensusrunde teil, die seit 2011 alle 

zehn Jahre stattfinden soll. Ursprünglich sollte der Zensus 
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bereits in diesem Jahr durchgeführt werden, aber pande-

miebedingt ist der Zensusstichtag um ein Jahr auf den 

15. Mai 2022 verschoben worden. 

Die Ergebnisse des Zensus bilden die Grundlage für politi-

sche, wirtschaftliche und gesellschaftliche Planungen und 

Entscheidungen bei Bund, Ländern und Gemeinden. Die 

amtliche Einwohnerzahl ist die Grundlage zum Beispiel für 

die Verteilung von Geldern im Finanzausgleich, für die 

Einteilung von Wahlkreisen und für die Festlegung der 

Stimmenanzahl der Länder im Bundesrat. Die Einwohner-

zahl ist Bezugsgröße in über hundert Regelungen. 

Die amtliche Statistik lebt vom Vertrauen und der Akzep-

tanz der Bevölkerung. Deshalb sind die Zensusdaten be-

sonders geschützt. Um das Grundrecht aller Bürgerinnen 

und Bürger auf informationelle Selbstbestimmung zu ge-

währleisten, ist sichergestellt, dass mit dem Zensusergeb-

nissen keine Einzelfälle oder Rückschlussmöglichkeiten 

auf Einzelfälle veröffentlicht werden. 

Das Statistische Landesamt erlässt auf der Grundlage des 

Sächsischen Zensusausführungsgesetzes eine Verwal-

tungsvorschrift und wird darin auch Vorkehrungen für die 

IT-Sicherheit und den Datenschutz in den Erhebungsstellen 

treffen. Das Ausführungsgesetz schafft die rechtlichen Vo-

raussetzungen für die Vorbereitung und Durchführung des 

Zensus 2022 im Freistaat Sachsen. 

Der Zensus, meine Damen und Herren, ist eine gesamt-

staatliche Aufgabe. Das Statistische Landesamt ist zwar 

zuständig für die Vorbereitung und Durchführung des Zen-

sus 2022, aber die Kommunen übernehmen dabei entschei-

dende Aufgaben. Sie werden die Erhebung durchführen 

und dazu gehören 48 örtliche Erhebungsstellen, die einge-

richtet werden. Zum Ausgleich der Mehrbelastung erhalten 

die Kommunen mit Erhebungsstellen insgesamt 16,2 Mil-

lionen Euro, aufgeteilt in drei Raten. 

Diese Eckpunkte haben wir bereits im Vorfeld mit den 

Kommunen, mit dem Städte- und Gemeindetag sowie dem 

Landkreistag abgestimmt. Alle Gemeinden, welche die Er-

hebungsstellen einrichten werden, haben schon ihre Bereit-

schaft zur Mitwirkung beim Zensus 2022 erklärt. Dafür 

danke ich den Gemeinden herzlich. 

Die kommunalen Erhebungsstellen koordinieren in erster 

Linie die Haushaltsbefragungen vor Ort, um die Einwoh-

nerzahlen zu ermitteln. Hierzu werden landesweit circa 

6 500 Erhebungsbeauftragte eingesetzt. Circa 600 000 Per-

sonen werden durch diese im Rahmen der Existenzfeststel-

lung persönlich befragt. Von knapp 400 000 dieser 

befragten Personen werden weitere Daten erhoben – zur 

Wohnsituation, zur Bildung und zur Erwerbstätigkeit. Die 

Erhebung dieser Daten erfolgt bevorzugt online. 

Meine Damen und Herren, die Corona-Pandemie bleibt 

auch hier nicht außen vor. Sie wird uns bei den Zensuser-

hebungen mächtig herausfordern. Deshalb haben wir be-

reits viele Präventionsmaßnahmen vorgesehen, um 

abhängig von der Entwicklung des Infektionsgeschehens 

mit angemessenen Hygieneschutzmaßnahmen und Verhal-

tensregeln die auskunftspflichtigen Bürgerinnen und Bür-

ger und das Erhebungspersonal zu schützen. 

Der Gesundheitsschutz aller Beteiligten geht vor. So wer-

den wir die Möglichkeit schaffen, bei einem hohen Infek-

tionsgeschehen die persönliche Datenerhebung durch eine 

kontaktarme fernmündliche Befragung zu ersetzen. Der 

Zensus 2022 ist mit hohem Aufwand, hohen Kosten und 

hoher Zahl von befragten Bürgern verbunden. Andere eu-

ropäische Länder führen den Zensus bereits als rein regis-

terbasiertes Verfahren durch. In Deutschland fehlen dafür 

noch die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen. 

Der Bund hat mit verschiedenen Gesetzesinitiativen die 

Registermodernisierung auf den Weg gebracht. Bis 2031 

soll der Zensus auf einen Registerzensus umgestellt wer-

den. Ein erster wichtiger Schritt auf dem Weg zu einem 

Zensus ohne Befragung ist dabei das im Juni 2021 in Kraft 

getretene Registerzensuserprobungsgesetz. Der Freistaat 

Sachsen wird selbstverständlich alle Maßnahmen unter-

stützen, um den Zensus künftig digital registerbasiert 

durchzuführen. So setzen wir die Digitalisierung der Ver-

waltung auch hier fort. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, den BÜNDNISGRÜNEN, 

der SPD und des Staatsministers Martin Dulig) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Herr Staatsminister Prof. Roland Wöller. Wir 

kommen jetzt zur Abstimmung über den Gesetzentwurf. 

Wir könnten paragrafenweise oder auch im Block abstim-

men, und es ist die Frage, ob Sie damit einverstanden wä-

ren, wenn – – 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: 

Im Block, Frau Präsidentin!) 

Also stimmen wir im Block ab, ganz wunderbar. Dann 

werde ich jetzt die einzelnen Teile des Gesetzes vorlesen 

und dann können wir im Block abstimmen. 

Die Überschrift, § 1 Zuständigkeit und Aufgaben des  

Statistischen Landesamtes, § 2 Einrichtung der örtlichen 

Erhebungsstellen, § 3 Aufgaben der örtlichen Erhebungs-

stellen, § 4 Fachaufsichtsbehörden, § 5 Abschottung,  

Sicherung der Erhebungsunterlagen, § 6 Erhebungsbeauf-

tragte, § 7 Kostenregelung, § 8 Einschränkung von Grund-

rechten und Betroffenenrechten und § 9 Inkrafttreten/ 

Außerkrafttreten. 

Wer dem so die Zustimmung gibt, den bitte ich jetzt um das 

Handzeichen. – Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? – Wer 

enthält sich? – Bei vielen Enthaltungen und trotzdem einer 

Mehrheit von Stimmen dafür ist diesem Block somit zuge-

stimmt. 

Ich stelle jetzt trotzdem den Gesetzentwurf in Gänze zur 

Abstimmung. Das ist das Gesetz zur Ausführung des Zen-

susgesetzes 2022 im Freistaat Sachsen, Sächsisches Zen-

susausführungsgesetz. Wer gibt diesem Gesetz in Gänze 

die Zustimmung? – Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? – 
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Wer enthält sich? – Bei vielen Stimmenenthaltungen und 

trotzdem einer Mehrheit von Stimmen dafür ist dem Gesetz 

somit entsprochen und der Tagesordnungspunkt beendet. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zum 

Tagesordnungspunkt 7 

Zweite Beratung des Entwurfs  

Gesetz zur Änderung des Waldgesetzes für den Freistaat Sachsen 

Drucksache 7/6704, Gesetzentwurf der Fraktion AfD 

Drucksache 7/7113, Beschlussempfehlung des Ausschusses 

für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft 

Ich möchte gleich darauf hinweisen, dass die AfD-Fraktion 

eine namentliche Abstimmung beantragt hat, und frage zu-

nächst, ob der Berichterstatter des Ausschusses, Herr 

Heinz, als Erstes das Wort wünscht. – Das sehe ich nicht. 

Dann erteile ich den Fraktionen wie üblich das Wort zur 

allgemeinen Aussprache. Wir verfahren in der ersten 

Runde in folgender Reihenfolge: AfD, CDU, DIE LINKE, 

BÜNDNISGRÜNE, die SPD und die Staatsregierung 

selbstverständlich, wenn gewünscht. Wir beginnen mit der 

AfD-Fraktion; Herr Prantl, bitte. 

Thomas Prantl, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Werte Regie-

rungsparteien, Sie haben den Sachsen im Jahr 2019 im Ko-

alitionsvertrag ein wichtiges Versprechen beim 

Windkraftausbau gegeben: keine Windräder im Wald. Nun 

ja, Regierungen machen ja nach der Wahl allzu gern Ge-

brauch von Unverbindlichkeiten; neue Erkenntnisse sind 

dann in der Regel die Ausrede für Wortbruch. Die AfD for-

dert Rechtsverbindlichkeit. Wir wollen keine Windräder in 

Sachsens Wäldern. Aber schön der Reihe nach! 

Die CDU erklärte in ihren Wahlprüfsteinen zur Landtags-

wahl 2019 – Zitat –: „Grundsätzlich halten wir die Auswei-

sung von Vorranggebieten im Wald für denkbar.“ Die SPD 

prüfte vor Jahren in einer Studie, wie viel Wald man in 

Sachsen ersatzlos für Windräder abschaffen könnte. Der 

Wähler hat's quittiert: Fast 50 % weniger Stimmen für die 

Sozis 2019 und eine halbierte SPD-Landtagsfraktion. Wei-

ter so, Genossen, die Richtung stimmt, noch ein kleiner 

Schritt, noch 2 % weniger und wir sagen Auf Wiederse-

hen!, 

(Beifall bei der AfD) 

weil rote Umweltzerstörer im Parlament der Sachsen näm-

lich keiner gebrauchen kann! 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: 

Ach, herrje, jetzt kommt das Feuerwerk!) 

Ganz überraschend die GRÜNEN: Die GRÜNEN stimm-

ten auf ihrem Landesparteitag 2019 einstimmig gegen 

Windenergie im Wald, und der GRÜNEN-Staatsminister 

Wolfram Günther erklärte gerade hier im „Waldblick“, 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: 

Sie dürfen nichts hochhalten!) 

dem Info-Magazin der Stiftung Wald für Sachsen: Wir 

brauchen mehr Wald – mehr Wald – für Kohlenstoffspei-

cher. Mehr ist das Gegenteil von weniger, Herr Lippmann, 

bekommen Sie das hin? 

(Beifall bei der AfD –  

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE:  

Sie wohl nicht!) 

Herr Günther hat vollkommen recht: Jeder zusätzliche 

Hektar Wald ist ein Mehrwert für unsere Gesellschaft und 

für unseren Naturhaushalt. Also noch einmal langsam: 

Wald für Windräder zu beseitigen bedeutet doch, mit der 

einen Hand einzureißen, was die andere Hand mühevoll 

und jahrzehntelang aufgebaut hat. Konnten Sie mir jetzt 

folgen, Herr Lippmann? Bäume pflanzen bedeutet Wald-

fläche vergrößern, da ist dann mehr Wald da, und Bäume 

für Windräder roden bedeutet, die Waldfläche wird kleiner, 

dann wird es eben weniger Wald. Das musste ich erst mal 

ganz bildhaft machen, und jetzt habe ich noch eine Quiz-

frage. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Oh nee!) 

– Genau, jetzt geht es los. Wir hatten doch gerade vor zwei 

Stunden eine Aktuelle Debatte zum Überflutungsschutz 

und zum Jahrhunderthochwasser, und da waren sich doch 

unisono alle Redner aller anderen Fraktionen einig: Flä-

chenversiegelung muss als Beitrag zum Klimaschutz redu-

ziert werden. Wenn Sie dieser Logik jetzt einmal folgen, 

dann muss ich Sie fragen, ob das auch für Ihre Betonfun-

damente und Asphaltpisten bei Windrädern gilt. Oder set-

zen Sie dort wieder andere Maßstäbe an? 

(Beifall bei der AfD) 

Der Herr Staatsminister sprach ja auch von einer Erhöhung 

der Wasserrückhaltekapazität in unseren sächsischen  

Böden, und da fragen Sie sich jetzt selbst, wo das Wasser-

speichervermögen größer ist. Was ist der bessere Wasser-

speicher: ein gesunder Wald – das ist der mit den Bäumen, 

Herr Lippmann – oder ein gerodeter Wald – das ist der, wo 

die Windräder stehen? Welche Waldfläche speichert mehr 

Wasser? 
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(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Mal sehen, ob Sie sich die Frage selbst beantworten kön-

nen. 

Also zurück zu Ihren Versprechen zur Windindustrie im 

Wald. Liebe CDU, Sie bekommen es gerade live mit. Wis-

sen Sie, warum man nie, wirklich niemals mit den GRÜ-

NEN koalieren sollte? Weil dann Wortbruch zum 

Regierungsprogramm wird. 

(Beifall bei der AfD –  

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Hoho!) 

Dann nenne ich Ihnen jetzt mal ein Beispiel für Wortbruch: 

In Ihrem Energieklimaprogramm, Stand Mai 2021, wird 

das ehemals klare Versprechen aus dem Koalitionsvertrag 

– keine Windkraft im Wald – schon mal vorsorglich aufge-

weicht: Windräder im Wald sollen nur noch grundsätzlich 

vermieden werden, aha. 

Die grün-geführte Kenia-Regierung gibt noch mehr Weich-

spüler hinterher: „Der Grundsatz gilt insbesondere für 

Waldflächen mit Schutzstatus nach Naturschutzrecht und 

mit ausgewählten Waldfunktionen.“ 

So, liebe Regierungsparteien. Was ist denn dann Ihr Um-

kehrschluss? Was gilt denn dann für Wälder ohne Natur-

schutzstatus? Was gilt denn dann für Wälder ohne wie auch 

immer ausgewählte Funktionen? Bei mir zu Hause im Erz-

gebirge ist der Wald der Erholungsort. Dort atmen die Men-

schen einmal richtig durch. Dort beobachten unsere Kinder 

die Natur. Sie verstehen die Natur, sie lernen die Natur lie-

ben und schätzen. Es kommen jährlich Zehntausende Tou-

risten. Der Wald ist die viel zitierte biologische Vielfalt, auf 

der Herr Günther zum hunderttausensten Mal wieder her-

umgeritten ist. Aber wenn der Wald, um den es gerade geht, 

kein Naturschutzwald ist und keine ausgewählten Funktio-

nen hat, ist er dann zur Rodung und Verspargelung freige-

geben? Wie soll ich das verstehen? 

Wie im Erzgebirge haben die Sachsen auch im Vogtland 

und in der Lausitz Angst. Sie haben Angst vor der Zerstö-

rung ihrer schönen Heimat durch grüne Bionadebonzen, 

linke Großstadtschickeria und rückgratlose Christdemo-

kraten. 

(Beifall bei der AfD – Zurufe von den 

BÜNDNISGRÜNEN und den LINKEN – Unruhe) 

– Getroffene Hunde bellen. Klasse. Super. Weiter so, Frau 

Mertsching! 

(Zurufe) 

Ihr wankelmütiges Hin und Her zu Windrädern im Wald, 

Ihr „Ja,“ „Nein“, „Jaein“, „Auf“, „Nieder“, „Rein“, „Raus“ 

nennt der Sachse Eiertanz. Warum aber tanzt das Kenia-

Bündnis den Eiertanz um das Windrad? Es hätte doch 

längst Tatsachen schaffen können. Die Kenia-Regierung 

beglückt uns inzwischen seit 18 Monaten. Passiert ist bei 

CDU, Grün, SPD nichts, außer Eiertanz. 

(Zurufe) 

Spätestens im letzten Umweltausschuss vor vierzehn Ta-

gen hätten Sie Farbe bekennen können, Windräder im Wald 

endlich zu verbieten und Ihr eigenes Versprechen zum Ge-

setz zu machen. Aber anstelle einer angemessen breiten, 

fachlich vertieften Diskussion gab es lediglich eine einzige 

dürre Erwiderung von Ihnen, Herr Winkler, von der SPD. 

Dagegen betretenes Schweigen bei der CDU, betretenes 

Schweigen bei den GRÜNEN, 

(Zuruf von der AfD: Hört, hört!) 

ahnungsloses Schweigen bei den LINKEN, weil fachlich 

überfordert, betretenes Schweigen bei der Sächsischen 

Staatsregierung. 

(Lachen und Beifall bei der AfD) 

In schweigsamer Einigkeit lehnten Sie unseren Gesetzent-

wurf „Keine Windräder in Sachsens Wäldern“ ohne wei-

tere Aussprache ab. 

Werte Regierungspartei CDU, ist denn Ihnen Ihr Verspre-

chen – – 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

– Sie wollten doch die Selbstgespräche einstellen, Herr 

Gebhardt. – 

(Lachen bei der AfD –  

Sören Voigt, CDU: Versuchen Sie sich doch 

einmal zu konzentrieren, Herr Prantl!) 

Ist Ihnen denn Ihr Versprechen, werte Regierungspartei 

CDU, „keine Windräder im Wald“ nichts wert, sodass Sie 

es nicht einmal für nötig halten, sich im Fachausschuss zu 

äußern? 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE) 

– Sie waren doch nicht dabei, Herr Lippmann. Sie haben 

Wahrnehmungsstörungen. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Fällt es Ihnen so schwer, Ihr eigenes Versprechen an die 

Bürger – keine Windkraft im Wald – glaubwürdig und end-

gültig in Gesetzesform zu fassen? Fällt es Ihnen tatsächlich 

so schwer, das Vertrauen der Bürger ein einziges Mal nicht 

zu enttäuschen? Dieses eine Mal? 

(Beifall bei der AfD) 

Ich erkläre Ihnen einmal Ihre kleinlaute Ablehnung im 

Umweltausschuss. Sie stecken in Ihrem selbstorganisierten 

Schlamassel. Sie stehen im Schach, weil sie erstens bis 

2024 doppelt so viel Flatterstrom wie 2021 erzeugen wol-

len – illusorisch. Sie stehen im Schach, weil sie zweitens 

bis 2030 zusätzlich weitere 5 Terrawatt Zappelstrom da-

raufsetzen wollen – völlig utopisch. Sie stehen im Schach, 

weil sie drittens glauben und beten, dass Sachsen mit dem 

Ende des Kohlestroms seinen Strombedarf vollständig mit 

unzuverlässigem Fantasiestrom decken kann – physika-

lisch unmöglich. 

(Beifall bei der AfD) 
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Und Sie stehen im Schach, weil Sie viertens schon jetzt 

wissen, dass spätestens 2030 Ihre schwarz-rot-grünen Öko-

lichter in Sachsen ausgehen. 

(Zuruf AfD: Genau!) 

Sie wissen das. Habe ich recht? 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: Nö!) 

Mit Ihrem Eiertanz haben Sie sich nun selbst ins Schach 

manövriert. 

(Oh-Rufe – Zuruf des Abg. 

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Ihnen ist klar: Wenn Sie nicht die Axt an unseren Wald  

anlegen, wenn Sie unseren Gemeinwohlträger, unsere Hei-

mat, unseren Erholungsort, den Wald, nicht doch der Wind-

kraftlobby opfern, können Sie die größenwahnsinnigen 

Ausbauziele der GRÜNEN niemals erreichen. Das, liebe 

CDU, hätten Sie wissen müssen, als Sie die GRÜNEN  

gegen den Wählerwillen auf die Regierungsbank geholt  

haben. 

(Beifall bei der AfD) 

Wer nicht hören will, muss fühlen und über Schmerz ler-

nen. 

Welche Möglichkeiten haben wir denn, aus dem Schlamas-

sel herauszukommen? 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Erste Möglichkeit: Sie begraben Ihre wahnhaften Ausbau-

ziele. Sie machen endlich Energiepolitik mit Sachverstand. 

Sie setzen auf Kernenergie wie unsere europäischen Nach-

barn. Dafür müssen Sie natürlich ihren rot-grünen Koaliti-

onszwergen und Genderfachkräften endlich einmal die rote 

Karte vor die Nase halten. 

(Lachen und Beifall bei der AfD) 

Zweite Möglichkeit: Sie tanzen weiter Eiertanz. 

(Unruhe) 

Sie brechen Zug um Zug Ihre Versprechen aus dem Koali-

tionsvertrag. Sie pflastern unsere Wälder mit Windrädern 

zu 

(Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE: Wo denn?) 

und führen unser Land dennoch in die Blackout-Katastro-

phe. Dritte Möglichkeit: Sie beschließen hier und heute un-

seren Gesetzentwurf 

(Zurufe von CDU und SPD: Niemals!) 

„Keine Windräder in Sachsens Wäldern“, wie Sie das ver-

sprochen haben. Ein Schachmatt für die CDU wäre vorerst 

abgewendet. Sie hätten für heute den Respekt im Volk. Sie 

hätten wieder einmal Vertrauen gewonnen. Sie hätten un-

seren Wald vor den GRÜNEN gerettet und Sie könnten 

heute wieder einmal aufrechten Hauptes aus der Plenarsit-

zung gehen. 

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der CDU) 

Zeigen Sie endlich Mut, stimmen Sie unserem Gesetzent-

wurf zu! Retten Sie den sächsischen Wald vor den grünen 

und roten Umweltzerstörern! Die Bürger werden es Ihnen 

danken und unsere sächsische Natur auch. Stimmen Sie un-

serem Gesetzentwurf bitte zu. 

(Zurufe von den LINKEN: Niemals!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD –  

Christian Hartmann, CDU:  

Es war zumindest kurzweilig! – Unruhe) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Herr Prantl für die einbringende AfD-Fraktion. Ich 

bitte jetzt für die CDU-Fraktion Herrn von Breitenbuch, 

bitte. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Jetzt wird es wieder sachlich!) 

Georg-Ludwig von Breitenbuch, CDU: Sehr verehrte 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Jetzt 

wird es sachlich und ruhiger. 

(Beifall bei der CDU und der SPD) 

Mit einer technisch machbaren Anlagenhöhe von bis zu 

200 Meter ist die Errichtung von Windenergieanlagen über 

Waldflächen heute grundsätzlich möglich. Andere Bundes-

länder machen das intensiv. 

(Zuruf von der AfD) 

Sie wird in jüngerer Zeit zunehmend vorangetrieben, ins-

besondere von den Waldbesitzern, die hier selbstverständ-

lich Geld verdienen wollen und vielleicht in diesen Zeiten 

auch müssen, um die Schäden im Wald, die sie irgendwie 

finanzieren müssen, auszugleichen. Insofern gibt es dort 

intensives Begehren. Das ist aus deren Sicht verständlich. 

(Zurufe von der SPD – Zurufe von der AfD) 

Der Nutzungsdruck auf Waldflächen nimmt deshalb deut-

lich zu. Ich habe gehört, dass jetzt sogar Solaranlagen auf 

Kahlflächen in Wäldern der Lausitz diskutiert werden. Das 

war mir neu. Aber auch dort ist insgesamt eine Diskussion 

im Gang, nicht nur in Freiflächen, sondern auch in Wald-

flächen mit erneuerbaren Energien unterwegs zu sein. 

Angesichts der hochgesteckten Ausbauziele für erneuer-

bare Energien ist ein grundsätzlicher Ausschluss der Wind-

kraftnutzung über Wald einerseits nur schwer denkbar. 

Andererseits sind Wälder komplexe Ökosysteme, Lebens-

raum für verschiedene – auch bedrohte – Arten sowie eine 

wesentliche Grundlage für die menschliche Erholung und 

Naturerfahrung. Wälder erbringen damit viele weitere le-

benswichtige Dienstleistungen, deren Bereitstellung viel-

fach mit ihrer standorttypischen ausgeprägten Diversität 

im Zusammenhang steht. 

Sowohl das neue Energie- und Klima-Programm auf 

Seite 48 als auch der geltende Koalitionsvertrag finden 
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klare Worte: Kein Ausbau der Windkraft über Wald. – 

Trotzdem gibt es diese Diskussion im Land. Der geltende 

Landesentwicklungsplan 2013 ist die Grundlage für die 

strategische Landesentwicklung. Gemäß Grundsatz 5.1.5 

des LEP 2013 soll die Nutzung von Waldgebieten für 

Windenergieanlagen grundsätzlich vermieden werden. 

Herr Prantl, Sie hatten das ausgeführt. Dies gilt insbeson-

dere für Waldflächen mit Schutzstatus nach Naturschutz-

recht und mit ausgewählten Waldfunktionen. Diese 

Vorgabe des LEP trägt der großen Bedeutung des Waldes 

für den Naturhaushalt und die Erholung insgesamt Rech-

nung. 

Nach § 8 Sächsisches Waldgesetz darf Wald nur mit Ge-

nehmigung der Forstbehörde auf Dauer in eine andere Nut-

zungsart umgewandelt werden. Die Forstbehörde hat dabei 

die Rechte, Pflichten und wirtschaftlichen Interessen des 

Waldbesitzers mit den Belangen der Allgemeinheit abzu-

wägen. Die Errichtung einer Windenergieanlage über Wald 

ist zum einen von der planungsrechtlichen Ausweisung des 

Standortes im Regionalplan und zum anderen insbesondere 

von der Prüfung einer forstrechtlichen Umwandlungsge-

nehmigung abhängig. Zusätzlich unterliegt die Errichtung 

von Windenergieanlagen neben den Vorgaben von Pla-

nungs- und Forstrecht weiteren Restriktionen, insbeson-

dere nach Naturschutz, Immissionsrecht, Wasserrecht und 

Bodenrecht. 

In der genehmigungsrechtlichen Umsetzung der genannten 

Rechtskreise sind bereits jetzt die verfassungsrechtlich 

festgesetzten Belange des Allgemeinwohls, insbesondere 

die der Schonung der natürlichen Lebensgrundlagen,  

ausreichend gewährleistet. Ebenso wird eine räumliche 

Steuerung der Standorte für Windenergieanlagen zur Mini-

mierung des Nutzungskonflikts erreicht. 

Zusammenfassend betrachtet ist eine gesonderte Regelung 

– und die wollen Sie ja – für die Errichtung von Windener-

gieanlagen im Sächsischen Waldgesetz weder sinnvoll 

noch notwendig, um den beschriebenen Gesetzeszweck, 

nämlich den Walderhalt, zu gewährleisten. Am Beispiel ei-

ner Autofabrik in Brandenburg möchte ich sagen: Dann 

müssten Sie bei nächster Gelegenheit das Thema Autofab-

rik auch ins Waldgesetz hineinnehmen. Das ergibt insge-

samt keinen Sinn. Die Wälder werden bereits seit 

Generationen bewirtschaftet. Das heißt, das Waldgesetz re-

gelt die unmittelbare Waldfunktion, Dichte, Bewirtschaf-

tung etc. 

Was in diesen Zeiten modern ist und uns vielleicht punktu-

ell beschäftigt, muss unserer Meinung nach nicht im Wald-

gesetz geregelt werden. Wie gesagt, wir haben uns in der 

Koalition dazu abgestimmt. Die Diskussion im Lande 

läuft. Schauen wir einmal, wie sie sich entwickelt. 

(Zuruf des Abg. André Barth, AfD) 

Aber insgesamt ist das Waldgesetz der falsche Anker, um 

hier Ihre Ziele durchzubringen. Deshalb lehnen wir Ihren 

Vorschlag ab. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der SPD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Herr von Breitenbuch für die CDU-Fraktion. Ich 

bitte jetzt für die Fraktion DIE LINKE Toni Mertsching. 

Antonia Mertsching, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Beitrag, 

Herr Prantl, war so ekelhaft, 

(Lachen bei der AfD – Zurufe von der AfD) 

dass das Wort „ekelhaft“ im Duden in Zukunft am Ende mit 

d geschrieben werden sollte und nicht mehr mit t, damit es 

sich besser mit Ihrer Partei identifizieren kann. Das ist ja 

wohl unglaublich! 

Wir lehnen den kategorischen Ausschluss von Standorten 

für Windenergie ab. Wir fordern trotzdem ein Moratorium 

für Wind im Wald; denn der Wald hat von allein eine Kli-

maschutzfunktion als natürliche Kohlenstoffsenke. Wir 

wollen, dass zuerst konfliktarmes Flächenpotenzial genutzt 

wird. Das sind nach einer Untersuchung des Bundesamtes 

für Naturschutz in Sachsen ungefähr 2,7 % der Fläche. Das 

würde erst einmal reichen. Von daher brauchen wir Ihren 

Gesetzesvorschlag nicht. Wir lehnen ihn ab. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Vielen Dank. Für die BÜNDNISGRÜNEN bitte Volkmar 

Zschocke. 

(Zuruf des Abg. André Barth, AfD – 

Antonia Mertsching, DIE LINKE: 

Halt die Fresse, eh! –  

Zurufe von der AfD – 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Gehen Sie mal ein 

bisschen raus, Herr Barth, da können Sie sich 

beruhigen! Draußen ist frische Luft!) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Herr Zschocke, einen kleinen Moment. – Ich bitte um Mä-

ßigung im Ton. Frau Kollegin Mertsching, das nicht noch 

mal, bitte. – Herr Zschocke, bitte. 

Volkmar Zschocke, BÜNDNISGRÜNE: Frau Präsiden-

tin! Meine Damen und Herren! Mit dem Gesetzentwurf 

versucht die AfD – zumindest im Text des Gesetzentwurfs 

– sich als Kämpferin für den Naturschutz zu inszenieren. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Das ist mal was ganz Neues!) 

Das ist durchsichtig und auch verlogen. 

(Zuruf von der AfD: Wir 

kämpfen für unsere Heimat!) 

Denn Sie spielen Naturschutz und Klimaschutz gezielt  

gegeneinander aus. Es geht Ihnen nicht um den Schutz der 

Wälder. 

(Zuruf des Abg. Thomas Prantl, AfD) 
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Sie wollen aus der Ablehnung von Windkraftanlagen poli-

tisches Kapital schlagen und damit gegen den Klimaschutz 

Front machen. 

(Thomas Prantl, AfD: Herr Zschocke, 

Sie haben keine Ahnung!) 

Das haben Sie auch vorgeführt, Herr Prantl. Das ist eine 

allzu bekannte Strategie der Klimawandelleugner, meine 

Damen und Herren. 

(Zurufe von der AfD) 

Da werden massive Gefahren von Klimaschutzmaßnah-

men für Natur und Gesundheit beschworen und gleichzei-

tig vollständig ignoriert, dass zum Beispiel Trockenheit, 

Sturmschäden oder Borkenkäferbefall der bereits stark ge-

schädigten Wälder eine Folge des Klimawandels ist, meine 

Damen und Herren. 

(Zurufe von der AfD) 

Gemeinsamer und weltweiter Erfolg beim Klimaschutz 

wäre die wichtigste Voraussetzung für Arten-, Natur- und 

auch Waldschutz. Dazu sind europäische Kooperation und 

internationale solidarische Zusammenarbeit notwendig. 

Aber das passt alles nicht in Ihr nationalistisches Konzept 

vom Heimatschutz. 

(André Barth, AfD: Was hat ein Windrad im Wald 

mit Nationalismus zu tun?! – Zurufe von der AfD) 

Da geht es wirklich nur um: Not in my backyard. – Ja, so 

ist das. 

(Zurufe von der AfD) 

Es geht Ihnen doch gar nicht um Windkraft im Wald, son-

dern um die Verhinderung des Ausbaus erneuerbarer Ener-

gien. Das haben Sie heute doch ganz zentral wieder 

deutlich gemacht. Sie blockieren zukunftssichere Energie-

versorgung! 

(Starke Unruhe) 

Sie blockieren zukunftssichere Energieversorgung! 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN – 

Zurufe von der AfD) 

Das ist wirtschaftsfeindlich und führt über kurz oder lang 

in die Deindustrialisierung, meine Damen und Herren. 

(Zuruf von der AfD: Sie zerstören Arbeitsplätze! – 

Weitere Zurufe von der AfD – Starke Unruhe) 

Sie brauchen in Ihrem wirtschafts- und wissenschaftsfer-

nen Konzept keine Windräder und keine Solaranlagen. 

(Holger Mann, SPD: Waren die Medikamente 

da drüber wieder knapp oder wie?! – 

Zurufe von der AfD – Starke Unruhe) 

Denn für Sie ist der Anstieg klimaschädlicher Gase in der 

Atmosphäre sogar begrüßenswert. „Ein warmes Klima war 

für die Menschheit stets ein Segen.“ – O-Ton Ihres Frakti-

onsvorsitzenden. 

(Zurufe von der AfD) 

Weiter behauptet Herr Urban, dass alle Katastrophenszena-

rien nur dazu beitragen, die Menschen ideologisch zu ma-

nipulieren, um ihnen das Geld aus der Tasche zu ziehen. – 

O-Ton Herr Urban. Sie sollten sich angesichts des Leids 

und der Verluste durch die immer häufiger werdenden Un-

wetterkatastrophen für solche irrsinnigen Anschuldigun-

gen schämen. 

Der Gesetzentwurf zum angeblichen Schutz der Wälder 

vor Windkraftanlagen, den Sie hier vorlegen, ist auch for-

mal nicht notwendig, da die bestehenden Regelungen im 

Waldgesetz, im Naturschutzrecht oder im Raumordnungs-

recht einen effektiven Wald- und Naturschutz sicherstellen. 

Die Ausweisung – darauf hat Kollege Breitenbuch hinge-

wiesen – erfolgt in Vorrang- und Eignungsgebieten, die von 

den regionalen Planungsverbänden festgelegt werden. Da 

kann die Nutzung von Waldgebieten ausgenommen wer-

den. Auch im Koalitionsvertrag sprechen wir uns gegen 

eine Nutzung von Wald für die Windkraft aus. Unser pri-

märes Ziel liegt in der Aktivierung des Potenzials außer-

halb der Waldflächen. Wenn es trotzdem zu konkreten 

Waldumwandlungsverfahren kommen sollte, beinhalten 

die immer den Ausgleich der in Anspruch genommenen 

Waldfläche. 

Aber das muss Sie alles nicht interessieren. 

(Zuruf von der AfD: Was?!) 

Das ist auch nicht wichtig für Sie; denn es geht Ihnen nicht 

um die rechtlichen Regelungen. Ihr schmaler Gesetzent-

wurf, den Sie hier vorlegen, ist nur die notwendige parla-

mentarische Drucksache, um an die Mittel zu kommen, die 

Sie von den sächsischen Steuerzahlerinnen und Steuerzah-

lern erhalten, um mit diesen Mitteln die nächste Hetzkam-

pagne loszutreten – 

(Zuruf von der AfD: Wir sind nicht 

die GRÜNEN, Herr Zschocke!) 

dieses Mal gegen die Abgeordneten der CDU-Fraktion. 

(Zurufe von der AfD) 

Das geht so: Sie montieren ein Windrad 

(Unruhe) 

in ein Bild von einem Wald und schreiben drauf: CDU 

Wortbruch – Windräder sollen jetzt doch in den Wald! 

(Zurufe von der AfD) 

Dann verteilen Sie das hundertfach in den sozialen Medien. 

Die Lunte ist gelegt, und dann explodiert die Wut. Ich lese 

Ihnen einmal die Kommentare Ihrer Fans vor, die auf Ihren 

Portalen veröffentlicht werden: „Schützen wir den Wald, 

zerstören wir die CDU! Sind halt alles Verbrecher in  

diesem Regierungsverein mit ihrem Oberindianer  

Kretschmer. Wo man hinschaut nur Lügen. Die sollte man 

an die Flügel binden und sich drehen lassen, dann wüssten 

sie, was für einen Mist sie da machen!“ 

(André Barth, AfD: Das kann man 

nicht machen, das geht nicht!) 
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 „Die sollen sich ihre dummen Windräder ins Bett oder ins 

Wohnzimmer stellen, dieses kriminelle Gesindel! Überall 

diese dreckigen Lumpen!“ 

Darum geht es Ihnen, meine Damen und Herren, die Wut 

auf die demokratischen Politikerinnen und Politiker zu  

befeuern, und das ist der wahre Kern Ihrer angeblichen Na-

turschutzpolitik! 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, der CDU, 

den LINKEN, der SPD und der Staatsregierung – 

Zurufe von der AfD) 

Deshalb dürfen Sie mit der geschlossenen Ablehnung Ihres 

Gesetzentwurfes und Ihrer Schmutzkampagne rechnen. 

Danke. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, der CDU, 

den LINKEN, der SPD und der Staatsregierung – 

Zuruf von der SPD: Bravo! – Zurufe von der AfD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: An 

Mikrofon 7 Herr Urban? 

Jörg Urban, AfD: Eine Kurzintervention. 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Bitte schön. 

Jörg Urban, AfD: Vielen Dank. – Ich möchte darauf erwi-

dern, wenn Sie uns unterstellen, dass dieser Gesetzentwurf 

nichts weiter als eine Schmutzkampagne sei. Ich weiß auch 

genau, warum Sie so überreagieren. Dieser Gesetzentwurf 

möchte eigentlich nur das in Gesetzesform gießen, was 

Ihre Partei, was die Partei der CDU den Wählern verspro-

chen hat, und weil Sie wissen, dass Sie Wortbruch begehen 

werden, reagieren Sie so aggressiv. 

(Beifall bei der AfD – Zurufe 

von den BÜNDNISGRÜNEN) 

Natürlich müssen Sie sich nicht wundern, wenn die Bürger 

draußen aggressiv reagieren, wenn sie merken, dass sie von 

den Politikern, die sie vielleicht guten Willens gewählt ha-

ben, weil sie den Naturschutz ernst nehmen, verspottet und 

betrogen werden. Natürlich muss man Kommentare, wenn 

sie unter die Gürtellinie gehen, am Ende herauslöschen. 

Dass solche Kommentare auftauchen, das passiert bei Ihrer 

Partei genauso, und Sie sind in der Pflicht, bei Facebook 

für eine gewisse Hygiene zu sorgen. Das tun wir auch. 

(Starke Unruhe) 

Der Hintergrund der Wut der Menschen ist schlicht und 

einfach, dass Sie als Politiker die Verantwortung nicht 

wahrnehmen, dass Sie Ihr Programm, Ihre Versprechungen 

am Ende auch wirklich in Politik umsetzen. Wenn Sie die 

Menschen belügen, ist es unsere Aufgabe, darauf hinzu-

weisen. Das ist keine Hetze, das ist Mut zur Wahrheit. 

(Beifall bei der AfD) 

Wenn die Reaktionen der Bürger dementsprechend wütend 

sind, dann sind Sie die Ursache dafür und nicht wir. Der 

schlechte Bote ist nicht schuld an der schlechten Nachricht. 

(Beifall bei der AfD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Nun die Reaktion. Volkmar Zschocke, BÜNDNISGRÜNE, 

bitte schön. 

Volkmar Zschocke, BÜNDNISGRÜNE: Herr Urban, da 

Sie meine Emotionen ansprechen und die Wut, die ich hier 

habe, muss ich Ihnen einmal ganz klar sagen: Wenn man 

da vorn steht und versucht, etwas vorzutragen, und man 

versteht sein eigenes Wort nicht mehr wegen des Gebrülls 

aus Ihrer Fraktion, dann muss man einfach etwas lauter 

werden in der Stimme, damit man hier überhaupt noch 

durchdringt. – Danke. 

(Beifall der Abg. Sabine Friedel, SPD und 

des Staatsministers Wolfram Günther – 

Zuruf von der der AfD: Es ging nicht um 

die Lautstärke, sondern um den Inhalt!) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: Es 

wäre trotzdem schön, wenn wir uns jetzt irgendwie ein 

bisschen beruhigen, damit Volkmar Winkler jetzt für die 

SPD-Fraktion sprechen kann. Bitte schön. 

Volkmar Winkler, SPD: Danke schön. Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Herr Prantl, 

ich werde meine dünnen Ausführungen aus dem Aus-

schuss, so wie Sie es sagen, jetzt etwas dicker vortragen. 

Ich werde die Dinge, die planungsrechtlich von Kollegen 

von Breitenbuch vorgetragen wurden, nicht wiederholen, 

sondern die Sache von einer ganz anderen Seite betrachten 

und einige Ihrer Kollegen, die nicht im Ausschuss sind und 

sich damit nicht befassen, werden sich wundern. Glauben 

Sie mir das. 

Wie Sie alle wissen, haben wir im Koalitionsvertrag Wind 

über Wald ausgeschlossen. Auch das EKB spricht diesbe-

züglich mit Verweis auf die Raumordnung bzw. die Lan-

desentwicklung eine deutliche Sprache, betont dabei aber 

auch die Besonderheit von Waldflächen mit Schutzstatus 

nach Naturschutzrecht und ausgewählten Waldfunktionen. 

Auch dazu ist schon ausgeführt worden. Das bindet die Ko-

alition und schränkt uns natürlich erst einmal ein. Das ist 

auch schon durch die Ausführungen von Kollegen von 

Breitenbuch deutlich geworden. 

Aber wir müssen über dieses Thema reden, zumindest über 

den Wirtschaftswald, Monokulturen und Kalamitätsflä-

chen. Warum müssen wir das? Weil sich die Situation in 

unseren Wäldern durch die uns allen bekannten Ereignisse 

seit den Koalitionsverhandlungen verändert hat. Einerseits, 

weil wir nicht nur durch eine Anhörung zur Situation im 

Wald hier im Sächsischen Landtag am 17.09.2020 – Sie 

können das nachlesen – von Wissenschaftlern, aber auch 

von Waldbesitzern erfahren haben, dass sie einer Windnut-

zung in begrenztem Maße vor allem im Nutzwald nicht 

entgegenstehen, ja diese sogar fordern. Dann ist es unsere 

Pflicht, als Politiker sich mit dieser Problematik auseinan-

derzusetzen. 
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Um das zu untersetzen, nenne ich ein paar Zitate – das kön-

nen Sie nachlesen – aus der Anhörung als Antwort auf 

meine Frage, wie die Sachverständigen zur Windkraftnut-

zung im Wald stehen. Ich zitiere Prof. Dr. Weber, Leiter der 

Professur für Forstpolitik an der TU Dresden: „Ich glaube, 

das sollte man von Standort zu Standort prüfen. Ich denke, 

wir können es uns nicht leisten, auf Dauer diese Art der 

Energieerzeugung in Sachsens Wäldern völlig auszuschlie-

ßen.“ Ich zitiere Dr. Kübler, Vorsitzender der Familienbe-

triebe für Land und Forst Sachsen und Thüringen e.V.: „Ich 

bin persönlich der Meinung, man sollte das dort, wo jetzt 

Freiflächen entstanden sind, unbedingt ins Auge fassen, 

und wenn wir es nur temporär machen.“ Und nun 

Prof. Dr. Bolte, Institutsleiter, Thünen-Institut für Wald-

ökosysteme: „Ich halte ein generelles Verbot von Wind-

kraftanlagen auch nicht für zeitgemäß.“ Und ein letztes  

Zitat von Herrn Prof. Dr. Bitter, einem hoch geschätzten 

Mann, der jahrelang Vorsitzender der Waldbesitzer war und 

mehr als 80 000 Waldbesitzer vertrat: „Ich möchte mich 

eindeutig für eine Nutzung dieses Potenzials von Wind 

über Wald aussprechen. Es ist, finde ich, auf der anderen 

Seite eher unerträglich, wenn es pauschale Verbote gibt. Es 

berührt viele.“ 

Meine Damen und Herren, während dieser Anhörung ha-

ben sich übrigens neun von zehn Sachverständigen mehr 

oder weniger für eine Nutzung von Wind im Wald ausge-

sprochen. Ähnliche Erkenntnisse habe ich aus Gesprächen 

mit betroffenen Waldbesitzern gewonnen. In der von mir 

schon erwähnten Notwendigkeit, sich unter diesen Um-

ständen mit der Problematik auseinandersetzen zu müssen, 

verbietet es sich förmlich, mit Gesetzen vollendete Tatsa-

chen zu schaffen. Wo ist denn jetzt Ihre sachunmittelbare 

Demokratie? Sind 80 000 Waldbesitzer nicht auch Bürger, 

die man zumindest anhören sollte? 

(André Barth, AfD: Selbstverständlich!) 

– Na also. Und Sie legen uns eine Gesetzesänderung pau-

schal vor. Beschließt und fertig. Das ist keine Demokratie, 

gleich gar nicht sachunmittelbare. Ich möchte nicht ver-

hehlen, dass wir bei diesem Thema auch in der Koalition 

keine geschlossene Meinung haben, uns dazu im Aus-

tausch befinden, was aufgrund der oben genannten Punkte 

auch richtig ist. Das muss sein, wir sprechen darüber. Wir 

müssen das Thema einfach auf dem Schirm haben. Ich 

möchte der Diskussion noch etwas die Schärfe nehmen, 

denn wenn wir sicher sein können, dass die aktuell und zu-

künftig zur Verfügung stehenden Potenziale für Wind und 

PV außerhalb der Waldgebiete die im Koalitionsvertrag 

und im EKP festgelegten Ertragsziele absichern können, 

müssen wir das Thema nicht wirklich spielen. Aber da kön-

nen wir uns aufgrund der dynamischen Entwicklung bei 

Strombedarf und Mobilitätswende, Wasserstoffindustrie 

nicht abschließend sicher sein, zumal uns Wind über Wald 

noch bei anderen Themen helfen könnte, das war auch die 

Aussage einiger Sachverständiger, wenn nämlich die 

dadurch generierten Erträge in den Waldumbau und damit 

klimastabile Mischwälder fließen. Das ist nämlich in der 

Kombination durchaus sinnvoll für die Waldbesitzer. 

Wir sollten also nicht dem Thüringer Beispiel folgen, son-

dern eher dem von anderen Bundesländern wie Nieder-

sachsen, die sich gerade diesem Thema öffnen. Wir lehnen 

mit voller Überzeugung Ihren Gesetzentwurf ab. 

(Beifall bei der SPD, den BÜNDNISGRÜNEN 

und vereinzelt bei der CDU –  

Beifall des Staatsministers Wolfram Günther) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Volkmar Winkler für die SPD-Fraktion. Gibt es 

jetzt den Wunsch zur weiteren Aussprache? – Herr von 

Breitenbuch bitte für die CDU-Fraktion. 

Ich habe Sie nicht gesehen, tut mir leid, Herr Prantl. Bitte 

für die AfD-Fraktion Herr Prantl. 

Thomas Prantl, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich mache es mit 

der Zusammenfassung der Beiträge meiner Vorredner mal 

ganz kurz. Versprochen ist versprochen und wird dann 

doch gebrochen. Was geht uns als Regierung das Ge-

schwätz von gestern an? 

(Volkmar Winkler, SPD: So ein Käse!) 

Geht Sachsen nun den Weg wie Hessen, wo noch vor we-

nigen Jahren unvorstellbar gewesen ist, dass Wald für 

Windräder vernichtet wird? Wir sagen Nein. Machen wir 

es in Sachsen besser als in Hessen und dafür mindestens so 

gut wie in Thüringen. Noch einmal: Sachsen hat noch keine 

Rechtsgrundlage für das Verbot von Windrädern im Wald. 

Aber wir im Landesparlament haben hier und jetzt die Re-

gelungskompetenz dafür. Also schauen wir noch einmal 

nach Thüringen. Ihr CDU-Kollege Prof. Dr. Voigt hat am 

18.12.2020 im Thüringer Landtag Folgendes gesagt: Das 

grüne Herz Deutschlands muss beschützt werden. Beschüt-

zen bedeutet, keine Windräder im Wald zu erlauben. Herr 

von Breitenbuch, finden Sie diese Aussage Ihres Kollegen 

in Thüringen unsachlich? Ist es eine Schmutzkampagne, 

Herr Zschocke? Oder ist es ekelhaft? 

(Beifall bei der AfD – André Barth, AfD: Eklig!) 

Wissen Sie, was danach passierte, an diesem besagten 

18.12.2020? Da stimmten unsere Thüringer AfD-Kollegen 

zusammen mit der CDU, mit den LINKEN, mit den GRÜ-

NEN und mit der SPD gemeinsam für das Verbot von 

Windkraftanlagen im Wald. Das Plenarprotokoll habe ich 

hier. Wer es nicht glaubt, kann es gern nachlesen. 

(Beifall bei der AfD) 

Ein klares Nein in Thüringen zur Windkraft im Wald mit 

den Stimmen aller Fraktionen, keine Enthaltungen, keine 

Gegenstimme. Windräder im Wald, Herr Gebhardt. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Wer hat es beantragt?) 

Ach, das ist der feine Unterschied, wer den Antrag stellt? 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: So einen billigen 

Gesetzentwurf kann man nicht erst nehmen!) 
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Wenn zwei das Gleiche sagen, ist es noch lange nicht das 

Gleiche, das ist Ihr defizitäres Demokratieverständnis, 

Herr Gebhardt, Sie haben sich gerade verplappert, wunder-

bar. 

(Widerspruch bei den LINKEN) 

Wie erklären Sie – – 

– Selbstgespräche einstellen, Selbstgespräche einstellen. 

Wie erklären Sie denn von der CDU, der SPD, den GRÜ-

NEN und den LINKEN Ihre Redebeiträge? Wie erklären 

Sie Ihr Abstimmungsverhalten, was Sie angekündigt ha-

ben, Ihren Kollegen in Thüringen? Sind die CDU-Kollegen 

in Thüringen jetzt Populisten? Herr Winkler, sind die SPD-

Kollegen in Thüringen Antidemokraten? Sind der Gesetz-

entwurf und die Zustimmung im Thüringer Landtag eine 

Schmutzkampagne, wie Sie es gerade versucht haben mir 

vorzuwerfen? – Sicherlich nicht. Machen Sie Ihr Verspre-

chen an die Bürger jetzt zum Gesetz! Eine Umwandlung 

von Wald- zur Windenergienutzung darf nicht genehmi-

gungsfähig sein. 

Lieber Herr Kollege von Breitenbuch! Reden Sie sich bitte 

nicht damit heraus – auch Sie, Herr Winkler –, dass es bei 

den Waldbesitzern eine Mehrheit für die Windkraft gibt. 

Erstens: Wald ist Gemeinwohl. Zweitens: Gemeinwohl 

geht vor. 

(Beifall bei der AfD) 

Sicherlich haben Dürresommer und Borkenkäfer die wirt-

schaftliche Not vieler privater Waldbesitzer verschärft. Sie 

haben zugeschaut und nichts unternommen. Sie, die Regie-

rung, hatten es selbst in der Hand, Privatwaldbesitzern eine 

bessere finanzielle Unterstützung anzubieten. Das hätten 

wir unterstützt. Wir haben es sogar gefordert, Sie haben es 

abgelehnt. Sie wollten diese Unterstützung nicht – Ihre 

Entscheidung, Ihr Problem, nicht unseres. 

Heute wollen uns Herr von Breitenbuch und Herr Winkler 

einreden, der Privatwald brauche Windräder, um zu über-

leben. Leute, sagt mal, was ist denn mit euch los? Wie viele 

gedankliche Verrenkungen brauchen Sie eigentlich noch, 

um mitzubekommen, dass Sie in der Sackgasse stecken? 

(Beifall bei der AfD) 

Geschäftemacherei mit windigen Windmüllern auf Kosten 

unseres Gemeinwohls und Vernichtung des Walds für Ihre 

Windindustriebarone – nicht mit der AfD. 

(Zuruf der Abg. Sabine Friedel, SPD) 

Für uns alle gilt das Sächsische Waldgesetz § 1: Der Wald 

ist zu bewahren und zu mehren, Frau Friedel. Von der Zer-

störung von Wald durch Windräder steht im Waldgesetz 

meines Wissens nichts geschrieben. 

(Beifall bei der AfD) 

Zum Schluss noch einmal eine kleine Anekdote aus meiner 

kommunalpolitischen Arbeit – ein Erlebnis, das sich immer 

wiederholt, Gegenwind-Bürgerinitiativen aus den Rathäu-

sern. Von den Planungsverbänden höre ich seit Jahren im-

mer wieder dieselbe Geschichte. Wir wissen bei allen Par-

teien, wie sie zur Windkraft stehen. Das wissen wir bei der 

SPD, bei den LINKEN, bei den BÜNDNISGRÜNEN, bei 

der AfD. Wo wissen wir es nicht? – Die einzige Partei, bei 

der wir es nicht wissen, ist die CDU. Heute ist meine Ant-

wort: Gleich wissen wir es. Noch heute erfahren wir, wer 

den sächsischen Wald der Windkraftlobby zum Fraß vor-

wirft. Noch heute erfahren wir, wer die Heimat der Sachsen 

zur Zerstörung freigibt und wer nicht. 

(Beifall bei der AfD) 

Noch heute erfahren wir, wer die Angst der Bürger mit Fü-

ßen tritt, wer die Angst der Bürger hier in diesem Glaspa-

last lächerlich macht. 

(Beifall bei der AfD) 

In den Bürgerinitiativen, in den Planungsverbänden, in den 

Rathäusern, in den Vereinen der gesamten Bürgerschaft 

sollen Ross und Reiter mit Vor- und Nachnamen benannt 

werden. Werte Kollegen, Ihr Eiertanz ist ausgetanzt, die na-

mentliche Abstimmung über den Gesetzentwurf ist schon 

beantragt. Es steht Schachmatt. 

Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der AfD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: Be-

vor ich vermutlich eine Kurzintervention von Herrn Kolle-

gen Hartmann zulasse – Herr Prantl –, möchte ich nur eines 

als amtierende Präsidentin hier vorn sagen: Das Hohe Haus 

als Schlafpalast zu bezeichnen, finde ich hier nicht ange-

messen. 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN und der SPD) 

Im Übrigen möchte ich mitteilen, dass auch Sie Teil dieses 

Hohen Hauses sind. Wir müssen das schon sehr selbstkri-

tisch miteinander aufarbeiten, ob das hier ein Schlafpalast 

ist oder nicht, aber ich bitte, das zukünftig zu unterlassen, 

mit solchen Begrifflichkeiten zu agieren. 

(Unruhe bei der AfD) 

Herr Hartmann, bitte – gleich von vorn, wunderbar. 

Christian Hartmann, CDU: Frau Präsidentin! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Das ist ein sehr ernstes 

Thema, auch wenn Sie mich, Herr Prantl, gerade an eine 

Karnevalsveranstaltung, eine Büttenrede, erinnert haben. 

(Beifall bei der CDU und der SPD) 

Gleichwohl auf Ihren Beitrag reagierend: Das Thema ist 

ernst und wir haben eine klare Positionierung. Kein Wind 

über Wald. 

(Beifall bei der CDU und der SPD) 

Gleichwohl ist es ein Thema, was differenziert zu diskutie-

ren und zu bewerten ist. Es gibt eine klare Aussage im Ko-

alitionsvertrag, und auch ich bin kommunalpolitisch tätig. 

Es ist klar, wo wir stehen, und es ist auch klar, welche Po-

sition wir vertreten. Sie veranstalten hier eine Jecken-
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Show, und wir werden das wissen, was wir vorher gewusst 

haben, dass wir nämlich nicht für Wind über Wald sind, un-

abhängig von der Ablehnung Ihres Antrags. Sie verwech-

seln nämlich die öffentliche Meinung und die Meinung der 

Bürgerschaft und deren Fähigkeit, auch zur eigenen Mei-

nung mit Ihrem seltsamen Spiel, immer die Mehrheitsmei-

nung für andere adaptieren zu wollen. 

(Zurufe von der AfD) 

Auf Ihren Ruf reagieren wir schon lange nicht. Wir reagie-

ren auf die Bürgerinnen und Bürger in diesem Land, meine 

sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU und der SPD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Herr Prantl mit der Reaktion am Mikrofon, bitte. – Ihnen 

obliegt das selbstverständlich, Sie können auch nach vorn 

kommen. Das ist die Reaktion auf die Kurzintervention. 

Thomas Prantl, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Herr Hartmann, 

Sie haben tatsächlich noch einmal eine gute Vorlage ge-

bracht und mit kurzen – – 

(Zuruf des Staatsministers Christian Piwarz) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Kleinen Moment, Herr Prantl. Das müssen wir jetzt klären, 

weil es für das Protokoll wesentlich ist. Herr Hartmann, 

war das von Ihnen gerade eine Kurzintervention? – Jawohl. 

Dann ist das jetzt gestatteterweise die Reaktion auf die 

Kurzintervention von Herrn Hartmann. 

Thomas Prantl, AfD: Herr Hartmann, noch einmal in aller 

Kürze. Es ist ja ganz einfach. Sie haben kein einziges Ge-

genargument geliefert, das belastbar wäre. 

(Beifall bei der AfD) 

Keinen einzigen Satz, der in irgendeiner Art und Weise 

stichhaltig dagegenspricht, die Windkraft im Wald in Sach-

sen zu verbieten. Sie haben alles verdreht und vermau-

schelt und Ihren Kollegen in Thüringen damit 

widersprochen. Ich freue mich darauf, wenn Sie sich ein-

mal bei Ihren Parteitagen zusammensetzen, vielleicht im 

Bundestag, und diese Angelegenheit auswerten. 

(Zurufe von der CDU) 

Retten Sie mal Ihre Ehre! Stimmen Sie diesem Antrag doch 

einfach mal zu! Dieses eine einzige Mal. Lösen Sie heute 

Ihr Versprechen ein oder machen Sie es eben nicht! 

(Beifall bei der AfD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war die Reaktion auf die Kurzintervention von Herrn 

Prantl. Jetzt gibt es den Wunsch nach weiterem Redebe-

darf; Herr von Breitenbuch, bitte schön. 

Georg-Ludwig von Breitenbuch, CDU: Sehr verehrte 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

sind hier in Sachsen, Herr Prantl, und nicht in Thüringen, 

und wir haben Verantwortung für sächsische Politik, für 

sächsische Landschaften und sächsische Energiepolitik 

usw. Deshalb beschäftigen wir uns mit diesen Dingen. Das 

will ich deutlich sagen. Dass selbstverständlich auch die 

Meinungen von CDU-Landesverbänden unterschiedlich 

daherkommen können, gehört zu einer föderal organisier-

ten CDU dazu. Ich denke, das ist auch nicht verwerflich. 

Dass sich die AfD hier gegen die Waldbesitzer in der harten 

Form äußert, finde ich hochinteressant. Das werden wir or-

dentlich ins Land hinaustragen können. Dass Sie hier ge-

gen die Waldbesitzer, die enorme Schäden in den letzten 

Jahren hatten, generell in dieser Art und Weise vorgehen 

wollen, finde ich nicht in Ordnung, und das werden wir 

kommunizieren. 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Herr von Breitenbuch, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Georg-Ludwig von Breitenbuch, CDU: Ja, das mache 

ich. 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Herr Dr. Weigand, bitte. 

Dr. Rolf Weigand, AfD: Vielen Dank. Frau Präsidentin! 

Herr Kollege von Breitenbuch, Sie haben gerade gesagt, 

dass wir hier in Sachsen und nicht in Thüringen sind.  

Mittelsachsen gehört zu Sachsen. Nun hat die CDU in Mit-

telsachsen gemeinsam mit der AfD und den Freien Wäh-

lern letzte Woche ein Votum abgegeben und sich gegen 

Windkraft im Wald ausgesprochen. Tragen Sie als CDU, 

wo die CDU Mittelsachsen ja dazugehört, dieses Votum 

aus der Fläche mit? 

(Beifall bei der AfD) 

Georg-Ludwig von Breitenbuch, CDU: Ich komme ja 

aus der Region Leipzig, und ich kann Ihnen mal deutlich 

sagen, dass ich mich wundere, wie Sie dort abgestimmt ha-

ben. Sie haben einen Planungsverband Chemnitz, der vom 

Vogtland bis nach Mittelsachsen geht. Dadurch, dass Sie 

sich hier – und deshalb wundere ich mich, Herr Dr. Wei-

gand – als Freiberger Vertreter jetzt so hinstellen, dadurch, 

dass letztendlich die Wälder im Erzgebirge, im Vogtland 

und im Raum Zwickau nicht mit Windkraft belegt werden 

können, geht der gesamte Druck in Ihre Heimat, nämlich 

in den Freiberger/Döbelner Raum. Das ist dort nämlich das 

Problem, wenn wir 1 000 Meter Abstand zur Wohnbebau-

ung oder andere Abstände zur Wohnbebauung hier im 

Lande im Sinne der Bürgerinnen und Bürger durchsetzen 

wollen. 

(Dr. Rolf Weigand, AfD: Sie 

beantworten meine Frage nicht!) 

Das heißt, dass Sie hier für Ihre Heimat in der Art votieren, 

ist sagenhaft. Das will ich deutlich sagen. Das hat mich im-

mer gewundert aus der Region Leipzig, wo wir noch weni-

ger Wälder haben und die Situation völlig anders ist als in 

der Lausitz, weil die Waldstrukturen dort unterschiedlich 

sind. Wo es aber letztendlich pressiert, das ist in Ihrer Hei-



Sächsischer Landtag 7. Wahlperiode – 34. Sitzung 21. Juli 2021 

 2520 

mat: Frankenau, Mittweida etc., wo letztendlich die Ort-

schaften in der freiflächigen Umgebung den Windkraftan-

lagen entsprechend ausgesetzt sind. Insofern haben Sie 

sich das Eigentor ganz gut geschossen, Herr Weigand. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich verstehe das landespolitisch, ehrlich gesagt, überhaupt 

nicht, und würde das auch der Kreistagsfraktion der CDU 

so sagen, wie Mittelsachsen agiert – wie auch immer. Noch 

einmal: Wir hatten in den vergangenen Jahren aus Sachsen 

heraus das Gefühl, wir brauchen die Braunkohle noch 

lange. Deshalb waren andere Länder viel eher dabei, Wind-

kraft auszubauen; denn jedes zusätzliche Windrad im Land 

schwächt die Situation der Braunkohle. Sie kennen diese 

Lastspitzen etc. Das Geld wird dann nicht mehr verdient, 

es wird in der Windkraft verdient, und irgendwann können 

die Tagebaue nicht mehr rekultiviert bzw. die Nachsorge 

betrieben werden. Die Braunkohle musste letztendlich bei 

den Planungen durchlaufen, die bisher auch nötig gewesen 

sind. 

(Zuruf des Abg. Thomas Thumm, AfD) 

Insofern waren wir beim Ausbau von Windkraft lange Zeit 

verhalten. Die Diskussion, die wir heute haben, entspricht 

auch den Veränderungen, die wir in den letzten zehn Jahren 

erlebt haben. Selbstverständlich haben wir in diesem Be-

reich Konflikte zwischen Naturschutz und Klimaschutz. 

Man kann das alles gegeneinanderstellen. Das tun Sie, das 

tun andere vielleicht auch. Wir wollen das natürlich bün-

deln. Wir wollen, dass die Wälder endlich ordentlich Holz 

produzieren können. 

Dazu gibt es auch große Unterschiede in der Diskussion, 

wie das Holz aus dem Wald angerechnet wird, ob es den 

Waldbesitzern oder dem Stahlproduzenten, ob es in der er-

weiterten Kette nach hinten heraus oder dem Bauunterneh-

mer, der nicht den Stahl kauft, sondern den Holzbalken, 

angerechnet wird. Es ist teilweise unfair, wie hier die Dinge 

organisiert sind, aber diese Konflikte müssen wir natürlich 

gemeinsam lösen. Die Holzproduktion berührt letztendlich 

auch die Frage: Wie organisieren wir erneuerbare Energien 

in diesem Land? Das ist eine Diskussion, die läuft. Ich 

kenne es mit der Braunkohle aus meinem Wahlkreis, in 

dem es kleine, jung angepflanzte Wälder gibt. Ich konnte 

mir teilweise vorstellen, dass man über kleinen Wäldern 

20 Jahre lang Windkraftanlagen aufbaut. Das ist jetzt in der 

Koalition anders entschieden worden. Wir haben in der 

Diskussion auch Verständnis dafür. Aber die Dinge zu ze-

mentieren, wie Sie das hier wollen, halte ich für unglück-

lich und auch nicht richtig. Den gesetzlichen Weg über das 

Waldgesetz zu nehmen – ich bin jetzt höflich – ist auch un-

geeignet, Herr Prantl. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN, der SPD 

und vereinzelt bei den BÜNDNISGRÜNEN – 

Beifall bei der Staatsregierung – 

Thomas Prantl, AfD, steht am Mikrofon.) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Herr von Breitenbuch für die CDU-Fraktion. Gibt 

es weiteren Redebedarf? – Herr Prantl für die AfD-Frak-

tion, bitte. – Entschuldigung, einen kleinen Moment, Herr 

Kollege Böhme. – Wir hören zunächst eine Kurzinterven-

tion von Herrn Prantl. 

Thomas Prantl, AfD: Herr von Breitenbuch, meinen Sie 

nicht, dass das mit den Privatwaldbesitzern ein Eigentor 

gewesen ist, das Sie sich hier geschossen haben? Sie woll-

ten uns gerade weismachen, dass Sie in den Wahlkreisen 

vermarkten wollen, wie wir uns hier gegen die privaten 

Waldbesitzer gestellt hätten. Zeigen Sie mir später im Ple-

narprotokoll einmal die Textstelle, an der ich das gesagt 

habe. Das ist eine unwahre Tatsachenbehauptung, die ich 

hiermit zurückweise. 

(Zuruf der Abg. Sabine Friedel, SPD) 

Und noch etwas anderes: Der Staatsbetrieb Sachsenforst 

hat eine reife Summe von 50 Millionen Euro erhalten, um 

Borkenkäferschäden zu sanieren. Das finden wir richtig. 

Aber Sie haben den Privatwaldbesitzern nichts in die Hand 

gegeben. Sie haben sie im Regen stehen lassen. 

(Zuruf von der CDU) 

Sie haben lapidar auf die Richtlinie WuF in dem Wissen 

verwiesen, dass diese mit bürokratischen Hürden, Bearbei-

tungszeiten, finanziellen Eigenanteilen usw. verbunden ist. 

Und das ist genau das, lieber Kollege von Breitenbuch. 

Danke für den Hinweis, das nehme ich gerne auf. Das 

werde ich in meinem Wahlkreis den Leuten natürlich auch 

gerne erklären. 

Danke schön. 

(Beifall bei der AfD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Jetzt möchte Herr Kollege von Breitenbuch reagieren, bitte 

schön. 

Georg-Ludwig von Breitenbuch, CDU: Genau. Danke, 

Frau Präsidentin! Seit ich seit 2009 im Landtag bin und 

energiepolitischer Sprecher wurde, haben die privaten 

Waldbesitzer immer gefordert, dass Windkraft über Wald 

möglich wird. Das ist deren uralte Forderung. Wir haben 

das hier immer im Gesamtkontext anders bearbeitet und 

entsprechend bis heute anders entschieden. Das will ich 

deutlich sagen. Insofern sind Sie völlig konträr zu dem, 

was der Waldbesitzerverband hier seit mehr als zehn Jahren 

in seinem Programm selbstverständlich – das ist auch legi-

tim – immer wieder angebracht hat. Insofern stehen Sie 

völlig konträr dazu. Der Staatswald hätte mit seinen großen 

Wäldern im Erzgebirge ein originäres Interesse, letztend-

lich mit den Windkraftanlagen das Geld zu verdienen und 

sein Defizit damit anders auszusteuern. 

Es wird natürlich ein Thema sein, wenn hier im Landtag in 

den nächsten Jahren über den Haushalt etc. diskutiert wird, 

ab wann diese Begehrlichkeit umzusetzen ist, und zu sa-

gen, auch der Freistaat will letztendlich zu Einnahmen 
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kommen, wenn das im Gesamtgefüge aller Abwägungen 

für sinnvoll erachtet wird. Das ist aber eine Debatte, die 

heute nicht hierhergehört. Ich will aber deutlich sagen, dass 

auch der Freistaat als Waldbesitzer und wir als Hohes Haus 

ein Interesse daran haben, diese Geldeinnahmen zu gene-

rieren, aber nur in der Gesamtabwägung und in der Diskus-

sion, die wir heute führen. 

Danke. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der SPD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Vielen Dank. Jetzt spricht Herr Kollege Böhme für die 

Fraktion DIE LINKE. 

Marco Böhme, DIE LINKE: Vielen Dank, Frau Präsiden-

tin! Ich möchte noch einmal auf den Kollegen Winkler re-

agieren, der das Thema Wind im Wald mit wirtschaftlichen 

Zwecken verbunden hat. Ich habe auch schon im Aus-

schuss mitbekommen, dass Sie so argumentiert haben. Sie 

haben natürlich recht, dass sich tatsächlich viele Waldbe-

sitzer Wind im Wald vorstellen können und das auch wol-

len, nämlich aus finanziellen Aspekten heraus. Gerade 

nach den großen Waldschäden ist das ein Aspekt, den viele 

Waldbesitzer formuliert haben. Aber ich finde es trotzdem 

hochproblematisch, das so in Verbindung zu setzen; denn 

die Diskussion sollte man aus meiner Sicht nicht aus Kapi-

talinteressen heraus führen. 

(Beifall der Abg. Sabine Friedel, SPD) 

Natur- und Umweltschutz darf nicht mit Gewinninteressen 

in Verbindung stehen. Sie kennen vielleicht auch unsere 

Position zum Thema Wind im Wald. Wir haben uns sehr 

intensiv mit Naturschutz- und Klimaschutzverbänden über 

unser Klimaschutzgesetz auseinandergesetzt. Es gab dazu 

einen eigenen Paragrafen. Für diejenigen, die es nicht ge-

lesen haben, kann ich noch einmal kurz definieren, was un-

sere Position dazu ist. Wir definieren Wald als natürliche 

Kohlenstoffsenke. Der muss zu gesunden Mischwäldern 

ausgebaut werden, das heißt, er muss gestärkt werden. Und 

dabei kann auch ein Windrad eine Beeinträchtigung sein, 

auch für die Artenvielfalt usw. 

(Zuruf von der AfD) 

Das heißt, die primäre Klimaschutzfunktion CO2-Senke ist 

das oberste Ziel, das wir mit dem Wald verbinden. Daher 

muss dieser aufgebaut werden. 

Aber natürlich hat Waldfläche auch eine sekundäre Klima-

schutzfunktion, nämlich wenn man darüber nachdenkt, auf 

bestimmten Flächen Windräder aufzustellen, die dann als 

Alternative zu fossilen Brennstoffen zu verstehen sind und 

damit zum Klimaschutz beitragen und folglich die Auswir-

kungen von Klimawandel, zum Beispiel Dürren oder 

schwere Stürme, die den Wald auch schädigen, reduzieren. 

Das heißt, auch der Wald kann über erneuerbare Energien 

eine sekundäre Klimaschutzfunktion haben. Wir finden – 

und das haben wir in unserem Gesetz definiert –, dass frü-

hestens zehn Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes der 

Staat prüfen soll, an welchen Waldflächen Wald nicht mehr 

zu retten ist, zum Beispiel, weil der Borkenkäfer so hart 

zugeschlagen hat oder weil die Stürme immer wieder an 

derselben Stelle kamen oder die Dürre den Boden dort völ-

lig ausgetrocknet und leblos gemacht hat: Wenn diese Flä-

chen existieren, dann soll dort natürlich lieber ein Windrad 

als Ödland sein. Deshalb sagen wir: Wir können uns grund-

sätzlich unter bestimmten Voraussetzungen Wind im Wald 

vorstellen. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei den LINKEN) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Kollege Böhme für die Fraktion DIE LINKE. Jetzt 

frage ich nach weiterem Gesprächsbedarf. – Den sehe ich 

nicht. Dann würde ich die Staatsregierung bitten. Herr 

Staatsminister Günther, bitte. 

Wolfram Günther, Staatsminister für Energie, Klima-

schutz, Umwelt und Landwirtschaft: Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der vorlie-

gende Gesetzentwurf von der Fraktion hier ganz rechts 

(Zuruf des Abg. Dr. Rolf Weigand, AfD) 

erfüllt im Prinzip das, was man dort regelmäßig hat: die 

Lösung für ein Problem, das überhaupt nicht vorhanden ist. 

Wir haben hier in Sachsen klare Aussagen in der Koalition, 

dass wir gerade keine Windkraft im Wald wollen. Die In-

strumente auch einer Regionalplanung – Vorrang- und Eig-

nungsgebiete – hat der Kollege von Breitenbuch schon sehr 

deutlich ausgeführt. Ich spare es mir, das zu wiederholen; 

denn ich glaube, dass Sie hier rechts sowieso nicht richtig 

zuhören. 

(Zuruf von der AfD) 

Ich habe schon beim Verfolgen der Debatte bemerkt, dass 

wir eine sehr große Diskussion haben, vor allen Dingen 

von Waldbesitzerinnen und Waldbesitzern, ganz egal ob sie 

in Verbänden organisiert sind, und auch in Verbänden. Das 

hat Kollege Winkler sehr ausführlich dargelegt. Das heißt, 

die Debatte findet statt, aber die planungsrechtlichen In-

strumente sind in Sachsen sehr deutlich, weil wir einen 

Landesentwicklungsplan haben, in dem unverändert steht, 

dass es grundsätzlich im Wald nicht stattfindet. Entspre-

chend planen auch die Regionalen Planungsverbände. Des-

wegen findet das dort auch nicht statt. Deshalb hat der 

Kollege von Breitenbuch genau richtig darauf hingewie-

sen, dass das die rechtlichen Grundlagen sind. 

Die landes- und regionalplanerischen Grundlagen sind in 

Sachsen im Vergleich zu anderen Bundesländern einfach 

anders. Deswegen kann man schön zitieren, was in anderen 

Bundesländern und woanders in der Welt passiert. Das ent-

spricht aber nicht der Situation, die wir hier in Sachsen ha-

ben. Deswegen ist es einfach eine völlig verfehlte Debatte. 

Kein Mensch braucht so ein Gesetz. Der Weg wurde auch 

schon angesprochen; Kollege Hartmann hat es mir vorweg-

genommen. 
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Was einen ein bisschen traurig macht, das ist das Instru-

mentalisieren von eigentlich sehr guten Beweggründen. 

Der Naturschutz ist etwas, was uns immer bewegt, aber je-

des Mal, wenn wir hier vorn Debatten führen, wenn aus der 

Staatsregierung, wenn aus dem SMEKUL ganz konkrete 

Vorschläge kommen, wenn Maßnahmen beschlossen wer-

den und hierüber auch im Landtag debattiert wird, in denen 

es genau um Naturschutz geht, dann kommt von rechts re-

gelmäßig relativ wenig, sondern wird hinterher stereotyp 

immer von grüner Ideologie gesprochen. Damit müssen 

Sie selber klarkommen, wie das miteinander vereinbar ist. 

Um es ganz klar zu sagen: Sowohl im Koalitionsvertrag als 

auch in unserem Landesentwicklungsplan haben wir ganz 

entgegen dem, was Sie hier behaupten, sogar eine Wald-

mehrung verabredet. Wir unternehmen gerade größte An-

strengungen hier im Freistaat, unsere Wälder weiter zu 

qualifizieren. Das Ganze läuft unter der Überschrift des 

Waldumbaus, sowohl im Sachsenforst als auch bei den pri-

vaten Waldbesitzern, wobei wir im Moment mit mehreren 

Millionen genau das anschieben. Das sind die realen Auf-

gaben. Das heißt, wir arbeiten alle gemeinsam daran, dass 

unsere Wälder besser, stärker und widerstandsfähiger wer-

den. 

Dabei nützt Ihr Gesetzentwurf nichts, ein Waldgesetz aus-

gerechnet und das auch noch parallel, wobei wir gerade ei-

nen ganz breiten Beteiligungsprozess im Land mit der 

Gesellschaft führen, indem wir sehr viele Hinweise auf-

nehmen, wie wir unser Waldgesetz weiterentwickeln, Bür-

gerbeteiligung im reinsten Sinne des Wortes. Quer von der 

Seite hineingeschossen, jetzt schreiben wir so etwas hinein, 

das nützt wirklich überhaupt nichts. Das hat weder etwas 

mit Wald, mit Naturschutz, mit Bürgerwillen und Bürger-

beteiligung noch mit dem Willen der Waldbesitzenden zu 

tun. Es hat nichts damit zu tun. Es ist eine rein überflüssige 

Showveranstaltung auf dem Rücken von wichtigen The-

men. 

(Carsten Hütter, AfD: So ein Unsinn!) 

Deswegen empfehle ich dem Hohen Haus, diesen Gesetz-

entwurf abzulehnen. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN und 

vereinzelt bei der CDU und der SPD – 

Beifall bei der Staatsregierung) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Herr Staatsminister Günther. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zur Abstim-

mung über den Gesetzentwurf. Aufgerufen ist das Gesetz 

zur Änderung des Waldgesetzes für den Freistaat Sachsen 

mit der Drucksachennummer 7/6704, ein Gesetzentwurf 

der AfD-Fraktion. 

Meine Damen und Herren! Da der Ausschuss Ablehnung 

empfohlen hat, ist Grundlage für die Abstimmung der Ge-

setzentwurf. Es liegen uns keine Änderungsanträge vor. 

Wir könnten artikelweise abstimmen oder – es ist im Prin-

zip die gleiche Situation wie vorhin –, wenn es für Sie in 

Ordnung wäre, auch erst einmal im Block, um dann die 

Schlussabstimmung, wie beantragt, namentlich durchzu-

führen. Hat jemand etwas dagegen, dass wir im Block ab-

stimmen? 

(Zuruf: Nein!) 

– Das sehe ich nicht. Dann würde ich kurz vorlesen. Es 

handelt sich um die Überschrift, Artikel 1 und Artikel 2. 

Wer diesen seine Zustimmung gibt, den bitte ich jetzt um 

das Handzeichen. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 

sich der Stimme? – Bei Stimmen dafür, aber trotzdem einer 

Mehrheit dagegen, ist dem nicht entsprochen worden. 

Nachdem somit sämtliche Teile des Gesetzentwurfes abge-

lehnt wurden, findet über diesen Entwurf – das hatte ich 

schon angekündigt – gemäß § 47 unserer Geschäftsord-

nung eine Schlussabstimmung nur auf Antrag der Einbrin-

gerin statt. Auch zu diesem Gesetzentwurf liegt mir, wie 

schon erwähnt, ein Antrag der Fraktion der AfD auf na-

mentliche Abstimmung nach § 105 Abs. 1 der Geschäfts-

ordnung vor, den ich zugleich als Antrag auf Durchführung 

einer Schlussabstimmung auslege, die eben namentlich er-

folgen soll. Dagegen sehe ich keinen Widerspruch und 

stelle nun das Gesetz zur Änderung des Waldgesetzes für 

den Freistaat Sachsen als Ganzes zur namentlichen Ab-

stimmung. 

Das Verfahren nach § 105 ist Ihnen vorhin schon erläutert 

worden. Deswegen würde ich jetzt gern darauf verzichten 

und übergebe das Wort an dieser Stelle an meinen Schrift-

führerkollegen Frank Richter, bitte. 

Frank Richter, SPD: Vielen Dank, Frau Präsidentin. Wir 

beginnen bei dieser Abstimmung mit dem Buchstaben W 

wie „Wald“ 

(Heiterkeit) 

oder „Winkler“ – wäre auch möglich; ist auch nicht unsym-

pathisch. 

(Namentliche Abstimmung – 

Ergebnis siehe Anlage 2) 

Vielen Dank. 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Vielen Dank. Wir werden jetzt auszählen. Das kann ein 

paar Minuten dauern, bevor wir ein Ergebnis haben. – Ei-

nen kleinen Moment, ich habe vergessen, Folgendes zu fra-

gen: Gibt es einen Abgeordneten und oder eine 

Abgeordnete im Saal, deren oder dessen Namen nicht auf-

gerufen worden ist? – Das sehe und höre ich nicht. Deswe-

gen können wir jetzt anfangen auszählen. 

(Kurze Unterbrechung) 

Wir können fortfahren. Wir haben ein Ergebnis. Mit Ja ha-

ben 33 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 76 Abgeordnete, 

enthalten hat sich niemand. Zehn Abgeordnete haben an 

der Abstimmung nicht teilgenommen. Damit ist der Ge-

setzentwurf nicht beschlossen. Dieser Tagesordnung ist be-

endet. 

Ich rufe auf den 
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Tagesordnungspunkt 8 

Zweite Beratung des Entwurfs  

Gesetz zur Änderung der Sächsischen Bauordnung 

Drucksache 7/6705, Gesetzentwurf der Fraktion AfD 

Drucksache 7/7114, Beschlussempfehlung des Ausschusses für Regionalentwicklung 

Ich möchte gleich als Erstes fragen, ob Herr Wähner als 

Berichterstatter das Wort wünscht. – Das ist nicht der Fall. 

Somit erteile ich den Fraktionen zur allgemeinen Ausspra-

che das Wort. Als Erstes hat die einreichende AfD-Frak-

tion, Herr Hentschel, das Wort. Bitte. 

Holger Hentschel, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Geschätzte Kollegen Abgeordnete! Lassen Sie mich mit 

dem Zitat aus einer Pressemitteilung des umweltpoliti-

schen Sprechers der CDU-Fraktion in Thüringen, Herrn 

Thomas Gottweiss, beginnen. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

1 000 Meter sind das Minimum, Herr Gebhardt. Das Zitat 

lautet wie folgt: „Der Schutz der Anwohner vor Immissio-

nen muss im Mittelpunkt unserer Politik stehen. Wir sind 

überzeugt: Das Vorrücken in den Nahbereich zur Wohnbe-

bauung schadet der Akzeptanz der Windkraft, wie an vielen 

Orten zu beobachten ist.“ Der CDU-Abgeordnete weist in 

der genannten Pressemitteilung weiter darauf hin, dass die 

Möglichkeit der regionalen Planungsgemeinschaften indi-

viduelle Mindestabstände auch von mehr als 1000 Metern 

festzulegen, ausdrücklich erhalten bleiben sollen. 

Zitat: „Diese zusätzlichen Vorsorgeabstände können und 

sollen in den Regionalplänen auch weiterhin festgeschrie-

ben werden.“ Deshalb hat die Thüringer CDU-Fraktion mit 

der Drucksache 7/1584 dort einen Gesetzentwurf einge-

bracht, der einen Abstand von 1 000 Metern von Wind-

kraftanlagen zur Wohnbebauung ab dem ersten Wohn-

gebäude vorschreibt und von der dortigen AfD-Fraktion 

unterstützt wird. 

Auch wir, die AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag, wol-

len die Bürger vor weiteren schädlichen Einflüssen durch 

Windkraftanlagen schützen und haben ebenfalls einen ent-

sprechenden Gesetzentwurf in den hiesigen Landtag einge-

bracht. Dieser geht im Sinne der Bürger an das Maximum 

des bundesrechtlich Möglichen – etwas, was die Staatsre-

gierung nach zwei Jahren immer noch nicht hinbekommen 

hat. 

Doch was mussten wir erleben? Die regierungstragenden 

Fraktionen aus CDU, SPD und GRÜNEN, die eben genau 

einen solchen Mindestabstand 2019 in ihrem Koalitions-

vertrag vereinbart hatten, 

(Zuruf von der AfD: Hört, hört!) 

lehnten unseren Entwurf mit absurden Begründungen und 

ohne eine Anhörung zu beantragen einfach ab. Dabei haben 

Sie doch selbst in Ihren Koalitionsvertrag geschrieben, 

dass Sie eine solche Regelung wollen. Warum also lassen 

Sie, liebe Kollegen der regierungstragenden Fraktionen, 

uns das nicht gemeinsam im Sinne aller Bürger des Frei-

staates in Gesetzesform gießen? Sieht für Sie so eine ver-

antwortungsvolle Politik aus, geschätzte Kollegen? Oder 

sind Ihnen die Abgeordneten der Thüringer CDU-Fraktion 

zu rechts, wenn sie einen solchen Entwurf in den dortigen 

Landtag einbringen? 

Zudem hätten Sie problemlos eine Anhörung beantragen  

oder auch Änderungsanträge einbringen können. Die Ge-

schäftsordnung gibt Ihnen das Recht dazu. Das vermeintli-

che Argument, dass die Staatsregierung einen ähnlichen 

Gesetzentwurf derzeit in der Verbandsanhörung hat, lässt 

sich also nur als kümmerliche Ausrede werten. Darum bli-

cke ich hier auch besonders auf die Kollegen der CDU. 

Zeigen Sie den Sachsen, dass Sie zu Ihren Versprechen ste-

hen! Beweisen Sie sich und Ihren Wählern, dass Sie sich 

nicht von den GRÜNEN an die Wand spielen und am Na-

senring durch die politische Arena führen lassen! 

(Beifall bei der AfD) 

Lassen Sie einen Ruck durch die CDU-Fraktion gehen und 

stimmen Sie unserem Gesetzentwurf zu! Wir helfen Ihnen 

gern dabei und beantragen hiermit die namentliche Abstim-

mung über unseren Gesetzentwurf. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Herr Hentschel für die AfD-Fraktion. Ich bitte 

jetzt Herrn Wähner für die CDU-Fraktion nach vorn. 

Ronny Wähner, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine vernünftige Ab-

standsregelung von Windkraftanlagen zur Wohnbebauung 

ist auch ein großes Anliegen der CDU. Das ist der Grund, 

warum die entsprechende Regelung Eingang in den Koali-

tionsvertrag gefunden hat. Im Vorgriff auf die zu erwar-

tende Änderung der Bundesgesetzgebung, die Schaffung 

einer sogenannten Länderöffnungsklausel, wurde dies auf-

genommen. Eine entsprechende gesetzliche Regelung ist 

dringend notwendig, damit es in ganz Sachsen klare Ab-

standsregelungen von Windkraftanlagen zur Wohnbebau-

ung gibt. 

Zwischenzeitlich wurde die entsprechende Bundesgesetz-

gebung so geändert, dass wir in Sachsen handeln können. 
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Die Staatsregierung hat gehandelt. Am 1. Juni dieses Jah-

res wurde ein Referentenentwurf zur Anhörung vom Kabi-

nett freigegeben. Dieser betrifft die Änderung der 

Sächsischen Bauordnung in vielen Punkten, einschließlich 

dieser Abstandsregelungen von Windkraftanlagen zur 

Wohnbebauung. 

Natürlich kann auch die Opposition Gesetzentwürfe einrei-

chen. Aber auffällig ist schon, dass der AfD-Gesetzentwurf 

drei Tage, nachdem der Referentenentwurf zur Anhörung 

freigegeben worden ist, im Landtag eingereicht wurde.  

Etwas Populismus kann man da schon vermuten, Herr 

Hentschel. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU und der SPD) 

Es gibt klare Regelungen dafür, wie der Ablauf eines Ge-

setzgebungsverfahrens ist, das von der Staatsregierung 

startet. Dass der Gesetzentwurf der AfD-Fraktion hier 

schon heute zur Beschlussfassung im Landtag liegt, könnte 

man für ein tolles Ergebnis halten, für eine schnelle Ge-

setzgebung. Aber bei genauer Betrachtung ging diese 

Schnelligkeit zulasten einer vernünftigen, sachlichen An-

hörung. 

Herr Hentschel, es ist nicht Aufgabe der regierungstragen-

den Fraktionen, die Anhörung zu beantragen. Das ist ein 

Minderheitenrecht der Opposition. 

(Beifall bei der SPD und  

den BÜNDNISGRÜNEN) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Herr Wähner, gestatten Sie eine Zwischenfrage? – Herr 

Hentschel, bitte. 

Holger Hentschel, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

vielen Dank für die Möglichkeit der Zwischenfrage. 

Herr Wähner, Sie haben gerade auf das Agieren der Staats-

regierung hingewiesen. Sie haben gesagt, dass die Rege-

lung für die Windräder vor Weihnachten kommt. Stimmen 

Sie mir zu, dass das nach der Bundestagswahl ist, und wie 

werten Sie das? Die gesetzliche Regelung soll vor Weih-

nachten kommen. Das ist aber gleichzeitig nach der Bun-

destagswahl. Wie bewerten Sie das und stimmen Sie mir 

darin zu? 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Da stimme sogar ich Ihnen zu!) 

Ronny Wähner, CDU: Es gab keine Aussage, dass das vor 

oder nach der Bundestagswahl kommt. Weihnachten ist je-

des Jahr. Wir arbeiten zeitnah an der gesetzlichen Rege-

lung. Aber jedes Gesetz braucht seine Zeit. 

Wenn ich nun wieder in meine Rede einsteigen darf. Es ist 

durchaus der normale Weg, dass Gesetzentwürfe der Op-

position im entsprechenden Ausschuss angehört werden. 

(Zuruf von der AfD: Das 

hätten Sie machen können!) 

Der Hintergrund ist ja gerade, dass man bei einer Anhörung 

die Knackpunkte, die in jeder gesetzlichen Regelung ste-

cken und die meist nicht die Hauptregelfelder betreffen, 

sondern in den Details verborgen sind, ausbalanciert bzw. 

sich den Sachverstand zum Beispiel der Planungsverbände 

mit ins Boot holt, um am Ende ein Gesetz zu beschließen, 

das praxistauglich und umsetzbar ist. 

Wenn man als Fraktion keine Windkraftanlagen mag und 

lieber neue Kernkraftwerke aufbauen möchte, wäre es 

trotzdem anzuraten gewesen, den eigenen Gesetzentwurf 

einmal anzuhören. Wenn man den nämlich genauer be-

trachtet, so ist er, was die Abstandsregelung bei der Wohn-

bebauung im Außenbereich betrifft, sehr oberflächlich. 

Mit Verweis auf den Gesetzentwurf der Staatsregierung, 

der die Bauordnung in Gänze betrifft, und die inhaltlichen 

Mängel, die der vorliegende Gesetzentwurf hat, lehnen wir 

diesen als CDU-Fraktion ab. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU, den BÜNDNISGRÜNEN, 

der SPD und der Staatsregierung) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Herr Wähner für die CDU-Fraktion. Für die Frak-

tion DIE LINKE spricht jetzt Marco Böhme. – Einen klei-

nen Moment, bitte. Am Mikrofon gibt es vermutlich eine 

Kurzintervention. 

Thomas Thumm, AfD: Ja, vielen Dank, Frau Präsidentin. 

– Herr Kollege Wähner, ganz kurz: Ich möchte Ihnen mit-

teilen, dass eine Opposition zunächst nicht weiß, wann die 

Regierung einen Referentenentwurf einstellt bzw. der Öf-

fentlichkeit kundtut. – Das ist das eine. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Aber wenn  

er veröffentlich ist, wissen Sie es schon!) 

Das andere ist, dass ich Ihnen mitteilen möchte, dass unser 

Gesetzentwurf bereits vor Ihrem Referentenentwurf der 

Landtagsverwaltung zur Einstellung in das EDAS über-

sandt wurde. Für mich stellt sich aber die grundlegende 

Frage, warum der Gesetzentwurf an uns zurückgesandt 

wurde mit der Begründung, wir würden mit der Überwei-

sung an den Ausschuss für Regionalentwicklung, der ja 

grundlegend für die Baugesetzgebung zuständig ist, einen 

Fehler machen, weil der zuständige Bedienstete der Ver-

waltung wahrscheinlich noch nicht verstanden hat, dass 

das Staatsministerium für Regionalentwicklung neu ge-

gründet wurde und formal und juristisch für diesen Gesetz-

entwurf zuständig ist. Somit kam es zu einer Verzögerung, 

unabhängig davon, dass wir überhaupt nicht wissen konn-

ten, wann Sie Ihren Gesetzentwurf einbringen. 

Wenn Sie mir das jetzt vielleicht nicht glauben, bitte ich 

Sie, nochmals Rücksprache mit der Landtagsverwaltung zu 

halten. Es ist dort alles schriftlich dokumentiert, da wir es 

im Nachgang im schriftlichen Kontakt reklamiert haben. 

Vielen Dank. 

(Einzelbeifall bei der AfD) 
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Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Herr Wähner, Sie können jetzt auf die Kurzintervention re-

agieren, wenn Sie möchten. – Sie möchten das an Mikro-

fon 4, bitte schön. 

Ronny Wähner, CDU: Ganz kurz als Erläuterung: Am 

1. Juni wurde der Gesetzentwurf durch das Kabinett be-

schlossen, und damit wurde er öffentlich. Der Entwurf ist 

erst am 4. Juni eingereicht worden. Alles andere entzieht 

sich meiner Kenntnis. 

(Thomas Thumm, AfD: Dann 

recherchieren Sie noch mal!) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Vielen Dank. Es gibt immer gewisse Unwägbarkeiten. – 

Herr Böhme für die Fraktion DIE LINKE, bitte. 

Marco Böhme, DIE LINKE: Vielen Dank. Frau Präsiden-

tin! Meine Damen und Herren! Es ist aus meiner Sicht die 

gleiche Sinnlos-Debatte, wie wir sie gerade zur Windener-

gie im Wald hatten; denn im Koalitionsvertrag steht: Wind 

im Wald schließen wir aus. Außerdem steht im Koalitions-

vertrag: Wir wollen 1 000 Meter Abstand von Windener-

gieanlagen zur Wohnbebauung. 

Ich frage mich: Wie kommen Sie eigentlich darauf, dass 

diese Koalition auch nur irgendetwas im Koalitionsvertrag 

daran ändern wolle? Wovor haben Sie eigentlich Angst? 

Wogegen wollen Sie hier Stimmung machen? 

Ich bin ja der Meinung, dass etwas geändert werden müsste 

und der Koalitionsvertrag in diesen beiden Punkten falsch 

ist. Ich habe Ihnen auch gerade bei Wind im Wald unsere 

differenzierte Meinung dargestellt, und ich kann es auch 

noch einmal zu dieser absurden Forderung von 1 000 Me-

tern Mindestabstand sagen; denn wir finden, dass so eine 

völlig frei erfundene Zahl – 1 000 Meter –, egal, wie hoch 

das Windrad ist, zu irgendeinem Gebäude, egal, was es für 

eines ist, nicht richtig sein kann. Das ist auch einfach nicht 

logisch. Deshalb frage ich mich erstens: Wie kommt diese 

Zahl, 1 000 Meter, zustande? Warum nicht 1 350 oder 750 

oder 530? Warum 1 000? 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Das lässt sich besser rechnen!) 

Erklären Sie mir doch bitte einmal, wenn Sie andere Dinge 

vergleichen, die näher an Wohngebäuden stehen: Warum 

sind dann 1 000 Meter für Sie das Ausschlaggebende, 

wenn doch zum Beispiel ein Braunkohlekraftwerk in Sach-

sen bzw. in ganz Deutschland 700 Meter neben einem 

Wohngebäude stehen darf? Ist dieses nicht viel größer und 

viel emissionsreicher, auch vom Schattenwurf her, von der 

Lautstärke, vom Verkehr, den es erzeugt, usw., und beein-

trächtigt es nicht den ganzen Ort viel mehr? Oder eine 

Mülldeponie – die stinkt in der Regel und darf 500 Meter 

neben einem Wohngebäude stehen. Oder ein Tagebau – 

auch mit Lärm und Staub verbunden: Dort können Ge-

bäude 300 Meter an der Abbruchkante stehen. 

Ich finde, diese Debatten, die Sie hier wieder bringen, und 

auch das, was im Koalitionsvertrag steht, ist aus meiner 

Sicht falsch, und so etwas lehnen wir ab. 

(Thomas Thumm, AfD: Dan hätten Sie das 

beantragen können! Das kann jede Fraktion!) 

Meiner Meinung nach genügt es, das Bundes-Immissions-

schutzgesetz und das Naturschutzgesetz anzuwenden. Da-

rin stehen klare Regeln, wie Anwohner geschützt werden, 

wie die Natur geschützt wird und wie Abstände entspre-

chend der Höhe und den Bedürfnissen von Mensch und 

Natur einzuschätzen sind. 

Ansonsten verweise ich auf unser Windenergiegesetz, das 

wir während der letzten Legislaturperiode dargestellt ha-

ben. Darin geht es vor allem um Teilhabe und Beteiligung. 

Denn natürlich kann ich jeden verstehen, der etwas gegen 

Windräder hat. Es ist ja auch Ihre Klientel, die Sie hier ver-

treten wollen. Ich kann es verstehen; denn warum sollten 

die Menschen, wenn sie im ländlichen Raum wohnen, für 

Windräder sein? Sie haben ja überhaupt nichts davon. Ge-

nau daran muss sich etwas ändern. Die Menschen müssen 

erstens mitgenommen werden, wenn es darum geht, wo die 

Anlagen hingebaut werden, und zweitens müssen sie eine 

Teilhabemöglichkeit haben. Sie müssen also auch finanzi-

ell an den Windenergieanlagen gewinnbringend beteiligt 

werden. Nur so kann man erreichen, dass Menschen Wind-

energie im ländlichen Raum wieder mehr positiv sehen. 

Dass jetzt eine Mehrheit dagegen ist, kann ich nachvollzie-

hen; denn sie hat überhaupt nichts davon. Das muss sich 

ändern, und dafür brauchen wir Gesetze, aber nicht solche 

billigen: Ich schreibe mal einen Satz und nenne es Gesetz-

entwurf. Anträge, die nicht einmal eine Anhörung hatten, 

finden wir sinnlos. Deshalb lehnen wir Ihren Gesetzent-

wurf ab. Sie müssen Ihre eigenen Gesetze anhören lassen. 

Das macht doch nicht die Opposition oder die Staatsregie-

rung. Wo leben Sie denn? Also wirklich! 

(Beifall bei den LINKEN –  

Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Vielen Dank. Das war Marco Böhme für die Fraktion DIE 

LINKE. Ich bitte nun Herrn Dr. Gerber für die BÜNDNIS-

GRÜNEN ans Mikrofon. 

(Unruhe) 

Ich glaube, Herr Dr. Gerber möchte jetzt beginnen. 

Dr. Daniel Gerber, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Es gibt 

einen guten Satz in dem Gesetzentwurf – Zitat –: „... um 

die Akzeptanz für Windenergieanlagen bundesweit in der 

Bevölkerung zu erhöhen“. Der Rest ist der gleiche Blöd-

sinn, wie wir ihn uns schon den ganzen Tag angehört ha-

ben. Viel ist es ja auch nicht; ich komme gleich noch dazu. 

Beim Lesen des Entwurfs ist zunächst festzustellen, dass 

die AfD-Fraktion offenbar eine ganz besondere Freundin 

der Bewahrung der aktuellen Sächsischen Bauordnung 

sein muss; denn man sieht in den Reihen hier ansonsten 



Sächsischer Landtag 7. Wahlperiode – 34. Sitzung 21. Juli 2021 

 2526 

keinerlei Reformbedarf. In der Presse wütet man von „Bau-

bürokratie“; das steht sogar im Wahlprogramm, ich musste 

es mir ja anschauen. Aber im Gesetzentwurf gibt es keine 

konkreten Verbesserungen. Es wird eine konstruktive Ar-

beit verlangt, aber damit erschöpft sich dann der medial 

aufgeblasene Gestaltungswille – wie jeden Monat – in wis-

senschaftsfeindlichen und spalterischen Parolen gegen er-

neuerbare Energien. 

(Thomas Thumm, AfD: Phrasendrescherei!) 

Dabei besteht in unseren Augen der dringende Bedarf, die 

Bauordnung zeitgemäß zu gestalten. Wir BÜNDNIS-

GRÜNE machen uns koalitionsintern besonders für die 

Förderung von Holzbau stark. Wir sehen zudem im modu-

laren Bauen eine Chance für kostengünstigen und nachhal-

tigen Wohnraum, 

(Thomas Thumm, AfD: In den Städten! – 

Weiterer Zuruf des Abg. Thomas Thumm, AfD) 

und wir wollen die datenschutzkonforme, rechtssichere Di-

gitalisierung von Verfahren regeln. Eine neue Bauordnung 

könnte Zukunftsprobleme lösen und dem Ausbau des Mo-

bilfunks Rechnung tragen, die Errichtung von Ladesäulen 

für Elektromobilität erleichtern und den Brandschutz ver-

bessern. Dieser Gesetzentwurf hingegen, meine Damen 

und Herren, der hier zur Debatte vorliegt, verfolgt nur ein 

einziges Ziel – mantraartig immer wieder dieselbe Leier: 

Windkraft verteufeln, Angst, Dissens usw. Es ist traurig, 

und meine Lebenszeit ist mir mittlerweile dafür zu schade. 

(Beifall des Abg. Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Dass dieser Antrag zudem völlig überflüssig ist, weiß man 

auch in der AfD-Fraktion. Die Sächsische Bauordnung 

wird aktuell grundlegend überarbeitet. Die Anwendung der 

Länderöffnungsklausel ist im Koalitionsvertrag festgehal-

ten, sie wurde kürzlich im Energie- und Klimaprogramm 

durch das Kabinett bestätigt. 

Noch ein Punkt zur Länderöffnungsklausel: Die 10H-Re-

gelung, die Sie hier im Landtag auch schon in der Pipeline 

haben, wurde bereits angesprochen. Dann können wir die-

sen ganzen Spaß wieder durchspielen. Sie wurde letzten 

Freitag in Mittelsachsen im Kreistag durch den Antrag der 

AfD-Fraktion – übrigens auch mit Stimmen der CDU und 

von Teilen der SPD – beschlossen 

(Dr. Rolf Weigand, AfD: Und FREIE WÄHLER!) 

– und der FREIEN WÄHLER, genau. Das kann ich wirk-

lich nur schwer fassen, und ich hoffe, dass man an den ent-

sprechenden Stellen Aufklärungsarbeit leistet. 

(Thomas Thumm, AfD: Die Entscheidung 

muss rückgängig gemacht werden!) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Als BÜNDNISGRÜNE 

werben wir seit Jahren dafür, den entschiedenen Einstieg in 

den Ausbau der erneuerbaren Energien in Sachsen zu er-

möglichen und Kommunen sowie Planerinnen und Planern 

auch in der Energiewirtschaft Rechtssicherheit einzuräu-

men; denn der rechtliche Rahmen ermöglicht Planung und 

Investitionen. 

Was man in Sachsen in der Bauordnung nicht braucht, sind 

pauschale Abstandsregeln. Es gibt keinerlei wissenschaft-

liche Belege dafür, dass solche pauschalen Abstandsregeln 

irgendwie zur Akzeptanzförderung beitragen würden; Kol-

lege Böhme hat es gesagt. Was wir brauchen, sollte es doch 

eine Abstandsregelung geben, sind Opt-out-Möglichkeiten 

für Kommunen, die bereits jetzt Akzeptanz für die erneu-

erbaren Energien haben. Es braucht Ausnahmeregelungen 

für Repowering-Vorhaben und natürlich Bestandsschutz 

für laufende Genehmigungsverfahren. Auch die baurecht-

lichen Abstandsflächen sind in Sachsen im Vergleich zu an-

deren Bundesländern und unter Nichtbeachtung der 

Reduktionsmöglichkeiten zu groß. 

Es gibt noch einen weiteren wichtigen Punkt, den ich sehr 

gern öffentlich machen möchte: Windkraft wird in Sachsen 

an sehr vielen Stellen verhindert. Es werden andere Pla-

nungen vorgeschoben – Stichwort „Friedwald statt Wind-

kraft“ –, um zusätzliche Genehmigungshindernisse zu 

schaffen. Insoweit ist das nichts Neues. Ich denke, wer sich 

mit diesem Thema beschäftigt, kennt das. Aber dieses Vor-

gehen hat jetzt eine Dimension erreicht, die ich mir, ehrlich 

gesagt, nicht erträumt habe. Aktuell werden – ich kann 

diese Zahlen auch belegen – Windkraftprojekte mit einem 

Investitionsvolumen im dreistelligen Millionenbereich 

blockiert. Ich wiederhole: Es werden Windkraftprojekte in 

einem dreistelligen Millionenbereich blockiert. 

(Thomas Thumm, AfD:  

Dann bleibt der Strom günstig!) 

Da hört bei mir der Spaß auf. Das ist Wirtschaftssabotage. 

Die Staatskassen sind nach Corona klamm und hier werden 

Investitionen in Größenordnungen blockiert. 

Das ist genau das Verhalten, das langfristig zur Deindustri-

alisierung führt. Das habe ich vorhin auch in der AD  

gesagt: Unsere sächsische Automobilindustrie, die Wasser-

stoffwirtschaft, wir alle brauchen in Zukunft Strom aus er-

neuerbaren Energien, wenn man keine Kohle mehr hat. 

Erneuerbarer Strom wird hier zum Standortvorteil wie der 

Steuersatz im Steuerparadies. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN 

und der Staatsministerin Katja Meier) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Kollege Gerber für die BÜNDNISGRÜNEN. An 

Mikrofon 7 Herr Urban, bitte. 

Jörg Urban, AfD: Vielen Dank, Frau Präsidentin! Herr Dr. 

Gerber, Sie haben jetzt zum zweiten Mal die niedrigen 

Steuersätze als Wirtschaftsfaktor mit den erneuerbaren 

Energien verglichen, und ich muss das einfach mal klar-

stellen: Wirtschaftsfremder kann man überhaupt nicht den-

ken. 

(Beifall bei der AfD) 
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Die erneuerbaren Energien haben dazu geführt, dass wir 

die höchsten Strompreise in ganz Europa haben. 

(Marco Böhme, DIE LINKE: Das ist eine Lüge! – 

Weitere Zurufe von den LINKEN) 

Diese Strompreise werden beim weiteren Ausbau der  

erneuerbaren Energien weiter ansteigen. 

(Antonia Mertsching, DIE LINKE: Falsch!) 

Das schadet uns als Wirtschaftsstandort massiv. Und diese 

absurde Träumerei, mit mehr Windkraft könnte man einen 

Wirtschaftsstandort versorgen, 

(Zuruf des Abg. Marco Böhme, DIE LINKE) 

zeigt doch nur, wie weit weg die grüne Blase von der wirt-

schaftlichen Realität ist. Kein energieintensives Unterneh-

men wird sich hier ansiedeln, wenn die Energiepreise bei 

40 Cent, 50 Cent sind. Sie vergessen regelmäßig, bei Ihren 

Windkraftanlagen die Speicherkapazitäten hinzuzurech-

nen. Das machen Sie ganz bewusst, weil Sie wissen, dass 

die Strompreise von Wind nicht mehr darstellbar sind. 

Dann liegt der Strompreis nämlich bei 60 Cent bis 1 Euro 

pro Kilowattstunde Windstrom mit Batterieabsicherung im 

Hintergrund. 

Das wissen Sie genau. Sie verschweigen das bewusst. Die-

ser Vergleich ist absurder, wie er nicht sein könnte. Nied-

rige Steuern sind tatsächlich ein Wirtschaftsfaktor, aber 

erneuerbare Energien sind das Gegenteil davon. 

(Beifall bei der AfD – 

Zuruf des Abg. Sören Voigt, CDU) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Herr Gerber, Sie können jetzt gleich darauf reagieren, 

wenn Sie möchten. 

Dr. Daniel Gerber, BÜNDNISGRÜNE: „Möchten“ ist zu 

viel gesagt, aber ich habe mir vorgenommen, dass ich keine 

Lebenszeit mehr für Ihre Fragen verschwende; denn das 

lohnt sich nämlich überhaupt nicht. – Vielen Dank. 

(Gelächter bei der AfD –  

Thomas Thumm, AfD:  

Argumente wären besser gewesen!) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Jetzt Volkmar Winkler für die SPD-Fraktion. 

Volkmar Winkler, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Es ist einfach vergebene 

Mühe, hier nach vorne zu gehen und mit Sachargumenten 

die Ablehnung von AfD-Anträgen zu begründen. Es wird 

einfach nicht wahrgenommen. 

(Jörg Urban, AfD: Will hier 

überhaupt noch jemand arbeiten?!) 

Ich habe gehört, dass Herr Hentschel hier vorn keine Büt-

tenrede gehalten und letztendlich mit Emotionen versucht 

hat, die Änderung der Bauordnung darzulegen. Ich denke 

sogar, dass die Absicht lauter war, 

(Dr. Rolf Weigand, AfD: 

Was willst du denn sagen?) 

die er mit der Gesetzesänderung vorhatte. Aber ich habe es 

schon in der Ausschusssitzung deutlich gesagt: Eine Geset-

zesänderung, zum Beispiel die Änderung der Bauordnung, 

muss in eine Anhörung. 

(Holger Hentschel, AfD:  

Das können Sie doch machen!) 

– Nein, Sie als Antragsteller sind diejenigen, die eine  

solche Gesetzesinitiative zur Anhörung bringen müssen. 

(Thomas Thumm, AfD: Wir  

können, aber wir müssen nicht! –  

Gegenrufe von den LINKEN –  

Holger Hentschel, AfD: Wir  

brauchen keinen Erkenntnisgewinn! –  

Rico Gebhardt, DIE LINKE:  

Das stimmt allerdings!) 

Ich könnte es mir jetzt sehr leicht machen und diesen Ge-

setzentwurf mit einer ganz einfachen Begründung ableh-

nen. Ich tue es einfach mal: Wie Sie in der Begründung zu 

Ihrem Gesetzentwurf richtig festgestellt haben, wurde im 

Koalitionsvertrag ein Mindestabstand von Windkraftanla-

gen zur Wohnbebauung von 1 000 Metern vereinbart, der 

mit der gerade im Prozess befindlichen Novellierung der 

Sächsischen Bauordnung – das hat Ronny Wähner vorhin 

bereits gesagt – auch umgesetzt wurde. Punkt. 

Der Entwurf ist vom Kabinett am 01.06. freigegeben wor-

den und befindet sich zurzeit in der Verbändeanhörung; das 

ist auch schon gesagt worden. In der zweiten Jahreshälfte 

wird er dem Landtag zugeleitet. 

(Holger Hentschel, AfD: 

Nach der Bundestagswahl!) 

Es hat deshalb etwas länger gedauert, weil viele Dinge ge-

regelt werden sollen, die der Koalition wichtig sind. Das 

hat mit Wahlen nichts zu tun, sondern einfach mit der Fülle 

der Dinge, die in dieser Ordnung geregelt werden sollen. 

(Holger Hentschel, AfD: Weil Bundestagswahl ist! 

– Gegenruf des Abg. Sören Voigt, CDU: Deshalb 

die namentliche Abstimmung! Wahlkampf!) 

Aber so leicht sollten wir es uns nicht machen. Ich be-

gründe das jetzt mal, und vielleicht verstehen Sie es. Ich 

weiß zwar nicht, wie ich das in einfacher Sprache formu-

lieren soll, aber ich versuche es ganz einfach: Ihre Geset-

zesinitiative ist unausgegoren; denn es bleiben Dinge 

unberührt, die man den Betroffenen in einer Anhörung  

darlegen und zu der man die Meinung von denjenigen ein-

holen muss, die es berührt, zum Beispiel den Planungsver-

bänden. 

(Holger Hentschel, AfD: Wir haben schon alles 

abgestimmt; Sie waren doch auch im Ausschuss!) 

–Ja, schon, aber es geht hier in dem Gesetzentwurf um wei-

tergehende Vorsorgeabstände, die mit geklärt werden müs-

sen. Die haben Sie gar nicht geklärt. 
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(Thomas Thumm, AfD: Das Bundesbaugesetz-

buch lässt nicht mehr zu als 1 000 Meter!) 

Schon aus diesem Grund – ich wiederhole es gern – ist eine 

Anhörung zwingend notwendig. Zwingend notwendig! 

Denn mit den Abstandsregeln verbinden sich in den meis-

ten Fällen Konflikte – das wissen wir; das haben wir ja ge-

hört –, die vor einer Beschlussfassung durch den Landtag 

ausgeräumt werden müssen; das sagen uns zum Teil auch 

die Sachverständigen. Dabei setze ich immer auf die Pla-

nungsverbände, die in ihrer Arbeit damit umgehen. Das ist 

einfach so. 

Gerade Änderungen des Bezugs zur Wohnbebauung im 

Außenbereich, zu der Sie im Übrigen überhaupt keine An-

gaben machen, müssen auf einer gesicherten, nachvoll-

ziehbaren und rechtlich eindeutigen Grundlage anwendbar 

sein, und das geht mit diesem Gesetzentwurf nicht. Außer-

dem sollte auch der räumliche Bezugspunkt für die Bemes-

sung des Mindestabstandes im Sinne der Normenklarheit 

geklärt werden. 

In diesem Zusammenhang müssen wir auch über die Auf-

nahme einer Öffnungsklausel oder einer Überleitungsvor-

schrift reden. Kommen Sie nicht gleich wieder mit: Jetzt 

wollen Sie den Abstand reduzieren. 

(Holger Hentschel, AfD: 

In Thüringen ging es doch auch!) 

– Nein, es geht einfach darum, vorhandene Plangebiete von 

dieser Regelung auszunehmen. Denn warum sollen sie die 

Anlagen zurückbauen, wenn sie jetzt 750 Meter entfernt 

stehen? Solche Dinge sind einfach nicht geregelt. 

(Dr. Joachim Keiler, AfD: Müssen auch nicht!) 

Wir müssen Ausnahmeregelungen einbringen. Es gibt 

durchaus Regionen wie Leisnig, Ablaß, Mutzschen – aus 

einer solchen komme ich –, wo die Bevölkerung nichts ge-

gen kürzere Abstände in den geplanten Gebieten hat. Auch 

diese Möglichkeit muss man einräumen, wenn sich die 

Mehrheit der Bürger dafür ausspricht, weil nämlich genau 

diejenigen, die den Park repowern, dafür Voraussetzungen 

treffen, dass drei, vier Vereine in diesem Ort am Leben 

bleiben. Das ist das, was Herr Böhme gesagt hat: Wir müs-

sen Angebote machen. Es geht um Akzeptanz. 

(Jörg Dornau, AfD: Nachfragen!) 

– Können Sie gern machen. 

(Dr. Joachim Keiler, AfD: 

… ist nicht verhandelbar!) 

– Können Sie gern machen. – Generell sollten Ausnahmen 

möglich sein, gerade was die Bevölkerung der Anliegerorte 

betrifft. 

Wie Sie anhand dieser sehr wenigen Beispiele feststellen, 

bleiben mit Ihrem Vorschlag zur Änderung der Sächsischen 

Bauordnung genügend Konfliktpunkte offen, die eine 

breite Anhörung der Anwender und Planungsträger not-

wendig machen und eine Beschlussfassung regelrecht ver-

bieten. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und des 

Staatsministers Martin Dulig) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Volkmar Winkler für die SPD-Fraktion. Jetzt 

kommt Herr Dr. Weigand für die AfD-Fraktion mit einer 

zweiten Runde. 

Dr. Rolf Weigand, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege Dr. 

Gerber von den GRÜNEN, wenn es Lebenszeitverschwen-

dung ist, uns hier zuzuhören, dann geben Sie doch einfach 

ihr Mandat zurück. Damit ersparen Sie auch uns ganz viel. 

(Beifall bei der AfD) 

Ihre Maske als Demokratiefeind ist gefallen. Sie haben hier 

gerade den Beschluss des Kreistages Mittelsachsen infrage 

gestellt, mit dem wir uns ganz klar gegen Wind im Wald 

ausgesprochen haben. Wir haben uns für einen Mindestab-

stand von 1 000 Metern ausgesprochen und gesagt: Lieber 

Bund, überarbeite noch einmal die gesetzliche Regelung 

und mache eine 10H-Regelung. 

(Zuruf der Abg. Antonia Mertsching, DIE LINKE) 

Gegen das haben Sie sich ausgesprochen. Sie von den 

GRÜNEN sind die Feinde der Demokratie. 

(Zuruf der Abg. Dr. Daniel Gerber, 

BÜNDNISGRÜNE, und 

Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Herr Kollege Wähner von der CDU, Sie haben gerade in 

Ihrer Begründung gesagt, der Antrag habe inhaltliche Män-

gel. Jetzt arbeiten wir uns mal durch diese drei Sätze hin-

durch: Nutzung der Windenergie in einem Mindestabstand 

von 1 000 Metern zu Wohngebäuden. Wo sind da die in-

haltliche Mängel und Probleme? Sie kommen ja aus dem 

Erzgebirge und sind Abgeordneter vor Ort. Dort gibt es ei-

nen Planungsverband Region Chemnitz. Ich bin dort Ver-

bandsrat. Wenn Sie Zeitung lesen würden, hätten Sie es 

mitbekommen: Wir als Planungsverband haben am 01.07. 

– und damit ist eine Stellungnahme da – einen ganz klaren 

Beschluss gefasst. Der Planungsverband Region Chemnitz 

spricht sich ausdrücklich für einen Mindestabstand von 

1 000 Metern bis zur nächstgelegenen Wohnbebauung un-

abhängig – jetzt kommt das Wichtige – unabhängig von der 

Anzahl der Wohneinheiten aus. Ist dort durchgegangen, das 

ist beschlossene Sache. 

(Beifall bei der AfD) 

Im Referentenentwurf – das sagen Sie dem Bürger nicht – 

steht nämlich drin: 1 000 Meter Mindestabstand zur Wohn-

bebauung – und jetzt kommt es – von mindestens drei 

Wohneinheiten. Sie lassen sich von den GRÜNEN durch 

die Manege ziehen. Da geht es nämlich los: Ist da ein Haus, 

wohnen da auch drei Parteien drin? Oh, das tut uns leid, es 

ist nur eine Partei drin, da kommen wir auf 750 Meter ran, 

gar kein Problem. Das ist typische CDU-Politik. Ich zitiere 

nur Ihre Kanzlerin. Man kann sich nur darauf verlassen, 
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dass das, was vor den Wahlen gesagt wird, auch wirklich 

nach den Wahlen nicht gilt. Das ist genau die CDU-Lügen-

politik, die wir seit 30 Jahren hier in diesem Land erleben. 

(Beifall bei der AfD) 

Deswegen haben Sie jetzt die Möglichkeit, einen ganz kla-

ren Beschluss zu fassen, und da können wir – Herr Kollege 

von der SPD – noch darüber diskutieren, ob da der Satzteil 

fehlt „Mitte des Mastfußes“; da können wir über die 5 oder 

10 Meter Durchmesser diskutieren. Das Wichtige ist, es 

müssen 1 000 Meter sein, und auch beim Repowering. Ich 

habe bei mir Windkraftanlagen um die Ecke 450 Meter von 

der Wohnbebauung weg, 98 Meter hoch. Wenn das 

repowert wird auf 250 Meter, das wollen die Leute nicht, 

und an deren Seite stehen wir als AfD. Wir wollen den Min-

destabstand von 1 000 Metern und zukünftig natürlich 

auch die 10H-Regelung. Aber um den Mindestabstand end-

lich hineinzuschreiben und Planungssicherheit gegen den 

Wildwuchs in Sachsen zu haben, bitten wir um Zustim-

mung zu unserem Gesetzentwurf. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Herr Dr. Weigand für die AfD-Fraktion. Ich sehe 

jetzt an Mikrofon 4 Herrn Wähner, vermutlich mit einer 

Kurzintervention. Bitte schön. 

Ronny Wähner, CDU: Frau Präsidentin, genau. Das, was 

Herr Dr. Weigand jetzt ausgeführt hat, hat noch einmal 

deutlich gemacht, wie notwendig es gewesen wäre, diesen 

Gesetzentwurf im entsprechenden Fachausschuss anzuhö-

ren, um sich im Detail damit auseinanderzusetzen. Dazu 

dient nicht das Plenum hier. Das Problem wäre ja nur für 

die AfD gewesen, der populistische Antrag wäre heute 

nicht zur Beschlussfassung im Plenum gekommen und 

man hätte keine namentliche Abstimmung gemacht, um 

dann irgendwelche politische Arbeit vor Ort machen zu 

können, sondern man hätte lieber einmal in die Sacharbeit 

investieren sollen, so wie es mit unserem Referentenent-

wurf zur Veränderung der Sächsischen Bauordnung auf 

Regierungsseite erfolgt; er ist im Geschäftsgang. Entspre-

chend wird auch die gesetzliche Regelung dann in gesetz-

licher Qualität kommen. – Danke. 

(Beifall bei der CDU und  

den BÜNDNISGRÜNEN) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Herr Dr. Weigand, bitte. 

Dr. Rolf Weigand, AfD: Vielen Dank, Frau Präsidentin. 

Herr Wähner, ich habe jetzt wirklich daran gedacht „Dusch 

mich, aber mach mich nicht nass“. Es ist wieder typisches 

Um-den-heißen-Brei-Herumreden von der CDU. Es ist 

doch ganz klar. Ihren Referentenentwurf habe ich gerade 

zitiert. Mit dem Referentenentwurf weichen Sie schon den 

Koalitionsvertrag auf; in dem steht nämlich drin: Drei 

Wohneinheiten müssen es mindestens sein. Und wir wollen 

genau das maximal Mögliche aktuell ausreizen. Wir wollen 

nicht diesen Eiertanz. Wir wollen nicht den Wildwuchs und 

wir wollen Klarheit für die Bevölkerung vor der Bundes-

tagswahl. Deswegen wollen wir diese 1 000 Meter hinein-

schreiben. 

Hören Sie auf, um den heißen Brei herumzureden und zu  

-tanzen! Machen Sie das, was die Leute auch im Erzge-

birge von Ihnen erwarten: Stimmen Sie dem Gesetzentwurf 

zu! 

(Beifall bei der AfD –  

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Sie  

wissen, was die Leute erwarten? –  

Dr. Rolf Weigand, AfD:  

Wir reden mit den Menschen! –  

Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Aha, Sie reden mit den Menschen?!) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war die Reaktion auf die Kurzintervention. Gibt es sei-

tens der Fraktionen weiteren Gesprächsbedarf? – Das sehe 

ich nicht. Dann könnte die Staatsregierung sprechen. – 

Herr Staatsminister Schmidt, bitte. 

Thomas Schmidt, Staatsminister für Regionalentwick-

lung: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Der letzte Auftritt von Dr. Weigand hat deutlich 

gemacht, worum es ging, warum keine Anhörung beantragt 

wurde. Er hat gerade gesagt, wir wollten es vor der Bun-

destagswahl noch im Plenum haben. 

(Dr. Rolf Weigand, AfD: Planungssicherheit!) 

– Sie haben jetzt gerade gesagt, wir wollten es vor der Bun-

destagswahl noch ins Plenum haben. 

(Dr. Rolf Weigand, AfD: Planungssicherheit habe 

ich gesagt, wir können ins Protokoll schauen!) 

Damit ging es hier ganz klar nicht um irgendwelche gesetz-

lichen Veränderungen als eine durchdachte Lösung – sonst 

hätte es nämlich eine Anhörung geben müssen –, sondern 

es ging um reinen Wahlkampf. Die Bauordnung ist ein ext-

rem komplexes Gesetzeswerk. Herr Gerber und andere 

Kollegen haben darauf hingewiesen, dass hier in vielerlei 

Hinsicht eine ganze Menge an Änderungsbedarf besteht. 

Bestimmte Freistellungen sollen geregelt werden, es soll 

der Holzbau vereinfacht werden, es soll auch das Aufstel-

len von Ladesäulen für die Elektromobilität vereinfacht 

werden, es soll die Digitalisierung der Bauverwaltung er-

möglicht werden usw. usf. 

Sie haben einen einzigen Punkt aus dieser Bauordnung her-

ausgenommen und das als Gesetzentwurf hier eingebracht. 

Das ist ja schon peinlich, ich habe selten so etwas in dieser 

Schlichtheit eines Gesetzentwurfes erlebt. Deshalb ist es 

völlig überflüssig, dass er hier abgestimmt wird. Sie haben 

auch gesagt, dass die Planungsverbände – Sie sind ja selbst 

Verbandsrat im Planungsverband – es bereits geregelt ha-

ben. Warum musste das denn jetzt durchgedrückt werden, 

wenn Sie es in Ihrem eigenen Planungsverband bereits ge-

regelt haben? 
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Das Kabinett hat – wie viele schon darauf hingewiesen ha-

ben – am 1. Juni den Gesetzentwurf zur Anhörung freige-

geben. Wir werten diese jetzt aus und werden dort noch 

Änderungsbedarfe einbringen und ihn dann in den Sächsi-

schen Landtag einbringen. 

(Dr. Rolf Weigand, AfD, steht am Mikrofon.) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Herr Staatsminister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Thomas Schmidt, Staatsminister für Regionalentwick-

lung: Nein, ich gestatte keine Zwischenfrage. – Dann kön-

nen auch hier im parlamentarischen Verfahren weitere 

Änderungen vorgenommen werden. Ich halte den Antrag 

deshalb für überflüssig und empfehle, der Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses zu folgen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und  

den BÜNDNISGRÜNEN –  

Dr. Rolf Weigand, AfD,  

begehrt eine Kurzintervention.) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Vielen Dank, Herr Staatsminister Schmidt. – Herr Wei-

gand, wenn Sie jetzt noch mal kurzintervenieren wollen, 

muss ich leider sagen: Das wird nichts mehr, Sie hatten 

schon zwei zu diesem Tagesordnungspunkt. 

(Sören Voigt, CDU: Wir zählen mit!) 

– Wir zählen mit, genauso ist es. 

Wir könnten jetzt, meine Damen und Herren, zur Abstim-

mung über den Gesetzentwurf kommen. Aufgerufen ist das 

Gesetz zur Änderung der Sächsischen Bauordnung mit der 

Drucksachennummer 7/6705, ein Gesetzentwurf der Frak-

tion AfD. Meine Damen und Herren, da der Ausschuss  

Ablehnung empfohlen hat, ist die Grundlage für die Ab-

stimmung der Gesetzentwurf. 

Es liegen keine Änderungsanträge vor und wir können jetzt 

entweder artikelweise abstimmen oder wie vorhin schon 

im Block. Die Frage ist, ob Sie damit einverstanden wären, 

wenn wir im Block abstimmen. – Dann stimmen wir jetzt 

über die Überschrift, Artikel 1 und Artikel 2 ab. Wer dem 

die Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzeichen. – 

Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? – Danke schön. Die 

Stimmenthaltungen? – Bei Stimmen dafür und einer Mehr-

heit dagegen ist der ersten Abstimmung so nicht entspro-

chen und wir verfahren jetzt genauso wie vorhin. 

Ich möchte aber trotzdem fürs Protokoll noch einmal mit-

teilen, dass sämtliche Teile des Gesetzentwurfs abgelehnt 

wurden, und trotzdem findet jetzt eine Schlussabstimmung 

statt, die tatsächlich durch die AfD auch als namentliche 

Abstimmung beantragt worden ist. Wir verfahren nach 

§ 105 Abs. 1 der Geschäftsordnung; das ist Ihnen bekannt. 

Wir steigen jetzt – weil ich dagegen keinen Widerspruch 

sehe – wieder in das übliche Verfahren von vorhin ein und 

ich übergebe das Wort an meinen Schriftführer Frank Rich-

ter, der durch die Abstimmung führt. Bitte schön. 

Frank Richter, SPD: Vielen Dank, Frau Präsidentin. Dank 

des Antrags der AfD habe ich die große Freude, alle Ihre 

schönen Namen heute schon zum zweiten Mal verlesen zu 

dürfen. 

(Beifall bei der AfD) 

Wir beginnen mit dem Buchstaben B wie Bau. 

(Namentliche Abstimmung –  

Ergebnis siehe Anlage 2) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: Be-

findet sich jemand im Saal dessen oder deren Name nicht 

aufgerufen worden ist? – Das kann ich nicht sehen oder hö-

ren. Daher wäre es schön, wenn Sie beginnen würden zu 

zählen. 

(Kurze Unterbrechung) 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir können weiterma-

chen, es gibt ein Ergebnis. Mit Ja haben 32 Abgeordnete 

gestimmt, mit Nein 73. Enthalten hat sich niemand. 14 Ab-

geordnete haben nicht an der Abstimmung teilgenommen. 

Damit ist der Entwurf als Gesetz nicht beschlossen und der 

Tagesordnungspunkt beendet. 

Wir kommen zu 

Tagesordnungspunkt 9 

Kindertageseinrichtungen und Schulen mit besonderen  

Bedarfen gezielt unterstützen – Sozialindex erarbeiten 

Drucksache 7/7097, Antrag der Fraktionen CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD 

Hierzu können die Fraktionen wie folgt Stellung nehmen: 

CDU, BÜNDNISGRÜNE, SPD, AfD, DIE LINKE und die 

Staatsregierung, wenn gewünscht. Ich bitte jetzt Herrn 

Kollegen Holger Gasse für die einreichenden Fraktionen 

als Erstes ans Rednerpult. 

(Präsidentenwechsel) 

Holger Gasse, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 

Damen und Herren Abgeordneten! Jeder soll unabhängig 

von sozialer Herkunft die gleiche Chance auf gute Bildung 

bekommen. Genau darum geht es in unserem Antrag. 

Kaum jemand würde der Wichtigkeit dieses Anliegens 

heute widersprechen, und ich spreche wirklich sehr gern zu 

diesem Antrag. Der Grund dafür ist unter anderem, dass er 
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viel mit meinem eigenen Weg in die Politik und der Ursa-

che meines politischen Tuns zu tun hat. 

Sozialräume verändern sich, und wenn eine Kommune 

nicht rechtzeitig gegensteuert, können daraus Brennpunkte 

mit Schulen werden, die in der Schülerschaft und den da-

zugehörigen Elternhäusern multiple Problemlagen verei-

nen. 1992, kurz nach der Wende, habe ich mein eigenes 

kleines gastronomisches Unternehmen im Leipziger Osten 

eröffnet. Zu der Zeit hätte ich mir nie träumen lassen, dass 

sich der mich umgebende Sozialraum innerhalb von weni-

gen Jahren so verändern wird. Er hat sich von einem stabi-

len wirtschaftlichen Umfeld in einen sozialen Brennpunkt 

mit den entsprechenden Begleiterscheinungen gewandelt, 

beginnend mit Wohnungsleerstand, Kaufkraftverlust, 

Schließung vieler etablierter Geschäfte, Anstieg der Ar-

beitslosigkeit, Anstieg der Bevölkerung mit Migrationshin-

tergrund bis hin zur Schließung aller Gymnasien im 

näheren Umfeld. Eine der Begründungen war damals: Es 

gibt einfach zu wenige Schüler, die im Sozialraum eine 

gymnasiale Bildungsempfehlung erhalten. 

Vor allem dann, wenn das eigene Unternehmen von den 

Folgewirkungen betroffen ist, denkt man in so einer Phase 

besonders intensiv darüber nach, wie man den Istzustand 

positiv beeinflussen und welchen Beitrag man persönlich 

zu einer Trendwende leisten kann. So begann mein politi-

sches Engagement. 2004 wurde ich in den Stadtrat gewählt, 

und ich bin wirklich stolz, dass ich bis 2014 einen kleinen 

Beitrag zur Stabilisierung der schon erkennbaren 

Trendumkehr leisten konnte. 

Aber warum sage ich Ihnen das so ausführlich? Weil eine 

sozialräumliche Entwicklung auch viel mit vorhandenen 

Bildungsangeboten und deren Qualität zu tun hat. In mo-

dernen Gesellschaften wie der unseren nimmt das Bil-

dungssystem eine Schlüsselrolle ein. Es ist die wichtigste 

Schaltstelle für den zukünftigen sozialen Status eines Men-

schen. Es legt den Grundstein dafür, welche beruflichen 

Positionen, welche Einkommensperspektiven und welches 

Maß an sozialer Sicherung ein Mensch im Verlauf seines 

Lebens erreichen kann. Dabei ist es wichtig, dass wir ein 

breit gefächertes, also ein differenziertes Bildungssystem 

mit verschiedenen Bildungsgängen bereithalten. Es soll 

den Kindern und Jugendlichen entsprechend ihrer Neigun-

gen und Fähigkeiten sehr unterschiedliche Möglichkeiten 

für den weiteren Bildungs- und Lebensweg eröffnen. 

Dennoch oder gerade deshalb ist es in den ersten Jahren der 

Kindheit wichtig, dass das Aufwachsen von Kindern nicht 

durch Unterschiede bestimmt wird. Deshalb versuchen wir, 

ihnen die gleichen Ausgangspositionen zu verschaffen. Sie 

sollen die gleichen Chancen bekommen, ihre Neigungen 

und Fähigkeiten zu entwickeln, und gleiche Chancen brau-

chen wir bei so vielen grundlegenden Dingen. Ich denke da 

zum Beispiel an die Gesundheit, die Freizeitgestaltung o-

der auch das Wohlbefinden, die Ernährung nicht zu verges-

sen und vor allem die Bildung. 

Idealerweise dürfte es zwischen sozialen Herkunftsbedin-

gungen und dem Bildungserfolg möglichst keinen Zusam-

menhang geben. Andererseits sollte es jedoch zwischen 

Bildungserfolg auf der einen Seite und einem Beruf einen 

möglichst engen Zusammenhang geben. Wenn genau diese 

beiden Fälle eintreten, hätten wir Chancengleichheit im 

Sinne von Leistungsgerechtigkeit erreicht. 

Hinsichtlich der Bildungschancen macht es leider sehr oft 

einen Unterschied, in welchem Sozialraum sich die Kita, 

die Schule befindet, in der die Kinder betreut werden. Im 

Leipziger Osten gab es zum damaligen Zeitpunkt kein 

Gymnasium mehr. Das hat dazu geführt, dass sich Fami-

lien, die ihren Kindern alle Möglichkeiten offenhalten 

wollten, für andere Wohnorte entschieden haben. Genau 

das zu ändern, war mir damals ein wichtiges Anliegen. 

Auch wenn momentan – endlich, möchte ich sagen – der 

Rohbau eines Gymnasiums im Leipziger Osten in die Höhe 

wächst, brauchen die Kinder in allen Schularten des Sozi-

alraums gleichwertige Lebens- und Lernbedingungen, 

sonst passiert es wieder, dass sich Eltern für einen anderen 

Schulbezirk entscheiden. 

Hinzu kommt: Es ist auch verdammt schwer, gute Lehre-

rinnen und Lehrer in ausreichender Zahl für Schulen zu fin-

den, deren vorherrschende Lehr- und Lernbedingungen als 

– um es einmal vorsichtig zu formulieren – suboptimal ein-

geschätzt werden. So gehört es zu unseren Aufgaben als 

Gesetzgeber, Fehler in der Stadtentwicklung, wie sie bei-

spielsweise im Osten meiner Heimatstadt begangen wur-

den, wieder auszugleichen. Die Kinder können sich nicht 

heraussuchen, in welchem Umfeld sie aufwachsen, und das 

kann vor allem in Großstädten durchaus auch ein problem-

behaftetes sein. 

Wir dürfen nicht vergessen, dass die Kindertagesstätten 

und Schulen neben der Familie die wichtigsten Lern- und 

Sozialisierungsräume unserer Kinder sind, und dort müs-

sen sie neben den Bildungsangeboten, die wir machen, 

auch gezielt unterstützt und, wenn nötig, auch individuell 

gefördert werden. Nur so können wir die persönlichen und 

die sozialen Kompetenzen unserer Kinder stärken. So  

können wir die Chancengleichheit gegenüber den Kindern 

herstellen, die in Einrichtungen mit homogenen Kinder-

gruppen bzw. Schulklassen betreut oder unterrichtet wer-

den. 

Abhängig vom Standort der Kita oder der Schule sind die 

Herausforderungen in Bildung und Erziehung unterschied-

lich groß. Schulen mit einer heterogenen Schülerschaft und 

komplexen Problemlagen benötigen entsprechend mehr 

Unterstützung als andere Schulen. Schließlich wollen wir 

möglichst alle Schüler zu einem erfolgreichen Schulab-

schluss führen. Dafür benötigen sie das Zusammenwirken 

von Akteuren unterschiedlicher Professionen. Die Pädago-

gen benötigen mehr Zeit für Elternarbeit, Teamsitzung und 

Fortbildung, und unser Antrag hat zum Ziel, dass die be-

sonderen Bedarfe und sozialen Herausforderungen bei der 

Ressourcenausstattung und Förderung stärker berücksich-

tigt werden sollen. 

Durch pauschale Zuwendungen in diesem Bereich werden 

wir dieses Ziel nicht erreichen. Deshalb wollen wir sozial-

räumlich differenziert auf dieses Problem reagieren, um zu 
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ermitteln, welche konkreten Bedarfe bestehen. Grundsätz-

lich ist es so, dass die Verantwortlichen vor Ort immer 

selbst am besten wissen, wo die Säge klemmt. Deshalb 

wollen wir die Sächsische Staatsregierung beauftragen, ein 

Modell für die sozialindexbasierte Ressourcensteuerung 

für die Bereiche Kita und Schule zu erarbeiten. Dabei soll 

sie ganz ausdrücklich auf die Erfahrungen und Erkennt-

nisse aus der Praxis vor Ort zurückgreifen. Um das Instru-

ment zielgerichtet einsetzen zu können, brauchen wir 

zunächst objektive Kriterien, auf deren Grundlage wir die 

besonderen Bedarfe vor Ort feststellen können. Außerdem 

möchten wir wissen, welche Überschneidungen es hin-

sichtlich der bereits teilnehmenden Einrichtungen und den 

bereits bestehenden bzw. laufenden Programmen und Pro-

jekten gibt. Danach wollen wir entscheiden, welche Res-

sourcen notwendig sind und wie wir die Zuweisungen 

regeln wollen. Zielstellung ist es, diese besonderen Bedarfe 

durch eine Erhöhung der Ressourcen für diese Schulen und 

Kitas auszugleichen. 

Sie sehen also, meine Damen und Herren, wir arbeiten kon-

zentriert am Thema Chancengleichheit in der Bildung, und 

deshalb bitte ich Sie auch um Zustimmung für unseren An-

trag. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Kollege Holger Gasse 

sprach für die CDU-Fraktion. Auf ihn folgt jetzt Frau Kol-

legin Melcher, BÜNDNISGRÜNE. 

Christin Melcher, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir wol-

len kein Kind zurücklassen und das individuelle Erreichen 

bester Bildungserfolge ermöglichen. So haben wir das als 

zentrales Ziel unserer Bildungspolitik im Koalitionsvertrag 

festgehalten. Gute Kitas und Schulen sind ein Schlüssel, 

um Bildungsbenachteiligung auszugleichen, Kinder indivi-

duell zu fördern sowie Lern- und Bildungserfolge zu si-

chern. Was aber brauchen Bildungseinrichtungen, um 

dieses Ziel zu erreichen? Was braucht gute Kita und gute 

Schule? 

Natürlich, es braucht zunächst qualifiziertes Personal in 

ausreichender Zahl. Längst ist klar, dabei geht es nicht nur 

allein um Erzieherinnen, Erzieher und Lehrkräfte, es 

braucht unterschiedliche Professionen, wenn wir Schule 

tatsächlich als Lebens- und nicht nur als Lernort wahr- und 

ernst nehmen wollen. Dies hat zuletzt die Corona-Pande-

mie auch noch einmal deutlich unterstrichen. Ähnliches 

gilt für die Kita. Sie sind Orte frühkindlicher Bildung und 

nicht nur reine Betreuungseinrichtungen. Wir sind uns 

nicht erst seit Corona darin einig, dass wir multiprofessio-

nelle Teams in Kitas und Schulen brauchen. Wir haben im 

Schulgesetz verankert, dass an jeder Oberschule Schulso-

zialarbeit stattfindet. Praxisberaterinnen und Berufsein-

stiegsbegleiter gehören vielerorts ebenso zum Kollegium 

wie Inklusionsassistenten oder Fellows aus dem Programm 

Teach First. Und das ist auch gut so. 

Unbenommen einer notwendigen Grundausstattung, wenn 

man so will, gibt es jedoch Kitas und Schulen, die beson-

dere Herausforderungen meistern müssen. Diese resultie-

ren daraus, dass überdurchschnittlich viele Schülerinnen 

und Schüler Schwierigkeiten haben, beispielsweise dem 

Unterricht zu folgen, oder daraus, dass es an Motivation 

und Unterstützung mangelt, oder daraus, dass die Zusam-

menarbeit mit den Eltern erschwert ist. An manchen Kitas 

und Schulen kommt da einiges zusammen. 

Kita ist nicht gleich Kita und Schule ist nicht gleich Schule, 

nicht innerhalb Sachsens, nicht innerhalb eines Landkrei-

ses, nicht einmal innerhalb eines Stadtteils in Leipzig oder 

Dresden. Viel hängt davon ab, wo die Einrichtung steht und 

vor allem, wer sie besucht. Um gute Arbeit zu leisten, brau-

chen Kitas und Schulen gezielte Unterstützung, wenn sie 

mit besonderen Herausforderungen konfrontiert sind. Das 

ist ein Gebot der Bildungs- und Chancengerechtigkeit. Un-

gleiches darf und sollte auch ungleich behandelt werden, 

liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Genau hier setzt unser Antrag an. Wir wollen einen Sozial-

index für Kitas und Schulen. Wir wollen wissen, welche 

Kitas in einem schwierigen sozialen Umfeld agieren. Wir 

wollen wissen, wo besonders viele Sprachauffälligkeiten 

diagnostiziert werden. Wir wollen auch wissen, wo beson-

ders viele Schülerinnen und Schüler die Schule ohne Ab-

schluss verlassen und wo Kinder und Jugendliche zur 

Schule gehen, deren Herkunftssprache nicht oder nicht 

ausschließlich Deutsch ist. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen mit dem  

Sozialindex kein Label drucken. Es geht nicht darum, ein-

zelne Einrichtungen zu brandmarken. Ein Sozialindex darf 

keine Stigmatisierung sein. Vielmehr wollen wir die evi-

denzbasierte Zuweisung von Ressourcen ermöglichen. Der 

Sozialindex ist ein Instrument, das Transparenz schafft und 

damit helfen kann, politische Entscheidungen zu legitimie-

ren. Im Idealfall ermöglicht er nicht nur eine datenge-

schützte, bedarfsgerechtere Ressourcenzuweisung, son-

dern ist Anstoß für Qualitäts- und Schulentwicklung. 

Als BÜNDNISGRÜNE sprechen wir deshalb auch von ei-

nem Bildungsbonus, so wie es etwa auch in Schleswig-

Holstein getan wird. So ein Sozialindex muss klug ge-

strickt sein. Wir brauchen dazu zwingend das Know-how 

der kommunalen Familie. Eine kommunale Sozial- und 

Bildungsberichterstattung ist längst nicht überall etabliert. 

Im Zuge des Bundesprogrammes „Lernen vor Ort“ wurde 

in Leipzig und Dresden ein kommunales Bildungsmanage-

ment aufgebaut, ebenso das Görlitzer Modell. Letzteres lie-

fert unter anderem ein Bildungsmonitoring in der 

Landkreisverwaltung als datenbasiertes Planungs- und 

Steuerungsinstrument für eine integrierte Bildungspla-

nung. Das ist es, was wir brauchen. Es wird bei der Erstel-

lung des Sozialindex zu prüfen sein, welche Daten zum 

sozialräumlichen Umfeld der Einrichtung und zu den Kitas 

und Schulen selbst überhaupt vorliegen. Es wird auch zu 

prüfen sein, welche Daten relevant sind, um besondere Be-

darfe abzuleiten. 
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Hilfreich dürfte dabei neben den kommunalen Erfahrungen 

auch die Auswertung der vorhandenen Programme sein.  

So werden beispielsweise Sozialassistentinnen und  

-assistenten vorrangig dort eingesetzt, wo inklusiv unter-

richtet wird, es aber keine Inklusionsassistenten gibt oder 

an der Oberschule, wo viele Schülerinnen und Schüler den 

Hauptschulbildungsgang besuchen. Darüber hinaus hilft es 

aber auch, über den Tellerrand hinauszuschauen. Deshalb 

ist es uns in dem Antrag wichtig, in andere Bundesländer 

zu schauen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich sagte bereits, ein So-

zialindex ist ein Instrument. Es wird jedoch nicht alle Prob-

leme und Bildungsungerechtigkeiten lösen können. Zum 

einen sind die Ressourcen begrenzt. Mit der Erstellung ei-

nes Sozialindex ist längst nicht entschieden, welche Res-

sourcen überhaupt danach zugewiesen werden sollen. Klar 

ist, wir wollen niemandem etwas wegnehmen, um es an an-

derer Stelle einzusetzen. Wohl aber kann ein Sozialindex 

handlungsleitend sein, wenn es um die Verteilung zusätzli-

cher Ressourcen geht. Zum anderen führt ein Sozialindex 

nicht automatisch zu mehr Chancengerechtigkeit. Es gibt 

Bildungseinrichtungen, deren Problemlage sich nicht 

durch ein Mehr an Ressourcen lindern lässt. Die Losung 

„Viel hilft viel“ oder auch mehr vom immer Gleichen ist 

nicht immer eine Lösung. 

Bremen etwa nutzt den Sozialindex, um zu entscheiden, wo 

eine Ganztagsschule entstehen soll. Schleswig-Holstein 

stärkt seine Perspektivschulen durch vermehrte Fortbil-

dungs- und Beratungsangebote sowie Netzwerkarbeit. Mit 

einem eigenen Budget könnten Perspektivschulen zusätz-

lich Personal ebenso finanzieren wie die Vernetzung im 

Quartier. Grundlage ist dafür eine schriftliche Vereinba-

rung samt gesamtschulischem Umsetzungskonzept. Ähn-

lich handhabt es Berlin mit seinem Bonusprogramm. 

Die Frage, in welchem Umfang und in welcher Form Kitas 

und Schulen mit besonderen Bedarfen unterstützt werden, 

ist also eine offene. Ich wünsche mir, dass wir sowohl bei 

der Erstellung eines Sozialindex klug und kreativ agieren 

als auch in dem strategischen Umgang damit. Dann kann 

ein Sozialindex tatsächlich ein Bildungsbonus sein und ein 

Paradigmenwechsel. Ich bitte um Zustimmung zu unserem 

Antrag. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, 

der SPD und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Auf Frau Kollegin  

Melcher, BÜNDNISGRÜNE, folgt jetzt für die SPD- 

Fraktion Frau Kollegin Friedel. 

Sabine Friedel, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident. Ich 

will die schon umfangreiche Vorstellung meiner Vorredne-

rinnen und Vorredner noch um einen Aspekt ergänzen. Der 

Sozialindex wird oft unter der Überschrift gefasst: Unglei-

ches ungleich behandeln. Meiner Meinung nach klingt 

diese Überschrift manchmal etwas unglücklich, da schon 

allein das Wort oder die Vorsilbe „un“ etwas Negatives im-

pliziert. 

Das, worum es eigentlich geht, lässt sich besser in den Satz 

fassen: Wer besondere Hilfe braucht, der soll auch beson-

dere Hilfe bekommen. Das ist der Kern des Anliegens. Wir 

haben uns in den letzten Jahren sowohl in den Kitas als 

auch in den Schulen enorm auf den Weg gemacht, was die 

Ausstattung dieser Bildungseinrichtungen und die Bildung 

von multiprofessionellen Teams angeht. 

Der erste Schritt, den wir schon vor langer Zeit gegangen 

sind – damals war noch Kollege Patrick Schreiber bei der 

CDU dabei –, war die Schulsozialarbeit, die erste Vervoll-

ständigung des Teams an Schulen um eine weitere Profes-

sion. Ich erinnere mich noch sehr gut, wie es früher 

durchaus von den Schulen als skeptisch gesehen worden 

ist, wenn andere als Lehrkräfte in die Schule kommen und 

den Ablauf stören. Mittlerweile sind wir deutlich weiter 

und haben an allen Bildungseinrichtungen den Wunsch und 

das große Verlangen nach Multiprofessionalität, danach, 

dass neben Lehrkräften, Erzieherinnen und Erziehern auch 

andere unterwegs sind – ganz gleich, ob das Schulsozialar-

beiter, Schulassistenten, Praxisberater und Ähnliches sind. 

Das, was der Sozialindex leisten soll, ist: Er soll auf diesem 

breiten Fundament, was wir bis jetzt schon geschaffen ha-

ben, aufsatteln. Es geht nicht darum zu sagen, dass nur die 

Schule im sozialen Brennpunkt einen Praxisberater erhält. 

Nein, da haben wir einen Standard gemacht. An jeder 

Oberschule ist die Praxisberatung ganz klar Teil des Pro-

fils, an jeder Oberschule ist die Schulsozialarbeit ganz klar 

Teil des Standards. Der Sozialindex soll uns dabei helfen, 

die Quantität, die zusätzlichen Ressourcen an der einen  

oder anderen Stelle zu bestimmen. Ich denke, das wird sich 

nicht nur auf die Assistenzsysteme fokussieren, sondern 

wir müssen auch den Mut haben, darüber zu reden, ob 

Lehrerressourcen im Ergänzungsbereich, wenn er zu 

100 % ausgereicht wird, danach auch folgen und an beson-

deren Schulen zu 120 oder 130 % zur Verfügung stehen. 

Solche Sozialindizes sind nichts Neues. Wir müssen das 

Rad nicht neu erfinden. Deshalb bin ich sehr zuversicht-

lich, dass die doch recht sportlich gesetzten Fristen im An-

trag gehalten werden. Frau Kollegin Melcher hatte bereits 

zwei Beispiele genannt: Bremen und Schleswig-Holstein. 

Nordrhein-Westfalen hat inzwischen den Start nach Sozial-

index vollzogen, und in Hamburg, wo das Modell schon 

sehr lange existiert, gibt es zum Beispiel auch den Weg zu 

sagen: Es geht nicht nur um Ressourcen, es geht auch um 

die Beurteilung von Bildungserfolgen. 

In Hamburg werden Schulen im Vergleichstest unter-

schiedlich beurteilt, je nachdem, wie ihre Ausgangsposi-

tion ist. Dort werden Bildungserfolge unterschiedlich 

gemessen, um Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu 

behandeln und besondere Hilfe dorthin zu bringen, wo sie 

besonders gebraucht wird. Wenn wir in Sachsen den Ein-

stieg auch schaffen, dann freue ich mich sehr. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Als Nächstes spricht für 

die AfD-Fraktion Herr Dr. Weigand. 
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Dr. Rolf Weigand, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Gasse, Sie 

haben das sehr schön beschrieben, und ich nehme Ihnen 

das auch vollständig ab, dass Sie sich in Leipzig starkge-

macht haben, dass wir eine Veränderung der Sozialräume 

haben. 

Darüber, was neben der Veränderung der Staat mit an Ver-

antwortung trägt, müssen wir aber auch reden. Ich würde 

gern das Thema „Offene Konzepte in Kitas“ beleuchten, 

wo die Kinder immer mehr Freiräume bekommen und of-

fenes Konzept nur funktioniert, wenn sie genügend Erzie-

her haben. Ansonsten fallen die Kinder gerade mit 

besonderen Bedarfen völlig hinten runter. 

Wir sehen zunehmend – Sie haben es selbst gesagt –, dass 

auch in Leipzig Gymnasien verschwunden sind. Diese sind 

dann dort vier- oder fünfzügig entstanden. Das ist ein Prob-

lem der Politik in den letzten Jahren. Die Schule ist nicht 

mehr um die Ecke. Es sind zu wenige Lehrer, zu große 

Klassen. Auch das schafft Frust und Überforderung bei den 

Schülern und befeuert ein solches Problem. Wir haben das 

zunehmende Problem – – 

(Zuruf des Staatsministers Christian Piwarz) 

– Ja, Herr Piwarz, da hätte man in den Neunzigerjahren ge-

gensteuern müssen. Man hat vor 21 Jahren gesehen, wie 

die Geburtenraten hochgegangen sind. Also in Mathematik 

machen wir jetzt keine Nachhilfe. Sie können ausrechnen, 

wann ein Kind geboren wird und wann es dann in die 

Schule geht. Das kann man alles berechnen und Anreizsys-

teme schaffen. 

Wir haben zunehmend die Inklusion, wo Kinder mit beson-

deren Bedarfen hinten runterfallen. Wir haben das Problem 

der Migration in den Schulen. Das wird zum Teil totge-

schwiegen, weil ja alles so toll bunt ist in diesem Land. Wir 

haben Lehrpläne, die immer mehr mit Kompetenzinhalten 

aufgebläht werden und damit das Wesentliche runterfällt. 

Jetzt kommen Sie mit Ihrem Antrag und wollen quasi eine 

sozialindexbasierte Ressourcensteuerung. Sie wollen am 

Anfang in Teil 1 einen sehr großen Berichtsanteil. Den hät-

ten Sie sich zum Großteil auch sparen können. Ich gehe 

jetzt nicht auf alle Punkte ein. Eltern-Kind-Zentren, Kinder 

stärken, das finden Sie alles im Internet, genauso wie das 

Thema Inklusionsassistenten, Schulassistenten. Es gibt ge-

nügend Anfragen im EDAS. 

Was ich ganz spannend fand – Frau Melcher von den GRÜ-

NEN hat es bereits angesprochen –, sind die Sprachdefi-

zite. Das habe ich mit einer Kleinen Anfrage beleuchtet. 

Wir haben dann einen Antrag mit der Drucksachennummer 

7/2446 eingebracht. Als AfD haben wir gesagt, dass die 

Sprach-Kitas in Sachsen ausgebaut werden. Egal, ob sie in 

Görlitz, im Vogtland, im Erzgebirge oder in Nordsachsen 

sind. Wenn Sie sich die Zahlen anschauen, stellt man fest, 

dass ungefähr ein Drittel aller Schüler Sprachdefizite ha-

ben. Das stellen wir seit Jahren fest. Deshalb haben wir ge-

sagt, dass dieses Sprach-Kita-Programm, das es vom Bund 

gibt, bitte sachsenweit ausgebaut werden soll. Das haben 

Sie alles abgelehnt. 

Wir als AfD sehen natürlich eine Veränderung des Gesell-

schaftssystems. Aber die Frage ist: Sind denn die Schule 

und die Kita die Klinik für die Veränderung des Gesell-

schaftssystems, in dem die traditionelle Familie immer 

mehr infrage gestellt wird, in dem den Eltern in Bezug auf 

Pflege und Erziehung immer mehr über den Mund gefah-

ren wird, in dem der Lehrer keine Autorität mehr hat und 

in dem Leistung nicht gefordert, stattdessen Haltung be-

lohnt wird? 

Wir fordern Sie auf: Holen Sie die Eltern mit heran und 

fordern Sie endlich elterliche Erziehung ein! Das Problem 

ist – das ist uns auch bewusst geworden, als wir neulich die 

Ausschussreise in eine Grundschule gemacht haben –, dass 

wir überall noch ein neues Pflaster draufkleben und uns 

nicht trauen heranzugehen und zu sagen: Ihr habt auch ei-

nen Erziehungsauftrag. Liebe Eltern, das müssen wir als 

Staat auch einfordern. 

Des Weiteren müssen wir Rahmenbedingungen schaffen, 

um den am Anfang besprochenen Problemen, neben der so-

zialindexbasierten Ressourcensteuerung, von vornherein 

gegenzusteuern. Es braucht eine Land-Erzieher-Quote, um 

den Erziehermangel im ländlichen Raum zu bekämpfen 

und den Personalschlüssel herunterzusetzen. Dort kann ich 

individuell auf die Kinder eingehen, genau unten, wo ich 

das Fundament baue, und die Kinder individuell betreuen. 

Dann benötige ich im Nachgang in der Schule viel weniger 

Schulassistenten und irgendwelche anderen Begleiter, 

wenn ich es unten vernünftig anpacke. 

Das Zweite ist zu überlegen, ob diese offenen Konzepte 

wirklich funktionieren. Wir als AfD sehen das sehr kritisch. 

Das wird den Kindern nicht gerecht. 

Die dritte Sache ist – und das ist die Politik der letzten 

30 Jahre –, effektiv die Lehrer im Land zu halten, dort wie-

der die Schule um die Ecke mit kurzen Schulwegen zu be-

kommen, mit kleinen Klassen, wo ein Lehrer nicht vor 

28 Schülern sitzt, sondern vor einer 15 Mann starken 

Klasse. Darauf kann man viel individueller eingehen, und 

ich brauche den Schulbegleiter auch nicht, der hinten in der 

Ecke sitzt und auf das eine Kind, das etwas stört, mit ein-

geht – und das mehrgliedrige Schulsystem – immer wieder 

kommt diese Forderung genau auch aus der grünen Ecke – 

mit der Gemeinschaftsschule. Dort passt Ihr Slogan nicht: 

Ungleiches ungleich behandeln; denn mit der Gemein-

schaftsschule wollen Sie ja alle Schüler, egal welcher Leis-

tungsstärke, zusammenpacken und es irgendwie wegnivel-

lieren. Dieser Inklusion, die Züge annimmt, die gefährlich 

sind, stellen wir uns entgegen. Wir haben ein gutes mehr-

gliedriges Schulsystem. Das müssen wir erhalten. Wenn 

wir diese Punkte anpacken, dann können wir die Kinder 

optimal fördern. Wir können die Lehrer und Erzieher un-

terstützen, und da braucht es viele Teile Ihres Antrages 

nicht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 
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Präsident Dr. Matthias Rößler: Jetzt sehe ich eine 

Kurzintervention auf diesen Redebeitrag von Herrn 

Dr. Weigand. Bitte, Herr Kollege Richter. 

Frank Richter, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident. Nur ein 

kurzer Hinweis. Herr Dr. Weigand, es wäre wünschens-

wert, dass Sie zur Kenntnis nehmen, dass die Frage des ge-

meinsamen Lernens und folglich auch der Idee einer 

Gemeinschaftsschule aus einer Volksinitiative entstanden 

ist. Sie legen ja sonst großen Wert darauf, sehr nah an den 

Bürgerinnen und Bürgern zu sein. Hier sind wir ja als Frak-

tion, die das unterstützt hat, einer Volksinitiative gefolgt. 

Das sollten Sie in Ihre Gedankenwelt einbeziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war die Kurzinter-

vention. Jetzt kommt die Reaktion von Herrn Dr. Weigand. 

Dr. Rolf Weigand, AfD: Vielen Dank, Herr Präsident. 

Herr Kollege Richter, das weiß ich, das war eine Volksini-

tiative von den LINKEN, den GRÜNEN und der SPD. 

(Sabine Friedel, SPD: Volksinitiative!) 

Es war eine Volksinitiative, die Sie besonders unterstützt, 

mit GEW etc. beworben haben. Die Erstunterzeichner ka-

men aus diesen Parteien. Die Volksinitiative wurde zur 

Landtagswahl mit einem sehr schlechten Ergebnis abge-

straft. 

(Sabine Friedel, SPD: So ein Quatsch!) 

Wir haben uns aber diesem Anliegen gestellt und gesagt, 

dass wir als AfD das längere gemeinsame Lernen gut fin-

den. Aber wir haben auch gesagt, dass wir diesen Punkt, 

alle Schüler bis zur 10., 12. Klasse zusammenzulassen, 

nicht wollen. Wir haben Vorschläge unterbreitet, zum Bei-

spiel die technische Oberschule mit mehr Praxisbezug, bei 

der auch die schwachen Schüler abgeholt werden und der-

jenige, der in Mathematik schlecht ist, merkt, wenn ich in 

den Beruf reingehe, habe ich Interesse daran, ich habe zwei 

Hände, die funktionieren. Damit kann ich ihn für den Un-

terricht motivieren, aber nur bis zur 8. Klasse. Genau die-

sen Vorschlag haben wir eingebracht und damit dieser 

Volksinitiative von unserer Seite entsprechend Rechnung 

getragen. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir fahren jetzt fort mit 

unseren Rednern. Ich erteile Frau Kollegin Tändler- 

Walenta, Fraktion DIE LINKE, das Wort. 

Marika Tändler-Walenta, DIE LINKE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Werte Damen und Herren! Wir beschäfti-

gen uns heute erneut mit einem Antrag, der sich den  

Kindertagesstätten und den Schulen widmet. Das ist schon 

einmal gut so, zumal – und das ist zweitens ebenfalls posi-

tiv zu bewerten – es um sozialindexbasierte Ressourcen-

steuerung geht. Der Begriff ist natürlich sehr techno-

kratisch, deutet aber darauf hin, dass es um Verteilungsfra-

gen geht, also um die Frage, dass Kindertagesstätten und 

Schulen, die viele Kinder mit sozialen Problemen oder 

viele Kinder aus armen Familien oder Kinder mit vielen 

verschiedenen Muttersprachen betreuen, materiell besser 

ausgestattet werden als andere Kitas und Schulen. Das ist 

nicht nur sinnvoll, sondern auch unbedingt notwendig. Wir 

unterstützen das; denn Kitas und Schulen haben nicht zu-

letzt die Aufgabe, durch ihre Arbeit soziale Unterschiede 

der Kinder beim Zugang zu Bildung auszugleichen, zumin-

dest dem Anspruch nach. Und ausgleichen kann man nun 

einmal nur, wenn man Chancengerechtigkeit herstellt. Das 

dritte Positive in diesem Antrag: Er erweckt den Eindruck, 

dass es darum geht, die Erfahrungen aus unterschiedlichen 

Modellprojekten und Förderprogrammen zusammenzufas-

sen, auszuwerten und in einem Gesamtkonzept zu bündeln. 

Das können wir auch nur unterstützen. Es gehört zu den 

leidigen Problemen, mit denen sich Kitas und Schulen her-

umschlagen, dass sie für naheliegende pädagogische An-

sätze immer wieder zu unterschiedlichen Modellprojekten 

und Förderprogrammen Anträge und Berichte schreiben, 

Formulare ausfüllen und viel Zeit mit lästiger Bürokratie 

verschwenden müssen, soweit sie überhaupt in die Modell-

projekte aufgenommen werden, zumal bei jedem  

Programm andere Teilnahmebedingungen gelten und Mo-

dellprojekte immer befristet und wenig nachhaltig sind. 

Damit aber genug des Lobes. Jetzt kommen meine Zweifel 

und Fragen. Erstens: Welche Ressourcen sollen künftig 

über einen Sozialindex verteilt werden? Reden wir von zu-

sätzlichem Geld? Das wäre eigentlich notwendig. Und 

wenn ja, wie viel wird es sein? Reicht es, um wirklich et-

was damit sozial auszugleichen? Woher kommt es, und 

weiß es der Finanzminister schon? Oder reden wir von der 

Umverteilung des vorhandenen Geldes? Dann wird es 

schwierig, weil mehr Ressourcen an einer Stelle immer 

auch weniger Ressourcen an einer anderen bedeuten. Das 

löst natürlich auch Sorgen aus. Oder soll uns der Antrag gar 

auf Kürzungen vorbereiten, die auch schon Schulen und 

Kitas drohen, wenn sich die Koalition nicht bald auf einen 

Weg verständigt, die Rückzahlungen der Corona-Kredite 

auf sehr lange Fristen zu strecken? Das wäre dann die 

schlimmste Option. 

Zweitens: Sind Sie sich im Klaren darüber, an welchem 

großen Rad Sie drehen, wenn Sie ab August 2022 tatsäch-

lich landesweit Ressourcen für Kitas und Schulen nach ei-

nem sozialindexbasierten Modell verteilen wollen? Ehrlich 

gesagt traue ich das dieser Koalition nicht wirklich zu. So 

habe ich die Sorge, dass es wieder wird wie bisher immer: 

Aus dem neuen Modell wird wieder ein neues Modellpro-

jekt werden. Statt landesweit Ressourcen nach sozialen 

Gesichtspunkten zu verteilen, wird dann vielleicht in ein-

zelnen Gemeinden oder in einem Landkreis versuchsweise 

das getan, was eigentlich landesweit notwendig wäre. Bis-

her war das noch immer das Schlupfloch für unerfüllte 

Wahlversprechen. 

Deshalb meine dritte Frage: Sind Sie sich sicher, dass alle 

Koalitionspartner das Gleiche wollen, wenn Sie gemein-

sam diesen Antrag stellen? Sie haben es natürlich in der 

Hand, mir die Sorge zu nehmen. Nicht heute, sondern 
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dann, wenn der Bericht zu den Punkten 1 und 2 des Antra-

ges und die Vorschläge zu den Punkten 4 und 5 tatsächlich 

vorliegen und wir hier über die Realisierung reden. Wir ge-

ben Ihnen daher einen kleinen Vertrauensvorsprung und 

stimmen heute Ihrem Antrag zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN und des Abg. 

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Mit Frau Kollegin  

Tändler-Walenta – sie sprach für die Fraktion DIE LINKE 

– haben wir das Ende der ersten Rederunde erreicht. Wir 

könnten eine zweite eröffnen, so denn weiterer Redebedarf 

bestünde. Die CDU? – Nein. Die SPD? – Frau Kollegin 

Friedel, bitte. 

Sabine Friedel, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident. Frau 

Tändler-Walenta hat drei Fragen gestellt. Sie hat zwar deut-

lich gemacht, dass sie die Antwort heute gar nicht erwartet, 

aber wir können sie eigentlich geben, zumindest vorläufig. 

Dann wollen wir es auch versuchen und können uns gern 

in einem Jahr wieder sprechen. 

Sie haben erstens gefragt: Soll denn jemandem etwas weg-

genommen werden? – Nein. Ich glaube, das haben alle drei 

Redebeiträge deutlich gemacht, sowohl der von Herrn 

Gasse als auch der von Frau Melcher und der von mir. Wir 

haben deutlich gesagt: Uns geht es darum, zusätzliche Res-

sourcen an besonders herausgeforderte Standorte zu brin-

gen. Insofern ist die klare Antwort: Nein. 

Dann war die zweite absolut folgerichtige Frage von Ihnen: 

Sind denn überhaupt zusätzliche Ressourcen da? Darauf 

lautet die Antwort: ja. Schauen Sie einmal in den Doppel-

haushalt. Den haben wir beschlossen, und dort sind diese 

zusätzlichen Ressourcen ab dem Jahr 2022 vorgesehen. Ich 

glaube, wir haben alle ein großes Interesse daran, dass sol-

che zusätzlichen Ressourcen auch mit dem Doppelhaushalt 

2023/2024 wieder vorgesehen und weiter fortgeführt wer-

den können. Aber das, was wir jetzt erst einmal tun konn-

ten, den aktuellen Doppelhaushalt mit zusätzlichen 

Ressourcen zu versehen, haben wir getan. Insofern sind wir 

sehr guten Gewissens. 

Sind wir uns drittens sicher, dass wir alle das Gleiche wol-

len? Ja, so sicher man sich eben sein kann. Ich bin mir re-

lativ sicher, dass wir in diesem Bereich das Gleiche wollen. 

Und trotz alledem wird es vielleicht irgendwann dazu kom-

men, dass Sie einen Antrag von uns ablehnen oder wir ei-

nen von Ihnen, vielleicht auch aus anderen Gründen. 

(Heiterkeit und Zurufe der Abg. 

Marika Tändler-Walenta und 

Luise Neuhaus-Wartenberg, DIE LINKE) 

Aber ich denke, grundsätzlich laufen wir da in die gleiche 

Richtung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den LINKEN 

und vereinzelt bei den BÜNDNISGRÜNEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Frau Kollegin Friedel 

von der SPD hatte jetzt noch einmal das Wort. Mir liegt 

kein weiterer Redebedarf aus den Fraktionen vor. Ent-

schuldigung, das Wort erhält noch einmal Frau Tändler-

Walenta für die Fraktion DIE LINKE. Bitte schön. 

Marika Tändler-Walenta, DIE LINKE: Vielen Dank, 

Herr Präsident. Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich will mir natürlich die Chance nicht entgehen lassen, vor 

der Sommerpause wenigstens noch auf ein großes Problem 

hinzuweisen, vor welchem offensichtlich viele Kitas in 

Sachsen stehen. Mit Ihrem Antrag wollen Sie – ich zitiere 

– „bis zum 31.03.2022 fachliche Empfehlungen zur Aus-

gestaltung multiprofessioneller Teams in Kindertagesein-

richtungen und Schulen erarbeiten, die einerseits 

allgemeine qualitative Anforderungen und andererseits auf 

besondere Bedarfslagen orientierte quantitative Anforde-

rungen beschreiben. Das ist sehr gut, ich bin dafür. 

Aber wir dürfen bei aller Zukunftsperspektive auch nicht 

den Blick auf die derzeitige Realität in vielen sächsischen 

Kitas verlieren. Im Moment wären viele Teams in den 

sächsischen Kitas schon froh, wenn sie zwar noch nicht 

multiprofessionell, aber wenigstens ansatzweise vollstän-

dig besetzt wären. Der Betreuungsschlüssel, um den wir 

hier bei den Haushaltsbegleitgesetzen immer so ringen, 

steht in vielen Kitas nur noch auf dem Papier. Real kämp-

fen die Träger mit unbesetzten Stellen, Krankenstand und 

unersetzbaren Altersabgängen. Nachdem viele Kinder die 

Kitas über Wochen und Monate gar nicht oder nur sehr 

stark eingeschränkt nutzen konnten, stehen sie jetzt oft 

hoffnungslos überlasteten Erzieherinnen und Erziehern ge-

genüber. Herr Minister Piwarz, haben Sie einen Plan, wie 

hier schnell Abhilfe geschaffen werden kann? Das ist wirk-

lich dringend notwendig. 

(Staatsminister Christian Piwarz: 

Der Plan ist beschlossen!) 

Gerade jetzt vor der Sommerpause merkt man das an den 

Kitas. Gehen Sie einmal in eine Kita, da herrscht zum Teil 

eine prekäre Notsituation, was die Anzahl der Erzieherin-

nen und Erzieher betrifft. Das ist wirklich krass. Ich kann 

Ihnen nur empfehlen, dort einmal hinzugehen. 

Es darf nicht sein, dass der Betreuungsschlüssel, gemessen 

an den Forderungen der Fachverbände und trotz Verbesse-

rungen, immer noch zu schlecht ist, aber eben im Kita-All-

tag permanent weiter unterhöhlt wird. Deshalb sollte es der 

Anspruch sein, dass Teams in den Kitas nicht nur multipro-

fessionell, sondern auch mindestens nach dem geltenden 

Schlüssel besetzt sind. Daran scheitert es gegenwärtig. 

Wenn wir über sozialindexbasierte Ressourcensteuerung 

reden, dann geht es darum, dass Kitas in den sogenannten 

sozialen Brennpunkten über zusätzliche personelle Res-

sourcen verfügen müssen. Bis dahin ist es aber noch ein 

verdammt weiter Weg. 

Danke. 

(Beifall bei den LINKEN und  

vereinzelt bei den BÜNDNISGRÜNEN – 

Beifall bei der Staatsregierung) 
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Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir hörten erneut Frau 

Kollegin Tändler-Walenta für die Fraktion DIE LINKE. 

Jetzt frage ich intensiv: Gibt es weitere Rednerinnen oder 

Redner aus den Fraktionen? – Das kann ich nicht erkennen. 

Wir kommen ja dann noch zum Schlusswort. Jetzt hat Herr 

Staatsminister Piwarz das Wort. 

(Staatsminister Christian Piwarz: 

Ich probiere es noch einmal!) 

Er nähert sich mit tastenden Schritten dem Rednerpult. 

(Heiterkeit – Luise Neuhaus-Wartenberg, 

DIE LINKE: Voller Demut!) 

Christian Piwarz, Staatsminister für Kultus: Aber im-

merhin bin ich bis zum Pult gekommen. – Herr Präsident! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Kollegin 

Tändler-Walenta, Sie haben, sagen wir einmal, mit Ihrem 

zweiten Redebeitrag den Themenbereich der heutigen De-

batte doch sehr frei interpretiert. Ich habe so ein bisschen 

das Gefühl, dass die LINKEN heute eine Koalitionsfrage-

stunde veranstalten. Wir stehen dafür gern bereit, müssen 

aber einmal überlegen, ob hier das richtige Auditorium da-

für ist. 

Zu dem Thema, das Sie angesprochen haben – der Fach-

kräftebedarf im Bereich der Kitas –, möchte ich nur daran 

erinnern, dass dieses Hohe Haus vor nicht allzu langer Zeit 

eine wichtige gesetzgeberische Entscheidung getroffen hat, 

mit dem Bildungsstärkungsgesetz insbesondere Maßnah-

men zu unterstützen, wie es uns gelingen kann, mehr junge 

Menschen – und vielleicht auch etwas im Alter fortge-

schrittene Menschen – für den Erzieherberuf zu begeistern 

und die Bedingungen dafür zu schaffen, dass sie nicht nur 

mit der Ausbildung anfangen, sondern sie auch erfolgreich 

zu Ende bringen. Damit steht und fällt es weiterhin. 

Man kann sich natürlich darüber beklagen, dass der Betreu-

ungsschlüssel in Sachsen zu schlecht sei, und sich gleich-

zeitig darüber beklagen, dass zu wenige Erzieher da seien. 

Insgesamt ergibt das kein rundes Bild, das Sie zeichnen, 

oder Sie sollten zur Kenntnis nehmen, dass wir gerade in 

den letzten Monaten gemeinsam in dieser Koalition, aber 

auch schon in der Vorgängerkoalition Maßnahmen ergrif-

fen haben, um mehr Erzieherinnen und Erzieher auszubil-

den. Das wird Stück für Stück auch in den Kitas wirksam. 

Jetzt versuche ich aber einmal, zum eigentlichen Thema 

und zu meiner Rede zurückzukommen. Jedes Kind verfügt 

über unterschiedliche Fähigkeiten und wertvolle Talente. 

Dass sie ihre Begabungen bestmöglich entwickeln, hängt 

maßgeblich davon ab, wie Kinder aufwachsen, welche An-

regungen und welche Förderung sie erhalten. Wenn Kinder 

mit den gleichen Fähigkeiten auch die gleichen Chancen 

haben sollen, dann müssen wir insbesondere dort eingrei-

fen, wo das Umfeld die Talente eines Kindes ausbremst. 

Nicht für alle Eltern stehen die Zukunftschancen ihrer Kin-

der gleichermaßen im Mittelpunkt. Nicht alle verfügen 

über das Wissen und über die Reserven, um für ihre Kinder 

die Tür zu Bildung und letztlich zu guten Bildungsperspek-

tiven aufzustoßen. 

Ich besuche derzeit ganz gezielt sachsenweit Bildungsein-

richtungen, in denen sich die Konzentration besonderer 

Problemlagen einzelner Straßenzüge oder Stadtteile spie-

gelt. Darum begrüße ich den Antrag der Koalitionsfraktio-

nen, Kindertageseinrichtungen und Schulen mit beson-

deren Bedarfen gezielt zu unterstützen und dafür soziale 

Indikatoren zu nutzen. 

Nur wenn wir die sozialen Lebenswelten in ihrer Unter-

schiedlichkeit nicht nur begreifen, sondern auch systema-

tisch erfassen, können wir Hilfe genau dort leisten, wo 

zusätzliche Unterstützung notwendig ist. 

In den Krippen, in den Kindergärten, in den Horten und 

Schulen leisten die pädagogischen Fachkräfte und die 

Lehrkräfte hervorragende Arbeit. Das bedarfsgerechte An-

gebot der Kindertagesbetreuung ist ein wichtiger Schritt zu 

mehr Chancengerechtigkeit. Möglichkeiten der Über-

nahme von Elternbeiträgen durch die Jugendämter sichern 

auch den Kindern einen Zugang, deren Eltern sonst finan-

ziell überfordert wären. 

Es braucht in den Kitas und Schulen in herausfordernden 

Lagen aber oft zusätzliche Köpfe, die mitdenken, und zu-

sätzliche Hände, die mit anpacken können. So können Bar-

rieren beseitigt werden, Barrieren, die viele dieser Kinder 

trotz all ihrer Talente nicht überwinden können. 

In dem vorliegenden Antrag wird deutlich: Es geschieht 

schon eine Menge im Freistaat Sachsen. Das alles sind 

Maßnahmen, die den Kindern den Weg zu einer guten Bil-

dung freimachen und Brücken schlagen. Zu nennen wären 

erstens die 14 Eltern-Kind-Zentren, deren Finanzierung 

dieses Hohe Haus mit dem Beschluss über den Doppel-

haushalt bis zum Jahr 2022 sichergestellt hat. 

Zweitens werden in mehr als 70 Willkommens-Kitas mit 

finanziellen Mitteln des Freistaates mehr als 1 000 Erzie-

herinnen und Erzieher im Umgang mit Kindern und Eltern 

geschult, die mit Migrationshintergrund und oft auch mit 

Fluchterfahrung auf unsere Kultur treffen. 

Drittens. In rund 300 sächsischen Sprach-Kitas wird im 

Rahmen des entsprechenden Bundesprogramms eine zu-

sätzliche Fachkraft tätig, und die Netzwerkarbeit wird 

durch Fachberatung unterstützt. 

Viertens. Aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds und 

des Freistaates wurden bislang mit dem Programm „Kinder 

stärken“ für rund 130 Kindergärten die Personalausgaben 

für Kitasozialarbeit gefördert. Wir wollen in der neuen  

Förderperiode die Zahl der Sozialarbeiterinnen und Sozial-

arbeiter zur Unterstützung der Fachkräfte deutlich aufsto-

cken, trotz sinkender Förderkulissen. Verteilt werden die 

Fördermittel und damit die Stellen nach sozialen Kriterien, 

die sich unter anderem am Anteil von Kindern in Bedarfs-

gemeinschaften mit ALG-II-Bezug, am Anteil von  

Kindern, deren Elternbeiträge ganz oder teilweise über-

nommen werden, und am Anteil der Kinder mit nicht deut-

scher Familiensprache in der jeweiligen Kita orientieren. 

Lassen Sie mich zu den Unterstützungsmaßnahmen in den 

Schulen kommen, die jenseits des eigentlichen Unterrichts 

dabei helfen, Bildungs- und damit Lebensperspektiven zu 
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eröffnen. Die Stichworte gibt der Antrag der Koalitions-

fraktionen vor. 

Erstens. An 253 Oberschulen sind Praxisberaterinnen und 

Praxisberater tätig. Sie sollen Kinder der 7. und 8. Klassen 

bei der Berufsorientierung unterstützen. Sie werden jeweils 

zur Hälfte aus Mitteln der Agentur für Arbeit und des Frei-

staates finanziert. 

Zweitens. An 235 Schulen trägt der Freistaat die Kosten für 

Inklusionsassistenten. Sie unterstützen als zusätzliche 

Fachkräfte schulische Inklusionsprozesse und die Elternar-

beit. 

Drittens. Berufseinstiegsbegleiterinnen und -begleiter hel-

fen in dem ESF-finanzierten Förderprogramm rund 1 100 

Förderschülern und 900 Oberschülern beim Erwerb des 

Schulabschlusses, wenn er konkret gefährdet ist. 

Viertens. Rund 450 pädagogische Schulassistentinnen und 

-assistenten sollen zum Ende des Jahres an den sächsischen 

Schulen tätig sein; bisher waren es rund 200. Das Aktions-

programm „Aufholen“ des Bundes hat es uns ermöglicht, 

über die ohnehin geplanten 60 Stellen hinaus weitere 190 

Assistenzkräfte schon in diesem Jahr einzustellen. 

Ausgewählt werden die Schulen nach einem hohen Anteil 

von Hauptschülern an den Oberschulen, nach dem Anteil 

der Schüler mit sozialpädagogischem Förderbedarf, nach 

dem Anteil der DaZ-Schüler und nach dem Anteil der 

Schüler mit Migrationshintergrund. 

Das sind soziale Indikatoren – wie im Antrag intendiert. 

Die Unterstützung kommt nicht nur einzelnen Schülerin-

nen und Schülern, sondern im Rahmen multiprofessionel-

ler Teams der gesamten Schulgemeinschaft zugute. 

Fünftens. Im Umgang mit herausfordernden Lebenslagen 

leistet die Schulsozialarbeit eine wirksame Unterstützung, 

die in der Zuständigkeit der öffentlichen Jugendhilfe und 

damit des Sozialministeriums liegt. 

Grundsätzlich wird an den Oberschulen ein höherer Unter-

stützungsbedarf als bei anderen Schularten gesehen. 287 

Schulsozialarbeiter an sächsischen Oberschulen werden 

aktuell zu 100 % durch den Freistaat finanziert. Eine sol-

che Vollfinanzierung kenne ich aus keinem anderen Flä-

chenland. 

Schließlich sechstens. Weitere 320 Sozialarbeiterinnen und 

Sozialarbeiter bei anderen Schularten und an Schulen in 

freier Trägerschaft fördert der Freistaat zu 80 % über die 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Ausgewählt werden 

die Schulen von den Landkreisen und kreisfreien Städten 

auch nach sozialen Kriterien. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Für die Bewältigung der 

Aufgabe, die Sie mit Ihrem Antrag formulieren, werden 

wir auf dem, was schon da ist, aufbauen. Deshalb habe ich 

es auch so deutlich dargestellt. Wir werden Vorhandenes 

systematisieren und strukturieren, Neues ergänzen und 

Wege aufzeigen, wie auf herausfordernde Lagen über die 

Geltungsdauer von Doppelhaushalten und ESF-Förderpe-

rioden hinweg zu reagieren ist. 

Ich bin mir sicher, hierfür wird in besonderer Weise die Zu-

sammenarbeit mit unseren kommunalen Partnern gefordert 

sein. Diese wissen genau, wo und wie sich in Städten und 

Gemeinden die herausfordernden Lagen häufen. Sie rea-

gieren schon heute auf der Grundlage ihrer Jugendhilfepla-

nung und zunehmend auf der Grundlage einer integrierten 

Sozialplanung auf diese konkreten Erfordernisse. 

Wir werden auch die Konzepte und Ansätze aus anderen 

Bundesländern prüfen und differenziert bewerten, welche 

Ansätze davon Erfolg versprechend erscheinen. 

Im Ergebnis der Beratung über den Antrag wird die Staats-

regierung detailliert über die bestehenden Angebote und 

über neue Maßnahmen berichten. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Für die Staatsregierung 

hatte Herr Staatsminister Piwarz das Wort. Wir kommen 

nun zum Schlusswort. Ich bitte die einbringenden Fraktio-

nen um das Selbige. Es wird gehalten von Frau Kollegin 

Melcher. Bitte. 

Christin Melcher, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu-

nächst möchte ich mich bedanken für die meines Erachtens 

gute Aussprache und die deutliche Zustimmung, die darin 

sehr klar zum Ausdruck gekommen ist. 

Zu Herrn Dr. Weigand vielleicht ein Punkt. Ich weiß nicht, 

ob Sie den Antrag tatsächlich richtig verstanden haben  

oder, um mit den Worten des Staatsministers zu sprechen, 

ob Sie die Debatte nicht sehr frei interpretiert haben. Es 

geht um eine evidenzbasierte Ressourcenzuteilung. Viel-

leicht liegt es auch daran, dass Sie es nicht ganz verstanden 

haben, da Ihr Verhältnis zu wissenschaftlichen Konzepten 

ohnehin etwas schwierig ist. 

(Sebastian Wippel, AfD: 

Sagt man dem Dr. Weigand!) 

Zu Frau Tändler-Walenta vielleicht noch zwei Worte: Frau 

Friedel hat Ihre offenen Fragen ja schon beantwortet. In der 

Tat ist es so, dass wir im Haushalt bereits Ressourcen ein-

geplant haben. Es war uns aber auch bei der Antragserstel-

lung sehr wichtig, den Landtag in der Folge der Konzept-

gestaltung und Umsetzung dezidiert mit einzubeziehen. So 

ist es auch dargelegt, dass wir im Ausschuss für Schule und 

Bildung noch einmal darüber debattieren werden und wol-

len. Es steht uns auch gut zu Gesicht, wenn wir das konkret 

umsetzen möchten. 

Ich komme auf den zweiten Redebeitrag zu den Fachkräf-

ten zu sprechen. Die Fraktion DIE LINKE erweckt manch-

mal den Eindruck, als könnten wir uns die Fachkräfte 

einmal – schnips – backen. Wir als Koalition haben uns 

auch auf den Weg gemacht, dezidiert und auch langfristig 

zu schauen, wie wir die Fachkräfte absichern können. Es 

gibt ein Fachkräftemonitoring. Auch mit dem Schritt, die 

Schulgeldfreiheit einzuführen, haben wir etwas getan. Das 



Sächsischer Landtag 7. Wahlperiode – 34. Sitzung 21. Juli 2021 

 2539 

FSJ Pädagogik als weiteres Projekt ist zu betonen. Das Bil-

dungsstärkungsgesetz hatte der Staatsminister schon ange-

sprochen. Das sind richtige und wichtige Schritte, um dem 

Fachkräftemangel zukünftig zu begegnen. Ansonsten be-

danke ich mich noch einmal für die Aussprache und Dis-

kussion. Ich hoffe auf Zustimmung zu unserem Antrag. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, 

der CDU, der SPD und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir hörten das Schluss-

wort für die einbringenden Koalitionsfraktionen, vorgetra-

gen von Frau Kollegin Melcher. 

Meine Damen und Herren! Ich stelle nun die Drucksa-

che 7/7097 zur Abstimmung und bitte bei Zustimmung um 

Ihr Handzeichen. – Vielen Dank. Gegenstimmen? – Keine. 

Stimmenthaltungen? – Es gibt eine ganze Anzahl von 

Stimmenthaltungen. Damit ist die Drucksache 7/7097 be-

schlossen. Der Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 10 

Anwendung der sogenannten geschlechtergerechten Sprache in  

der behördlichen und ministerialen Kommunikation unterbinden 

Drucksache 7/1895, Antrag der Fraktion AfD, mit Stellungnahme der Staatsregierung 

Hierzu können die Fraktionen Stellung nehmen. Die Rei-

henfolge in der ersten Runde lautet wie folgt: AfD, CDU, 

DIE LINKE, BÜNDNISGRÜNE, SPD und die Staatsre-

gierung, wenn gewünscht. Für die AfD-Fraktion ergreift 

jetzt Herr Kollege Kirste das Wort. 

Thomas Kirste, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frü-

her hätte ich Folgendes gesagt: Sehr geehrte Damen und 

Herren! Diese Grußformel scheint einigen Parlamentariern 

hier nicht mehr zu gefallen, da sie nicht gendergerecht ist. 

Die Lufthansa ist in der letzten Woche mit dem Beispiel 

vorangegangen und hat diese Grußformel abgeschafft, da 

sie eben gegen diese Gendersprache verstößt. Ich bin ge-

spannt, was zukünftig als Grußformel im Flugzeug ertönen 

wird. 

(Zuruf aus dem Saal: Hallo!) 

Nun sind wir auch schon bei unserem Antrag. Vor Kurzem 

sorgte eine Umfrage bundesweit für Aufsehen: 65 % der 

deutschen Bevölkerung sprechen sich demnach gegen die 

sogenannte Gendersprache aus. Die Deutschen haben es 

nämlich satt. Sie haben es zutiefst satt, dass ihnen eine 

selbsternannte Sprachpolizei vorschreiben will, wie man 

an Hochschulen, in Nachrichten, im Fernsehen oder sogar 

in der öffentlichen Verwaltung zu reden hat. Wir als AfD-

Fraktion stellen uns auch mit allen Mitteln gegen diesen 

politischen Genderunsinn. 

(Beifall bei der AfD) 

Wir beantragen deshalb, dass die Staatsregierung schnellst-

möglich sämtliche sächsischen Behörden und Ministerien 

anweist, künftig auf Genderschreibweisen zu verzichten. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Das bedeutet Folgendes: keine Gendersternchen, keine 

Schrägstriche, keine Unterstriche. Überall in Sachsen soll 

wieder eine grammatikalisch korrekte Sprache Anwen-

dung finden. 

(Beifall bei der AfD) 

Ich möchte jetzt auch gleich mit ein paar Missverständnis-

sen aufräumen. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Aha!) 

In der Stellungnahme zu unserem Antrag behauptet die 

Staatsregierung, sie würde sich grundsätzlich an das Hand-

buch der Rechtsförmlichkeiten halten. Es wird damit der 

Eindruck erzeugt, dass die Staatsregierung gar keine 

Genderzeichen verwendet. Doch das ist schlichtweg nicht 

wahr. Drei Beispiele gefällig? Erstens, August 2018, Ant-

wort auf die Kleine Anfrage in Drucksache 6/14076 des 

Sozialministeriums, Zitat: „Integrationskoordinator_in-

nen“. Zweitens, 18. Dezember 2020, Medieninformation 

des Finanzministeriums, Zitat: „Mitarbeiter/*innen“. Be-

sonders genderabsurd ein Fragebogen des CDU-Staatsmi-

nisteriums für Wissenschaft, Kultur und Tourismus aus 

dem Jahr 2020 – das wäre Punkt 3 –, Zitat: „Private und 

institutionelle Nachlassbetreuer*innen, Nachlasshalter*in-

nen und Erb*innen, welche Vor- und Nachlässe sächsischer 

Künstler*innen betreuen.“ Dieser Unsinn führt doch nicht 

zu noch mehr Geschlechtergerechtigkeit! 

(Zurufe aus dem Saal) 

Das führt einfach zu Unverständlichkeiten in der deutschen 

Sprache. Dieser Unfug muss sofort aufhören. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf des 

Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Aktuell behaupten besonders CDU-Politiker gerne in di-

versen Positionspapieren, dass sie gegen die Anwendung 

der Genderschreibweise seien. 

(Stephan Hösl, CDU: Richtig, sind wir!) 

Das ist ein reines Lippenbekenntnis und schlichtweg gelo-

gen. Selbst in CDU-geführten Ministerien, wie man es ge-

rade gehört hat, wird gegendert. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 
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Es wird wie im eben genannten Beispiel des Staatsministe-

riums für Wissenschaft, Kultur und Tourismus gegendert. 

Kein Wunder bei einer CDU-Landespartei, die sich nicht 

zu schade ist, mit den GRÜNEN ins Bett zu steigen. Hier-

bei zeigt sich einmal mehr, was konservative Wähler er-

warten dürfen, wenn sie ihr Kreuz zukünftig bei der CDU 

machen. Wer nämlich Schwarz wählt, wählt eine grün-rote 

Ideologie gleich mit. 

(Beifall bei der AfD) 

Meine Damen und Herren! Wir lehnen die Gendersprache 

aus drei Gründen ab: Erstens ist sie grammatikalisch 

falsch. Zweitens beraubt sie die deutsche Sprache ihrer 

Schönheit und nimmt ihre Verständlichkeit. Drittens – das 

ist das Allerwichtigste, insbesondere für Sie, Herr  

Gebhardt – ist sie ein Mittel, um die Menschen nach den 

Wünschen grüner und linker Ideologie umzuerziehen. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Das war 

jetzt grammatikalisch nicht so korrekt!) 

– Das war gerade grammatikalisch fast korrekt. Das pas-

siert alles unter dem Deckmantel einer angeblichen Ge-

schlechtergerechtigkeit. Das ist wieder grotesk. 

(Beifall bei der AfD) 

Kommen wir zum ersten Punkt: Warum ist die Genderspra-

che grammatikalisch falsch? Die Gendersprache beruht auf 

einem grundsätzlichen Irrtum. Genderaktivisten behaupten 

gern, dass männliche Begriffe Frauen marginalisieren wür-

den. Wenn ich sage, dass in Sachsen über 4 Millionen Men-

schen leben, dann heißt das noch lange nicht, dass es sich 

hierbei nur um Männer handelt. Der Mensch ist nämlich 

ein generisch männliches Wort, das in der Mehrzahl für 

beide Geschlechter stehen kann. Eine Menschin gibt es in 

der deutschen Sprache nämlich nicht. 

(Beifall bei der AfD – Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE: Richtig erkannt, Herr Kirste!) 

Meine Damen! Finden Sie es wirklich unfair, wenn es 

keine Menschin gibt? Dann aufgepasst, es funktioniert 

nämlich auch andersherum: Mein Hausarzt ist eine echte 

Koryphäe. Fällt Ihnen etwas auf? – Ja. Die Koryphäe, die 

Koryphäe ist nämlich ein generisch weibliches Substantiv, 

obwohl es in dem genannten Satz um den Hausarzt geht. 

(Zurufe) 

Nur weil ich sage, dass an der Universität viele Koryphäen 

forschen, müssen sich die männlichen Wissenschaftler 

noch lange nicht ungerecht behandelt fühlen. 

(Beifall bei der AfD – Zurufe) 

Sie sehen also, die Behauptung, dass unsere Sprache be-

stimmte Geschlechter diskriminieren würde, ist einfach 

falsch. Die Gendersprache ist grammatikalisch zusätzlich 

falsch. 

(Beifall bei der AfD) 

Nun sind wir beim zweiten Punkt: Warum raubt die 

Gendersprache der deutschen Sprache die Schönheit und 

nimmt ihr die Verständlichkeit? Ein kurzes Beispiel 

möchte ich dazu geben: Sind Arbeitnehmervertreter nun 

künftig Arbeitnehmer_innen_vertreter oder gar Arbeitneh-

mer_innen_vertreter_innen oder doch nur Arbeitneh-

mer_innen? Wer blickt da noch durch? Das ist einfach 

grotesk! 

(Zuruf) 

Jetzt sind wir bei Ihnen, Herr Gebhardt. Selbst DIE LIN-

KEN können sich in ihrer Drucksache nicht auf eine 

Schreibweise einigen. Einmal benutzen Sie das Sternchen 

wie Frau Nagel in Drucksache 7/6825, einmal das soge-

nannte Binnen-I wie Frau Feiks in Drucksache 7/2168, ein-

mal den Doppelpunkt mit innen wie Frau Tändler-Walenta 

in Drucksache 7/5638 und dann wieder die weibliche und 

männliche Form nebeneinander wie Frau Gorskih, hinten 

sitzt sie, und Herr Schultze in Drucksache 7/1285. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Jetzt haben 

Sie aber viel Recherche betrieben!) 

– Das habe ich gemacht. 

Liebe Kollegen von der Linksfraktion, haben Sie Ihre ei-

gene Ideologie eigentlich verstanden? 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Wieso?) 

Vielleicht haben Sie es doch schon irgendwie, aber Sie 

kommen mit den unpräzisen Regelwirrwar selbst nicht 

klar. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Wir 

haben gar keine Regeln aufgestellt!) 

Beenden Sie diesen grotesken Unsinn einfach! 

(Beifall bei der AfD – Rico Gebhardt, 

DIE LINKE: Ganz einfach!) 

Damit sind wir auch schon beim dritten und letzten Punkt. 

Die Gendersprache ist ein ideologisches Mittel, um eine 

bestimmte Politik durchzusetzen. Neutrale Begriffe wer-

den nämlich sexualisiert. Es heißt jetzt nicht mehr Bürger-

steig, sondern Bürger(innen)steig. Natürliche Unterschiede 

werden aufgehoben. 

(Zurufe von den LINKEN und 

den BÜNDNISGRÜNEN) 

Aus Muttermilch wird Menschenmilch gemacht. 

(Lachen bei der AfD – Sebastian Wippel, AfD: 

Nicht zu verwechseln mit Erdbeermilch!) 

Das hat fatale Folgen für Mensch und Gesellschaft. Mir 

bleibt an der Stelle nur, eindringlich für unseren Antrag zu 

werben. 

Falls Sie uns mal wieder nicht zuhören wollen, schauen Sie 

nach Frankreich. In Frankreich hat man schon vor vielen 

Jahren erkannt, welche Gefahren das Gendern mit sich 

bringt. 2017 hat der französische Premierminister deshalb 

alle Genderschreibweisen bei den Organen in der Staats-

verwaltung untersagt, und im Mai 2020 hat er das auf die 
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französischen Schulen ausgeweitet. Sachsen sollte sich 

hieran ein gutes Beispiel nehmen. 

(Beifall bei der AfD) 

Deshalb fordere ich abschließend: Erstens. Stoppt den 

grammatikalischen Unsinn, diesen Genderunsinn. 

(Beifall bei der AfD) 

Zweitens. Beraubt unserer Muttersprache nicht der Ver-

ständlichkeit. Drittens. Hört auf mit dem Versuch, liebe 

LINKE, liebe GRÜNE und liebe CDU, uns Sachsen mit 

eurer Genderideologie umzuerziehen. 

Ich bitte um Zustimmung für den Antrag und beantrage im 

Namen meiner Fraktion eine namentliche Abstimmung 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Nicht schon wieder!) 

und ebenso eine artikelweise Abstimmung, damit Sie, liebe 

CDU, auch keine Ausrede haben, nach dem Positionspa-

pier gestern hier dagegen zu stimmen. Sie haben über ge-

nau dasselbe, was wir jetzt vorgetragen haben, gestern 

abgestimmt. 

(Sören Voigt, CDU: Wir haben 

das gestern beschlossen) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. 

Sarah Buddeberg, DIE LINKE, und 

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die CDU 

Frau Abg. Leithoff, bitte. 

(Interne Wortwechsel zwischen  

Abgeordneten von CDU, AfD, LINKEN 

und BÜNDNISGRÜNEN) 

Susan Leithoff, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Die AfD-Fraktion hat 

einmal mehr Zeit darauf verwendet, einen völlig unnötigen 

Antrag zu formulieren. 

(Lachen bei der AfD – 

Roland Ulbrich, AfD: Unnötig ist der Quatsch!) 

Ihrer im Antrag formulierten Aufforderung an die Staatsre-

gierung, sprachpolizeilich auf die Ministerien und Behör-

den einzuwirken, bedarf es schlicht und ergreifend nicht. 

Bereits im Koalitionsvertrag haben wir über das gesell-

schaftliche Miteinander, insbesondere über die Sprache, 

Vereinbarungen getroffen. Es ist also keinesfalls so, dass 

Sie sich hinstellen und behaupten können: AfD wirkt! 

(Jörg Urban, AfD: Und wie ist die Vereinbarung?) 

– Dazu kommen wir gleich. 

Vielmehr hatten Sie eineinhalb Jahre Zeit, einen Blick in 

den Koalitionsvertrag zu wagen. Das haben Sie offensicht-

lich nicht getan. Nun gut, hier noch einmal explizit für Sie: 

(Dr. Rolf Weigand, AfD: Danke, Frau Leithoff!) 

– Gern. Wir halten auf Seite 105 des Vertrages fest, „in der 

Regierungsarbeit eine sprachliche Ausdrucksweise zu ver-

wenden, die die Geschlechter gleichberechtigt sichtbar 

macht, ohne dabei die Verständlichkeit von Veröffentli-

chungen oder von Rechtsvorschriften zu beeinträchtigen“. 

Unsere sächsischen Ministerien kennen im Gegensatz zu 

Ihnen den Koalitionsvertrag, und sie sind gehalten, sich an 

diese Vorgaben zu halten. 

(Jörg Urban, AfD: Da gibt es  

Gendersprache. Weiß Ihre Fraktion das auch?) 

Was bedeutet genau diese Passage im Koalitionsvertrag 

bzw. was verbinden wir als Unionsfraktion damit? Genau 

das haben wir – wie bereits erwähnt – mit unserem gestern 

veröffentlichten Positionspapier zur geschlechtergerechten 

Sprache einmal mehr klargestellt. 

(Jörg Urban, AfD: Das ist widersprüchlich!) 

Lassen Sie mich rekapitulieren, vielleicht verstehen Sie es 

dann: Ganz eindeutig – das erkennen wir im Gegensatz zu 

Ihnen – unterliegt Sprache einem ständigen Wandel. 

Gleichwohl muss Sprache, und zwar gerade die oft ohnehin 

für den Bürger schon schwierige behördliche Sprache, stets 

les- und sprechbar, verständlich, grammatikalisch korrekt, 

aber auch eindeutig und vor allem auch rechtssicher sein. 

Diesen Anspruch an unsere Sprache haben nicht nur wir. 

Er entspricht vielmehr auch einer deutlichen Mehrheit der 

Menschen in unserem Land. Gleichzeitig entspricht dies 

den Vorgaben des Rates für deutsche Rechtschreibung. 

Eine einheitliche und eindeutige Sprache ist zudem Grund-

lage für wissenschaftlichen Fortschritt und Bildung. 

Nach unserer Auffassung sollte Sprache, speziell diejenige 

von Behörden, den gesellschaftlichen Zusammenhalt för-

dern und keineswegs ausgrenzen. Die von einigen gesell-

schaftlichen Gruppen geradezu mit missionarischem Eifer 

vorangetragene Gendersprache mit Genderstern, Binnen-I 

oder innerem Doppelpunkt bewirkt jedoch gerade das Ge-

genteil dessen, was deren Protagonisten vorgeben, errei-

chen zu wollen. 

(Beifall bei der AfD) 

Sie wirkt nicht verbindend oder einbeziehend. Sie grenzt 

aus, und das nicht nur, weil diese Sprache – wenn man sie 

denn so nennen will – von der übergroßen Mehrheit laut 

Infratest dimap – Sie hatten es schon erwähnt – von 65 % 

der Bevölkerung abgelehnt wird. Sie ist gerade für Men-

schen, die Schwierigkeiten in der deutschen Sprache haben 

oder diese gerade erst erlernen, eine kaum zu überwin-

dende Barriere. 

Gleichberechtigung von Frauen und Männern sollte grund-

sätzlich eine gesamtgesellschaftliche und keine sprachliche 

Aufgabe sein. Dennoch – und ich denke, hier spreche ich 

nicht nur für mich allein – können wir Frauen es nicht wol-

len, mit einer künstlich verfremdeten Sprache vorgeblich 

wertgeschätzt zu werden. 

(Beifall bei der AfD und des  

Abg  Dr. Matthias Rößler, CDU) 
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Nun aber zurück zu der Fraktion mit den stets einfachen 

Lösungen und ihrem Antrag. Trotz der Maßgabe, die wir 

im Koalitionsvertrag festgelegt haben, ist es natürlich rich-

tig und grundsätzlich demokratisch, dass wir über Sprache 

sprechen. Die Intention Ihres Antrages ist allerdings auch 

vor dem Hintergrund Ihrer grundsätzlichen Überzeugun-

gen und Ihres öffentlichen Auftretens zu sehen. Wo dies an-

zusiedeln ist, hat unter anderem eine Untersuchung der 

Reden der Bundestagsparteien durch die Universitäten 

Darmstadt, Berlin und Duisburg-Essen kürzlich aufge-

zeigt. Diese Analyse bescheinigt Ihrer Partei eine offizielle 

Sprache, wie sie in den frühen Sechzigerjahren gesprochen 

wurde. Das entspricht tatsächlich Ihrem Weltbild, 

(Beifall bei der AfD) 

einem Weltbild aus den Fünfziger- und Sechzigerjahren. 

Wo wir gerade beim Thema Weltbild sind: Herr Dr. Wei-

gand, Sie haben gestern via Facebook die CDU Mittelsach-

sen aufgefordert, mit mir zu telefonieren, um mir Mut zu 

machen, Ihrem Antrag zuzustimmen. 

(Dr. Rolf Weigand, AfD: Ja, sehr gern!) 

Doch wissen Sie was? Die CDU Mittelsachsen muss mich 

nicht anrufen; denn ich selbst bin Teil der CDU Mittelsach-

sen, und ich kenne deren Werte, unsere Werte und unsere 

Positionen, die ich mit erarbeitet habe. 

(Dr. Rolf Weigand, AfD: Da stimmen Sie ja zu!) 

Zum Thema Mut kann ich Ihnen auch etwas sagen. Die 

CDU-Fraktion trifft ihre Entscheidungen nicht auf der 

Grundlage von Gefühlen. Im Gegensatz zu Ihnen entschei-

den wir auf der Grundlage von Fakten. Fakt ist: Sie und 

ich, Ihre Fraktion und meine Fraktion, wir haben überhaupt 

gar nichts gemeinsam. 

(Beifall bei der CDU – Oh!-Rufe bei der AfD) 

Im Gegensatz zu Ihrer Fraktion stammt unser Weltbild 

eben gerade nicht aus dem vergangenen Jahrhundert. 

(Oh!-Rufe bei der AfD) 

Es entspricht meinem Selbstverständnis und dem meiner 

Fraktion, dass es eben nicht die Rolle der Frau ist, daheim 

am Herd zu stehen. 

(Zuruf von der AfD: Das sagt doch keiner!) 

Wir als CDU-Fraktion stehen für Gleichberechtigung und 

Chancengleichheit aller Geschlechter. Wir diskriminieren 

nicht, wir hetzen nicht, wir spalten nicht und wir grenzen 

nicht aus. 

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der AfD) 

Wir haben gar nichts gemeinsam. 

Sie sehen, es gibt viele Gründe, Ihren Antrag heute abzu-

lehnen. Genau das werden wir tun. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der Staatsregierung) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Eine Kurzinter-

vention? – Herr Dr. Weigand, bitte. 

Dr. Rolf Weigand, AfD: Vielen Dank, Frau Präsidentin. 

Liebe Frau Leithoff, wir haben mehreres gemeinsam: Wir 

haben beide FG als Autokennzeichen. Wir kommen aus 

demselben Landkreis. Wir haben beide ein Direktmandat 

gewonnen. 

Ich habe Ihnen gut zugehört. Sie haben sich eigentlich 

selbst widersprochen. Sie sagen: Unseren Antrag braucht 

man nicht. Dann braucht man auch Ihr Positionspapier 

nicht, das Sie gestern – rein zufällig einen Tag, bevor wir 

das Thema hier im Plenum besprechen – schnell auf den 

Weg gebracht haben. 

(Beifall bei der AfD) 

Sie stellen sich hin als die CDU, die die Sprache noch er-

hält. Ihr Parlamentarischer Geschäftsführer hat vorhin ge-

sagt: wir als Fraktion, die Staatsregierung nicht, aber wir 

als Fraktion. Ich habe im EDAS zur 7. Wahlperiode nach-

geschaut. Wir sind ja beide im Bildungsausschuss. Da gab 

es einen Antrag der Regierungskoalition zur Fachkräftesi-

cherung in der frühkindlichen Bildung: Absolvent/innen, 

Erzieher/innen, Schüler/innen. Unterschrieben: CDU-

Fraktion, Christian Hartmann. Dazu muss man sagen: Die 

Botschaft der CDU gegen Gender höre ich wohl, allein mir 

fehlt der Glaube. 

(Beifall bei der AfD) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Frau Leithoff, 

bitte. 

Susan Leithoff, CDU: Herr Dr. Weigand, ich glaube, die 

Gemeinsamkeit mit dem Autokennzeichen ist dann auch 

schon die einzige, die wir teilen. 

(Jörg Urban, AfD: Und das Direktmandat!) 

– Und das Direktmandat, das ist wohl wahr. Unabhängig 

davon kann ich Ihnen sagen: Es ist kein Zufall, dass wir 

gestern unser Positionspapier verabschiedet haben. Daran 

haben wir nämlich schon mehrere Monate gearbeitet. 

(Ah-Rufe von der AfD) 

Wir haben uns dabei auf die Ausführungen des Koalitions-

vertrages gestützt, der bereits anderthalb Jahre alt ist. Inso-

fern frage ich mich, warum Sie zufällig gerade heute den 

Antrag bringen. 

(Einzelbeifall bei der CDU –  

Zuruf von der AfD –  

Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Weil Bundeswahlkampf ist!) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die Frak-

tion DIE LINKE Frau Abg. Buddeberg, bitte. 

Sarah Buddeberg, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Präsi-

dentin! Werte Kolleg(inn)en! 
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(Lachen bei der AfD – 

Sebastian Wippel, AfD: War das jetzt 

mit Sternchen oder mit Doppelpunkt?) 

– Ja, das ist auch schön; das sage ich hier schon seit Jahren 

und Monaten, aber gut. 

Ich möchte meine Rede einmal mit einem alten Witz be-

ginnen: Sitzen zwei Chirurgen in der Kneipe. Sagt der eine: 

„Wie geht‘s dir heute?“ Der andere: „Gut, habe gerade eine 

super OP gehabt. Und du?“ – „Ich darf gerade nicht ope-

rieren, ich bin schwanger.“ 

Dieser kleine Witz macht doch verblüffend und einfach 

deutlich, wo das Problem liegt; denn Sprache erzeugt Bil-

der in unseren Köpfen, und hier bei den Chirurgen ist es 

eben das Bild zweier Cis-Männer. Das zeigt: Selbst dann, 

wenn Frauen von den Sprechenden mit gemeint sind, wer-

den sie von den hörenden Personen nicht automatisch mit-

gedacht. 

(Carsten Hütter, AfD: Was sind das für Männer?) 

Ich möchte noch einmal eines klarstellen: Es gibt keine 

Gendersprache. Die gibt es nicht! Aber die deutsche Spra-

che bietet ganz vielfältige Möglichkeiten, die komplexe 

Realität abzubilden. Das ist gut, denn das ist auch die Auf-

gabe, die Sprache eigentlich hat. Sprache dient dazu, dass 

wir uns verständigen können. Dafür ist es hilfreich, perma-

nent zu überprüfen, ob das, was wir meinen, auch das ist, 

was wir sagen. 

Ich bleibe dabei: Eine geschlechtersensible Sprache ist eine 

zivilisatorische Errungenschaft. Es geht um die Erweite-

rung des eigenen Horizonts. Es geht um das Erfassen von 

Komplexität. Es geht um Empathie. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Im Gegensatz dazu ist es wirklich erschreckend, wie viel 

Hass und verbale Brutalität einem entgegenschlägt, wenn 

man in den sozialen Medien die Debatten über geschlech-

tergerechte Sprache verfolgt. 

(Jörg Urban, AfD: Wir lachen ja darüber!) 

Ich möchte ein Beispiel nennen, das ich vor Kurzem gele-

sen habe. Ein Supermarkt nimmt eine Knabbermischung 

im Glas ins Sortiment. Das Ganze trägt den Namen „Stu-

dent*innenfutter“. Ja, „Student*innenfutter“, mit Stern-

chen – oh mein Gott! Es gab unzählige Hasskommentare 

in den sozialen Medien und große Aufregung. Es gab Boy-

kottaufrufe gegen die Filiale und Drohungen gegen den Fi-

lialleiter. Die Medien berichten, Menschen fallen in 

Ohnmacht, dramatische Szenen spielen sich ab. 

Jetzt bitte ich einmal alle, ganz tief durchzuatmen, denn ich 

habe eine gute und erfreuliche Nachricht für Sie: Sie müs-

sen diese Nüsschen gar nicht kaufen. 

(Sebastian Wippel, AfD: Die sind aus 

dem Sortiment genommen, oder was?) 

Ich habe aber auch noch eine andere Nachricht für Sie: Es 

ist nämlich völlig irrelevant, ob Sie das schön finden oder 

nicht, aber es gibt auch biologisch mehr als zwei Ge-

schlechter. 

Das sagen nicht nur wir und das sagt auch nicht nur die 

Wissenschaft bzw. die Biologen – das ist jetzt natürlich 

kein Argument für die AfD, denn mit der Wissenschaft ha-

ben Sie es ja nicht so –, sondern das sagt auch das Bundes-

verfassungsgericht in seinem Urteil zum dritten Geschlecht 

aus dem Jahr 2017. Das Urteil ist hoffentlich bekannt. Seit 

2017, also seit vier Jahren, ist es den Regierenden nicht  

gelungen, daraus die nötigen und rechtssicheren Konse-

quenzen zu ziehen. Das ist nichts anderes als Realitätsver-

weigerung. 

Mal ehrlich: Es geht hierbei doch nicht um Sprache, son-

dern es geht den Rechtskonservativen darum, Menschen, 

die nicht ins althergebrachte Mann-Frau-Schema passen, 

die Existenzberechtigung abzusprechen. 

(Sebastian Wippel, AfD: 

Oh, jetzt hört es aber auf!) 

Das ist ein ideologischer Feldzug, und er ist dazu noch zu-

tiefst verlogen; denn es sind doch dieselben Politiker(in-

nen), die bei jedem queerpolitischen Anliegen, das wir zum 

Beispiel hier einbringen, fragen: Gibt es denn keine wich-

tigeren Probleme? 

Jetzt setzen Sie als AfD das Thema „Geschlechtergerechte 

Sprache“ auf die Tagesordnung, und die CDU macht es 

zum Wahlkampfthema. Da kann ich Sie nur fragen: Haben 

Sie denn keine wichtigeren Themen? Das ist wirklich trau-

rig. 

(Beifall bei den LINKEN – 

Carsten Hütter, AfD: Oooh!) 

Was hier passiert, ist ein Kulturkampf gegen Gleichberech-

tigung und gegen gesellschaftlich marginalisierte Gruppen. 

Daran werden wir uns nicht beteiligen; denn die Fraktion 

DIE LINKE setzt sich für eine Gesellschaft ein, in der alle 

frei und selbstbestimmt leben können, unabhängig davon, 

welches Geschlecht sie haben. 

(Sebastian Wippel, AfD: Sie kämpfen 

gegen die Realität, das ist Ihr Problem!) 

– Ich sagte ja: Mit der Wissenschaft hat es die AfD nicht 

so. 

Ich möchte es wirklich noch einmal sagen: Keinem Men-

schen wird durch geschlechtergerechte Sprache etwas weg-

genommen. Aber für betroffene Menschen macht es sehr 

wohl einen Unterschied, ob sie angesprochen oder weiter 

unsichtbar gemacht werden. Frauen, aber insbesondere 

auch Menschen, die trans oder nichtbinär sind, fordern 

heute selbstbewusst ihr Recht ein. Es ist ihr gutes Recht, 

nicht totgeschwiegen zu werden. Wir unterstützen sie da-

rin. 

Anders macht es die CDU, die hier das Argument vorträgt: 

Die Leute möchten das nicht. Es wird auf die Umfrage ver-

wiesen. Das zeigt nur eines: nämlich Ihren Opportunismus. 

Sie machen Politik für die laute Mehrheit und nicht für die 
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Leute, die Unterstützung brauchen. Das unterscheidet un-

sere Politik voneinander. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Sprache ist lebendig und Sprache verändert sich. Davor 

muss man keine Angst haben. Selbst das traditionsreiche 

Unternehmen Lufthansa – das wurde gerade erwähnt – hat 

sich entschieden, auf die Begrüßung mit „Sehr geehrte Da-

men und Herren“ zugunsten einer geschlechtsneutralen 

Anrede zu verzichten. 

(Zuruf von der AfD: Wie heißt die?) 

Das ist eine Entscheidung, die nichts kostet, die nieman-

dem etwas wegnimmt, aber ein Gewinn für alle ist, die bis-

her nicht angesprochen waren und übrigens trotzdem ihr 

Flugticket bezahlt haben. 

Wir als Gesellschaft haben uns daran gewöhnt, dass die 

despektierliche Anrede „Fräulein“ für unverheiratete 

Frauen aus der Sprache verschwunden ist. Wir als Gesell-

schaft haben uns daran gewöhnt, dass Kinder ihre Eltern 

nicht mehr siezen und mit „Herr Vater“ und „Frau Mutter“ 

ansprechen – obwohl ich nicht weiß, was in rechtskonser-

vativen Kreisen so üblich ist. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Das haben sie so gelernt!) 

Wir werden uns auch an weitere Aspekte gewöhnen, die 

unsere Sprache progressiver und gerechter machen; dessen 

bin ich mir ganz sicher. Denn Junge Union und Junge Al-

ternative können nicht darüber hinwegtäuschen, dass es 

eine junge Generation gibt, die ein völlig anderes Gesell-

schafts- und Geschlechterbild hat: aufgeschlossen, pro-

gressiv, divers. Sie können selbstverständlich die Augen 

davor verschließen, aber Sie können diese Entwicklung 

nicht aufhalten, weil Vielfalt Realität ist und immer mehr 

an gesellschaftlicher Bedeutung gewinnt. 

Abschließend möchte ich noch einmal den Filialleiter des 

Supermarkts zitieren, über den ich gerade gesprochen habe 

– also über die Nüsschen-Geschichte –, der meines Erach-

tens sehr angemessen, nämlich sehr gelassen, auf den Shit-

storm reagiert hat, der über ihn hereingebrochen ist. Ich 

zitiere aus dem „Stern“: 

(Sebastian Wippel, AfD: Sternchen!) 

Auf die Frage, was neben Nüssen eigentlich noch im Glas 

sei, antwortet er: Sultaninen und Salz – biologisch gewon-

nen aus den Tränen alter weißer Männer, die sich vom Gen-

derstern unterdrückt fühlen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN und den 

BÜNDNISGRÜNEN – Oh-Rufe von der AfD – 

Weitere Zurufe von der AfD) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die BÜND-

NISGRÜNEN Frau Abg. Hammecke, bitte. 

Lucie Hammecke, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! So schnell 

geht es geschlechtsneutral. Die Gesellschaft entwickelt 

sich weiter, und das ist gut so. Sprache entwickelt sich wei-

ter, und das ist gut so. Sie wird beeinflusst von gesellschaft-

lichen Entwicklungen und formt auch unsere Gesellschaft 

mit. 

(Sebastian Wippel, AfD: Das ist nicht so!) 

Deshalb möchte ich mit zwei historischen Beispielen be-

ginnen: zunächst dem Wahlgesetz für den Reichstag des 

Norddeutschen Bundes. Ich zitiere aus dem Wahlgesetz für 

den Reichstag des Norddeutschen Bundes vom 31. Mai 

1869: „Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preu-

ßen …“ – Ich überspringe die Einführung, denn interessant 

wird es in § 1, in dem der Wähler definiert wird. 

(Holger Hentschel, AfD: 

Nein, das wollen wir hören!) 

Dort heißt es: „Wähler für den Reichstag des Norddeut-

schen Bundes ist jeder Norddeutsche, welcher das fünfund-

zwanzigste Lebensjahr zurückgelegt hat, in dem 

Bundesstaate, wo er seinen Wohnsitz hat.“ 

Wissen Sie, wer damit berechtigt war zu wählen? – Ich 

wäre es damals nicht gewesen, auch nicht nach meinem 

25. Geburtstag Ende dieses Jahres. 

Als nächstes Beispiel die Erklärung der Menschen- und 

Bürgerrechte, die am 26. August 1789 von der französi-

schen Nationalversammlung verabschiedet wurde. Sie 

legte in 17 Artikeln die Menschen- und Bürgerrechte fest, 

die jedem Franzosen unveräußerlich als Mensch und als 

Bürger Frankreichs zuerkannt wurden; 

(Jörg Urban, AfD: Die Franzosen 

haben die Gendersprache abgelehnt!) 

jedem Franzosen: ja, jeder Französin: nein. Schon damals 

fand sich Kritik daran in Form der Schrift von Olympe de 

Gouges „Erklärung der Rechte der Frau und Bürgerin“; 

denn keineswegs waren mit dem generischen Maskulinum 

Männer und Frauen beide gemeint. Diese nervigen Femi-

nistinnen, die auf geschlechtergerechter Sprache beruhen, 

die mitgedacht und mitbedacht werden wollen, gibt es seit 

mindestens 232 Jahren. 

Dieser Wunsch, dass Frauen mitgedacht und mitbedacht 

werden, existiert auch heute noch – und dies berechtigter-

weise. Das generische Maskulinum stammt aus einer Zeit, 

in der in der Regel eben auch nur Männer präsent waren, 

sei es als Politiker oder als Richter. Man musste nur Män-

ner ansprechen, denn Frauen waren nicht mitgemeint. 

Spreche ich im generischen Maskulinum, so stellen sich 

eben auch die allermeisten Menschen Männer vor. Ist hin-

gegen ein Text in geschlechtergerechter Sprache geschrie-

ben – so zeigen es sozialpsychologische Studien –, glauben 

44 % der Befragten, dass der/die Spezialist(in) eben auch 

eine Frau sein kann. Anders ist es bei Texten im generi-

schen Maskulinum. Dort glaubten dies nur 33 % der Men-

schen. Wir sehen also: Geschlechtergerechte Sprache kann 

helfen, Geschlechterstereotype zu reduzieren. 
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Und – das funktioniert schon bei den Jüngsten – man hat 

das bereits mit Kindern im Kindergartenalter probiert. Da-

bei zeigte sich, dass sich, wenn wir von Ingenieurinnen und 

Ingenieuren sprechen, Mädchen viel eher trauen, diese ste-

reotypen Männerberufe zu ergreifen – genauso wie sich 

Jungs viel häufiger getraut haben, stereotype Frauenberufe 

zu ergreifen, wenn von Geburtshelfern und Geburtshelfe-

rinnen gesprochen wird. 

(Kathleen Kuhfuß, BÜNDNISGRÜNE: 

Ist doch richtig!) 

Oft wird auch das Argument angeführt, dass es in Ländern, 

in denen es kein generisches Maskulinum gibt – etwa in 

der Türkei oder in Ungarn –, mit der Gleichstellung auch 

nicht automatisch besser sei. Das stimmt, denn natürlich ist 

Sprache wirklich nur ein kleiner Teil, ein kleiner Schritt, 

der es besser macht mit der Gleichstellung. Wenn die Tür-

kei aus der Istanbul-Konvention aussteigt, wenn in Ungarn 

ein sehr queerfeindliches Gesetz zur Beschränkung der 

Rechte von queeren Menschen beschlossen wird, dann 

werden wir dies allein mit Sprache nicht ändern. Aber – 

dabei müssen wir uns nichts vormachen – auch das lehnen 

Sie mit Inbrunst ab, das ist mir schon klar. 

(Sebastian Wippel, AfD: Es geht um Werbung!) 

Ich möchte aber noch einem Punkt widersprechen, den 

Herr Kirste in seiner Rede nannte und den Sie auch in Ih-

rem Antrag schreiben: Das generische Maskulinum ist kei-

neswegs die einzige korrekte Schreibweise. Es ist keine 

grammatikalische Kategorie in sich selbst, und es verletzt 

auch keine Regel des Sprachsystems, wenn man es nicht 

benutzt. Dies schreibt zum Beispiel Gabriele Diewald, 

deutsche Sprachwissenschaftlerin, Autorin mehrerer Du-

den-Bücher, 

(Zuruf von der AfD) 

Professorin für Deutsche Sprache der Gegenwart an der 

Uni Hannover, dazu. 

(Unruhe bei der AfD) 

Ich möchte außerdem dazu kommen, dass geschlechterge-

rechte Sprache auch einfach hundertmal präziser und ge-

nauer ist. Stellen Sie sich vor: Vor Ihnen stehen 99 

Ärztinnen, 99 Politikerinnen, 99 Erzieherinnen, und zu die-

ser Gruppe kommt ein einziger Mann hinzu – und schon 

müssten wir nach Ihrer Vorstellung von 100 Ärzten, 100 

Politikern, 100 Erziehern sprechen. Na, wenn das nicht un-

präzise ist, weiß ich auch nicht weiter. 

(Svend-Gunnar Kirmes, CDU: Leute, nee!) 

Geschlechtergerechte Sprache ist ein kleiner, aber wichti-

ger Schritt hin zu einer inklusiveren, einer gerechteren Ge-

sellschaft. Deshalb ist es auch wichtig, dass wir nicht 

stehen bleiben. In den Achtzigern und Neunzigern wurde 

über das Binnen-i gestritten, heute diskutieren wir über das 

Gender-Sternchen, den Doppelpunkt, den sogenannten 

Gender-Gap, also eine Sprechpause, die hier so manches 

Gemüt erhitzt hat. Dabei ist sie im allgemeinen Sprachge-

brauch absolut nichts Neues. Niemand hat ein Problem mit 

Wörtern wie „Spiegelei“, „überall“ oder „vereisen“. 

Alle haben eine Meinung, aber wenige fragen sich eigent-

lich: Warum machen Menschen das so, die mit Gender-Gap 

gendern? – Es ist ganz einfach: Es hat etwas mit dem An-

erkennen gesellschaftlicher Realitäten zu tun. Es hat etwas 

damit zu tun, präzise in der eigenen Sprache zu sein; denn 

eigentlich – es wurde angesprochen – dürfte uns allen klar 

sein, spätestens nach dem Urteil des Bundesverfassungsge-

richts von 2017 zur dritten positiven Geschlechtsoption: Es 

gibt in unserer Gesellschaft nicht nur Männer und Frauen. 

Das kann man sich wünschen in einer kleinen, engstirnigen 

Vorstellung, aber es entspricht nicht der Realität. Die Ge-

schlechterbinärität ist eine Lüge, eine Mogelpackung, die 

einem ein Biologiebuch der 8. Klasse zu verkaufen ver-

sucht. Deshalb nutzen wir Sprache, die alle Menschen an-

spricht, auch wenn sie nicht Frauen oder Männer sind. Hier 

muss deshalb auch niemand so tun, als wäre geschlechter-

gerechte Sprache die allergrößte Hürde im Erlernen von 

Deutsch. Es gibt im Deutschen immer noch die vier Fälle, 

und zu unterscheiden, wie man mit Nominativ, Genitiv, 

Dativ und Akkusativ umgeht, würde, glaube ich, die grö-

ßere Hürde sein. 

Aber eine Sache ärgert mich in dieser Debatte tatsächlich 

noch so viel mehr als die Ahnungslosigkeit um geschlecht-

liche Vielfalt: all die Menschen, die so tun, als wäre das ein 

von oben verordnetes Ideologie-Ding, wenn es eigentlich, 

wie wir gesehen haben, ein jahrhundertelanger Kampf fe-

ministischer Bewegungen war, der dazu geführt hat, dass 

jetzt sogar die Staatsregierung mit der Doppelnennung be-

gonnen hat, einen Schritt hin zu geschlechtergerechter 

Sprache zu machen. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, 

den LINKEN, der SPD und der 

Staatsministerin Katja Meier) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die SPD-

Fraktion Frau Abg. Kliese, bitte. 

Hanka Kliese, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Abgeordnete! Als ich noch Studentin war, arbeitete ich an 

einer Professur, die eine Sekretärin hatte. Die Sekretärin 

war an unserer Professur eine richtige Institution; Sie ken-

nen solche Typen vielleicht. Als sie in Rente ging, kam eine 

Nachfolge. Zu unser aller Überraschung war das keine 

neue Sekretärin, sondern ein frisch ausgelernter junger 

Mann. Wie sollte der nun genannt werden? 

(Sebastian Wippel, AfD: Sekretär!) 

– Ein Sekretär? Ein Sekretär ist ein Möbelstück oder – die 

Freunde der Ornithologie wissen es vielleicht – auch ein 

sehr lustiger Vogel. 

(Heiterkeit – Jörg Urban, AfD: Ein 

Generalsekretär ist ein großes Möbelstück!) 
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Der junge Mann legte jedenfalls sehr viel Wert darauf, 

nicht Sekretär genannt zu werden. Er verweigerte diese An-

sprache und ließ sofort an seiner Tür ein Schild mit 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin) 

der Aufschrift anbringen: „Fachmann für Bürokommuni-

kation“. Falls Sie den Mann fragen wollen: Er ist Mitglied 

der AfD in Flöha. Er ist Stadtratsmitglied und stellvertre-

tender Vorsitzender. Bei Frau Penz können Sie sich erkun-

digen. Er wollte nicht Sekretär genannt werden. Fragen Sie 

ihn einfach mal. Es ist damals ein ganz netter Kollege ge-

wesen. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

Alle verstanden sofort, dass dieser junge Mann gemäß sei-

nem Geschlecht angesprochen werden wollte, und natür-

lich gab es überhaupt keinen Aufschrei und keinerlei 

Diskussion. Es tat auch keinem weh, sich umzugewöhnen. 

Warum ist das aber umgekehrt und im Großen so schwer? 

Wir sprechen doch hier nicht über mehr, als dass sich 

Frauen in unserer Sprache wiederfinden müssen. Das be-

liebteste Argument ist der Erhalt der schönen deutschen 

Sprache; darüber haben wir heute schon viel gehört: Die 

deutsche Sprache dürfe ihrer Schönheit nicht beraubt wer-

den. Dazu möchte ich Ihnen sagen: Das gilt dann aber auch 

hier im Hause für Ihre Redebeiträge, liebe Kollegen von 

der AfD. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

Da wird der Genitiv nicht gepflegt; da wird es kaum ge-

schafft, mal einen Satz fehlerfrei abzulesen. Es ist keine 

Zierde für die deutsche Sprache, was hier zum großen Teil 

abgeliefert wird. 

(Jörg Urban, AfD: Wir erinnern Sie daran!) 

Auch ich finde es zum Beispiel problematisch, dass man 

heutzutage häufiger Worte ins Englische übersetzt, das 

heißt, etwas von der Sprache Goethes in die Shakespeares 

überträgt, um modern zu wirken. Wenn junge Menschen 

heutzutage sehr „aware“ und „woke“ sind und viel „con-

tent“ brauchen, dann gehöre ich auch eher zu denen, die 

manchmal fragen: Kann man das auch anders ausdrücken? 

Aber ich erkenne an, dass das die Sprache der Jugend ist, 

die auch ein ganzes Stück weit international ist und in der 

sie sich auch mit Jugendlichen aus anderen Ländern ver-

ständigen können. Ich sehe auch, dass dies etwas mit ge-

sellschaftlichem Wandel zu tun hat, genauso wie es zum 

Beispiel unsere Eltern damals verboten haben bzw. nicht 

gut fanden, wenn man Worte wie „cool“ oder „geil“ ver-

wendet hat, die heutzutage ganz normal sind. Ob das gut 

ist oder nicht, darüber müssen wir an dieser Stelle nicht 

diskutieren. 

(Sebastian Wippel, AfD: Dazu brauche ich 

doch keine Professur an einer Universität!) 

Zum gesellschaftlichen Wandel gehört unter anderem auch, 

dass inzwischen Männer häufiger Erzieher sind oder eben 

im Sekretariat arbeiten und Frauen mehr technische Berufe 

ergreifen. 

(Sebastian Wippel, AfD: Ist doch schön!) 

Es gibt eine interessante Studie der Freien Universität  

Berlin, die zu der Erkenntnis kam, dass Kinder – das hat 

Kollegin Hammecke bereits angesprochen – typisch männ-

liche Berufe als erreichbarer einschätzen, wenn die Berufe 

in einer geschlechtergerechten Sprache dargestellt werden. 

Demnach haben sich Kinder viel eher zugetraut, einen ty-

pisch männlichen Beruf zu ergreifen als Kinder, denen nur 

die männliche Pluralform genannt worden war. Denn an-

ders, als es die AfD-Fraktion in ihrem Antrag darstellt, stel-

len sich Menschen beim generischen Maskulinum eben 

nicht alle Geschlechter vor. Dies hat auch Kollegin Sarah 

Buddeberg zu Beginn mit ihrer Chirurgen-Erzählung ver-

sucht zu erklären. Es erzeugt falsche Bilder im Kopf. Un-

sere Sprache hat also direkten Einfluss darauf, ob Frauen 

oder nichtbinäre Menschen sichtbar werden oder nicht. 

Das zweite Argument, das Sie heranziehen, ist der Wille 

der Bevölkerung. Diese mag – so führen Sie aus – die 

Mehrzahl dieser neuen Sprache nicht. Dazu gibt es Umfra-

gen. Dazu möchte ich zunächst als Quellenkritik anmer-

ken, dass bei solchen Umfragen zumeist Menschen mit 

Festnetztelefon angerufen werden, wozu unsere jüngere 

Generation, die dieser neuen Sprache sehr aufgeschlossen 

gegenübersteht, gerade nicht gehört. 

(Zuruf des Abg. Sören Voigt, CDU) 

Aber nehmen wir trotzdem an, Sie haben recht – auch wenn 

es schwerfällt – und die Sachsen mögen das Gendern in der 

Mehrzahl nicht: Nun, die Sachsen mögen in der Mehrzahl 

auch das dreigliedrige Schulsystem nicht. 

(Luise Neuhaus-Wartenberg, DIE LINKE: Richtig! 

– Heiterkeit der Abg. Luise Neuhaus-Wartenberg, 

DIE LINKE) 

Nun haben Sie uns aber trotzdem nicht geholfen, Unter-

schriften zu sammeln. Das verstehe ich nicht. 

(Beifall bei der SPD, den LINKEN 

und den BÜNDNISGRÜNEN) 

Sie sehen: 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Mehrheitlich auch die AfD nicht!) 

– Ja. – Ihre Argumente sind zu schwach, um den Wandel 

zu verhindern, der sich letztlich einfach als ein Puzzleteil 

den Weg bahnen wird, und – Sie werden es immer wieder 

feststellen – er hat es bereits getan. Der gesellschaftliche 

Wandel findet statt, auch in der Sprache, ob mit oder ohne 

die AfD. 

(Sebastian Wippel, AfD: Aber mit 

ARD und ZDF, die machen das!) 

– Das spielt an dieser Stelle ausnahmsweise mal keine 

Rolle. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, 

den LINKEN und den BÜNDNISGRÜNEN) 
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Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die AfD-Frak-

tion bitte; Frau Abg. Jost. 

Martina Jost, AfD: Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich werde jetzt 

noch mal eine salzige Träne einer alten weißen Frau ver-

gießen. Es sind ja nicht nur alte weiße Männer, die das mit 

der Gendersprache ablehnen. 

Ich bin eigentlich froh, dass wir erst jetzt diesen Antrag be-

handeln. Jeden Tag wird die gesamte Absurdität des 

Genderns deutlicher, denn die Stilblüten und Shitstorms 

florieren durch die Gazetten und die sozialen Medien. 

Kommunen wie Bonn, Stuttgart und Hannover erlassen 

Gender-Leitfäden. Wir haben heute schon gehört, dass sich 

auch in den sächsischen Schriftstücken der Ministerien das 

eine oder andere Gegenderte findet. 

Meine Damen und Herren! Wir haben es heute schon oft 

gehört: Die Kritik an der Gendersprache ist in unserer Be-

völkerung und unserer Gesellschaft breit verankert, und 

nicht nur bei den Alten mit dem Festnetz, wenn Sie die 

ZDF-Umfrage der Forschungsgruppe Wahlen verfolgt ha-

ben. Die machen das nämlich ausgewogen. Diese Umfrage 

zeigt auch, dass die Ablehnung bis tief in die linke und 

grüne Wählerschaft besteht. 

Frau Hammecke, die Gesellschaft hat sich zwar weiterent-

wickelt, nur hat das die Bevölkerung in Bezug auf die 

Gendersprache irgendwie nicht bemerkt. Bezüglich der 

Anerkennung der gesellschaftlichen Realität sollte man 

vielleicht einmal auf die Bevölkerung hören. 

(Zuruf der Abg. Sabine Friedel, SPD) 

Frau Kliese, Sie haben es auch gesagt: Es ist natürlich ein 

Thema, das aus der feministischen Bewegung kommt, und 

da sind wir ja schon dabei. Einen Sekretär hatte schon  

Goethe, der Johann Peter Eckermann hieß. Das ist also mit-

nichten nur ein Möbelstück. 

(Vereinzelt Beifall bei der AfD) 

Frau Leithoff, Sie haben hier zitiert, was Sie im Koalitions-

vertrag stehen haben. Sie haben aber nicht den zweiten Teil 

der Antwort der Staatsregierung erwähnt, 

(Susan Leithoff, CDU: Nein, ich habe 

aus dem Koalitionsvertrag zitiert!) 

in der es nämlich darum geht, dass alle Geschlechter ange-

sprochen werden sollen. Damit sind wir bei dem grundsätz-

lichen Problem: alle Geschlechter. Aha, so ist das! Da sind 

wir beim Kern des Punktes, dass unter dem Deckmantel, 

Frauen sichtbar zu machen, eine ganze feministische Ideo-

logie steckt, die Gleichberechtigung durch Gleichstellung 

ersetzt hat. 

(Zuruf der Abg. Sabine Friedel, SPD) 

Links, Rot und Grün treiben das auf allen Ebenen und 

Fronten voran. Ich bin schon gespannt, wie das jetzt in der 

Koalition laut Ihrem Positionspapier funktioniert. 

Die Genderkritik geht ja nicht nur durch die Bevölkerung, 

dass sie die Sprache ablehnt, sondern es geht ja durch alle 

Parteien – von Sahra Wagenknecht über Herrn Post bei der 

SPD, der sich zum Parteitag über den Antrag mit den 

menstruierenden Männern äußerte. Er sagte: Jeden Tag 

muss ich solche absurden Ideen hören. Wer kommt auf die-

sen Schwachsinn, solch einen Antrag zu stellen? 

Zur CDU muss man sagen – wahrscheinlich haben Sie sich 

für Ihr Positionspapier ein Beispiel genommen –: Die CDU 

Hamburg – allerdings sitzt sie dort in der Opposition – 

lehnt die Gendersprache ab. Sie fordern, dass an Universi-

täten und öffentlichen Einrichtungen grammatikalisch und 

orthografisch richtig gesprochen und geschrieben wird. 

Weiter sagt Herr Ploß, der CDU-Vorsitzende in Hamburg: 

Mitnichten ist diese Sprache nur grammatikalisch und or-

thografisch falsch, sondern sie ist wirklich ein linkes Ideo-

logieprojekt. Sie ist ideologisch fundamentiert. 

(Sabine Friedel, SPD: Links-grün!) 

Daran sollten Sie sich vielleicht ein Beispiel nehmen. 

So geht es durch alle Breiten der Gesellschaft, durch alle 

Parteien hindurch. Renommierte Persönlichkeiten Ihrer 

Parteien sehen hierin ein großes Problem, das die Gender-

sprache mit sich bringt, weil sie in der Bevölkerung genau 

nicht auf breite Zustimmung stößt. 

Es ist mitnichten nur eine Kritik der AfD, wie Sie gern kol-

portieren, dass die Rechten und Neu-Rechten die Sprache 

für ihren Kampf benutzten. Nein, nein, es ist wirklich nicht 

so. Frau Kliese, Sie können gern einmal googeln. Es gibt 

eine Menge Sprachwissenschaftler. Selbst der Mainstream-

Fernseh-Philosoph Richard David Precht ordnet die 

Gendersprache als linke Symbolpolitik ein. Mitnichten ist 

es ein Sprachkampf der Rechten oder Neu-Rechten, wer 

auch immer diese Begriffe definiert hat. Das kommt ja 

auch aus Ihrer Ecke. Nein, es ist nicht so. 

Es wird uns unterstellt, unsere deutsche Sprache zu instru-

mentalisieren. Nein, es ist genau das Gegenteil. Unsere 

Sprache wird für den alten sozialistischen, kommunisti-

schen Gedanken der Schaffung eines neuen Menschen 

missbraucht. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Ach, echt?) 

Die Journalistin Caroline Fetscher beschrieb es 2019 im 

Tagesspiegel – hören Sie zu, es kommt ein Zitat –: 

(Antonia Mertsching, DIE LINKE: Ach je!) 

„Frauen sollen auftauchen“ – in der Gendersprache – „und 

zugleich Geschlechter verschwinden. Aktuelle Reform-

konzepte plagen sich deshalb mit einem Grundwiderspruch 

herum.“ 

Das ist in all Ihren Reden hier zum Ausdruck gekommen: 

Einerseits sollen Frauen in Bürger-Sternchen-innen auftau-

chen. Andererseits soll natürlich die binäre Geschlechter-

ordnung männlich/weiblich verschwinden. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Sie haben es verstanden!) 

Einerseits sollte Identität betont werden. Andererseits aber 

sollte die universalistische Gleichheit betont werden. Das 
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haben wir ja schon bei dem Beispiel mit den nonbinären 

Toiletten für menstruierende Männer. Frauen werden  

neuerdings bei Ihnen in den Anträgen zu Personen, die 

menstruieren oder gebären können. 

(Dr. Joachim Keiler, AfD: Ganz wichtig!) 

Wir haben es schon gehört: Muttermilch wird zur  

Menschenmilch. Das alles sind Folgen einer Sprachverän-

derung, die einem linken Glauben an den Dekonstruktivis-

mus der Geschlechter von Mann und Frau folgt. 

(Beifall bei der AfD) 

Noch einmal an die CDU: Wir begrüßen ja Ihr Positions-

papier. Sachsen könnte das erste Bundesland sein, das sich 

gegen diesen Unfug wehrt und den gesunden Menschen-

verstand wieder Einzug halten lässt, 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Ach, Quatsch!) 

sodass in unseren öffentlichen Einrichtungen, im öffentli-

chen Dienst, an Schulen und Universitäten jeder schreiben 

und reden kann, wie es korrekt ist, und nicht sofort in der 

Diskriminierungsecke steht. Denn jedes Mal, wenn Sie be-

tonen, wir wollen mit allen in der Gesellschaft diskriminie-

rungsfrei kommunizieren, unterstellen Sie natürlich allen 

Menschen – und vor allem der Bevölkerung, nicht dem ver-

schwurbelten Politikersprech – Diskriminierung. Das fin-

den wir nicht gut, und wir werden alles dagegen aufbieten. 

Also, CDU – ich will gar nicht sagen „liebe CDU“, denn 

wir bringen Ihnen ja schon eine gewisse Sympathie entge-

gen –, 

(Sören Voigt, CDU: Nein, nein!) 

seien Sie mutig und stoppen Sie diesen Unfug in Sachsen, 

sodass es an Universitäten keinen Punktabzug mehr für 

nicht gendergerechte Schreibweise gibt! Was wird aus un-

serer Kunst und Kultur? Räuber-innen mit Sternchen von 

Schiller haben wir ja auch schon. 

Ich appelliere an Sie als Regierungsführer: Seien Sie mutig 

wie Ihre Kollegen in Hamburg und stoppen Sie diesen Un-

fug! Stimmen Sie unserem Antrag zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD – Dr. Daniel Gerber, 

BÜNDNISGRÜNE, steht am Mikrofon.) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Eine Kurzinter-

vention. 

Dr. Daniel Gerber, BÜNDNISGRÜNE: Ich habe eine 

kleine Ergänzung. Ich denke, der Beitrag hat uns viel wei-

tergebracht. 

(Lachen und Zurufe von der AfD) 

Digitalisierung haben wir erst morgen mit der Aktuellen 

Debatte, aber ich wollte eine Frage in den Raum stellen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Rolf Weigand, AfD) 

Manchmal ist die Gesellschaft schneller als die Politik. 

Manchmal ist auch die Wirtschaft schneller als die Politik. 

Wissen Sie, dass Apple in seinem neuen Betriebssystem, in 

der neuen IPhone-Version in Zukunft den Genderdoppel-

punkt einführen wird? Schmeißen Sie dann alle Ihre IPho-

nes weg oder updaten Sie nicht mehr? Das interessiert 

mich. 

(Zurufe von der AfD) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Möchten Sie 

darauf antworten? 

(Martina Jost, AfD: Natürlich! – Unruhe) 

Frau Jost, bitte. 

(Starke Unruhe) 

Martina Jost, AfD: Herr Dr. Gerber, natürlich schmeiße 

ich erstens mein IPhone nicht weg. Ich hoffe, das ist keine 

Schleichwerbung. Im Gegensatz zu Ihnen ist es für mich 

zweitens keine Lebenszeitverschwendung, mich hier be-

stimmten Themen zu widmen, die wir für unsäglich halten. 

Drittens muss ich Ihnen sagen: Den Begriff Greenwashing 

für Unternehmen kennen Sie bestimmt. Ich sage: Gender-

washing ist jetzt auch da. 

(Zuruf des Abg. Dr. Daniel Gerber, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Noch etwas zu englischen Begriffen: Das gefällt uns natür-

lich auch nicht. 

(Sarah Buddeberg, DIE LINKE: Bullshit! – 

Unruhe) 

– Es gibt leider keines. Von Ihnen erfunden. – 

(Zurufe von den BÜNDNISGRÜNEN) 

Wenn Sie den Leuten etwas von Gender-Mainstreaming er-

zählen, dann würden Sie das sowieso von Haus aus ableh-

nen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Wird von der 

CDU-Fraktion noch einmal das Wort gewünscht? – Nein. 

DIE LINKE? – BÜNDNISGRÜNE? – SPD? – Ich habe 

noch eine Wortmeldung von der AfD-Fraktion. Herr Gah-

ler, bitte. 

(Beifall bei der AfD – Ah-Rufe – Unruhe) 

Torsten Gahler, AfD: Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren Abgeordneten! Wir haben nun viel 

über die Sichtweisen der einzelnen Parteien gehört und 

dass die CDU eigentlich im Herzen seit ewigen Zeiten ge-

gen diese Gendersprache ist, nur die Zeit nicht gefunden 

hat, das verbal zu formulieren und just gestern Nachmittag 

spontan eine Erleuchtung hatte und dieses Positionspapier 

verbreitete. 

(Unruhe – Beifall bei der AfD) 

Ich muss sagen, das ist löblich, aber es ist natürlich wieder 

zu kurz gesprungen. Es stellt nur auf die Sprache ab, aber 
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nicht auf die Ideologie. Wenn man sich nur kurzfristig da-

mit beschäftigt, ist das so. 

(Zurufe von der CDU) 

Aber das unterscheidet uns. Wir haben nicht nur Gemein-

samkeiten, das haben Sie festgestellt. 

(Starke Unruhe – Beifall bei der AfD) 

Frau Buddeberg, Ihr Beitrag hat mich etwas irritiert. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Wahrscheinlich sind Sie das, was Frau Wagenknecht so als 

Lifestyle-LINKE bezeichnet. Von daher hake ich es ab. Die 

Mikroaggressionen, die Sie überall erkennen wollen, die 

bei noch so kleinen Minderheiten irgendwie abgebildet 

werden müssen, kann ich nicht erkennen. Wenn wir Männ-

lein und Weiblein inkludieren, haben wir wahrscheinlich 

mehr gekonnt, als wenn wir durch gegenderte Sprache aus-

schließen. 

Frau Hammecke, Ihrem Beitrag konnte ich leider nicht 

ganz folgen, weil es um Wahlrecht ging. 

(Zurufe von den BÜNDNISGRÜNEN 

und den LINKEN) 

Die Veränderungen aus dem 18./19. Jahrhundert, dass es 

dort anders berücksichtigt wurde – die Sprache hat sich 

weiterentwickelt, das Wahlrecht auch. Da bin ich bei Ihnen. 

Aber dann ist es so. 

(Zurufe) 

Frau Kliese ist darauf eingegangen, dass sich die Sprache 

so verändern kann und die Erreichbarkeit von Berufen und 

Abschlüssen durch inklusive Sprache gefördert wird. Das 

ist wohl so, wenn man aus dem Völkerrecht kommt. 

(Beifall bei der AfD –  

Zuruf der Abg. Sarah Buddeberg, DIE LINKE) 

Wohin das treibt, das sehen wir. Das heißt, sowohl in der 

Justiz als auch in Behörden wird munter drauflos gegen-

dert. Anscheinend gibt es keine einheitlichen Wege, da 

auch in den CDU-geführten Ministerien locker Genderre-

geln angewendet werden. Das ist halt so. 

Wir haben nicht nur die Justiz, wir haben auch die Hoch-

schulen. Von meiner Vorrednerin wurde angesprochen, 

dass dort Punktabzüge für nicht gendergerechte Sprache er-

folgen. Die Frage ist: Ist das überhaupt zulässig? Das muss 

man prüfen. Es geht in den Medien weiter. Darin haben Sie 

sich kritisch geäußert. Besonders Frau Friedel hat sich zum 

Positionspapier der CDU kritisch geäußert. 

(Zurufe) 

Man muss sehen: In den Medien wird munter daraufhin ge-

gendert, egal, was gerade thematisch vorgegeben ist. Be-

sonders Claus Kleber und andere tun sich hervor. Am 

Montag konnten wir bei „Fakt ist“ im MDR verfolgen, wie 

die Runde über das Gendern zusammengestellt war: drei 

Befürworter, ein Gegner. Dann ging es munter drauflos. 

(Zurufe von den LINKEN) 

Besonders die Chefredakteurin vom Duden-Verlag, Frau 

Kunkel-Razum, hat sich hervorgetan, weil sie das beför-

derte. Interessant fand ich ihre Aussage: Der Duden beach-

tet besonders die schriftlich niedergelegten Formen der 

Sprache. Das heißt, je häufiger in der Presse, in Dissertati-

onen, in Diplom-Arbeiten, Bachelor-Arbeiten gegendert 

wird, desto häufiger ist die Relevanz. Wenn aber die Hoch-

schulen Abzüge für nicht gegenderte Werke geben, dann ist 

es so, dass immer mehr Werke in der Gendersprache ver-

fasst werden. Das ist logisch. 

Wohin das führt, sieht man, wenn C-Promis versuchen, zu 

gendern, wie zum Beispiel Isabel Varell, die von Schne-

cken und Schneckinnen gesprochen hat. 

(Sebastian Wippel, AfD: Das ist konsequent!) 

– Es ist konsequent. Allerdings wird dort wieder das biolo-

gische Geschlecht etwas übergangen, weil Schnecken 

Zwitter sind. Von daher ist es wieder blöd. – 

(Beifall bei der AfD) 

Die ideologische Komponente wird bei der CDU weiterge-

führt. Im Verteidigungsministerium wird es auf die Spitze 

getrieben – nicht das sächsische, sondern das Bundesver-

teidigungsministerium –, wo wir dann die EPAs, also die 

Einmannpackungen, umbenennen wollen, weil wir es ge-

schlechterneutral benennen wollen. Das sind alles Blüten, 

die getrieben werden, das braucht kein Mensch. 

Wir sind eigentlich für die Schönheit der deutschen Spra-

che, die erhalten werden soll. Ich will Ihnen ein kleines 

Beispiel geben: Als Vater habe ich noch die Angewohnheit, 

mit meinen Kindern abends Schlaflieder zu singen. Eines 

der sehr schönen ist das „Abendlied“ von Matthias Clau-

dius: „Der Mond ist aufgegangen. Die goldnen Sternlein 

prangen am Himmel hell und klar: Der Wald steht schwarz 

und schweiget, und aus den Wiesen steiget der weiße Nebel 

wunderbar.“ Dieses Wort „wunderbar“ prägt sich bei den 

Kindern ein. Dann ist es nicht cool oder irgendetwas ande-

res, sondern sie können das reflektieren, wenn sie irgendet-

was gut finden. 

(Beifall bei der AfD) 

Das ist es: Die deutsche Sprache muss in ihrer Form erhal-

ten bleiben. 

(Zurufe) 

Es soll nicht gegendert werden. Deshalb bitte ich Sie, die-

sem Antrag zuzustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Es gibt jetzt 

keine Wortmeldungen mehr. Ich frage die Staatsregierung, 

ob sie sprechen möchte. – Bitte, Frau Ministerin. 

Katja Meier, Staatsministerin der Justiz und für Demo-

kratie, Europa und Gleichstellung: Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich war kurz 
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geneigt, zu sagen, ich kann mich eigentlich meinen Vorred-

nerinnen anschließen, aber das kann ich jetzt nicht mehr 

sagen. Ich kann sagen, ich kann mich der Mehrheit meiner 

Vorrednerinnen anschließen. Weil es immer so ist, dass 

man Dinge wiederholen muss und wiederholen muss, da-

mit es sich in den Köpfen verankert, möchte ich tatsächlich 

noch einmal aus dem Koalitionsvertrag zitieren, in dem es 

heißt: „In der Regierungsarbeit kommt eine sprachliche 

Ausdrucksweise zur Anwendung, die die Geschlechter 

gleichberechtigt sichtbar macht und die Verständlichkeit 

von Rechtsvorschriften nicht beeinträchtigt.“ Maßgeblich 

ist für uns hier das Handbuch der Rechtsförmlichkeit. Dies 

ist für uns bindend. Deshalb haben wir Anfang letzten Jah-

res die VwV Normerlass erlassen, in der klar beschrieben 

ist, dass wir in Rechtsvorschriften geschlechtergerechte 

Sprache verwenden, also Männer und Frauen gleichbe-

rechtigt sichtbar machen. 

Übrigens, das machen alle anderen Bundesländer ein-

schließlich des Bundes. Sachsen war das letzte Bundes-

land, das die VwV Normerlass entsprechend angepasst hat. 

(Sebastian Wippel, AfD: Das ist Ihr Verdienst!) 

– Ja das ist unser Verdienst, genauso ist es. – 

(Zuruf von der AfD) 

Mir ist nicht bekannt, dass es in Bundesländern wie Bay-

ern, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein – Sie kön-

nen alle Länder bis hin zum Bund aufzählen – seit dem 

letzten Jahr irgendwelche Schwierigkeiten gegeben hat. 

Wir versuchen, geschlechtsneutral zu formulieren und, 

wenn das nicht möglich ist, die Paarform zu verwenden. 

Also, dieses Gespenst, das Sie an die Wand malen, das auch 

in Ihrem Antrag zum Ausdruck kommt, dass es zu Schwie-

rigkeiten kommen könnte, ist ein Gespenst, das ausschließ-

lich in Ihrem Kopf besteht, aber definitiv nicht real ist. 

Was ich mir als Ministerin, die auch für Gleichstellungspo-

litik zuständig ist, wünschen würde, ist, dass wir eine  

geschlechtergerechte Sprache in der allgemeinen Ministe-

rialkommunikation haben. Meines Erachtens sollte das 

nicht nur ein frommer Wunsch, sondern im Jahr 2021 eine 

Selbstverständlichkeit sein. Gewiss haben wir an der einen 

oder anderen Stelle, wenn ich mir das eine oder andere 

Schreiben anschaue, noch Nachholbedarf, aber ich bin, um 

ehrlich zu sein, auch ein Stück weit optimistisch, dass wir 

auf einem guten Weg sind, was die Umsetzung unseres Ko-

alitionsvertrags angeht. 

Ich habe Ihnen eine Handlungsempfehlung der Koordinie-

rungsstelle Chancengleichheit mitgebracht, also unserer 

Universitäten, die im Rahmen ihrer Hochschulautonomie 

einen Handlungsleitfaden herausgegeben haben. Dazu gibt 

es zwei Grußworte. Eines ist von mir – das muss ich Ihnen 

nicht vorlesen –, eines ist von unserem Wissenschaftsmi-

nister Sebastian Gemkow. Ich will Ihnen drei Sätze daraus 

vorlesen, 

(Sebastian Wippel, AfD: Danke!) 

weil ich mich dem vollumfänglich anschließen kann: „Da 

insbesondere auch über Sprache ein respektvolles Mitei-

nander gewährleistet werden kann, ist es unerlässlich, sie 

auf dieses Merkmal hin genauestens zu untersuchen. Mit 

der ständigen Weiterentwicklung des Diskriminierungsbe-

griffs erfolgt denknotwendig auch das Bedürfnis nach einer 

sprachlichen Weiterentwicklung, und weil Sprache auch 

identitätsstiftend wirkt, ist es wichtig, dass sich die gesell-

schaftliche Vielfalt auch in ihr wiederfindet.“ 

(Zuruf von der AfD: Jeder wie er will!) 

Ich finde, treffender kann man es eigentlich nicht formu-

lieren, und ich kann mich, wie gesagt, hier nur anschließen. 

Abschließend: Sie haben in Ihrem Antrag darauf hingewie-

sen, dass künftig ausschließlich korrekte grammatikalische 

Formen verwendet werden sollen. Auch hier hilft ein Blick 

in den Duden. Seit Anfang dieses Jahres verwendet der Du-

den geschlechtergerechte Sprache, was die Berufe angeht. 

Neben dem Bäcker ist jetzt auch die Bäckerin zu finden 

und neben dem Arzt die Ärztin. Ich kann Ihnen nur diesen 

freundlichen Hinweis geben: Schauen Sie in den Duden. 

Dort können Sie genau sehen, wie Sie Männer und Frauen 

konkret und richtig abbilden, auch mit den grammatikali-

schen Formen, auch mit einem Schrägstrich, Bindestrich 

und dann „-innen“. Das ist grammatikalisch völlig richtig. 

(Sebastian Wippel, AfD: Und der Stern?!) 

Wenn Sie noch einen weiteren Hinweis brauchen, dann 

empfehle ich Ihnen – das ist tatsächlich schon von 2017 – 

„Richtig gendern“ vom Duden-Verlag. Da wird sehr deut-

lich – auch das möchte ich gern zitieren: „Richtig gendern 

heißt hier also nicht, nach vorgegebenen Regeln gendern, 

sondern situationsangemessen, 

(Zurufe von der AfD) 

sachangemessen. Das heißt, inhaltlich korrekt, verständ-

lich und ansprechend den Grundsatz der geschlechterge-

rechten Sprache in der eigenen Sprachproduktion 

umzusetzen. Dass wir bei unseren Vorschlägen, also den 

Vorschlägen des Dudens, dennoch die Regeln für orthogra-

fische Normen einbeziehen, versteht sich von selbst.“ 

(Sebastian Wippel, AfD: 

Das nenne ich mal konkret!) 

Ich kann Ihnen diese Lektüre nur empfehlen, weil wir uns 

hier in der Tat – das haben auch meine Vorrednerinnen sehr 

deutlich gemacht –, auf einem Weg befinden. Wir gehen 

Schritt für Schritt vor; denn mit einer allein maskulinen 

und femininen Personenbezeichnung oder Ausdrucksweise 

kommen wir dem Bundesverfassungsgerichtsurteil nicht 

nach. Das schließt Menschen aus. Ich denke, wir sollten 

diesen Weg weiter diskutieren, und dafür leisten unsere 

Hochschulen, glaube ich, einen wichtigen Beitrag. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, 

den LINKEN und der SPD) 
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Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Meine Damen 

und Herren! Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den 

AfD-Antrag. 

(Sebastian Wippel, AfD: 

Es fehlt noch das Schlusswort!) 

– Ach so, Entschuldigung. Ja, stimmt. Das Schlusswort 

habe ich Ihnen jetzt unterschlagen. Bitte, Herr Gahler. 

(Zurufe von der AfD) 

Das war nicht mit Absicht. 

Torsten Gahler, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Wir ziehen den Antrag zurück!) 

– Den Antrag finde ich eigentlich schön. – Aufgrund der 

Worte unserer Ministerin muss ich sagen, ich würde das an 

die CDU zurückgeben. Wenn ich Punkt 1 Ihres Positions-

papiers lese, widerspricht das dem, was unsere Ministerin 

gerade gesagt hat, weil dort steht: „Die deutsche Sprache 

muss in allen Bereichen der öffentlichen Kommunikation 

einheitlich, rechtssicher, grammatikalisch und orthogra-

fisch eindeutig sein.“ – So weit stimmt das überein. 

(Beifall bei der AfD) 

Aber das Nächste finde ich viel entscheidender: „und un-

beeinflusst von gesellschaftlichen Strömungen“. – Das 

heißt, wenn ich jede Mikrogruppe betrachte, die sich emp-

findlich beeinträchtigt sehen könnte, dann ist es so, dass ich 

die Sprache aufgrund der Rücksicht auf Kleinstgruppen 

verändere. Die könnten ja in der Aussage verletzt sein. 

Deshalb: Die Aussage, die hier getroffen wird – das geht 

jetzt an die CDU –, besteht so weiter, oder meinen Sie das 

nur in Ihrem Positionspapier, aber tatsächlich wird es alles 

durchgegendert, und das ist nur ein Spruch für die Massen 

für den Wahlkampf? Das muss man einmal so sagen. 

(Zuruf der Abg. Sarah Buddeberg, DIE LINKE) 

Deshalb fordere ich Sie auf. Stimmen Sie unserem Antrag 

zu. Der ist echt gemeint und nicht nur so ein Scheinantrag 

wie das Positionspapier. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Aber jetzt kön-

nen wir zur Abstimmung über den Antrag der AfD kom-

men. Es ist punktweise Abstimmung gewünscht worden. 

(Zuruf von der AfD: Namentlich!) 

Ich rufe den Punkt 1 auf. Wer möchte die Zustimmung ge-

ben? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – 

Keine Stimmenthaltungen, Stimmen dafür, dennoch mit 

Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe von selbigem Antrag Punkt 2 auf. Wer möchte zu-

stimmen? – Die Gegenstimmen? – Wer enthält sich der 

Stimme? – Es gibt keine Stimmenthaltungen, einige Stim-

men dafür, dennoch mit Mehrheit abgelehnt. 

Wird zum Antrag noch Gesamtabstimmung gewünscht? 

(Zuruf von der AfD: 

Namentliche Gesamtabstimmung!) 

Gibt mir jemand bitte am Mikrofon eine Antwort? – Herr 

Urban. 

Jörg Urban, AfD: Frau Präsidentin, wir hatten schon bei 

der Einbringung gesagt, dass wir gern eine namentliche 

Gesamtabstimmung hätten. 

Erste Vizepräsidentin Andrea Dombois: Gut, dann be-

reiten wir das jetzt vor. – Wir sind schon fertig. Ich bitte 

um die Verlesung der Namen. 

Dr. Stephan Meyer, CDU: Frau Präsidentin! Ich rufe auf 

zur namentlichen Abstimmung in der 34. Sitzung am 

21. Juli 2021 über den Antrag in der Drucksache 7/1895. 

Wir beginnen mit dem Buchstaben G wie Generik. 

(Namentliche Abstimmung – 

Ergebnis siehe Anlage 4) 

Befindet sich jemand im Raum, dessen Namen ich nicht 

aufgerufen habe? 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Damit sind wir mit 

dem Namensaufruf und der entsprechenden Abstimmung 

fertig. 

(Andreas Heinz, CDU, steht am Mikrofon.) 

Kollege Heinz, nennen Sie mir bitte Ihr Begehr! 

Andreas Heinz, CDU: Ich hatte den Eindruck, dass meine 

Äußerung zu meinem Abstimmungsverhalten vom Schrift-

führer etwas missverstanden wurde, und wollte deswegen 

noch einmal klarstellen, dass ich mich im Gegensatz zur 

sonst für mich üblichen vogtländischen Muttersprache, die 

dem Deutschen sehr ähnlich ist, diesmal der zweiten in 

Sachsen zugelassenen Amtssprache, des Sorbischen, be-

dient habe. Dort heißt „nej“ einfach nein. Ich bitte das auch 

so zu berücksichtigen. Hätte ich Ja sagen wollen, hätte ich 

„haj“ sagen müssen. 

Danke. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Heinz, 

vielen Dank. Es haben sogar einige im Plenarsaal „njet“ 

verstanden. Wir dachten schon, Sie – – 

(Andreas Nowak, CDU: 

Das wäre russisch gewesen!) 

– Das wäre russisch gewesen. Wir ändern das entsprechend 

ab und dann können Sie beruhigt sein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir zählen ganz 

kurz aus und dann gebe ich das Ergebnis bekannt. 

(Kurze Unterbrechung) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich gebe das Ab-

stimmungsergebnis bekannt: Zum Antrag gab es folgende 

Stimmverteilung: 30 Jastimmen, 72 Neinstimmen, 0 Ent-

haltungen und 17-mal keine Teilnahme. Somit ist die 

Drucksache 7/1895 nicht beschlossen worden. Der Tages-

ordnungspunkt ist beendet. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 11 

„Neue Schule braucht das Land“ – 

Perspektiven für eine neue Schulkultur in Sachsen! 

Drucksache 7/7005, Antrag der Fraktion DIE LINKE 

Hierzu können die Fraktionen Stellung nehmen. Reihen-

folge in der ersten Runde: DIE LINKE, CDU, AfD, 

BÜNDNISGRÜNE, SPD, fraktionslose MdL und Staatsre-

gierung, wenn gewünscht. Somit übergebe ich zuerst an die 

Fraktion DIE LINKE, an Frau Kollegin Neuhaus-Warten-

berg, bitte schön. 

Luise Neuhaus-Wartenberg, DIE LINKE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-

nete! Die Demokrat(inn)en unter uns sollte doch eines ei-

nen, auch über einige weltanschauliche Vorbehalte hinweg, 

nämlich die gemeinsame Sorge, dass unsere Kinder in der 

Schule nicht das lernen, was sie im späteren Leben brau-

chen werden, oder das, was wir gemeinsam für notwendig 

halten. Leider führte bisher das gemeinsame Interesse nicht 

zu einem entschlossenen Handeln. Deshalb ist dieser Titel 

„,Neue Schule braucht das Land‘“ – Perspektiven für eine 

neue Schulkultur in Sachsen!“ nicht nur irgendein Titel – 

das ist es bei uns ja nie –, nein, meiner Meinung nach trifft 

er sehr gut den Casus knacksus; denn die Schule von heute 

bereitet mitnichten auf die Gesellschaft von morgen vor – 

ganz im Gegenteil. 

Uns geht es um einen Lernansatz, der dem 21. Jahrhundert 

angemessen ist. Wir müssen in der Bildungspolitik grund-

sätzlich herangehen, das haben nicht nur die letzten Mo-

nate gezeigt. Unser Bildungssystem war vorher schon nicht 

so dolle, auch wenn gern etwas anderes behauptet wird. 

Aus heutiger Sicht zu selektiv, zu ungerecht, zu wenig auf 

die Bedürfnisse von Schülerinnen und Schülern samt ihren 

Eltern, wie auch unseren Lehrkräften ausgerichtet, zu we-

nig moderne Lernmethoden, zu volle Klassen, zu großer 

Leistungsdruck usw. usf. 

Die Corona-Pandemie hat nur das, was vorher schon 

schlecht lief, noch einmal deutlich vor Augen geführt. Ich 

rede von sozialer Schieflage und sozialer Auslese. Beides 

hat enorm zugenommen. Die unterschiedlichen Lernge-

schwindigkeiten ließen sich in der Pandemie unter den Be-

dingungen des zu Hause Lernens überhaupt nicht mehr 

austarieren. Viele sind überhaupt nicht mehr klar- oder hin-

terhergekommen, ganz zu schweigen von der digitalen 

Ausstattung. Trotzdem: Was passierte an Stellen? Auf ein-

mal wurde ausprobiert. Ja, weil es nicht anders ging. Aber 

es waren die Lehrkräfte, Eltern und Kinder, die angefangen 

haben, herumzuprobieren, niemand sonst. 

So schlimm, wie das ist, ist es aber genau der Ansatz, den 

wir uns in der politischen Umsetzung endlich zu Herzen 

nehmen sollten: jetzt die Chance zu nutzen, Schule aktiv 

und engagiert weiterzuentwickeln. Dabei ist klar: Der so-

genannte Normalbetrieb von vor Corona muss Geschichte 

sein. Aber auch das kann man nicht einfach so im Raum 

stehenlassen, sondern muss sehr deutlich mit einem Ge-

genentwurf verknüpft werden. Trotz der 80 Millionen Vi-

rologen, die wir in Deutschland haben, kann niemand mit 

völliger Sicherheit sagen, wie es ab Herbst weitergeht, wie 

sich die neuen Virusvarianten auf uns und unsere Kinder 

und damit auf den Unterricht auswirken. Die Zahlen stei-

gen gerade wieder. Gleichzeitig stagniert die Impferei und 

die Kinder dürfen nicht. Über das mögliche Szenario ab 

Herbst möchte ich an dieser Stelle überhaupt nicht nach-

denken. 

Deshalb müssen wir einen anderen, einen mutigeren Weg 

gehen, einen Weg, der in der Pandemie funktioniert und 

erst recht danach. Lassen Sie uns nicht zum alten Normal 

zurückgehen! Lassen Sie uns nachdenken und vernünftig 

darüber entscheiden: 

Erstens, wie wir Schule, Lehrpläne und Unterricht, ange-

kommen im 21. Jahrhundert, aufstellen können. Zweitens, 

wie wir das Wohl von Schüler(inne)n und Lehrer(inne)n 

verbessern. Drittens, wie wir besser fördern und Vielfalt er-

möglichen können. Viertens, wie wir Motivation und Akti-

vität steigern. Fünftens, wie wir dazu kommen, unsere 

Kinder und Jugendlichen anständig auf das Leben vorzu-

bereiten, ihnen Werte wie Toleranz und Demokratiefähig-

keit vermitteln. Diese ganze Bandbreite gibt es mit 

unserem Gegenentwurf, alles aufgeschrieben in diesem 

Antrag und in weiteren, die wir in den Ausschüssen behan-

deln wollen. 

Zum Grundsätzlichen: Wir brauchen ein völlig neues Ver-

ständnis von Schule und Lehre. Schule darf kein Ort sein, 

wo innerhalb kurzer Zeit so vielen Kindern wie möglich so 

viel Wissen wie möglich eingetrichtert wird. Flapsig 

könnte man sagen: Schule darf kein Bildungsmastbetrieb 

sein. Schule ist ein Ort, an dem eine der wichtigsten Auf-

gaben in unserem Land wahrgenommen wird. Dazu gehö-

ren finanzielle und Sachausstattung, vor allem Willen und 

Möglichkeiten wie Behutsamkeit, individuelle Förderung 

und das Probieren neuer Wege – und das meiner Meinung 

nach jetzt mehr denn je. 
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Ich zitiere einmal aus unserem Antrag: „Verstehen braucht 

Zeit, ebenso Muße, Umwege, Freiräume für Versuch und 

Irrtum, fürs Ausprobieren. Lernen verträgt sich schlecht 

mit der Stoppuhr.“ Genau darum geht es doch. Sonst lassen 

Sie mit dem ständigen Festhalten an Ihrer angeblich klas-

sischen Leistungsbemessung, die ganz sicher eine Grenze 

hat, mit Ihrem Bildungsideal immer mehr Kinder und Ju-

gendliche zurück. Das fällt uns doch jetzt schon auf die 

Füße und ist schlichtweg verantwortungslos, wenn wir 

nicht aufpassen. 

Was bedeutet für uns eine neue Schulkultur? Wir müssen 

dafür sorgen, dass die Schülerinnen und Schüler die Lust 

am Lernen nicht verlernen. Schüler(innen) und Eltern fra-

gen sich oft zu Recht, weshalb der Fokus oft einseitig auf 

dem Eintrichtern von Fakten und Detaillernen liegt. Wis-

sensvermittlung ist doch viel mehr. Überforderung und zu 

ausufernde Pläne dürfen nicht länger dazu führen, dass 

Schülerinnen und Schüler mit psychischen Problemen zu 

kämpfen haben oder die Schule ohne Abschluss verlassen. 

Ich will nur daran erinnern, dass die Schulabbrecherquote 

in Sachsen bereits im Jahr 2019 bei 8,2 % lag. Gerade in 

den nächsten Jahren brauchen wir gut ausgebildete Köpfe, 

die etwas vom Leben und Lernen verstehen. Dafür brau-

chen wir Rahmenlehrpläne und keine bis ins kleinste Detail 

aufgeschlüsselten Festlegungen. Die Schülerinnen und 

Schüler müssen diese mitgestalten dürfen. Sie müssen 

doch ihren Lebenswelten entsprechen. Der Unterricht muss 

ausschließlich erst einmal vom Kind her gedacht werden. 

Wir möchten unbedingt mündige Schülerinnen und Schü-

ler. Die Einbeziehung der Schülerinnen und Schüler wäre 

doch eine sehr gute Vorbereitung auf das, was noch kommt, 

wenn sie darüber lernen, projektbezogen zu arbeiten, sich 

Erfolge selbst zu organisieren. Auswendig Gelerntes und 

auf den Punkt ausgespucktes Wissen hilft uns einfach null 

Komma nichts. Unsere Welt wirft so viele komplexe und 

vielfältige Fragen auf. Auswendig gelernte Antworten ma-

chen junge Leute weltfremd. 

Zur Digitalisierung in der Schule muss ich nicht viel sagen. 

Ich mache es aber doch. In keinem anderen Bereich hat 

man in der Pandemie hautnah erlebt, was alles nicht funk-

tioniert. In keinem anderen Bereich ist allen so klar, wie 

wichtig das Thema für den weiteren Berufs- und Lebens-

weg ist. Trotzdem sind wir immer noch ein Entwicklungs-

land. Wir brauchen nicht nur mehr Geräte, sondern mehr 

und besseren Fachunterricht. Wir benötigen eine bessere 

Medienkompetenz. Wir müssen endlich begreifen, wie viel 

mehr das Digitale uns noch zukünftig prägen wird. Schule 

und Schulträger, Lehrer(innen) und Schüler(innen) müssen 

darauf vorbereitet sein. Wir werden an einer weiteren, einer 

vierten Kulturtechnik, Umgang mit dem Digitalen, neben 

dem Lesen, Rechnen und Schreiben nicht vorbeikommen. 

Um Zukunft zu gestalten, müssen wir die Vergangenheit 

ehrlich interpretieren. Dafür brauchen wir verlässliche 

Zahlen, zum Beispiel, was die Corona-Pandemie an sozia-

len und psychischen Negativfolgen für die Kinder mit sich 

gebracht hat. Erste Studien lassen vermuten, dass das Aus-

maß gewaltig ist. Diese Zahlen müssen Grundlage dafür 

sein, schnellstmöglich Mittel bereitzustellen und alle An-

strengungen zu unternehmen, diese Defizite zu beheben, 

sie zumindest abzumildern. Wir müssen unser Land end-

lich nachhaltig und flächendeckend so aufstellen, dass es 

eine gute Bildung ermöglicht. Jede und jeder, egal wo man 

wohnt, muss dabei die gleichen Chancen auf gute und be-

zahlbare Bildung haben. Die Lernorte müssen erreichbar 

sein. Eine gute Vernetzung der Handelnden ist neben der 

finanziellen und personellen Ausstattung dabei das A und 

O. Und nebenbei: Der Bund fördert sowieso das kommu-

nale Bildungsmanagement. 

Sie sehen also: Wir haben hier ein ganzes Bildungspaket 

zusammengeschnürt. Wenn Sie diesem Antrag zustimmen, 

bekommen Sie noch vier weitere gratis dazu. 

(Heiterkeit bei den BÜNDNISGRÜNEN – 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Auch mal was!) 

Ein Angebot, das man eigentlich unmöglich ablehnen 

kann, ein Angebot, mit dem wir unsere Kinder auf die Zu-

kunft vorbereiten und nicht auf eine Vergangenheit, die so-

wieso nie wiederkommt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN, der SPD 

und den BÜNDNISGRÜNEN) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollegin Neuhaus-

Wartenberg sprach für die Fraktion DIE LINKE. Nun über-

gebe ich an Herrn Gasse von der CDU-Fraktion. Bitte 

schön, Herr Kollege. 

Holger Gasse, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 

Damen und Herren! Liebe Frau Neuhaus-Wartenberg, als 

ich Ihren Antrag das erste Mal las, habe ich mich gefragt: 

Was ist mit der Kollegin los? 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Na? Was? Mensch!) 

Sie sind doch immer ganz vernünftig und bemüht, auch 

fachliche Arbeit zu leisten. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Na, na!) 

Wer hat Ihnen den Antrag aufgeschrieben? Sie fordern die 

Staatsregierung mit einem Sammelsurium verschiedenster 

Maßnahmen auf, systemische Defizite, die Sie bei der Be-

wältigung schulischer Problemlagen und entstandener 

Lernrückstände durch die Corona-Pandemie meinen fest-

gestellt zu haben, schnellstmöglich zu beheben. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Na, schnellstmöglich!) 

Sie erwecken hier den Eindruck, als ob an sächsischen 

Schulen wirklich alles im Argen liegen würde. 

(Luise Neuhaus-Wartenberg, DIE LINKE: 

Nö, das stimmt nicht!) 

Und dann schreiben Sie auf, was Ihrer Meinung nach alles 

in unserem Schulsystem geändert werden muss – am bes-

ten jetzt sofort. Das beginnt beim Abrücken vom Leis-

tungsanspruch, geht über kulturelles Lernen, GTA, Sport 
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usw. bis hin zu einem staatlich finanzierten Kunst- und 

Kulturanrecht. Sie wollen die Lernmotivation stärken, in-

dem Sie auf Leistungsansprüche verzichten. Nein, Frau 

Kollegin, auf Leistungsansprüche kann Schule nicht ver-

zichten. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Doch!) 

Schule soll junge Menschen auf das Leben vorbereiten. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Dafür haben wir das Leistungsfach!) 

Denn spätestens dann, wenn sie im Beruf stehen, wird man 

von ihnen Leistung einfordern. Dafür müssen wir nicht das 

Leistungsniveau absenken, sondern die Neugier wecken. 

Wir müssen Kinder fordern und sie gleichermaßen fördern. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Sie fordern überwiegend Dinge, die es schon gibt: von Pro-

jektarbeit über außerschulische Lernform usw. Was soll 

man da noch sagen? Offensichtlich haben Sie in den ver-

gangenen Jahren nicht aufgepasst, was in dem Bereich al-

les schon passiert ist. Ihr Antrag stellt unser Schulsystem 

nicht nur unverdient in ein schlechtes Licht, er tritt bei allen 

Aktionen denjenigen, die sich seit Jahren, insbesondere 

aber während der Pandemie, unheimlich engagiert für die 

Bildung unserer Kinder und Jugendlichen aufopfern, zu 

nahe. Das ist nicht in Ordnung. Das sächsische Bildungs-

system ist leistungsfähig und erfolgreich, denn nicht ohne 

Grund findet sich Sachsen bei allen Bildungsrankings auf 

vorderen Plätzen. 

Das heißt nicht, dass unser Bildungssystem nicht weiter-

entwickelt werden muss. Für uns gibt es derzeit andere Pri-

oritäten. Wir konzentrieren uns zuerst darauf, dass 

Lernrückstände aufgeholt werden, die durch die Schul-

schließungen entstanden sind, und setzen alles daran, dass 

unsere Schulen offenbleiben, auch wenn wir es im Herbst 

wieder mit höheren Inzidenzen zu tun haben werden. 

In Anbetracht der heute noch vor uns liegenden Tagesord-

nung halte ich die späte Stunde auch nicht für den richtigen 

Zeitpunkt, Ihnen dazu Nachhilfe zu geben, 

(Sarah Buddeberg, DIE LINKE: 

Das können wir nicht entscheiden!) 

und gebe den Rest meiner Rede zu Protokoll. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU – 

Sarah Buddeberg, DIE LINKE: Das 

hätten wir auch gern anders, Herr Gasse!) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Gasse 

sprach für die CDU-Fraktion. Nun übergebe ich das Wort 

an die AfD-Fraktion. Kollege Dr. Weigand, bitte schön. 

Dr. Rolf Weigand, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Neuhaus-

Wartenberg, wenn man den Antrag liest und Ihnen zuhört, 

muss man denken: Um Gottes willen, was ist in den säch-

sischen Schulen los? Ganz schlimm! Die armen Schüler! 

Wir müssen sofort – wie Sie das sagen – „Neue Schule 

braucht das Land“ machen. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Was für eine Grammatik!) 

Wir müssen die Schüler aus diesen schlimmen Sachen her-

ausholen. – Das muss ich zu Protokoll geben, Satire vorbei. 

– Sie wollen also mit Ihrem Antrag auf einseitige Leis-

tungsansprüche verzichten. Das heißt dann so viel wie: Du 

kannst nicht richtig lesen, schreiben und rechnen, aber 

schön, dass du da bist. 

Sie wollen zweitens ein konkurrenzfreies Lernen, also 

linke Ideologieschulnoten sind alle egal, alle sind gleich, 

manche sind gleicher. Auch die Lernzeit ist Ihnen egal. Es 

soll sich an die Lerngeschwindigkeit angepasst werden. 

Nun gut, wir haben in Sachsen ein mehrgliedriges Schul-

system, was einen differenzierten Schulerfolg schafft – in 

der Förderschule, der Oberschule, in den Gymnasien. Ge-

nau das berücksichtigt sehr unterschiedliche Lernge-

schwindigkeiten. Sie wollen alles in eine links-grüne 

Gemeinschaftsschule hineinstopfen. Das funktioniert 

nicht. Das zeigen auch die Pisa-Ergebnisse von NRW im 

Vergleich zu Sachsen. 

Und Sie wollen in Ihrem Antrag Unterricht und damit 

Lerninhalte aushandeln. Das stelle ich mir in der ersten 

Klasse so vor: Die Lehrerin fragt: Torben, was ist zwei plus 

vier? Er antwortet: Weiß ich nicht; ich würde viel lieber 

jetzt spielen oder tanzen. Das ist dann zukünftig Unterricht, 

meine Damen und Herren. 

Sie unterstellen mit Ihrem Antrag der Schule völlige Em-

pathielosigkeit. Wir haben jetzt das Ende des Schuljahres. 

Die Abschlussklassen feiern. Es war ein widriges Jahr, ja, 

ein Corona-Jahr; es war ein ganz besonderes Jahr. Wir ha-

ben uns schon oft darüber ausgetauscht, was man hätte bes-

ser machen können. Dazu haben wir unterschiedliche 

Ansätze. Sie denken, dass im Herbst überall ganz schnelles 

Internet vorhanden ist. Wir von der AfD hingegen sagen: 

Wir wollen die Schulen offenlassen. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Die Schüler feiern jetzt am Ende eines langen Weges, auf 

dem sie Fachwissen erworben haben, auf dem viele Stun-

den dabei waren, in denen sie gelacht, geweint und ge-

kämpft haben, manchmal unterlegen waren, gesiegt haben. 

Sie sind deshalb zu tollen Persönlichkeiten herangewach-

sen. Auch die vielen Sorgenkinder – wenn sich jeder, der 

dazugehörte, an seine eigene Schulzeit erinnert – sind oft 

dem Lehrer dankbar, dass er sie immer wieder angestupst 

und gesagt hat: Du musst auch Leistungen bringen. Wer 

sich nie Herausforderungen stellt, wird später auch bei 

Konflikten, bei irgendwelchen Belastungen in sich zusam-

menfallen und nicht lebenstüchtig sein. 

Mit Ihrem LINKEN-Antrag wollen Sie das Aushandeln des 

Unterrichts und damit die Reduzierung des Lernstoffes. Sie 

wollen die Abschaffung von Schulnoten und damit den 

Verzicht auf Leistungsansprüche. Sie wollen eine endlose 
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Lernzeit in einer Klasse für alle. Diesen Ansatz – das kön-

nen Sie sich vorstellen – verfolgen wir als AfD nicht, und 

wir werden Ihren Antrag entschieden ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die AfD-Frak-

tion sprach Kollege Dr. Weigand. Nun übergebe ich das 

Wort an die Fraktion BÜNDNISGRÜNE. Kollegin Mel-

cher, bitte. 

Christin Melcher, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

Frage, was Schule leisten soll, ist fortwährend Gegenstand 

der Debatte. Was und wie Kinder und Jugendliche lernen 

sollten, wird hitzig diskutiert, und zwar nicht erst seit der 

Corona-Pandemie. Ich sage es ganz klar: Es ist gut, dass 

bei diesem Thema so intensiv miteinander gerungen wird. 

Es ist gut und wichtig, dass es dabei mindestens so viele 

Standpunkte gibt wie in Deutschland Einwohnerinnen und 

Einwohner. An anderer Stelle spricht man gern von 80 Mil-

lionen Bundestrainern oder 80 Millionen Virologen, aber 

wir haben – glaube ich – auch 80 Millionen Kultusminister 

und Bildungsexpertinnen und -experten. Jede und jeder ist 

im Bildungssystem irgendwie involviert oder zumindest 

davon tangiert und hat eine Meinung. Das ist auch gut so. 

Ich verstehe den Antrag der LINKEN als einen Beitrag in 

dieser Debatte, und dafür bin ich Ihnen auch sehr dankbar. 

Uns eint das Ziel, das sächsischen Bildungssystem modern 

und zukunftsfest zu machen. Uns ist bewusst, dass der ge-

sellschaftliche Wandel auch die Anforderungen an Schule 

verändert. Deshalb werden wir in dieser Legislaturperiode 

das Schulgesetz erneut novellieren, so haben wir es in der 

Koalition vereinbart. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Linksfraktion, es sind 

im Wesentlichen aber zwei Gründe, die dazu führen, dass 

wir Ihren Antrag, dennoch ablehnen werden. Zunächst: Es 

ist ein wenig zu einfach, in einem Antrag das Bild einer 

idealen Schule zu zeichnen und die Staatsregierung aufzu-

fordern, die dafür nötigen Rahmenbedingungen zu schaf-

fen. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Es wird niemand ernsthaft etwas gegen eine zeitgemäßere 

Lehr- und Lernkultur einwenden. Das Wohl der Schülerin-

nen und Schüler und der Lehrerinnen und Lehrer liegt uns 

genauso am Herzen wie Ihnen. 

„Pädagogische Vielfalt“, „Mitbestimmung“, „digitales und 

inklusives Lernen“ – Sie haben die wichtigen Schlagworte 

genannt, aber eben auch nicht mehr. Ihr Antrag verharrt auf 

einer Wohlfühlmetaebene und bei Buzzwords. Schulkultur 

verändert man aber nicht mit einem parlamentarischen An-

trag. 

Zudem ist weit mehr in Bewegung, als Sie im Antrag sug-

gerieren. Wir ermöglichen längeres gemeinsames Lernen. 

Die Schulordnung für die Gemeinschaftsschule wurde An-

fang des Monats veröffentlicht. Wir weiten die Ganz-

tagsangebote deutlich aus und stärken damit auch die Ei-

genverantwortung und die Vernetzung der Schulen. Wir 

haben bereits im Februar hier im Landtag einen umfangrei-

chen Antrag zur digitalen Bildung beschlossen. 

Ja, die Corona-Pandemie kann zu einer Blaupause werden. 

Dafür muss man aber auch die richtigen Schlüsse ziehen 

und davon Maßnahmen ableiten. Es reicht nicht, sich mit 

bloßen Feststellungen zu begnügen. 

Natürlich bleiben Themen, bei denen wir längst nicht zu-

frieden sind, und das können Sie sich auch vorstellen. Es 

wird Sie nicht überraschen, dass wir innerhalb der Koali-

tion nicht immer einer Meinung sind. So diskutieren wir 

intensiv über Inklusion und Vielfalt, aber auch über Noten-

gebung und Lehrpläne. Wir diskutieren sehr konkret im 

Unterschied zu Ihrem Antrag, den Sie hier vorgelegt haben. 

Ein zweiter Grund für die Ablehnung ist Folgender: Leis-

tungs- und Chancengerechtigkeit bilden keinen Wider-

spruch. Natürlich müssen sich gute Schulen auch daran 

messen lassen, inwieweit sie den Lern- und Bildungserfolg 

von Schülerinnen und Schülern sichern. 

Die Aufgabe von Schule, Kompetenzen zu vermitteln und 

Abschlüsse zu vergeben, ist im Antrag leider deutlich un-

terbelichtet. So entziehen Sie sich in Ihrem Antrag im 

Grunde allen Anforderungen und Aspekten eines Monito-

ring, was Unterrichts- und Schulentwicklung braucht. Des-

halb setzen wir uns als BÜNDNISGRÜNE unverändert für 

eine externe Schulevaluation ein. Davon lese ich im Antrag 

leider auch nichts, obwohl es sehr viel mit Schulkultur zu 

tun hat, Schule als lernendes System zu denken. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind mittendrin, die 

Schule der Zukunft zu gestalten. Wir sind offen dafür, zu-

mindest die in Sachsen wohnenden rund 4 Millionen Kul-

tusminister und Bildungsexpertinnen mitzunehmen. Dass 

dabei nicht jeder Vorschlag praktikabel ist und in die Um-

setzung geht, liegt dabei in der Natur der Sache. 

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE enthält viele wichtige 

Schlagwörter, mehr aber auch nicht. Wir werden ihn des-

halb ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollegin Melcher 

sprach für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE. Nun übergebe 

ich das Wort an Frau Kollegin Friedel von der SPD-Frak-

tion. – Bitte schön, Frau Kollegin. 

Sabine Friedel, SPD: Vielen Dank. Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Wir sind, glaube ich, liebe Frau 

Neuhaus-Wartenberg, inhaltlich sehr nah beieinander. In-

sofern bin ich auch sehr dankbar für den Antrag, der hier 

vorgelegt worden ist. 

Frau Melcher hat ja schon differenziert, an welchen Stellen 

man, glaube ich, noch etwas intensiver miteinander arbei-
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ten und bei denen man anerkennen muss, wo wir in Sach-

sen stehen und dass die Schulen deutschlandweit in den 

letzten Jahren relativ viele Fortschritte gemacht haben. 

Insgesamt ist das der bildungswissenschaftliche State of 

the Art, den Sie in dem Antrag wiedergeben. Dennoch wer-

den auch wir den Antrag ablehnen, und zwar aus folgen-

dem Grund. Sie haben vorhin Ihren Antrag zitiert. Ich will 

den Satz wiederholen, weil er wahr ist. Sie haben gesagt, 

Verstehen braucht Zeit. Das gilt auch für diese Art und 

Weise, Schule und Bildung anzuschauen. Verstehen 

braucht Zeit. – Mit Blick auf Herrn Weigands Redebeitrag 

würde ich ergänzen, es braucht auch Verstand; aber es 

braucht Zeit. 

(André Barth, AfD: Das ist eine Beleidigung! 

Haben Sie auch einen Doktortitel?) 

Wir stellen fest – wenn man ehrlich ist, dann auch in unse-

ren eigenen Parteien und nicht nur in den anderen –, dass 

Bildungsverständnisse noch immer nicht überall dem wis-

senschaftlichen State of the Art entsprechen, sondern dass 

es natürlich überall viele Leute gibt, die sagen, ich bin doch 

auch in eine Schule gegangen, in der es nach 08/15 lief, 

und es hat mir nicht geschadet. 

Zu verstehen, dass Schule anders laufen kann und anders 

laufen muss, dabei wird uns jetzt Corona, glaube ich, sehr 

viel helfen. Damit haben Sie recht, dass Sie diesen Bezug 

herstellen. 

Wir müssen uns auch immer wieder deutlich machen, was 

ist denn eigentlich der Zweck von Bildung. Herr Gasse hat 

es vorhin angesprochen: Die Schule soll junge Menschen 

auf das Leben vorbereiten. Natürlich gehört dazu, dass wir 

uns fragen: Machen wir Schule gerade so, dass dieser 

Zweck erfüllt wird? Ist das, was gerade an den Schulen 

passiert, wirklich das Bestmögliche, was wir tun können, 

um junge Menschen auf das Leben vorzubereiten? Ich 

muss vielleicht nicht den Tweet von vor sechs Jahren zitie-

ren mit der viersprachigen Gedichtanalyse, aber ich kann 

keine Steuererklärung ausfüllen. Natürlich müssen wir 

aber auch – dabei sind wir vielleicht wieder näher beisam-

men – über wirtschaftliche Bildung reden. Wir müssen 

über kulturelle Bildung reden. Wir müssen über gesund-

heitliche Bildung reden. Wir müssen über kommunikative 

Bildung reden, weil wir heute in anderen Welten leben und 

in der Arbeitswelt ganz andere Anforderungen gestellt wer-

den, als dies vor 20 Jahren, 30 Jahren, 50 Jahren der Fall 

war. 

Ich habe in meiner Schulzeit nie gelernt, wie man mit an-

deren Menschen kommuniziert, wie man es schafft, Kom-

promisse herbeizuführen, wie man es schafft, zu verstehen, 

was der andere eigentlich will. Das haben wir uns dann – 

und ich glaube, viele hier – später angeeignet, in Form von 

Weiterbildung, in Form von Seminaren, vielleicht auch bei 

politischen Stiftungen. Wir erleben aber eben, dass die Ar-

beitswelt voraussetzt, dass Kommunikation und Teamfä-

higkeit ein ganz wichtiger Punkt sind. 

In Ihrem Antrag verlangen Sie, die Schulen schnellstens so 

aufzustellen, dass all das passiert. Das ist eben eine Über-

forderung, das muss man ganz ehrlich sagen, weil verste-

hen Zeit braucht und weil es deswegen nötig ist, diese 

Fragen einzeln stärker durchzudeklinieren. 

Nicht zuletzt setzt es irgendwann auch ein Bewegen inner-

halb des bundesweiten Kanons, den man für Bildung hält, 

voraus. Wir können uns in Sachsen an vielen Stellen bemü-

hen, es muss uns auch gelingen, die Kultusminister anderer 

Länder davon zu überzeugen, dass ein kindorientierter Zu-

gang vielleicht mehr Erfolg verspricht. 

Dann sind wir irgendwann auch dabei, solche Fragen zu 

stellen: Wie ist denn die Vergleichbarkeit, die als höchster 

Maßstab im Bildungswesen gilt? Ist denn das zentrale Prü-

fungswesen wirklich geeignet, um bei Menschen herauszu-

finden, was sie am besten können und später auch zur Basis 

ihres Einkommens machen sollten? 

Die Räder sind groß. Diese zu drehen wird mit einem ein-

zelnen Antrag nicht gelingen. Deswegen hoffe ich einmal, 

dass selbst bei der Ablehnung des Antrags die anderen drei 

trotzdem erhältlich wären. Ich würde mich sehr freuen, 

wenn es uns gelänge, diese Aspekte im Schulausschuss ein-

gehender zu beleuchten, beispielsweise auch, indem dazu 

Sachverständigenanhörungen stattfinden und wir es wirk-

lich schaffen, die Bildungswissenschaft auf der einen Seite 

und die Schulpraxis auf der anderen Seite so zu Wort kom-

men zu lassen, dass wir herausfinden, welche Schritte sind 

denn machbar, um auf diesem Weg, den Sie beschreiben, 

voranzukommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und  

den BÜNDNISGRÜNEN) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollegin Friedel 

sprach für die SPD-Fraktion. Jetzt könnten wir in eine 

zweite Rederunde eintreten, wenn gewünscht. – Das sehe 

ich nicht. Gibt es tatsächlich keinen Redebedarf seitens der 

Fraktionen? – Nein. Dann übergebe ich an die Staatsregie-

rung. Herr Staatsminister Piwarz, bitte schön. 

Christian Piwarz, Staatsminister für Kultus: Herr Prä-

sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem vorlie-

genden Antrag möchten Sie, wenn man in die 

Antragsbegründung schaut, einer – ich zitiere – „kinds-

wohlgefährdenden Unterrichtsbelastung vorbeugen“ und 

sich für eine Schulkultur einsetzen, in der – ich zitiere wei-

ter – „beides möglich ist: Kuscheln und Leistung“. Ob al-

lerdings selbst im bildlichen Sinne Kuscheln für eine 

zukunftsorientierte Schulkultur eine geeignete Leitidee ist, 

möge jeder für sich beantworten. Ich denke gerade aktuell 

an unsere Gymnasiasten und Oberschüler, die wir gemein-

sam zu einem guten Abschluss geführt haben. Mit Ku-

scheln allein wird es wahrscheinlich nicht funktionieren. 

Um es ganz deutlich zu sagen: Dass in unserem Schulsys-

tem eine kindswohlgefährdende Unterrichtsbelastung an-

gelegt wäre bzw. durch die Lehrerinnen und Lehrer an 

unseren Schulen systematisch praktiziert würde, dagegen 
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verwahre ich mich schon entschieden. In der Wortwahl 

sind Sie, glaube ich, ein bisschen über das Ziel hinausge-

schossen. 

(Beifall bei der CDU und  

der Abg. Martina Jost, AfD) 

Nicht zuletzt das große Engagement vieler Lehrkräfte und 

Schulleiter in Sachsen hat maßgeblich dazu beigetragen, 

dass die hohen Belastungen unserer Kinder und Jugendli-

chen durch die Corona-Pandemie minimiert wurden. Ich 

meine dabei nicht nur die Begleitung im Rahmen des  

häuslichen Lernens, sondern auch die Organisation von 

Wechselunterricht, die Umsetzung umfangreicher Hygie-

nekonzepte, die sensible Anleitung gerade jüngerer Schü-

ler bei der Selbsttestung und vieles mehr. Dass all dies 

nicht einfach war, dass in Einzelfällen auch Schwierigkei-

ten und zuweilen im pädagogischen Handeln auch Unsi-

cherheiten vorhanden waren, dass leugnet niemand. Daher 

bin ich all den Schülerinnen und Schülern sowie deren El-

tern dafür dankbar, dass sie diese komplizierte Phase schu-

lischen Lernens mit Geduld, Vertrauen und Engagement 

mitgetragen haben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende Antrag 

erweckt den Eindruck, als werde darin Erneuerung und In-

novation gefordert, deren Verwirklichung es künftig im 

sächsischen Schulsystem bedarf. Die Befürworter des An-

trags kann ich an dieser Stelle allerdings schon einmal be-

ruhigen. Auch wenn zukünftig nicht vorgesehen ist, den 

Bildungs- und Erziehungsauftrag um die in der Antragsbe-

gründung formulierte Idee des Kuschelns zu erweitern 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Schade!) 

– ich hätte jetzt fast etwas gesagt, wir fangen das nicht an, 

Rico –, ist im Freistaat Sachsen, das ist mir wichtig, ein 

ganzheitlicher Leistungsbegriff, das betrifft die Forderung 

in Punkt 3c, bereits seit dem Jahr 2004 Lehrplanrealität. 

Die Vermittlung von Wissen, Kompetenzen und Werteori-

entierung bildet das Fundament aller sächsischer Lehr-

pläne. Die Lehrerinnen und Lehrer setzen diese Lehrpläne 

auf der Grundlage der pädagogischen Eigenverantwortung 

um, in deren Rahmen vielfältige didaktische und methodi-

sche Herangehensweisen möglich sind. 

Die Unterrichtsbelastungen haben wir im Jahr 2018 durch 

die Reduzierung der Stundentafel gesenkt. Parallel dazu 

wurde das Ganztagsangebot ausgebaut. Die Lehrpläne aller 

Schularten und Fächer wurden mit Blick auf die aktuellen 

bildungspolitischen Herausforderungen weiterentwickelt. 

Medienbildung, politische Bildung sowie die Bildung für 

nachhaltige Entwicklung werden fachübergreifend vermit-

telt. 

Im kommenden Schuljahr werden wir den Schülerinnen 

und Schülern unter fairen Bedingungen auch einen aner-

kannten Abschluss ermöglichen. Wie die letzten beiden 

Prüfungsjahrgänge erhalten sie orientierende Hinweise und 

fachliche Schwerpunktsetzungen zur Prüfungsvorberei-

tung. 

Um das Nachholen der Lernprozesse zu unterstützen, stel-

len wir den Schulen in einer dynamischen Lehrplandaten-

bank unterstützende Tools zur Diagnostik der Lernaus-

gangslagen und zur Erstellung passgenauer Aufgabenstel-

lungen zur Verfügung. Parallel dazu werden den Schulen 

Orientierungs- und Unterstützungsmaterialien zur fokus-

sierten Lehrplanumsetzung zur Seite gestellt. Wir geben 

damit den Lehrkräften passgenaue Instrumente an die 

Hand, um die pandemiebedingten Wissens- und Kompe-

tenzlücken pädagogisch sensibel und mit ausreichend Zeit 

zu schließen. Dabei sind uns alle Kompetenzbereiche 

wichtig. Bei der Umsetzung des Aktionsprogramms „Auf-

holen nach Corona“ werden wir keine Fokussierung auf 

den Kernfachbereich vornehmen. Mit den Fördermitteln 

unterstützen wir alle Maßnahmen, die pandemiebedingt in 

den letzten Monaten an den Schulen zu kurz kamen – auch 

die überfachlichen Kompetenzen –, ohne Einschränkun-

gen. Darin sind wir uns im Übrigen mit allen Bundeslän-

dern, gerade in der Auseinandersetzung mit dem Bund, 

immer einig gewesen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich könnte die Aufzäh-

lung mit den vielfältigen Maßnahmen der Staatsregierung 

zur Förderung des digitalen Lehrens und Lernens, des in-

klusiven Lernens der demokratischen Bildung und vielem 

mehr weiter fortsetzen. Sie alle zeigen einmal mehr, dass 

Schulentwicklung im Freistaat Sachsen kein statischer Zu-

stand ist, sondern ein permanenter Prozess. 

Nicht zuletzt deshalb habe ich in meinem Haus das Strate-

gieprojekt „Bildungsland Sachsen 2030“ gestartet. Ziel ist 

es, mittel- und langfristige Perspektiven zur Weiterent-

wicklung der Bildung in Sachsen unter Einbeziehung nati-

onaler und internationaler Erfahrungen zu erarbeiten. Nun 

stellte leider die Corona-Pandemie den Alltag in den Schu-

len – und durchaus auch im Kultusministerium – auf den 

Kopf. Über ein Jahr lang hatten dadurch andere drängende 

Aufgaben Priorität. Anfang Juni konnte die Projektgruppe 

die Planungen und Abstimmungen für den konzeptionellen 

Prozess aber wieder aufnehmen. 

Vor Ende des Jahres werden wir wieder den engen Aus-

tausch mit denjenigen suchen, deren Erfahrungen für die 

Weiterentwicklung schulischer Bildung unverzichtbar 

sind: mit den Schülerinnen und Schülern, mit den Lehr-

kräften und den Schulleitungen, mit den Eltern, mit unse-

ren Partnern im Landesbildungsrat und natürlich auch mit 

den Bildungspolitikern und allen Interessierten hier im Ho-

hen Hause. Daneben werden wir auch zukünftig in unsere 

Diskussion zur Schulkultur die Ergebnisse der Wissen-

schaft, insbesondere der Bildungsforschung, einbeziehen. 

Diese hat uns, wenn Sie bis heute die nationalen Leistungs-

vergleichsstudien wie die IQB-Ländervergleiche, die nati-

onalen Bildungsberichte oder die Bildungsmonitore des 

Instituts der deutschen Wirtschaft zur Kenntnis genommen 

haben, hervorragende Ergebnisse bescheinigt. Diese Leis-

tungsfähigkeit unseres Schulsystems zu erhalten und fort-

zuentwickeln, sind wir unseren Kindern und Jugendlichen 

mit Blick auf ihre Zukunftschancen schuldig. 
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Dass es dazu des vorliegenden Antrages nicht bedarf, habe 

ich hoffentlich durch meine Ausführungen hinreichend 

verdeutlicht. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU, den BÜNDNISGRÜNEN, 

der SPD und der Staatsregierung) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Das war Staatsmi-

nister Piwarz. Er sprach für die Staatsregierung. Ich über-

gebe nun für das Schlusswort an Frau Kollegin Neuhaus-

Wartenberg. 

Luise Neuhaus-Wartenberg, DIE LINKE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-

nete! Ich versuche, mich kurzzuhalten. Ich möchte nur 

noch einmal zwei oder drei Punkte ansprechen. 

Herr Gasse, wenn wir darüber sprechen, dass wir die Kin-

der und Jugendlichen auf das Leben vorbereiten möchten, 

dann meinen wir damit nicht nur das Erwerbs- und Berufs-

leben. – Das ist Punkt eins. 

Ich komme zum zweiten Punkt. Selbst wenn ich mich auf 

die Debatte einlasse, was die Wirtschaft tatsächlich für An-

sprüche hat und uns mitteilt, was es oder sie braucht oder 

eben nicht braucht, dann muss man festhalten, dass wir 

nicht besonders gut dastehen. Die Kritik ist ziemlich laut. 

Sie ist nicht nur deutschland- und europaweit laut, sondern 

eben auch in Sachsen. Ich kann mich sehr wohl an die Ge-

spräche mit den Industrie- und Handelskammern und 

Handwerkskammern erinnern. Sie haben uns mitgeteilt, 

was in den Betrieben und Firmen, beim Klein- und Mittel-

stand tatsächlich los ist. Der Grundtenor lautet nämlich, es 

reiche nicht, was wir machen, oder das eine sei zu viel und 

das andere zu wenig. Darüber müssen wir reden. 

Ich möchte noch einmal grundsätzlich festhalten, dass es 

uns darum geht, darüber zu diskutieren. Ich bin Frau Frie-

del sehr dankbar dafür, dass sie hier mitgeteilt hat, grund-

sätzlich darüber diskutieren zu wollen, was die Bildung 

und deren Hauptsäule, nämlich die Schulen, leisten müs-

sen, damit wir irgendwie – auch gesellschaftlich – voran-

kommen. 

Ja, wir haben einen grundsätzlichen Antrag gestellt. Das 

möchte ich auch noch klarstellen. Es gibt noch vier weitere 

Anträge, die es noch konkreter formulieren. Selbstver-

ständlich wissen wir, dass ein grundsätzlicher Antrag ein 

grundsätzlicher Antrag ist und weitaus kleinteiliger unter-

setzt werden muss. Das haben wir mit vier weiteren Anträ-

gen versucht. Diese möchten wir im Ausschuss miteinan-

der diskutieren. 

„Schnellstens“ usw. steht im Antrag. Ja, sicherlich hätten 

wir auch so schnell wie möglich schreiben können; das 

wissen Sie alle. Wir sind uns natürlich der Tatsache be-

wusst, dass wir, sollten wir einen solchen Prozess initiie-

ren, über einen Umbau im laufenden Betrieb reden. Das ist 

klar. Es wird nicht möglich sein, alles ein Jahr lang zu 

schließen – um Gottes willen! – und dann völlig neu anzu-

fangen, genauso wie wir uns das vorstellen. Selbstver-

ständlich geht das nicht. 

Herr Piwarz, Sie haben gerade das „Bildungsland Sachsen 

2030“ erwähnt. Das ist doch aber eine ganz wunderbare 

Sache. 

(Zurufe des Staatsministers Christian Piwarz 

und des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

– Moment! 

(Heiterkeit der Abg. 

Luise Neuhaus-Wartenberg, DIE LINKE) 

Ich sage jetzt nicht „Links wirkt“, nein. Das „Bildungsland 

Sachsen 2030“ ist doch genau der Ort. Im Schulausschuss 

können wir miteinander im Vorfeld debattieren, über An-

träge reden oder Anhörungen stattfinden lassen. Ich kann 

das Angebot nur unterbreiten, nicht nur für eine Debatte. 

Wir haben mit dem Antrag das Ziel verfolgt, uns in die De-

batte einzubringen und zu zeigen, dass wir vor allem auch 

diskussionsbereit sind. 

Hierbei geht es gerade um ganz, ganz viel. Es geht um die 

nächsten Jahre und Jahrzehnte. Immer wieder mitzuteilen, 

dass alles ganz wunderbar sei, Herr Gasse, ist nicht Sinn 

der Sache. Das wird uns nicht weiterbringen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN und 

der Abg. Sabine Friedel, SPD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Meine Damen und 

Herren! Ich stelle nun die Drucksache 7/7005 zur Abstim-

mung und bitte bei Zustimmung um Ihr Handzeichen. – 

Vielen Dank. Die Gegenstimmen? – Danke schön. Stimm-

enthaltungen? – Ich sehe keine. Damit ist der Antrag mit 

einigen Dafür-Stimmen und einer großen Anzahl an Ge-

genstimmen abgelehnt worden und damit nicht beschlos-

sen. Der Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Erklärung zu Protokoll 

Holger Gasse, CDU: Als ich Ihren Antrag zum ersten Mal 

las, habe ich mich gefragt: Was ist mit der Frau los? Eigent-

lich sind Sie doch ganz vernünftig und um fachliche Arbeit 

bemüht. Wer hat Ihnen bloß diesen Antrag geschrieben? 

Sie fordern die Staatsregierung mit einem Sammelsurium 

verschiedenster Maßnahmen auf, systemische Defizite, die 

Sie bei der Bewältigung schulischer Problemlagen und ent-

standener Lernrückstände durch die Corona-Pandemie 

meinen festgestellt zu haben, schnellstmöglich zu beheben. 

Sie erwecken hier den Eindruck, als ob an sächsischen 

Schulen alles im Argen liegen würde. Dann schreiben Sie 

auf, was Ihrer Meinung nach alles an unserem Schulsystem 

geändert werden müsse. Das beginnt beim Abrücken vom 
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Leistungsanspruch, geht über kulturelles Lernen, GTA, 

Sport und Bewegung, weiter zum digitalen Lernen, holt die 

Kurve über interkulturelles Lernen, macht einen Abstecher 

zur Reformpädagogik, flicht ein wenig Inklusion mit ein, 

um schließlich bei der Forderung nach einem staatlich fi-

nanzierten Kunst- und Kulturanrecht zu landen. 

Lassen Sie mich auf einige Punkte näher eingehen: 

Erstens. Sie wollen die Lernmotivation stärken, indem Sie 

auf Leistungsansprüche verzichten. 

Nein, Frau Kollegin, auf Leistungsansprüche kann Schule 

nicht verzichten. Schule soll junge Menschen auf das Le-

ben vorbereiten, denn spätestens dann, wenn sie im Beruf 

stehen, wird man von ihnen Leistung fordern. Lernmotiva-

tion erwächst aus Erfolgserlebnissen. Dazu müssen wir 

nicht das Leistungsniveau absenken, sondern die Neugier 

wecken. Wir müssen Kinder fordern und gleichermaßen 

fördern, ihnen erreichbare Ziele setzen, die ihrer Leistungs-

fähigkeit entsprechen und sie loben, wenn sie diese Ziele 

erreicht haben, sie stark machen und selbstbewusst.  

In einem guten Klassenverband hilft man sich gegenseitig, 

freut sich mit, wenn einem Mitschüler Dinge gut gelingen, 

und tröstet, wenn es mal nicht gut geht. Nicht der Leis-

tungsanspruch ist hier entscheidend, sondern ganz wesent-

lich der Lehrer, der die Klasse führt. 

Zweitens. Sie wollen die Eigenaktivität von Schülern stär-

ken, indem Teamarbeit und Projektarbeit eingeführt wer-

den.  

Also, mit Verlaub, es ist inzwischen an sächsischen Schu-

len geübte Praxis, dass Schüler Aufgaben in kleinen Grup-

pen oder als Partnerarbeit gemeinsam erledigen und auch 

Projekte sind in unseren Schulen kein Neuland. 

Drittens. Sie fordern außerschulische Lernformen und 

Lernorte, wie Theater, Museen, Kunstsammlungen und 

Bibliotheken, und schlagen dafür zum Beispiel Ganz-

tagsangebote vor. Gleiches fordern Sie für Sport, Spiel und 

aktive Bewegung. 

Was soll man da sagen? Offensichtlich haben Sie in den 

vergangenen Jahren nicht aufgepasst und gesehen, was ge-

rade in diesem Bereich alles passiert ist. Ganztagsangebote 

gibt es seit mehr als zehn Jahren in Sachsen. Seitdem die 

Beantragung entbürokratisiert und die Finanzierung über 

Pauschalen geregelt ist, nehmen die meisten sächsischen 

Schulen diese Möglichkeit für zusätzliche Bildungsange-

bote in Anspruch. 

Ausdrücklich gewünscht sind musisch-künstlerische sowie 

sportliche Angebote sowie die Arbeit mit Externen. Extra 

dafür gibt es Kooperationsvereinbarungen mit Lan-

dessportbund und Sächsischem Musikrat. 

Wenn Sie den Koalitionsvertrag gelesen haben, ist Ihnen 

sicherlich nicht entgangen, dass die Schulen aufgerufen 

sind, herausgehobene Projekte in den Bereichen Demokra-

tie, Nachhaltigkeit, Umwelt- und Klimaschutz sowie 

Selbstständigkeit und Unternehmertum zu initiieren. 

Viertens. Zum digitalen Lehren und Lernen haben wir hier 

im Landtag einen umfangreichen Antrag beschlossen. Das 

SMK setzt die Forderungen aktiv um. Sie müssten wissen, 

dass dieses Thema besonders durch die Pandemie einen er-

heblichen Schub erfahren hat. Lehrer wie Schüler mussten 

sich in den vergangenen Monaten Kompetenzen zum digi-

talen Lehren und Lernen aneignen, aufgrund der Pandemie 

oft autodidaktisch. 

Natürlich gelingt das nicht jedem gleich gut. Hier sind alle 

Lernende: Schüler und Lehrer gleichermaßen. In dieser 

Zeit haben wir eine Menge Erfahrungen gesammelt. Wir 

wissen heute besser als vor der Pandemie, was funktioniert 

und was nicht. Dass die Pädagogen dafür geschult und die 

zukünftigen Lehrer im Studium darauf vorbereitet werden 

müssen, ist selbstverständlich und bedarf nicht eines An-

trages der LINKEN. 

Das SMK bietet einen sehr umfangreichen Fortbildungska-

talog zum Thema Digitales Lernen an und unterstützt die 

Schulen bestmöglich durch die zuständigen Schulreferen-

ten. 

Fünftens. Sie wollen weiterhin einen barrierefreien inte-

grierten Zugang zu einem möglichst langen gemeinsamen 

Schulbesuch im Sinne eines inklusiven Lernens. Auch da 

verfolgen wir mit unserem Inklusionskonzept einen ande-

ren Ansatz. Das Inklusionskonzept ist im Schulgesetz im 

§ 4 c verankert und befindet sich mitten in der Umsetzung. 

Maßstab ist für uns nicht die Inklusion um der Inklusion 

willen, sondern immer das Wohl des jeweiligen Kindes ist 

unser Maßstab. Dabei kann die inklusive Beschulung die 

richtige Entscheidung sein oder auch die Beschulung in ei-

ner unserer wirklich guten Förderschulen. Diese Entschei-

dung muss auf der Basis fachlich wie medizinisch 

fundierter Diagnostik getroffen werden und sie muss prak-

tikabel sein. 

Das SMK erarbeitet zurzeit einen Bericht zu den Ergebnis-

sen des Modellprojektes mit dem Verzicht auf die vorschu-

lische Diagnostik im Bereich Lernen und sozial-

emotionale Entwicklung. Bereits jetzt deutet sich an, dass 

die Praxis etwas anders aussieht, als es unsere Erwartungen 

waren. Dann müssen wir nachsteuern, aber zielgerichtet. 

Sechstens. Wenn Sie dann zu guter Letzt fordern, dass der 

Freistaat allen Schülern und Familien einen kostenfreien 

Besuch von Kunst- und Kultureinrichtungen ermöglichen 

soll, so übersehen Sie, dass es bereits eine ganze Reihe kos-

tenfreier Angebote für Kinder gibt. Sie ignorieren die fi-

nanzielle Situation unseres Landes. Wir haben keinen 

Grund, uns Dinge zu überlegen, wie wir Geld verteilen an-

gesichts der finanziellen Lasten der Pandemie und der 

Steuerausfälle, die in den Kommunen deutlich spürbar sind 

und die vor allem den kommenden Doppelhaushalt prägen 

werden. Sie wissen das auch. 

Ihr Antrag stellt unser Schulsystem nicht nur unverdient in 

ein schlechtes Licht, er tritt auch allen Akteuren, die sich 

seit Jahren, insbesondere aber während der Pandemie, un-

heimlich für die Bildung unserer Kinder und Jugendlichen 

aufopfernd engagiert haben, zu nahe. Das ist nicht in Ord-

nung. 
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Das sächsische Bildungssystem ist leistungsfähig und er-

folgreich, denn nicht ohne Grund findet sich Sachsen bei 

allen Bildungsrankings auf vorderen Plätzen. Das heißt 

nicht, dass unser Bildungssystem nicht weiterentwickelt 

werden muss. Daran arbeitet das SBI und wird auch die 

Erfahrungen der Corona-Pandemie einbeziehen. 

Für uns gibt es derzeit andere Prioritäten: Wir konzentrie-

ren uns zuerst darauf, die Lernrückstände aufzuholen, die 

durch die Schulschließungen entstanden sind, und setzen 

alles daran, dass unsere Schulen offenbleiben, auch wenn 

wir im Herbst wieder mit höheren Inzidenzen zu tun haben 

werden. 

Dazu nutzen wir zum Aufholen unsere eigenen Möglich-

keiten wie Assistenzprogramme und GTA sowie die Bun-

desprogramme. Wir brauchen jeden Lehrer und jede 

Lehrerin, die in den vergangenen Monaten Enormes geleis-

tet haben. Die Krise ist noch nicht vorbei. Schnellstmöglich 

alles zu verändern, so wie Sie es beantragen, verkennt die 

Lage und ist der falsche Ansatz. Deshalb lehnen wir Ihren 

Antrag ab. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 12 

Sechster Frauenförderungsbericht des Freistaates Sachsen 

Bericht zur Umsetzung des Sächsischen Frauenförderungsgesetzes 

(SächsFFG) sowie zur Situation von Frauen im öffentlichen Dienst 

im Freistaat Sachsen 

Drucksache 7/6837, Unterrichtung durch das Sächsische Staatsministerium 

der Justiz und für Demokratie, Europa und Gleichstellung 

Drucksache 7/7098, Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses  

für Verfassung und Recht, Demokratie, Europa und Gleichstellung 

Das Präsidium hat dafür eine Redezeit von 10 Minuten je 

Fraktion und für die Staatsregierung festgelegt. Die Rei-

henfolge in der ersten Runde lautet: CDU, AfD, DIE 

LINKE, BÜNDNISGRÜNE, SPD und Staatsregierung, 

wenn gewünscht. 

Ich übergebe nun das Wort an Frau Kollegin Kuge von der 

CDU-Fraktion, bitte schön. 

Daniela Kuge, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich werde nur einen Teil mei-

ner Rede halten und den Rest zu Protokoll geben – nicht, 

dass sich jemand wundert. 

Voranzustellen ist, dass der vorliegende Bericht den Sach-

stand aus dem Jahr 2018 wiedergibt. Es lässt sich kurz zu-

sammenfassen, dass die generelle Repräsentation von 

Frauen im öffentlichen Dienst sehr gut ist. Problematischer 

wird es erst, wenn man die Repräsentation des weiblichen 

Geschlechts in der obersten Leitungsfunktion anschaut. 

Der Frauenförderungsbericht stellt nämlich eine soge-

nannte gläserne Decke zwischen oberer und unterer Lei-

tungsebene fest. 

Ein Punkt, der seitens der Staatsregierung noch nicht genug 

Aufmerksamkeit bekommen hat, ist die Besetzung der 

Aufsichtsgremien der Unternehmen des Freistaates bzw. 

der Unternehmen, bei denen der Freistaat beteiligt ist. 

Hierzu verweise ich gern auf meine Kleine Anfrage 7/3171 

und die beiden folgenden Nachfragen. 

Dieser Frauenförderungsbericht gibt wichtige Hinweise 

auch auf das anstehende Gleichstellungsgesetz, und ich 

freue mich dabei auf die Zusammenarbeit mit Staatsminis-

terin Meier. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der SPD – 

Daniela Kuge, CDU, gibt ihre Rede zu Protokoll.) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Für die CDU-

Fraktion sprach Kollegin Kuge, die auch gleich Berichter-

statterin war. Ich übergebe nun das Wort an die AfD-Frak-

tion. Kollegin Jost, bitte schön. 

Martina Jost, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Damen und Herren Abgeordnete! Ich mache es auch kurz 

und werde meine Rede zu Protokoll geben. 

Festzustellen ist hier im Frauenförderungsbericht, dass der 

öffentliche Dienst ein sehr guter Arbeitgeber für Frauen ist. 

Zwei Drittel der Angestellten – 68 % – im öffentlichen 

Dienst sind Frauen. Die Arbeitsbedingungen sind sehr fle-

xibel. Das würden wir uns natürlich auch für die freie Wirt-

schaft wünschen. Insofern zeigt der Bericht eigentlich ein 

zufriedenstellendes Ergebnis. Man sollte auch nicht hinter 

jedem Baum gleich eine Ungleichbehandlung zwischen 

Mann und Frau feststellen. 

Zur Gläsernen Decke noch einmal, Frau Kuge: Eine Glä-

serne Decke ist laut Wikipedia – man kann es auch googeln 

– ein Männernetzwerk, das Frauen daran hindert, aufzu-

steigen oder sich gegen Frauen verbündet hat und ihnen die 
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Karriereaufstiegschancen zu verhindern versucht. Das se-

hen wir hier natürlich ganz und gar nicht und schon gar 

nicht im öffentlichen Dienst. Ich weiß nicht, woher Sie das 

jetzt holen. 

(Zuruf der Abg. Daniela Kuge, CDU) 

– Ja, ich sage mal: Sie unterstützen die Aussage, dass hier 

eine gläserne Decke stattfindet. Wir sehen das nicht und im 

öffentlichen Dienst schon gar nicht. 

Deshalb vielen Dank. Ich gebe meine Rede auch zu Proto-

koll. 

(Beifall bei der AfD –  

Martina Jost, AfD, gibt ihre Rede zu Protokoll.) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Nun spricht für die 

Fraktion DIE LINKE Kollegin Buddeberg. Bitte schön. 

Sarah Buddeberg, DIE LINKE: Herr Präsident! Werte 

Kolleg(inn)en! Zu später Stunde reden wir heute über den 

Frauenförderungsbericht. Ich halte es für ganz wichtig, 

dass wir das tun und uns die Zeit dafür nehmen. Deshalb 

werde ich weder Teile meiner Rede noch die gesamte Rede 

zu Protokoll geben, sondern werde sie einfach halten. 

Alle, die hier im Haus behaupten, es gebe keine strukturelle 

Benachteiligung von Frauen – wir haben es gerade wieder 

gehört –, müsste man eigentlich zum Nachsitzen verpflich-

ten, 

(Holger Hentschel, AfD: Zuhören!) 

damit sie den Bericht noch einmal ganz aufmerksam lesen. 

(Beifall bei den LINKEN, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der SPD) 

Worum geht es? Seit 1994 gibt es das Sächsische Frauen-

förderungsgesetz. Das Ziel ist die Durchsetzung der 

Gleichberechtigung von Frauen und Männern im öffentli-

chen Dienst. Das ist natürlich ein sehr guter Ansatz. Der 

Freistaat verpflichtet sich mit einem Gesetz, in dem Be-

reich, auf den er unmittelbaren Einfluss hat, nämlich dem 

öffentlichen Dienst, Gleichstellung voranzubringen und 

Benachteiligung abzubauen. Das Gesetz hält hierfür spezi-

fische Instrumente vor und schreibt konkrete Maßnahmen 

vor. Eine dieser Maßnahmen ist eben der Frauenförde-

rungsbericht, über den wir reden. Er soll alle vier Jahre vor-

gelegt werden und die Frage beantworten: Wie sieht es 

denn aus mit der Gleichstellung im öffentlichen Dienst? 

Sind wir den Zielen, die das Gesetz vorgibt, eigentlich nä-

hergekommen? 

Hier bleibt mit einiger Frustration zu konstatieren, dass der 

Bericht ernüchternd ist. Wirkliche Gleichstellung, Chan-

cengerechtigkeit und Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

liegen immer noch in weiter Ferne. Das Ergebnis des Be-

richtes ist ein Armutszeugnis. 

Dabei gibt es nicht einmal eine große Ratlosigkeit, was zu 

tun sei. Die Handlungsempfehlungen sind klar und eindeu-

tig. Vor allem sind sie gar nicht neu. Das liegt nicht daran, 

dass es keine Instrumente gebe, sondern daran, dass diese 

Instrumente nicht genutzt werden. Schon gar nicht liegt es 

an den engagierten Frauenbeauftragten, sondern daran, 

dass sie nicht ordentlich arbeiten können, weil sie keine 

Sanktionen zur Hand haben und weil es manchmal nicht 

einmal die notwendigen Entlastungsregelungen gibt, die 

Voraussetzung für eine wirksame Arbeit der Frauenbeauf-

tragten wären. Auch das ist alles nichts Neues; denn die 

Zahlen unterscheiden sich nicht wesentlich von denen der 

vorhergehenden Berichte. Ich verweise auf den Fünften, 

also den vorhergehenden Bericht, zu dem wir in der letzten 

Legislatur einen Entschließungsantrag hier im Landtag 

eingebracht haben. Die Forderungen, die wir dort gestellt 

haben, könnten wir fast wortgleich wieder stellen. Das ist 

bitter und zeigt, wie notwendig diese Forderungen waren 

und sind. Sie wurden aber abgelehnt. 

Ich möchte nur exemplarisch ein paar Ergebnisse des Be-

richtes nennen. Obwohl im öffentlichen Dienst deutlich 

mehr Frauen als Männer arbeiten, nämlich ungefähr zwei 

Drittel Frauen und ein Drittel Männer, sind diese vielen 

Frauen eben nicht in der Leitungsebene repräsentiert, von 

der oberen Leitungsebene ganz zu schweigen. Dort kann 

man die einfache Faustformel nehmen: je höher die Besol-

dungsgruppe, desto geringer der Frauenanteil. Ähnlich 

sieht es bei der Verbeamtung aus. Auch hier ist der Frauen-

anteil unterdurchschnittlich und liegt nicht einmal bei 

50 %. Das ist doch eine eklatante Ungerechtigkeit. Das 

wird sich auch nicht ändern, wie der Blick auf den Nach-

wuchs, also die Beamt(inn)en in Ausbildung, zeigt. Hier 

liegt ganz offensichtlich eine strukturelle Diskriminierung 

vor. Das Argument, dass sich hier einfach keine Frauen fin-

den oder insgesamt zu wenige Frauen in der Branche arbei-

ten, greift ja nicht. 

Die Zahlen zeigen, dass der Weg nach oben für Frauen 

deutlich steiniger als für Männer ist. Hier sind wir wieder 

bei der gläsernen Decke. Dabei sieht das Gesetz doch vor, 

genau diese Ungleichheit zu beseitigen, aber seit zehn Jah-

ren ändert sich so gut wie nichts. 

Auch bei der Vollzeitbeschäftigung setzt sich der Abwärts-

trend fort. Teilzeit ist nach wie vor überwiegend weiblich, 

in Zahlen: 85 %. 

Das sind genau die Gründe, die auch im öffentlichen Dienst 

zu einem geschlechtsspezifischen Gehaltsunterschied, dem 

Gender-Pay-Gap, führen. Das ist nicht nur entscheidend im 

Hinblick auf die Frage, wer wie viel im Portemonnaie hat, 

sondern eben und vor allem darauf, wer wie viel Rente be-

kommt. Wir reden also von einer lebenslangen Ungerech-

tigkeit. 

Das liegt nicht daran, dass Frauen zu dumm oder zu faul 

wären, um mehr oder Vollzeit zu arbeiten, sondern es liegt 

daran, dass sie unbezahlte Sorgearbeit leisten, vor allem in 

den Familien. In Sachen Vereinbarkeit von Familie und  

Beruf ist – gelinde gesagt – noch viel Luft nach oben. Auch 

dazu stehen im Bericht mal wieder konkrete Handlungs-

empfehlungen: Arbeitszeitflexibilisierung, familienfreund-

liche Personalpolitik, Verbesserung der Familienfreund-

lichkeit in Führungspositionen. Das wird alles auf dem  
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Silbertablett in mundgerechten Häppchen präsentiert. 

Trotzdem ist das schwere Fazit des Berichts: Stagnation. 

Dabei sollte doch gerade der öffentliche Dienst Vorbild-

funktion für die freie Wirtschaft haben. Er bietet die Mög-

lichkeit, neue Wege zu gehen und Maßnahmen zu 

erproben, die dann an andere Branchen herangetragen wer-

den könnten, innovativ und kreativ. 

Dabei ist Frauenförderung ein Thema, das in der freien 

Wirtschaft an vielen Stellen schon fest verankert ist. Der 

öffentliche Dienst, der eine Vorbildfunktion haben sollte 

und könnte, hinkt hier an vielen Stellen hinterher. Ich 

möchte zwei Beispiele nennen. Die Berliner Verkehrsbe-

triebe bemühen sich per Zielvereinbarung um eine Erhö-

hung des Frauenanteils in der Belegschaft. Sie koppeln die 

Erreichung dieser Ziele an Bonuszahlungen im Manage-

ment. Es gibt also einen konkreten monetären Anreiz. Die 

Deutsche Entwicklungsgesellschaft, DEG, hat mit externer 

Beratung und viel Aufwand eine Analyse der Repräsenta-

tion von Frauen in den eigenen Führungspositionen durch-

geführt, genauer gesagt über die Unterrepräsentanz. 

Heraus kam, dass der Knackpunkt die informellen Beset-

zungsregelungen waren. In der Konsequenz werden nun 

Potenzialworkshops für Frauen samt Mentoring durchge-

führt, um einen Pool an leistungsstarken und ermutigten 

Managerinnen für Stellenneubesetzungen zu haben. Aber 

beim öffentlichen Dienst sieht es weiterhin düster aus. 

Jetzt möchte ich noch auf einen Punkt eingehen, der mir an 

dieser Stelle wirklich am Herzen liegt, nämlich, dass die 

CDU in ihrem Positionspapier gesagt hat, sie finde das mit 

der Gleichstellung von Frauen und Männern total wichtig, 

nur bei der Sprache eben nicht. An dieser Stelle zeigt sich 

aber, dass es damit nicht weit her ist. 

Warum sind die Instrumente in diesem Frauenförderungs-

gesetz so unwirksam? Das liegt daran, dass das Frauenför-

derungsgesetz selbst in die Jahre gekommen ist, dass es 

keine Sanktionen bietet und dass es erneuert werden muss. 

Das stand schon im Koalitionsvertrag von 2014. An diesem 

Vorhaben hat sich in der letzten Legislaturperiode Petra 

Köpping die Zähne ausgebissen. 

Dabei gab es dafür Beteiligungsworkshops, es gab eine 

breite Vorbereitung, und es gab den Gleichstellungsaus-

schuss, der einen Minimalkonsens erarbeitet hat, um we-

nigstens irgendetwas zu erreichen. Gescheitert ist das am 

Widerwillen der CDU. Das ist genau der Punkt. 

(Zuruf von der CDU) 

Wenn Sie echte Gleichstellungspolitik machen wollen, 

dann sorgen Sie dafür, dass das, was jetzt im neuen Koali-

tionsvertrag wieder vereinbart worden ist, nämlich die Er-

arbeitung eines Gleichstellungsgesetzes, endlich umgesetzt 

wird. Machen Sie daraus echte Gleichstellungspolitik. Wir 

werden Sie an Ihren Taten messen und nicht an Ihren Wor-

ten. Wir wünschen Ministerin Meier starke Nerven bei den 

Verhandlungen mit der CDU; denn das wird nicht einfach. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Sarah Buddeberg für die Fraktion DIE LINKE. 

Jetzt sehe ich für die BÜNDNISGRÜNEN Lucie Hamme-

cke. 

Lucie Hammecke, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Zunächst 

zum Status quo – wir haben schon einiges gehört –: Mehr 

als die Hälfte der Beschäftigten im öffentlichen Dienst im 

Freistaat Sachsen sind Frauen. Von 210 000 Beschäftigten 

sind es circa 140 000 Beschäftigte und damit circa 65 %. 

Allerdings sind weitaus weniger Frauen tatsächlich verbe-

amtet. 

Schauen wir auf die Führungsebene oder den Ausbildungs-

bereich, dann schärft sich dieses Bild. Seit dem Jahr 2013 

stagniert der Frauenanteil in Führungspositionen bei etwa 

46 %. Der Frauenanteil bei Beamtinnen mit der höchsten 

Besoldungsgruppe liegt sogar knapp unter 40 %. Laut  

Bericht ist der Frauenanteil bei Beamtinnen in Ausbildung 

sogar leicht zurückgegangen. In Gremien, wie Aufsichtsrä-

ten, sind von 88 der vom Freistaat bestimmten Gremien-

mandate nur 15 mit Frauen besetzt. 

Wir sehen also: Die Gleichstellung der Geschlechter im öf-

fentlichen Dienst, besonders in Führungspositionen, stag-

niert bestenfalls. Auch mit dem Nachwuchs wird es dort 

keine Veränderung geben. Sachsen liegt in Bezug auf den 

Frauenanteil bei den Beamtinnen sogar um 15 % hinter 

dem anderer Bundesländer, wie Brandenburg oder Thürin-

gen, zurück. 

Der Bericht macht also deutlich: Es gibt bisher kein geziel-

tes Gegenlenken, um den Frauenanteil in Führungspositio-

nen, in den höchsten Besoldungsgruppen oder in den 

Gremien künftig spürbar zu erhöhen. Das, sehr geehrte Ab-

geordnete, liegt tatsächlich an einem in die Jahre gekom-

menen Frauenförderungsgesetz. Dieses hätte schon längst 

angepasst werden müssen. Das macht das SMJus auch mit 

einem Entwurf, der natürlich in der Koalition diskutiert 

werden muss. 

Ich freue mich darauf, wenn wir zukünftig von einem 

Gleichstellungsgesetz sprechen können, so wie viele an-

dere Bundesländer das in den letzten Jahren bereits getan 

haben. Sie haben ihre Gesetze modernisiert oder neue er-

lassen. 

(Zuruf von der CDU) 

Dass es funktioniert, sieht man beispielsweise in Berlin. 

Dort wurde das Gleichstellungsgesetz seit dem Jahr 1991 

kontinuierlich angepasst und regelmäßig geändert. Der 

Frauenanteil der Beschäftigten liegt dort bei 60 %. Aller-

dings findet sich dieser Durchschnitt dann in allen Lauf-

bahnen bis zum höheren Dienst wieder. 

Rheinland-Pfalz hat sein Gleichstellungsgesetz im 

Jahr 2015 novelliert und beispielsweise weitergehende Re-

gelungen zur Gremienbesetzung und zur Beteiligung von 

Gleichstellungsbeauftragten und deren Rechten durchge-

setzt. Für Sachsen gibt dieser Bericht genau die gleichen 
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Handlungsempfehlungen. All diese Handlungsempfehlun-

gen gibt nicht nur dieser Frauenförderungsbericht. Alle 

Frauenförderungsberichte, die ich mir im EDAS in den 

letzten Tagen anschauen konnte, zählen immer wieder die 

gleichen Probleme auf: Es geht um die Rolle der Frauen-

beauftragten, es geht um die Gremienbesetzung. Diese 

Probleme sind nicht neu. Es wird Zeit, dass wir sie endlich 

angehen. 

Deshalb zu einigen Empfehlungen aus dem Frauenförde-

rungsbericht: 

Erstens. Die Frauenförderungspläne müssen endlich kon-

kretisiert werden. In Rheinland-Pfalz müssen in den 

Gleichstellungsplänen Zwischenziele festgelegt werden, 

die aufzeigen, wie hoch der Anteil von Frauen nach drei 

Jahren in den Bereichen, in denen Frauen unterrepräsen-

tiert sind, sein soll. Es gibt auch einen Sanktionsmechanis-

mus. Wenn zum Beispiel kein Gleichstellungsplan erstellt 

wurde, dann ist eine Einstellung nur mit Zustimmung der 

übergeordneten Dienststelle möglich. 

Als weiteren wichtigen Punkt nennt der Bericht die Stär-

kung der Frauenbeauftragten. Ich kann mich an dieser 

Stelle nur dem Dank anschließen, wie er im Vorwort des 

Berichtes zum Ausdruck kommt: Die Frauenbeauftragten 

sind eine essenzielle Säule der Frauenförderung im Frei-

staat Sachsen. 

Jedoch fühlen sie sich leider – das kommt im Bericht auch 

ganz deutlich zum Ausdruck – ganz oft als Alleinkämpfe-

rinnen, beklagen, dass die Gleichstellungsförderung immer 

noch ein Nischenthema ist und dass sie nicht genug unter-

stützt werden. Dabei ist es das genaue Gegenteil: Gleich-

stellung ist das absolute Querschnittsthema, das nicht nur 

in das Gleichstellungsministerium gehört, sondern in alle 

Ressorts und in die Köpfe aller Führungspersonen. 

Sachsen ist das einzige Bundesland, welches die Bestel-

lung einer Frauenbeauftragten nur dann vorsieht, wenn 

eine Mindestanzahl von Frauen in den Dienststellen be-

schäftigt ist. Alle anderen Bundesländer orientieren sich an 

der Gesamtzahl der Beschäftigten. Das bedeutet, salopp 

gesagt: Je weniger Frauen ich einstelle, umso eher brauche 

ich keine Frauenbeauftragte. Das ergibt sehr wenig Sinn. 

Wir müssen daher wegkommen von dem Image der 

Gleichstellungspolitik als lästigem Anhängsel und hin zu 

der Erkenntnis kommen, dass Gleichstellungspolitik ein 

gesamtgesellschaftliches Anliegen ist; denn unsere gesell-

schaftlichen Realitäten führen dazu, dass Frauen häufiger 

mehr Sorgearbeit übernehmen, eher in Teilzeit arbeiten, 

weniger in Führungsverantwortung sind und damit mit ge-

ringerem Einkommen rechnen müssen. Das setzt sich auch 

im Alter fort. Altersarmut ist weiblich. 

Deshalb muss der Freistaat hier als Vorbild agieren und 

Gleichstellung endlich als zentrales Anliegen erkennen und 

das auch im öffentlichen Dienst tun. Dafür braucht es auch 

starke Frauenbeauftragte, die das Anliegen der Frauen an-

gemessen vertreten können. Dafür brauchen sie Entlas-

tungsregelungen; denn diese Tätigkeit ist nichts, was man 

zwischen einem Telefonat und dem nächsten Meeting 

macht. Es braucht regelmäßige Fortbildungsmöglichkeiten 

und Klagerechte. All das ist – ich habe es schon erwähnt – 

in Gleichstellungsgesetzen anderer Bundesländer bereits 

geregelt und wird in diesem Bericht empfohlen. 

Weitere notwendige Änderungen sehe ich eindeutig bei der 

paritätischen Besetzung der Gremien. Hier sind noch viel 

zu wenige Frauen oder eben viel zu viele Männer vertreten. 

Ich habe es bereits gesagt: Nur 15 von 88 Gremienmanda-

ten sind von Frauen besetzt. Damit ist sogar der extrem 

männliche Sächsische Landtag noch weiblicher besetzt als 

diese Gremienmandate. Das ist ein Problem; denn sowohl 

der Landtag als auch diese Gremien sind zentrale Organe. 

Es geht hierbei um ganz konkrete Fragen der Verteilung 

von Macht. Die liegt in unserer Gesellschaft immer noch 

vor allem bei den Männern. 

Deshalb glaube ich, dass es an der Zeit ist, dass wir, wie 

Rheinland-Pfalz es vorgibt, unsere Gremien jetzt auch pa-

ritätisch besetzen sollten; denn hierin ist Sachsen tatsäch-

lich Schlusslicht. Bei uns heißt es lediglich, dass wir auf 

eine paritätische Besetzung hinwirken wollen – wie man 

sieht, tatsächlich ohne Erfolg in letzten Jahrzehnten. 

Nicht zuletzt Corona – wir haben darüber im Hohen Haus 

debattiert – hat uns gezeigt, wie schnell unsere Gesellschaft 

wieder zu alten Rollenverteilungen zurückkommt: die 

Frau, die die Kinderbetreuung übernimmt und auf Arbeit 

kürzertritt. Deshalb müssen wir an dem Thema Vereinbar-

keit von Familie und Beruf dranbleiben. Wir müssen den 

Digitalisierungsschub der Pandemie nutzen und besonders 

im öffentlichen Dienst Telearbeit und Homeoffice ermög-

lichen und hierbei auch eine Vorbildfunktion für die kon-

sequente Umsetzung von Chancengerechtigkeit der 

Geschlechter in der Wirtschaft und in der Gesellschaft zu 

sein; denn – ich glaube, das hat der Bericht sehr deutlich 

gemacht, und das haben fast alle meiner Vorrednerinnen 

auch festgestellt – auch 28 Jahre nach Verabschiedung der 

Sächsischen Verfassung und der dort in Artikel 8 festge-

schriebenen Gleichstellung von Frauen und Männern ha-

ben wir diese noch nicht erreicht. 

Ich freue mich daher auf den Moment, wenn wir hier im 

Hohen Haus über die konkreten Vorschläge zum neuen 

Gleichstellungsgesetz diskutieren werden, und freue mich 

bis dahin auf die Debatte. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, 

den LINKEN und der SPD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Lucie Hammecke für die BÜNDNISGRÜNEN. 

Jetzt für die SPD-Fraktion Hanka Kliese. 

Hanka Kliese, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Abgeordnete! Zunächst zu dem Begriff „Gläserne Decke“. 

Hierzu ist vorhin von Frau Jost eine Definition wiederge-

geben worden, die ich ungern so stehen lassen möchte, weil 

das, was sie gesagt hat, überhaupt nichts damit zu tun hat, 

was eine Gläserne Decke eigentlich ist. 
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Es wurde im Plenum behauptet, die Gläserne Decke sei so 

eine Art Verschwörerkreis von Männern, die verhindern 

würden, dass Frauen in Führungspositionen aufsteigen. 

Aber das ist nun mitnichten der Fall. Der soziologische Be-

griff „Gläserne Decke“ ist nichts anderes als eine Metapher 

für verringerte Aufstiegschancen. Diese können natürlich 

auch Männer treffen. Männer, die ethnischen Minderheiten 

angehören, gehören auch zu denen, die an Gläserne Decken 

stoßen. Mit Verschwörungen von Männern hat das über-

haupt nichts zu tun. 

An dieser Stelle möchte ich auch sehr gern mit dem Vorur-

teil aufräumen, dass Feministinnen und Frauen, die sich für 

Gleichstellung einsetzen, Männer permanent als ihre 

Feinde ansehen. Moderne Männer sind unsere Verbünde-

ten, und das ist auch gut so. 

(Beifall bei der SPD, bei den LINKEN, 

den BÜNDNISGRÜNEN und  

der Staatsministerin Katja Meier –  

Zuruf von der AfD) 

– Dass Sie nicht dazugehören, dachte ich mir. 

Der aktuelle Frauenförderungsbericht zeugt von einigen 

Schwachstellen, wie der Förderung von Frauen in Füh-

rungspositionen in der Gremienarbeit. Wenn wir einen 

Blick auf die Zahl von Frauen in Führungspositionen wer-

fen, sieht die Bilanz auf den ersten Blick sogar sehr gut aus. 

46 % aller obersten Leitungsfunktionen werden von 

Frauen wahrgenommen. Klingt doch erst mal super! Aber: 

Der Frauenanteil aller Beschäftigten im Freistaat liegt bei 

65 %. Das macht wiederum deutlich: Da ein Drittel der Be-

schäftigten Männer sind, haben diese deutlich mehr Zugriff 

auf fast die Hälfte der Führungspositionen. Demnach sind 

Frauen trotzdem unterrepräsentiert. 

Bei der Besetzung der Gremien ist ebenfalls eine Kluft 

zwischen den Geschlechtern zu erkennen. Hier gibt es 

ebenfalls Handlungsbedarf. Es ist nur schwer nachvoll-

ziehbar, warum lediglich 30 % der Dienststellen gezielt 

und frühzeitig Frauen ansprechen, um eine ausgewogene 

Besetzung der Gremien sicherzustellen. 

Zum Thema Familien- und Sorgearbeit haben die Kolle-

ginnen vor mir bereits viel gesagt. Auch dies ist ein Thema, 

das zwangsläufig in Altersarmut führt. Denn wenn Frauen 

verzichten, um die Öffnungszeiten von Kindertagesstätten 

oder Horten einhalten zu können, also das Kind rechtzeitig 

abzuholen, gehen sie in der Mehrzahl der Fälle auf 30 Stun-

den herunter. Natürlich macht man das auch gern, weil man 

für sein Kind gern kürzertritt; aber am Ende ist das auch 

eine Armutsfalle, in die Frauen an dieser Stelle tappen. 

Männer sind deutlich weniger gefährdet, auch deshalb, 

weil sie selten auf 30 Stunden heruntergehen, da sie oft-

mals die höheren Gehälter haben – was wiederum etwas 

mit dem Gender-Pay-Gap zu tun hat. 

Homeoffice und gleichzeitig eine gut ausgebaute Kinder-

betreuung könnten also neue Wege eröffnen, um Familie 

und Beruf besser miteinander vereinbaren zu können. Nur 

circa 17 % der Beschäftigten bekommen die Möglichkeit, 

ortsunabhängig zu arbeiten. Gerade die vergangenen Mo-

nate der Pandemie haben uns aber gezeigt, dass viele Vor-

behalte gegen das Homeoffice in hohem Maße 

unbegründet sind. Wenngleich Covid-19 viele Eltern im 

Homeoffice vor große Herausforderungen gestellt hat – 

dies lag nicht per se am Homeoffice selbst als vielmehr an 

der Schließung von Kitas und Schulen –, hat sich auch ge-

zeigt, dass dies ein guter Weg ist, um Zeit zu sparen und 

diese mit der Familie gemeinsam verbringen zu können. 

Unter diesem Aspekt ist auch der Wunsch von 70 % aller 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu verstehen, zukünftig 

mobiles Arbeiten in ihrer Dienststelle zu ermöglichen. Hier 

sehen wir eindeutig Luft nach oben. 

Frauenbeauftragte sind wichtige Ansprechpartnerinnen für 

Beschäftigte. Sie sollen die Interessen und Belange von 

Frauen in den unterschiedlichen Bereichen des öffentlichen 

Dienstes einbringen. Doch bedauerlicherweise variiert die 

Stellung der Frauenbeauftragten von Dienststelle zu 

Dienststelle. Diese Aufgabe braucht Zeit und Beteiligungs-

möglichkeiten. An beidem mangelt es noch. Besonders be-

dauerlich ist, dass die Beauftragten gerade in die 

Entscheidungen über berufliche Aufstiegsmöglichkeiten, 

Umsetzungen oder Gremienbesetzungen selten oder nie 

eingebunden sind. Diese Entwicklung der Frauenbeauf-

tragten ist nicht im Sinne ihrer Erfinderinnen. 

Der Bericht ist ein erneuter Beweis dafür, dass wir uns in 

unseren Bemühungen um Gleichstellung nicht zurück-

lehnen können; denn während Frauen und Männer vor dem 

Gesetz gleich sind, zeigt die Lebensrealität, dass wir nach 

wie vor nicht immer echte Gleichheit der Chancen realisie-

ren können. Dabei ist unser Ziel recht simpel: Wo über An-

gelegenheiten von Frauen und Männern entschieden wird, 

sollen Frauen und Männer auch gleichermaßen mitent-

scheiden. Das anstehende Gleichstellungsgesetz wird uns 

eine sehr schöne Möglichkeit bieten, diesen Aspekt stärker 

voranzubringen. Ich freue mich darauf. 

(Beifall bei der SPD, den BÜNDNISGRÜNEN 

und der Staatsministerin Katja Meier) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Hanka Kliese für die SPD-Fraktion. Frau Staats-

minister Meier, bitte schön. 

Katja Meier, Staatsministerin der Justiz und für Demo-

kratie, Europa und Gleichstellung: Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Alle vier 

Jahre legt die Sächsische Staatsregierung dem Landtag ei-

nen Bericht zur Situation der Frauen im öffentlichen Dienst 

vor, so sieht es das Sächsische Frauenförderungsgesetz von 

1994 vor, und dem möchte ich natürlich auch im Jahr 2021 

nachkommen. 

Ein Hinweis vorab sei mir gestattet: Durch den Turnus der 

Datenerfassung bildet der Bericht noch die Lage vor der 

Corona-Pandemie ab. Die meisten Zahlen wurden 2018 

und 2019 erfasst. In diesem Zeitraum waren Frauen im öf-

fentlichen Dienst in Sachsen insgesamt nach wie vor mit 

einem Anteil von 65 % – wir haben es gehört – repräsen-

tiert. Dies liegt weit über dem Vergleichswert des Bundes 
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und auch über dem Wert zahlreicher Bundesländer; wir ha-

ben es aus einigen Ländern gehört, Frau Hammecke hat es 

dargelegt. 

Allerdings ist das nur die halbe Wahrheit. An anderer Stelle 

kehrt sich dieses Bild nämlich um. Das heißt, Frauen sind 

zugleich deutlich unterrepräsentiert, Beispiel: die Verbe-

amtung. Hier sinkt die Zahl der Anwärterinnen sogar und 

liegt momentan bei etwa einem Drittel. Dies hat sich schon 

im letzten und im vorletzten Frauenförderungsbericht an-

gedeutet. Wenn wir hier nicht endlich gegensteuern, zum 

Beispiel mit einer Ausbildungsoffensive, die sich speziell 

an junge Frauen richtet, dann wird sich dieses Problem in 

den nächsten Jahren noch weiter verschärfen; und das ist 

nicht der einzige kritische Wert, der seit Jahren stagniert. 

Wenn man dies ins Positive ziehen wollte, könnte man sa-

gen: Wir haben an vielen Stellen seit 20 Jahren stabile Ver-

hältnisse. 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt 

auch Stabilität, auf die wir gut und gerne verzichten kön-

nen. Damit meine ich vor allem die Unterrepräsentation 

von Frauen in den obersten Leitungsfunktionen. Machen 

Sie sich diesen Unterschied noch einmal klar: Frauen ma-

chen fast zwei Drittel aller Beschäftigten im öffentlichen 

Dienst in Sachsen aus, aber bei den obersten Leitungsfunk-

tionen kommen sie nicht einmal auf 50 %, in einigen Res-

sorts nicht einmal auf ein Viertel. Genau dort besteht 

immer noch die viel beschworene Gläserne Decke, über die 

wir gerade schon von Frau Kliese einiges gehört haben. 

Diese müssen wir – ich denke, darin sind wir uns einig – 

durchbrechen. Im Moment legen wir nur eine Leiter an, die 

gerade einmal hoch genug ist, damit wir uns die Gläserne 

Decke etwas besser aus der Nähe betrachten können; aber 

das reicht natürlich nicht. Die Gläserne Decke muss durch-

brochen werden, schon allein, weil es im öffentlichen 

Dienst in Sachsen viele Kolleginnen gibt, die fähig und be-

reit sind, leitende Verantwortung zu tragen, Kolleginnen, 

die hoch motiviert und selbstverständlich auch hoch quali-

fiziert sind, aber auch deshalb, weil die Interessen und Be-

dürfnisse von Frauen – mithin der Hälfte der Bevölkerung 

– nur dann effektiv berücksichtigt werden können, wenn 

sie auf allen Ebenen der öffentlichen Verwaltung gleichbe-

rechtigt vertreten sind. 

Wir haben es hierbei also mit einem klaren Missverhältnis 

zu tun: einerseits ein hoher Frauenanteil bei den Beschäf-

tigten, andererseits ein geringer Frauenanteil in den Füh-

rungspositionen. Wenn wir dieses Missverhältnis beheben 

wollen, müssen wir uns als Staatsregierung auch selbst in 

die Pflicht nehmen. Zwar ist es eine positive Entwicklung, 

dass sowohl bei beförderten als auch bei höhergruppierten 

Bediensteten der Anteil der Teilzeitbeschäftigten gestiegen 

ist. Das ist für die Frauenförderung wirklich ein wichtiges 

Signal; denn 85 % aller Menschen, die in Sachsen in Teil-

zeit im öffentlichen Dienst arbeiten, sind Frauen – Frauen, 

die Beruf, Familienleben und häufig auch Ehrenamt unter 

einen Hut bekommen wollen. 

Dennoch ist hier Vorsicht geboten, weil die Arbeit in Teil-

zeit die Chancengleichheit von Frauen gleichzeitig auch 

gefährden kann. Teilzeitbeschäftigte verfügen etwa im 

Schnitt über geringere Einkommen, können sich unter Um-

ständen weniger weiterbilden, haben nach wie vor gerin-

gere Aufstiegschancen und leisten weniger Sozialabgaben, 

was die Gefahr von Altersarmut erhöht. Auch das haben 

wir gehört. 

Um hier gegenzusteuern bedarf es unter anderem einer ge-

rechteren Verteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit zwi-

schen Frauen und Männern, etwa, indem mehr männliche 

Beschäftigte stärker für flexible und familienfreundliche 

Beschäftigungsmodelle gewonnen werden. Zudem müssen 

die Rahmenbedingungen hierfür in der öffentlichen Ver-

waltung stetig verbessert werden. Wenn man bedenkt, dass 

derzeit lediglich 15 % der Teilzeitbeschäftigten Männer 

sind, dann ist dies noch ein langer Weg. 

Dass es wirklich in der Mehrzahl Frauen sind, denen bei 

der Bewältigung von Sorgearbeit neben dem Beruf oder 

aber bei der Bewältigung besonderer Lebenssituationen in-

nerhalb der Familie so viel abverlangt wird, ist nichts, was 

ich mir als Gleichstellungsministerin ausdenke, sondern 

dafür gibt es klare Belege. Wer macht von Beurlaubung 

ohne Bezüge Gebrauch, wenn es nötig wird? Es sind vor 

allem Frauen: zu fast 90 % bei den Arbeitnehmenden. 

Das ist nur ein Beleg dafür, dass wir beim Thema Verein-

barkeit von Beruf Familien Nachholbedarf haben. Hier 

wird sich in den nächsten Jahren auch zeigen, ob wir aus 

der Corona-Pandemie die richtigen Lehren gezogen haben. 

Schon vor Corona haben sich rund 70 % der Beschäftigten 

in Sachsen für das Thema Homeoffice interessiert, aber es 

wurde kaum angeboten. Während der Pandemie haben wir 

dann gesehen, was auf einmal möglich wird, wenn es die 

Situation dringend erfordert: flexiblere Arbeitszeitmodelle, 

Homeoffice-Regelungen – all das haben wir hinbekom-

men, um handlungsfähig zu bleiben. 

Das ist eine wirklich wichtige Erkenntnis: Die Effektivität 

der Arbeitsergebnisse und die Arbeitseinstellung der Mit-

arbeiter(innen) haben darunter nicht gelitten, im Gegenteil. 

Die positiven Erfahrungen müssen wir auch für die Zu-

kunft nutzen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Sechste 

Frauenförderungsbericht des Freistaates Sachsen umfasst 

250 Seiten, 100 Seiten davon sind reine Datentabellen. Da-

bei besteht die Gefahr, dass man irgendwann den Wald vor 

lauter Diagrammen nicht mehr sieht oder inmitten des rei-

nen Zahlenwerks den Blick für die größeren strukturellen 

Probleme verliert. Deswegen möchte ich Ihnen noch kon-

kret mit auf den Weg geben, wo wir ansetzen müssen. 

Der Bericht macht klar, dass es vielerorts an einem Be-

wusstsein für Gleichstellungsfragen fehlt und dass die In-

strumente des Frauenförderungsgesetzes nicht so wirksam 

sind, wie sie es sein könnten und vor allem sein müssten. 

Zum Beispiel erstellen nur 80 % aller Dienststellen, die 

dazu verpflichtet werden, einen vollständigen und dem Ge-

setz entsprechenden Frauenförderplan. Wenn man dann 

nachfragt, warum das eigentlich so ist, warum sie keinen 

Frauenförderplan erstellen, dann heißt es: Ja, das ist doch 

nicht nötig, weil beim Gesamtanteil von Frauen in der 
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Dienststelle schon über 50 % erreicht sind. Wir müssen uns 

dann auch nicht wundern, wenn Frauen auf manchen Funk-

tionsebenen nicht angemessen vertreten sind. 

Ein anderes Beispiel: Die Frauenbeauftragten sollten ihre 

Energie in die Gleichstellungsarbeit investieren können. 

Mangels angemessener und gesetzlich festgelegter Frei-

stellungen und Ausstattungen ist ihnen das aber in vielen 

Fällen gar nicht möglich. All das ist schon seit vielen Jah-

ren hinlänglich bekannt, und all das wollen wir Ihnen beim 

nächsten Frauenförderungsbericht nicht wieder mühselig 

von vorn darlegen müssen. 

Daher gibt der Ihnen vorliegende Bericht Handlungsemp-

fehlungen für die Förderung von Frauen im öffentlichen 

Dienst. Beispiele sind die Konkretisierung und Strukturie-

rung der Einstellung von Frauenförderplänen und die  

Stärkung der personellen Ressourcen hierfür in den Dienst-

stellen, die Stärkung der Frauenbeauftragten, Ausbau  

flexibler Arbeitszeiten, Stärkung der Ausrichtung der Per-

sonalpolitik, gezielte Ansprache von Frauen für Führungs-

positionen und die Einführung regulärer Datenerhebung zu 

Gremienbesetzungen. Um diesen Handlungsempfehlungen 

nachzukommen, braucht es klare gesetzliche Regelungen. 

Deshalb haben wir uns im Koalitionsvertrag vorgenom-

men, ein modernes Gleichstellungsgesetz vorzulegen, da-

mit wir Chancengerechtigkeit schaffen und auch die Ebene 

der obersten Leitungsfunktionen endlich erreicht wird. So 

sollen Frauen bei objektiv gleicher Eignung für Leitungs-

positionen bevorzugt berücksichtigt werden. Das Gesetz 

soll als wesentlicher Baustein zur Förderung weiblicher 

Führungskräfte ein geschlechtergerechtes Beurteilungswe-

sen vorsehen. Führungskräfte sollen verstärkt vom Home-

office und von Teilzeitmodellen Gebrauch machen können. 

Zur praktischen Umsetzung dieser Gesetzesziele wollen 

wir unter anderem die Stellung der Gleichstellungsbeauf-

tragten stärken, klare Freistellungsregelungen formulieren 

und auf die Fortbildung setzen. Wer über Einstellung und 

Beförderung entscheidet, sollte darüber informiert sein, 

wie allgegenwärtig Stereotypen sind. 

Deswegen müssen wir jetzt hier heran. Das Gleichstel-

lungsgesetz ist in Arbeit. Wir sind – wir haben es gehört – 

aktuell in der Abstimmung mit den Häusern, und ich freue 

mich auf die Diskussion hier im Hohen Haus. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, der CDU 

und der Abg. Antonia Mertsching, DIE LINKE – 

Beifall bei der Staatsregierung) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Frau Staatsministerin Meier. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Beschluss-

empfehlung des Ausschusses mit der Drucksachennummer 

7/7098. Wer dieser Beschlussempfehlung die Zustimmung 

geben möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – 

Vielen Dank. Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – 

Bei Stimmenthaltungen und einer Mehrheit dafür ist damit 

der Beschlussempfehlung des Ausschusses entsprochen 

worden und der Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Erklärungen zu Protokoll 

Daniela Kuge, CDU: Voranzustellen ist, dass der vorlie-

gende Bericht den Sachstand aus dem Jahr 2018 wieder-

gibt. Es lässt sich kurz zusammenfassen, dass die generelle 

Repräsentation von Frauen im öffentlichen Dienst sehr gut 

ist. So sind von rund 216 000 Beschäftigten im öffentlichen 

Dienst rund 66 % weiblich. Der Anteil von Frauen in lei-

tender Funktion liegt mittlerweile sogar ebenfalls bei rund 

66 %. 

Problematisch wird es erst, wenn man sich die Repräsenta-

tion des weiblichen Geschlechts in oberster Leitungsfunk-

tion anschaut. Der Frauenförderungsbericht stellt nämlich 

eine sogenannte Gläserne Decke zwischen oberer und 

oberster Leitungsebene fest. Nur wenige Frauen üben eine 

oberste Leitungsfunktion aus. 

Zwar liegt ihr Anteil bei rund 46 %, doch muss man diesen 

Anteil mit dem Frauenanteil der im öffentlichen Dienst Be-

schäftigten insgesamt vergleichen. Da dieser bei 66 % 

liegt, ist ganz klar: Frauen sind in der obersten Führungs-

ebene unterrepräsentiert. 

Darüber hinaus zeigt sich außerdem: Der Frauenanteil auf 

dieser Ebene hat sich seit dem Jahr 2013 kaum verändert. 

Er lag auch damals schon bei rund 46 %. Auffällig sind au-

ßerdem die Unterschiede zwischen den einzelnen Ressorts. 

So liegt der Frauenanteil in der obersten Leitungsfunktion 

im Bereich der Schulen bei 69 %, während er im Bereich 

der Polizei nur 13,8 % beträgt. Der Bericht attestiert außer-

dem, dass 19 % der sächsischen Dienststellen keine quali-

fizierten Frauenförderpläne erstellt haben, obwohl sie 

gesetzlich dazu verpflichtet sind. 

In § 4 Abs. 1 SächsFFG ist festgelegt, dass jede Dienst-

stelle, die einen eigenen Stellenplan bewirtschaftet und in 

der mindestens zehn Frauen nicht nur vorübergehend be-

schäftigt sind, für jeweils vier Jahre einen Frauenförder-

plan erstellen muss, der innerhalb dieses Zeitraums nach 

zwei Jahren an aktuelle Entwicklungen anzupassen ist. 

Vor allem diese Zahlen schlagen sich deshalb zu Recht 

auch in den Handlungsempfehlungen des Berichts nieder. 

Doch zu den Empfehlungen später mehr; denn abgesehen 

von den genannten Ergebnissen gibt der Frauenförderungs-

bericht auch durchaus positive Rückmeldungen: 

Die Beförderungen bzw. Höhergruppierungen von Teilzeit-

kräften haben deutlich zugenommen. Unter einer Teilzeit-

beschäftigung versteht man eine Tätigkeit, deren 

regelmäßige Arbeitszeit weniger als die übliche volle Wo-

chenarbeitszeit einer Vollzeitbeschäftigung beträgt. Da ein 

Großteil der Frauen im öffentlichen Dienst – nämlich 85 % 
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– eine Teilzeit-Beschäftigung ausübt, lässt sich hier durch-

aus ein Mentalitätswandel erahnen. Die Karriere lässt sich 

auch in Teilzeit-Modellen erfolgreich gestalten. 

Nun müssen diese Modelle auch auf Führungsebene selbst-

verständlich werden. Davon würden nicht nur die Frauen 

profitieren. Auch Männer äußern immer häufiger den 

Wunsch, mehr Zeit mit der Familie verbringen zu können. 

Dafür kann das geplante Gleichstellungsgesetz, an dem 

zurzeit gearbeitet wird, einen wertvollen Beitrag leisten. 

Kommen wir nun wieder zu einem Punkt, an dem der Frau-

enförderungsbericht Handlungsbedarf sieht: Frauen wer-

den seltener verbeamtet als Männer. Zurzeit liegt der Anteil 

der weiblichen Beamten bei knapp 44 %. Zum Vergleich: 

Bei den Arbeitnehmern sind fast 69 % weiblich. Der Anteil 

der weiblichen Beamten droht auch noch zu sinken, weil 

der Frauenanateil bei den Anwärtern sinkt – und das leider 

schon seit Jahren. Waren im Jahr 2007 noch fast die Hälfte 

der Anwärter Frauen – 48 % –, sind es nun nur noch rund 

32 %. 

Ich kann mich deshalb der Forderung der Ministerin nur 

anschließen: Der Freistaat muss Frauen bei Ausbildungs-

initiativen noch stärker berücksichtigen. 

Abschließend möchte ich drei der Handlungsempfehlun-

gen des Frauenförderungsberichts noch einmal gesondert 

unterstreichen: 

Erstens. Die Dienststellen des Freistaates müssen die ge-

setzlichen Regelungen zur Erstellung von Frauenförderplä-

nen einhalten. 

Zweitens. Frauenbeauftragte müssen gestärkt werden. Das 

betrifft beispielsweise einen zur Wahrnehmung ihrer Auf-

gaben angemessenen Freistellungszeitrahmen, welchen 

wir im Rahmen des anstehenden Gleichstellungsgesetzes 

thematisieren wollen. Darüber hinaus besteht Entwick-

lungspotenzial hinsichtlich der Beteiligung der Frauenbe-

auftragten an den gleichstellungsrelevanten Maßnahmen 

der Dienststelle. Insbesondere die frühzeitige Beteiligung 

der Frauenbeauftragten sowie eine hinreichend lange Frist 

zur Abgabe des Votums ist notwendig. 

Drittens. Zur Darstellung des Istzustandes ist auch eine  

angemessene und regelmäßige Datenerhebung der Ge-

schlechterverteilung in den Gremien des Freistaates not-

wendig. 

Ein Punkt, der leider seitens der Staatsregierung noch nicht 

genug Aufmerksamkeit bekommen hat, ist die Besetzung 

der Aufsichtsgremien der Unternehmen des Freistaates 

bzw. den Unternehmen, an denen der Freistaat beteiligt ist. 

Hierzu verweise ich auf meine Kleine Anfrage 7/3171 und 

deren beiden Nachfragen. 

Es ist mehr als enttäuschend, welche Ausreden es gibt, wa-

rum weniger Frauen in den Gremien des Freistaates vertre-

ten sind. 

Insgesamt bin ich dankbar dafür, dass der Freistaat alle vier 

Jahre zu diesem Frauenförderungsbericht verpflichtet ist, 

denn er zeigt auf, wo Sachsen steht und wo es Handlungs-

bedarf gibt. 

Dieser Frauenförderungsbericht gibt uns auch wichtige 

Hinweise für das anstehende Gleichstellungsgesetz. 

Martina Jost, AfD: Der Sechste Frauenförderungsbericht 

zur Situation von Frauen im öffentlichen Dienst legt im 

Wesentlichen Folgendes offen: 

Erstens. Frauen sind im öffentlichen Dienst mit circa 68 % 

deutlich repräsentiert. Grundsätzlich ist die Beschäfti-

gung im öffentlichen Dienst für Frauen attraktiv. Seit Mitte 

der Neunzigerjahre hat sich der Frauenanteil im öffentli-

chen Dienst nicht wesentlich verändert. Er bewegte sich 

immer um die zwei Drittel – und das offenbar ganz unabhän-

gig von Frauenförderplänen und Frauenbeauftragten. 

Soweit im Bericht beanstandet wird, dass Frauen bei den 

Beamten unterrepräsentiert sind, sollte die seit dem 

Jahr 2019 begonnene Verbeamtung der Lehrer zwingend in 

die Betrachtung einbezogen werden. Andernfalls erhalten 

wir kein realistisches Lagebild. 

Allein im Zeitraum vom 01.03.2019 bis 01.05.2021 wuchs 

die Zahl der verbeamteten Lehrer um circa 4 400, und ein 

Großteil der Verbeamtungen dürfte auf Frauen entfallen. 

Schon dadurch relativiert sich die vermeintliche Schief-

lage. 

Zweitens. Insbesondere Tätigkeiten im Bereich der techni-

schen Verwaltung sind für viele Frauen offenbar nicht inte-

ressant. Zum Beispiel arbeiten im Sächsischen Landtag im 

Bereich IT fast 100 % Männer, im Bereich Buchhaltung 

dagegen 82 % Frauen. 

Wir als AfD-Fraktion sind freilich der Auffassung, dass 

dies kein Ausdruck einer irgendwie gearteten Benachteili-

gung von Frauen ist. Es ist Ausdruck einer natürlichen Prä-

ferenz, die Männer und Frauen nun einmal unterscheidet. 

Solche Unterschiede lassen sich nicht durch Girls‘ Days o-

der verordnete Quoten einebnen. 

Können wir es uns in Zukunft leisten, in den Bereichen, in 

denen der öffentliche Dienst in hartem Wettbewerb mit der 

freien Wirtschaft steht – zum Beispiel im Bereich IT – auf 

Quoten und Parität zu schauen? Nein. Entscheidend sind 

Interesse und Qualität der Bewerber. Und wo keine Bewer-

berinnen sind, kann auch keine Frauenbeauftragte weiter-

helfen.  

Drittens. Frauen üben wesentlich häufiger Teilzeittätigkei-

ten aus als Männer und sind in obersten Leitungsfunktio-

nen und Gremien seltener vertreten. – Ja, hier sehen auch 

wir als AfD die Notwendigkeit nachzusteuern. Das gilt für 

die Flexibilisierung von Arbeitszeit und Arbeitsbedingun-

gen. Zum Beispiel sollte mobiles Arbeiten auch außerhalb 

der Pandemiesituation ermöglicht und die entsprechenden 

Voraussetzungen dafür geschaffen werden. Aber auch die 

Kinderbetreuung ist dann zu ermöglichen. Der rasche Wie-

dereinstieg in den Beruf muss ebenso wie Qualifikationsan-

gebote abgesichert sein. Das soll natürlich für Frauen oder 

für Männer gleichermaßen gelten, wenn sie beispielsweise 
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wegen der Erziehung von Kindern ihre Tätigkeit unterbro-

chen haben. Machen wir uns nichts vor: Gerade in obersten 

Leitungsfunktionen sind Teilzeitmodelle schwer umzuset-

zen. 

Und ja, da Frauen häufiger in Teilzeit arbeiten, üben sie 

auch seltener oberste Leitungsfunktionen aus. Das hat dann 

tatsächlich einmal etwas mit der Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf zu tun. Hier gilt es anzusetzen. Bei der Besetzung 

von Leitungsfunktionen in Schulen oder Sparkassen scheint 

es bereits zu funktionieren. 

Ein Übriges tun die von mir bereits erwähnten unterschied-

lichen Präferenzen von Männern und Frauen. Wenn sich 

eben weniger Frauen für ein Ingenieurstudium interessie-

ren, um dann später beispielsweise in der Talsperrenver-

waltung zu arbeiten, dann schlägt sich das natürlich 

irgendwann auch in der Besetzung der entsprechenden Lei-

tungsfunktionen nieder. Mit starren Quotenvorgaben wird 

man jedenfalls nicht weiterkommen. 

Viertens. Bei der Stellenausschreibung wird Frauen regel-

mäßig Vorrang gegenüber Männern eingeräumt. Insoweit 

sehen wir keine Benachteiligung der Frauen. Wenn sich 

Frauen auf besser bezahlte Leitungsfunktionen bewerben, 

werden sie regelmäßig bevorzugt. Laut dem Frauenförde-

rungsbericht werden beispielsweise zwei Drittel der neu zu 

besetzenden Stellen in obersten Leitungsfunktionen mit 

Frauen besetzt, obwohl deren Anteil an den Bewerbern nur 

43 % beträgt. Auch wenn es allgemein um Beförderungen 

bzw. Höhergruppierungen geht, ist die Kernaussage des 

Berichts eindeutig: Es gibt keine irgendwie geartete Be-

nachteiligung von Frauen. 

Wichtig ist aus unserer Sicht, dass Männer und Frauen 

gleichberechtigt sind, das heißt, dass ihnen Möglichkeiten 

gegeben werden, sich zu verwirklichen. Eine Gleichstel-

lung, die auf eine Ergebnisgleichheit und keine Chancen-

gleichheit abzielt, lehnen wir ab. 

Das von Ihnen, Frau Staatsministerin Meier, für den Herbst 

angekündigte Gleichstellungsgesetz lässt schon dem Namen 

nach Arges befürchten. Wir hoffen – das geht an die Ad-

resse der CDU –, dass Sie sich diesbezüglich nicht wieder 

einmal von Ihrem Koalitionspartner am Nasenring durch 

das Hohe Haus führen lassen. 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Wir kommen jetzt zum 

Tagesordnungspunkt 13 

Bericht des Staatsministeriums der Finanzen über den Vollzug des 

Sächsischen Coronabewältigungsfondsgesetzes zum 31. Dezember 2020 

Drucksache 7/6840, Unterrichtung durch das Sächsische Staatsministerium der Finanzen 

Drucksache 7/7096, Beschlussempfehlung und Bericht 

des Haushalts- und Finanzausschusses 

Das Präsidium hat dafür eine Redezeit von 10 Minuten je 

Fraktion und Staatsregierung festgelegt und wir beginnen 

zügig mit der Aussprache. Ich bitte als Erstes für die CDU-

Fraktion Herrn von Breitenbuch. Kleinen Moment, bitte. 

Wünscht der Berichterstatter – – 

(André Barth, AfD: Der Berichterstatter wünscht 

keine Stellungnahme, er redet dann selber!) 

– Herr Barth, herzlichen Dank. – Herr von Breitenbuch, es 

kann losgehen. 

Georg-Ludwig von Breitenbuch, CDU: Sehr verehrte 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es gibt 

einen Bericht zum Corona-Bewältigungsfonds, denn das 

haben wir damals so gewollt. Das Finanzministerium hat 

das gemacht, und dieser Bericht liegt vor. Wir haben über 

ihn im Ausschuss einstimmig abgestimmt. 

Dieser Bericht ist deutlich und transparent. Es ist alles in 

Ordnung. Deswegen verstehen wir den Aussprachebedarf 

nicht so recht. Ich gebe meine Rede zu Protokoll und bitte 

um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN, den 

BÜNDNISGRÜNEN und der SPD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Vielen Dank. Jetzt spricht Herr Barth für die AfD-Fraktion. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Geben 

Sie Ihre Rede auch zu Protokoll?) 

André Barth, AfD: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren Abgeordnete! 6,75 Milliarden Euro Fondsvo-

lumen – dazu muss man ganz ehrlich sagen: Das ist eine 

einmalige Situation in Sachsen, infolge der Corona-Pande-

mie. 

Herr von Breitenbuch, wenn Sie sagen, der Bericht ist vor-

gelegt, alles ist schön, wir haben das verlangt, wir nehmen 

ihn zur Kenntnis und mehr gibt es nicht zu sagen, dann 

zeigt das, welche oberflächliche Einstellung Sie hier an den 

Tag legen. 

(Peter Wilhelm Patt, CDU: Sie haben 

gar nicht zugehört, was er gesagt hat! –  

Weitere Zurufe von der CDU) 

Grundsätzlich will ich sagen: Wir als AfD haben dieser 

Fondslösung damals unter Schmerzen zugestimmt, obwohl 

wir bereits an diesem Tage festgestellt und artikuliert ha-

ben, dass wir verfassungsrechtliche Bedenken haben; denn 
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Sie haben sich an zwei verfassungsrechtlichen Möglichkei-

ten der Kreditaufnahme beteiligt: einerseits die sogenannte 

Notlage und andererseits die Naturkatastrophe. Wir haben 

aber gesagt: Sei es drum; die sächsischen Unternehmen, 

die Sächsinnen und Sachsen erwarten von uns als Landtag 

eine ordentliche Hilfe. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Mensch, Herr Barth!) 

– Jetzt staunen Sie über mich, Herr Gebhardt; das habe ich 

verstanden. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Weil 

Sie „Sächsinnen“ gesagt haben!) 

– Das war nur für Sie, Herr Gebhardt. Das war nur für Sie. 

(Beifall bei der AfD) 

Wenn man den Jahresbericht zusammenfasst, dann kann 

ich Ihnen sagen: Wir haben 3,2 Milliarden Euro in dem 

Corona-Bewältigungsfonds ausgegeben und wir haben das 

mit einem Kreditvolumen von 1,75 Milliarden Euro gegen-

finanziert. Wir müssen also in den Jahren 2023 bis 2028 

aufgrund der derzeitigen Verfassungslage schon einmal 

rund 300 Millionen Euro jährlich als Tilgung berücksichti-

gen. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Stand schon in der Zeitung!) 

Wenn wir jetzt weiterdenken und die Sollkreditaufnahmen 

der Jahre 2021 und 2022 hinzurechnen, dann kommen wir 

ab dem Jahr 2025 bei Beträgen von – ich sage mal round 

about – 700 Millionen Euro pro Jahr heraus. Da bin ich 

schon sehr gespannt, wie Sie als regierungstragende Frak-

tionen das mittelfristig auf die Reihe bekommen wollen. 

Wir haben ja bereits an dem Tag im Februar eine Debatte 

über die Schuldenbremse und Ähnliches geführt. Man hört 

da ja teilweise atemberaubende Zahlen: von 50 Jahren. 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen schon heute ver-

sprechen: Wir als AfD-Fraktion haben uns letzten Freitag 

zu dieser Problematik einen ganzen Tag lang Gedanken ge-

macht. 

(Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE: Ach, ach!) 

Wir hatten Sachverständige dagehabt. Wir haben gerechnet 

mit Taschenrechnern, mit Rechenschiebern, 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: 

Mit Rechenschiebern! – Heiterkeit bei den 

LINKEN und den BÜNDNISGRÜNEN) 

mit Excel-Tabellen, 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

… und mit Kreidetafeln!) 

und wir werden Ihnen demnächst einen eigenen qualifizier-

ten Vorschlag auf den Tisch legen, da Sie als Regierungs-

koalition dazu nicht in der Lage sind und lediglich Geld 

ausgeben. 

Wir haben viele vernünftige Dinge in den Corona-Bewäl-

tigungsfonds getan: Unternehmenshilfe, Hilfe für Arbeit-

nehmer, die aus Tschechien und Polen einpendeln. Das sind 

alles Dinge, von denen wir als AfD jederzeit gesagt haben: 

Hand hoch, Corona-Folgen, vernünftig, machen wir alles 

mit. 

Aber es gab relativ früh ein Zeichen, bei dem wir festge-

stellt haben: Hier läuft einiges schief. Zum Beispiel wurden 

9 Millionen Euro – das ist relativ wenig Geld im Vergleich 

zu dem Gesamtfondsvolumen – für Mikrostipendien, für 

digitale Hilfsangebote für Kulturschaffende in unserem 

Ausschuss ziemlich schnell mehrheitlich bewilligt. Meine 

Damen und Herren, das war zu einer Zeit, in der die Solo-

selbstständigen in Sachsen noch nicht wussten, wie sie ih-

ren Lebensunterhalt finanzieren sollten. Damals haben Sie 

solche Spezialangebote im Ausschuss unterbreitet. 

Ein anderes Beispiel: Wir haben Programme für den Schul-

hausbau, die offenbar leer waren. Die Koalitionäre wurden 

besonders kreativ. Weil 20 Millionen Euro Mittel für den 

Schulhausbau fehlten, brachte man eine Corona-Vorlage 

ein; denn wir haben in der Schnelle auch einen Gesetzent-

wurf verabschiedet, mit dem jede belebende Maßnahme 

der Konjunktur als solches mitverabschiedet werden kann. 

Meine Damen und Herren, spätestens mit dieser Vorlage 

haben wir die gesetzliche Systematik des Corona-Bewälti-

gungsfonds verlassen; denn wir haben damit die Baukon-

junktur, die auch während Corona in Sachsen relativ gut 

lief, weiter angeheizt. Das war nicht Sinn und Zweck des 

Corona-Bewältigungsfonds. 

Ich will ein Lob an das Finanzministerium aussprechen. 

Als die Gelder in unserem Corona-Bewältigungsfonds 

langsam knapp wurden, war das Finanzministerium be-

müht, bei den zuständigen Fachministerien anzufragen, ob 

noch freie Mittel vorhanden sind. Tatsächlich konnten viele 

Mittel wieder zurückakquiriert werden, sodass weitere 

neue Projekte durchgeführt werden konnten. 

Ich will es jetzt damit belassen. 

(Beifall bei der SPD) 

– Noch nicht klatschen! – 

Mein geschätzter Kollege Mayer kommt dann nach vorn 

und wird noch eine schöne Blüte dessen, was wir im 

Corona-Bewältigungsfonds beschlossen haben, präsentie-

ren. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Herr Gebhardt, ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

Ich hoffe, ich habe Sie nicht allzu sehr gelangweilt. 

(Beifall bei der AfD –  

Rico Gebhardt, DIE LINKE:  

Mich würde interessieren,  

was der Taschenrechner ergeben hat!) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Herr Barth für die AfD-Fraktion. Jetzt für die 

Fraktion DIE LINKE Nico Brünler, bitte. 
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(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Was  

hat der Taschenrechner ergeben? –  

Gegenruf des Abg. André Barth, AfD:  

Das verraten wir Ihnen später! –  

Zuruf von der AfD: Sie sollen doch 

gespannt bleiben, Herr Gebhardt!) 

Nico Brünler, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch wenn es um 

Finanzen geht, möchte ich hier nicht über einzelne Zahlen 

referieren. Diese sind im vorliegenden Bericht enthalten, 

und ich gehe – vielleicht leichtsinnigerweise – davon aus, 

dass tatsächlich jeder hier im Hohen Haus die entspre-

chende Drucksache des Finanzministeriums gelesen hat 

und somit weiß, worum es geht. 

Es geht schließlich, auch wenn die Zeit schon weit voran-

geschritten ist, um keine Lappalie, sondern um den Jahres-

abschluss 2020 des vom Landtag im April letzten Jahres 

mit großer Mehrheit beschlossenen Sondervermögens 

„Corona-Bewältigungsfonds Sachsen“. 

Insgesamt rund 4,6 Milliarden Euro wurden daraus im Jahr 

2020 vom Haushalts- und Finanzausschuss für verschie-

dene Zwecke bewilligt. Rund 3,2 Milliarden Euro wurden 

davon bis zum 31.12.2020 tatsächlich verausgabt. Aber ich 

will, wie bereits gesagt, hier nicht die durchaus beeindru-

ckenden Zahlen vortragen, sondern einige grundsätzliche 

Bemerkungen machen: 

Ja, wir haben als LINKE die Einrichtung des Fonds mitge-

tragen, und ja, wir haben im Haushalts- und Finanzaus-

schuss einen großen Teil der Corona-Hilfsmaßnahmen 

mitgetragen, auch wenn wir Regelungen im Detail immer 

wieder kritisiert oder hinterfragt haben. So fanden wir es 

von Anbeginn an nicht richtig, dass der größte Teil des 

Fonds von vornherein der Kompensation der eigenen Steu-

erausfälle und nicht der Hilfe für Dritte diente. Die Steuer-

mindereinnahmen hätten in unseren Augen über eine 

separate Kreditaufnahme kompensiert werden müssen. 

Das wäre sauberer, transparenter und gegenüber der Bevöl-

kerung ehrlicher gewesen. 

Wir haben das bereits damals bei der Errichtung des 

Corona-Fonds angemahnt und in einem Entschließungsan-

trag vorgeschlagen. Allerdings war das von der Staatsre-

gierung und den sie tragenden Koalitionsfraktionen so 

nicht gewollt. Wahrscheinlich ging es darum, mit dem 

Hilfsfonds eine möglichst imposante Summe in den Raum 

zu stellen. Das ist mit den in der Öffentlichkeit kommuni-

zierten 6 Milliarden Euro letztlich gelungen. 

Etwas hinten herunter fiel dabei die Tatsache, dass de facto 

zwei Drittel zum Stopfen von Steuermitteln gleich wieder 

abgezwackt wurden. So war es von Anfang an eine Nebel-

kerze, die vielerorts falsche Erwartungen weckte und dann 

Enttäuschungen produzierte. Sachsen hat nicht besonders 

großzügig geholfen, sondern war standhaft das einzige 

Land, das seine Soforthilfen für geschlossene Unterneh-

men nicht als Zuschüsse gewährt hat, und ja, so muss man 

es sagen, Soloselbstständige und Kleinunternehmer im Re-

gen stehen gelassen hat. Eingesprungen ist dann zwar mit 

mehrwöchiger Verzögerung zumindest in Teilen der Bund, 

aber andere Länder haben selbst gehandelt. 

Auch der Umgang mit jenen, die plötzlich als systemrele-

vante Leistungsträger galten, war kein Ruhmesblatt. Viele 

mussten erleben, dass zwar für sie geklatscht wurde, aber 

dass warme Worte seitens der Politik noch lange keine fi-

nanzielle Hilfe im Schlepptau haben. Ich erinnere an das 

peinliche Gezerre um den Pflegebonus. 

Dafür wurden aus dem Corona-Hilfsfonds im Gegenzug 

durchaus Dinge finanziert, die zwar im Sinne des Landes 

sinnvoll waren und immer noch sind, die jedoch nur mit 

breiter und kreativer Auslegung mit dem Zweck des Fonds, 

nämlich der Beseitigung der Folgen sowie der Verhinde-

rung weiterer Schäden durch die Covid-19-Pandemie, in 

Deckung zu bringen sind. 

Bisweilen konnte man sich des Eindruckes nicht erwehren, 

dass hier galt, dass so manches, das in den regulären Haus-

haltsverhandlungen nicht durchgesetzt werden kann, über 

den Corona-Fond umgesetzt wurde. Damit meine ich im 

Gegensatz zu meinem Vorredner nicht die Unterstützung 

im Kulturbereich, aber ich erinnere an Programme zur Um-

strukturierung der Landwirtschaft, Digitalisierungsvorha-

ben in der Justiz oder die Finanzierung des Wachschutzes 

im Ausbildungszentrum Bobritzsch. Solche Vorhaben ha-

ben nicht umsonst im HFA regelmäßig für Debatten ge-

sorgt. Wenn man ehrlich ist, unabhängig davon, wie man 

inhaltlich dazu steht, muss man konstatieren: Sie haben 

und hatten im Corona-Hilfsfonds eigentlich nichts zu su-

chen. 

Zum Schluss muss ich noch zu einem Punkt kommen, der 

im Bericht am Ende mit wenigen Zeilen unter Tilgungsver-

pflichtungen abgehandelt wird. Wenn ich zu Beginn gesagt 

habe, dass wir die Errichtung des Sondervermögens da-

mals mitgetragen haben, so gehört auch die Ergänzung 

dazu, dass wir bereits damals, im April des letzten Jahres, 

angemahnt haben, dass die derzeit geltende Regelung in 

der Sächsischen Verfassung zur Schuldenbremse hier drin-

gend auf den Prüfstand gehört. Auch dazu haben wir in un-

serem bereits erwähnten Entschließungsantrag damals den 

Beginn eines Gesetzgebungsverfahrens zur Änderung der 

Verfassung des Freistaates Sachsen mit dem Ziel gefordert, 

die Bestimmungen abzuändern, wonach Kredite völlig un-

abhängig von ihrer Höhe und von der Tragfähigkeit des 

Landeshaushaltes binnen acht Jahren zu tilgen sind. Dafür 

haben wir keinen Rechenschieber oder Excel-Tabellen ge-

braucht, Kollege Barth, das haben wir damals auch so er-

kannt. 

Wie gesagt, Sie haben unseren Antrag damals zwar abge-

lehnt, aber trotzdem hatten wir zumindest aus Teilen der 

Koalition große Bereitschaft vernommen, sich damit zu be-

fassen und diese letztlich nur ideologisch motivierte Til-

gungsfrist abzuändern. Nur passiert ist seither erkennbar 

nichts. Nach der derzeitigen Verfassungsregelung ergibt 

sich allein für die im letzten Jahr gezogenen Gelder ab 

2023 ein jährlicher Tilgungsbedarf von über 290 Millio-

nen Euro. Wenn der Fonds dann geschlossen wird, wird es 

jährlich mehr als das Doppelte sein. 
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Wir haben den aktuellen Doppelhaushalt erst vor wenigen 

Wochen beschlossen. Ich hoffe, dass jeder noch weiß, wel-

che Bremsspuren eine solche Tilgungssumme hinterlassen 

würde. Der Volksmund würde sagen, dass wir hier beim 

Umdrehen mit dem Hintern das wieder einreißen würden, 

was wir gerade mit unseren Händen – sprich: den Corona-

Hilfsmitteln – aufgebaut haben. Das haben inzwischen 

auch jene erkannt, die eine Schuldenbremse sonst grund-

sätzlich als richtig empfinden. So sagte auch das ifo-Insti-

tut, dass die derzeitige Achtjahresfrist den Freistaat 

stranguliert und eine Frist von 20 bis 30 Jahren angemessen 

sei. 

Herausforderungen wie eine derart einschneidende Pande-

mie sind nichts, was man danach mit Business as usual ein-

fach weglächelt, sondern es ist eine Generationenaufgabe 

und muss auch finanziell so abgegolten werden. 

Um es kurz zu machen: Die Verfassungsbestimmung, wo-

nach die Kredite binnen acht Jahren zu tilgen sind, muss 

weg. Die CDU muss sich endlich bewegen; denn es wird 

unmöglich sein, die Tilgung nach zwei Jahren zu beginnen 

und dann in sechs Jahren zu beenden. Alternativ dazu erle-

ben wir ab 2023 massive Kürzungen in fast allen Bereichen 

inklusive des Personals. Das wäre eine Neuauflage der De-

batte zum Lehrer- und Polizistenmangel von vor vier Jah-

ren; denn diese Situation hatte ihren Ursprung in genau der 

gleichen Auffassung von Finanzpolitik wie das Festhalten 

an der starren Tilgungsfrist der Schuldenbremse. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Nico Brünler für die Fraktion DIE LINKE. Jetzt 

für die BÜNDNISGRÜNEN Franziska Schubert, bitte. 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich habe mich schon fast daran gewöhnt, dass immer, wenn 

Kollege Barth zum Pult schreitet, der Schulmeister heraus-

geholt wird. Wenn es doch einmal etwas Neues wäre, Herr 

Barth! Denn was genau versuchen Sie, heute wieder zu 

skandalisieren, und was genau ist der neue Vorwurf, den 

wir nicht schon zigmal von Ihnen vernommen hätten? 

Geht es um die Maßnahmen, die im Fonds festgelegt sind, 

und um das, was wir damit finanzieren können? Ich zähle 

sie vielleicht noch einmal ganz kurz auf: Das sind zum ei-

nen Leistungen und Ansprüche nach dem Infektionsschutz-

gesetz, Maßnahmen zur Stärkung des Gesundheitswesens 

und zum Schutz vulnerabler Gruppen, zur Stabilisierung 

der sächsischen Wirtschaft und Landwirtschaft, zur Unter-

stützung der sächsischen Kommunen, zur Aufrechterhal-

tung der Daseinsvorsorge, für Sozial-, Sport- und Kultur-

einrichtungen, zur Unterstützung von Zivilgesellschaft und 

Ehrenamt, zur zielgerichteten Stärkung von Bildung und 

Wissenschaft und nicht zuletzt die Kompensation von 

Steuermindereinnahmen auf Landes- und kommunaler 

Ebene. 

Also, was genau wollen Sie davon eigentlich gestrichen 

wissen? Würden Sie das auch den Menschen, die darauf 

angewiesen sind, genau so sagen? Ich bezweifle das. Was 

allerdings niemand von uns bezweifelt – und das haben wir 

gesehen –: Diese Pandemie hat uns deutschlandweit und 

auch in Sachsen hart getroffen. 

Wir haben im Land eine Finanzlage, die wir als deutlich 

belastet bezeichnen können, und Haushaltspolitik in einer 

solchen Zeit ist vor allem eines, nämlich der Umgang mit 

Unsicherheit. Was haben wir mit der Einrichtung des Fonds 

gemacht? Um das vielleicht noch einmal einzuordnen: Wir 

haben einerseits dafür gesorgt, dass wir Ausgaben und Ein-

nahmen, die mit der Pandemie zusammenhängen, or-

dentlich an einer Stelle zusammenführen und verbuchen, 

und andererseits, Herr Barth, haben wir eine starke Betei-

ligung des Haushaltsgesetzgebers in das Gesetz eingebaut; 

denn über die Verwendung der Gelder erstatten die Mini-

sterien regelmäßig umfangreich Bericht. Transparenz wird 

in jedem Haushaltsausschuss dargestellt, und wir selbst 

sind es, die debattieren, freigeben und gegebenenfalls 

nachsteuern. 

Was fehlt Ihnen denn? Diese Pandemie hat den Menschen 

viel abverlangt, und die Menschen haben zu Recht erwar-

tet, dass Politik hilft und reagiert, und das haben wir nach 

bestem Wissen und Gewissen versucht. Den Vorwurf, den 

Sie hier versuchen, verstehe ich nach wie vor nicht. Unser 

Bemühen war, zu helfen und aufzufangen, und alles andere 

war keine ehrliche Option. Wenn Sie das anders sehen, 

sprechen Sie das hier auch so klar aus. 

Der Bericht zum Corona-Bewältigungsfonds – und um den 

geht es hier – zeigt den Unterschied zwischen Möglichkei-

ten und Umsetzung. Wir haben über Kreditermächtigungen 

finanzielle Möglichkeiten geschaffen. Wir wissen heute 

schon, dass wir das bis heute nicht alles sofort gebraucht 

haben. Wir wissen auch, dass die Pandemie erheblich län-

ger andauert, als wir uns das im April 2020 vorgestellt ha-

ben, und wir sind mit der Pandemie noch nicht durch. 

In so einer Situation braucht es eine verantwortungsvolle 

und vorausschauende Finanzpolitik und eine Finanzpolitik, 

die antizyklisch handelt. Das heißt, dass wir aus der Krise 

herauskommen und nicht in die Krise hineinsparen. Wir 

brauchen das Finanzministerium als ein Gestaltungs- und 

Investitionsressort, und daran arbeiten wir gemeinsam und 

finden da auch Wege. 

Es gilt jetzt, die wirtschaftliche Entwicklung und, damit 

einhergehend, die Steuerentwicklung abzuwarten. Für 

Sachsen braucht es als Nächstes eine Lösung für die Til-

gung unserer Kredite. Der Tilgungsplan muss angemessen 

sein. Dafür stehen wir BÜNDNISGRÜNE, und mit dem 

jetzigen wird es so nicht funktionieren. Das heißt, der 

Haushalt muss die Tilgungsraten tragen und leisten kön-

nen. Das diskutieren wir in den nächsten Monaten. Dazu 

sind alle eingeladen, mitzutun, und wir werden letztendlich 

eine Entscheidung treffen, die abgewogen ist und dem An-

spruch dient, gut für Sachsen zu sein. 
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(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN, 

der CDU, der SPD und der Staatsregierung) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war Franziska Schubert für die BÜNDNISGRÜNEN. 

– Die SPD hat keinen Redebedarf. Herr Barth an Mikro-

fon 7 vermutlich mit einer Kurzintervention. 

André Barth, AfD: Jawohl, mit einer Kurzintervention auf 

den Redebeitrag von Frau Schubert. – Frau Schubert, wir 

haben uns im Haushaltsausschuss sehr häufig unterhalten, 

was wir mittragen und was nicht. Was uns an dem Corona-

Bewältigungsfonds stört, sind die gesetzlichen Regelungen 

zur allgemeinen Belebung der Konjunktur; denn wir muss-

ten in dem reichlich eineinviertel Jahr feststellen, dass das 

für Sie die Gelegenheit bietet, für Sie wichtige Projekte au-

ßerhalb eines Haushaltsaufstellungsverfahrens durch eine 

einfache Vorlage der durch Ihre grünen Parteimitglieder 

besetzten Ministerien sozusagen über das Finanzministe-

rium in unserem Haushaltsausschuss als Corona-Bewälti-

gungsfondsmaßnahme einzureichen. Mein lieber Kollege 

Mayer wird Ihnen das dann an einzelnen Maßnahmen ganz 

konkret erklären. 

Uns geht es nicht darum, Hilfeleistungen zu kritisieren, 

sondern wir wollen Ihrem Ausgabenwahnsinn, den Sie im 

Haushalt und auch außerhalb des Haushalts mit neuen Stel-

len – und mit neuen Stellen durch den Corona-Fonds – be-

treiben, Einhalt gebieten. 

(Beifall bei der AfD) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Das war die Kurzintervention von Herrn Barth. – Frau 

Schubert, Sie möchten reagieren? – Jetzt. Es kann losge-

hen. 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Kollege Barth! Ich bin dafür bekannt, dass mir der Wahn-

sinn immer sofort aus den Augen springt. Ich bin absolut 

dafür bekannt, nur grüne Klientelpolitik zu betreiben. Dem 

möchte ich natürlich widersprechen, Herr Barth. Es können 

keine Stellen aus dem Corona-Fonds finanziert werden. 

Die Vorlage müssten Sie mir einmal zeigen, nach der das 

tatsächlich der Fall ist. 

Ich möchte auf einige Themen eingehen, die grüne Res-

sorts verantworten. Das ist zum einen der Bereich der 

Landwirtschaft. Ich kann mir kaum vorstellen, dass Sie 

sich dagegen wenden. Ich glaube, das ist ziemlich wichtig. 

Es ist auch der Bereich von Vereinen, die im Naturschutz 

tätig sind und denen Einnahmenausfälle entstanden sind. 

Wenn Sie sich in der Zivilgesellschaft vielleicht ab und zu 

einmal umhören, dann wissen Sie das. Das ist ein Bereich. 

Der zweite Bereich, den Sie angesprochen haben, ist der 

Bereich, der unmittelbar mit Unternehmen zu tun hat, die 

jetzt darauf angewiesen sind, Maßnahmen zu ergreifen, um 

zum Beispiel ihre Betriebskosten dauerhaft zu senken. 

Auch dafür haben wir etwas getan. Es geht also auch da-

rum, den Unternehmen nicht nur jetzt eine Hilfe zu leisten, 

sondern ihnen mittelfristig etwas an die Hand zu geben, um 

auch gut durch andere Krisen zu kommen. 

Das können Sie gern kritisieren. Dann seien Sie aber so 

ehrlich und sagen Sie genau, dass Sie das kritisieren. Das 

sind Dinge, die grün verantwortete Häuser mittragen. Alle 

anderen Dinge? Mal sehen. Herr Mayer ist auch dafür be-

kannt, immer in epischer Breite zu reden. Das werden wir 

sicher noch hören, und dann werden Sie sicher auch eine 

Reaktion erwarten dürfen. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN 

und der Staatsregierung) 

Dritte Vizepräsidentin Luise Neuhaus-Wartenberg: 

Franziska Schubert hat auf die Kurzintervention reagiert. – 

Die AfD-Fraktion hat angemeldet, dass es weiteren Ge-

sprächsbedarf für die restliche Redezeit gibt. Herr Mayer, 

bitte. 

Norbert Mayer, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Am 9. April 2020 trat der 

Sächsische Landtag zusammen und stellte eine außerge-

wöhnliche Notsituation im Sinne des Artikels 95 Abs. 5 

Satz 1 der Sächsischen Verfassung fest: die Covid-19-Pan-

demie. Auch meine Fraktion sah damals diese Not und un-

terstützte die Errichtung des Corona-Bewältigungsfonds 

und eine Kreditaufnahme von bis zu 6 Milliarden Euro. 

Zum besseren Verständnis: Das sind 6 000 Millionen Euro. 

Dass unsere sächsischen Bürger, die Wirtschaft, die Kom-

munen und der Freistaat diese schwere Prüfung bewältigen 

und handlungsfähig bleiben können, war damals unsere 

Sorge. Und das ist auch der Auftrag des Corona-Bewälti-

gungsfonds. Das können Sie gern nachlesen in der Druck-

sache 7/2106. Viele der daraus folgenden Maßnahmen hat 

meine Fraktion uneingeschränkt unterstützt, weil sie nach-

vollziehbar den Menschen im Land halfen. Manches hiel-

ten wir für überzogen. Das kennen Sie, das will ich jetzt 

nicht wiederholen. 

Nun gab es auch Anträge zur Nutzung von E-Mobilität in 

Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft, Anträge zur innova-

tiven Nutzung von Fotovoltaik, Anträge auf eine klimaan-

gepasste land- und forstwirtschaftliche Nutzung, Anträge 

zur Anlage von Biotopen, zur Vermarktung von Biopro-

dukten, Anträge zu Maßnahmen zur innerstädtischen Ab-

kühlung, zur Verschattung, zur Durchlüftung und zur 

Schaffung von Trinkbrunnen, Maßnahmen zur Renaturie-

rung von Gewässern usw. Das alles kann eine Regierung 

mit grüner Beteiligung wollen und durchsetzen, aber bitte 

ehrlich, im Haushalt diskutiert und von der Koalition be-

schlossen.  

Allerdings, was haben all diese Maßnahmen mit der Be-

wältigung einer Virusgefahr zu tun? Was rechtfertigt es, da-

für einen Notkredit aufzunehmen? 29 Millionen Euro gab 

die Regierungsmehrheit im Haushalts- und Finanzaus-

schuss dafür frei, trotz erheblicher Zweifel einiger Kolle-

gen, auch von der CDU-Fraktion. 

Der Corona-Rettungsschirm wird als warmer Regen für al-

lerlei grüne Ideen benutzt. Wir halten es für Missbrauch, 
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der hier vom grünen Ministerium betrieben wird, zulasten 

der Bürger, geduldet von der CDU-Fraktion. Schon des-

halb können wir der Beschlussempfehlung nicht zustim-

men. Trinkbrunnen und Biotope kann man nicht mit der 

Corona-Bewältigung rechtfertigen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir hörten Kollegen Ma-

yer von der AfD-Fraktion. Gibt es jetzt weiteren Redebe-

darf aus den Fraktionen? – Das kann ich nicht erkennen. 

Dann kann die Staatsregierung das Wort ergreifen. Bitte, 

Herr Staatsminister Vorjohann. 

Hartmut Vorjohann, Staatsminister der Finanzen: Sehr 

geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren Abgeordneten! Mit dem regelmäßigen Bericht des 

Finanzministeriums, meines Hauses, zum Vollzug des 

Sächsischen Coronabewältigungsfondsgesetzes wird auch 

heute wieder deutlich, dass wir Anfang April letzten Jahres 

rechtzeitig und mit viel Weitblick gemeinsam die richtigen 

Entscheidungen getroffen und schnell Geld zur Krisenbe-

wältigung bereitgestellt haben. Dafür haben wir damals die 

außergewöhnliche Notsituation gemäß unserer Verfassung 

festgestellt. 

Diese Tragweite, diese ganz besondere Entscheidung dür-

fen wir bei allen Debatten rund um weitere Ausgaben nicht 

vergessen. In der immer noch andauernden Corona-Pande-

mie hat es sich dann jeden Tag gezeigt: Der Corona-Bewäl-

tigungsfonds war und ist unser wichtigstes Instrument im 

haushaltspolitischen Krisenmanagement, und er ist bei-

spielhaft für die gute, sachorientierte und pragmatische Zu-

sammenarbeit von Parlament und Staatsregierung. 

An dieser Stelle danke ich daher allen Mitgliedern des 

Haushalts- und Finanzausschusses ausdrücklich für das 

gute Miteinander, die krisenbedingt oftmals kurzfristig er-

forderliche Befassung und das konstruktive Agieren. Wir 

waren immer handlungsfähig und konnten durch den 

Fonds transparent, schnell und zielgerichtet wichtige Aus-

gabenentscheidungen treffen und damit am Ende Existen-

zen, die kommunale Familie und das gesellschaftliche 

Leben tatsächlich retten. Wenn ich auf die vielen Sitzun-

gen, die wir gemeinsam hatten, zurückschaue, muss ich 

feststellen: Wir hatten weit öfter Konsens als Dissens. Und 

das ist doch in dieser Zeit recht bemerkenswert. 

Wir alle wissen aber auch, dass wir – Anfang April 2020 

hatten wir in Sachsen rund 3 300 Infizierte, ein Jahr später 

waren es 230 000 –, als wir den Fonds auf den Weg ge-

bracht haben, nicht konkret und auf den Cent genau wuss-

ten, was auf uns zukommt. 

(André Barth, AfD, meldet 

sich zu einer Zwischenfrage.) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Gestatten Sie eine Zwi-

schenfrage, Herr Staatsminister? 

Hartmut Vorjohann, Staatsminister der Finanzen: Ja, 

gerne. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Bitte, Herr Kollege 

Barth. 

André Barth, AfD: Danke, Herr Staatsminister. Vielleicht 

haben Sie noch in Erinnerung, wie viele indirekte Stellen 

in der Staatsverwaltung wir heute mit einer Beschlussvor-

lage beschlossen haben, da Frau Schubert das in den paar 

Stunden vergessen zu haben scheint. 

Hartmut Vorjohann, Staatsminister der Finanzen: Ich 

kann mich nur an die heutigen sieben A-Stellen für den 

ÖGD erinnern. Sonst nicht. Das waren sechs oder sieben 

Stellen in Umsetzung der Bundesfinanzierung für den 

ÖGD. 

Ich setze mal fort. Ja, wir waren trotz Unsicherheiten, die 

ich gerade angedeutet habe, willens und bereit, für eine 

gute Krisenvorsorge, wohlgemerkt: mit vielen Unbekann-

ten, insgesamt 6 Milliarden Euro neue Schulden aufzuneh-

men. Ich habe immer gehofft, dass es nicht so schlimm 

kommt und wir den Rahmen vielleicht nicht ganz aus-

schöpfen müssen; denn Kredite, die man nicht aufnehmen 

braucht, muss man später auch nicht bedienen. Natürlich 

sind wir heute etwas klüger, was die Kosten der Pandemie 

angeht. Am 9.04.2020, ich darf mich einmal ausnahms-

weise selbst zitieren, habe ich wie folgt ausgeführt: „Insge-

samt besteht aus heutiger Sicht bis 2022 voraussichtlich ein 

Finanzierungsbedarf von insgesamt 6 bis 7 Milliar-

den Euro.“ 

Auf der Basis einer ersten ganz groben Schätzung gingen 

wir also damals von Steuermindereinnahmen von insge-

samt bis zu 4,5 Milliarden Euro in den Jahren 2020 bis 

2022 allein auf Landesebene aus. Die Deckungslücke für 

den Haushalt 2020 musste am Ende mit reichlich einer Mil-

liarde Euro geschlossen werden, und nach der jüngsten 

Steuerschätzung werden wir für 2021 und 2022 weitere 

1,3 Milliarden Euro benötigen, mithin also deutlich weni-

ger, als wir vor über einem Jahr geschätzt haben. Bis 2022 

rechneten wir mit zusätzlichen pandemiebedingten Ausga-

ben von bis zu 2,5 Milliarden Euro, die wir tatsächlich aber 

auch schnell ausgeschöpft haben. 

Welche Mittel der Bund beitragen wird, war, als wir den 

Fonds beschlossen hatten, noch völlig offen. Über 700 Mil-

lionen Euro waren es dann, die der Bund für uns direkt für 

den Landeshaushalt letztes Jahr bereitgestellt hat. Ja, an ei-

ner Stelle haben wir mit Stand Ende 2020 weniger Geld 

benötigt als gedacht, und das ist, wie erwähnt, bei dem 

Thema Kompensation für Steuerausfälle. Bei den Ausga-

ben konnten wir nicht zuletzt dank der Unterstützung des 

Bundes gut haushalten. Aber es lag ja auch noch eine wei-

tere große Bugwelle der Pandemie vor uns, und das konnte 

man bereits Ende Oktober letzten Jahres absehen. 

Wer also meint, wir seien zu sparsam oder wir wollten nur 

das Kreditvolumen drücken, dem gebe ich drei Dinge mit 

auf den Weg: 
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Erstens. Mit krisenbedingter Kreditaufnahme ist tatsäch-

lich noch sorgfältiger umzugehen, als wir es ohnehin beim 

Ausgeben von Steuergeldern tun. Notlagen sollte man 

nicht ausnutzen. 

Zweitens. In der Krise gilt es darauf zu achten, welchen 

tatsächlichen Zweck die Ausgaben haben, egal ob in der 

akuten Krise oder bei der längerfristigen Krisenbewälti-

gung bzw. -vorsorge; denn noch liegt die Krise nicht hinter 

uns und wir kennen die mittel- und langfristigen Folgen der 

Pandemie eben auch noch nicht abschließend im Detail.  

Drittens: Wie wichtig es ist, an das Morgen zu denken, an 

die Fragestellung, wie viele Krisen da eigentlich noch 

kommen, haben wir in den letzten Tagen anhand der dra-

matischen Bilder aus den Hochwasserregionen in Rhein-

land-Pfalz und Nordrhein-Westfalen, aber auch bei uns in 

Sachsen drastisch vor Augen geführt bekommen. 

Lassen Sie uns daher weiterhin gemeinsam verant- 

wortungsvoll und klug mit den uns anvertrauten Mitteln 

umgehen und im Sinne des Gedankens der Generationen-

gerechtigkeit auch die Tilgung nicht auf die lange Bank 

schieben. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir hörten die Staatsre-

gierung; es sprach Herr Staatsminister Vorjohann. Meine 

Damen und Herren! Wir stimmen nun über die Beschluss-

empfehlung des Ausschusses in der Drucksache 7/7096 ab, 

und ich bitte bei Zustimmung um Ihr Handzeichen. – 

Danke. Die Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? 

– Eine ganze Anzahl von Stimmenthaltungen. Damit ist der 

Beschlussempfehlung des Ausschusses in der Drucksa-

che 7/7096 zugestimmt. Der Tagesordnungspunkt ist been-

det. 

Erklärung zu Protokoll 

Georg-Ludwig von Breitenbuch, CDU: Ob uns eine 

vierte Welle der Corona-Pandemie ereilt oder wir ver-

schont bleiben, kann derzeit keiner mit Sicherheit sagen. 

Aber wir haben mit sorgfältiger und bedachter sowie enga-

gierter und mutiger Politik den Freistaat bisher gut und si-

cher durch die Krise gebracht. Einen Beitrag dazu hat der 

Corona-Bewältigungsfonds geleistet. 

Im April des vergangenen Jahres hat der Sächsische Land-

tag die außergewöhnliche Notsituation festgestellt und 

durch den Corona-Bewältigungsfonds bereits wenige Tage 

nach den ersten behördlichen Anordnungen mit einer  

Kreditermächtigung im Umfang von 6 Milliarden Euro die 

finanzielle Handlungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltun-

gen in Sachsen umfassend gesichert. 

So konnten wir gewährleisten, dass notwendige Maßnah-

men nicht an finanziellen Engpässen scheitern und sich alle 

Entscheidungen allein an der Verantwortung für das Wohl 

des Freistaates und seinen Bürgerinnen und Bürgern orien-

tieren. 

Darüber hinaus gewährleistet das Sondervermögen, dass 

wir die coronabedingten Ausgaben getrennt vom Haushalt 

nachweisen können. Dies gehört für uns zur Transparenz 

dazu. Wir stellen dar, wofür wir Schulden aufnehmen. 

Mit den Mitteln aus dem Corona-Bewältigungsfonds ha-

ben wir Maßnahmen der unmittelbaren Pandemiebekämp-

fung finanziert, aber auch Hilfen bei der Existenzsicherung 

sowohl von sächsischen Unternehmen, Selbstständigen 

und Beschäftigten als auch für Einrichtungen im kulturel-

len und sozialen Bereich bereitgestellt. 

In dieser Situation kam vor allem dem Haushalts- und Fi-

nanzausschuss des Landtags eine besondere Rolle zu. Dort 

erfolgte die Freigabe der jeweiligen Mittel aus dem Son-

dervermögen. Mit den Freigaben aus dem Sondervermö-

gen zur Bewältigung der Coronakrise hat das Parlament 

unserer Regierung die Handlungsmöglichkeiten gegeben, 

die sie benötigte. 

Allein für die Schadenbeseitigung und vorbeugende Maß-

nahmen hat das Parlament im Jahr 2020 der Staatsregie-

rung 2,4 Milliarden Euro bereitgestellt. Um die im 

Haushaltsjahr 2020 geplanten Projekte trotz Wirtschafts-

einbruch finanzieren zu können, wurden im vergangenen 

Jahr für die Steuerkompensation weitere 1,041 Milliar-

den Euro ausgegeben. 

Die Entscheidung für ein solches Sondervermögen und die 

damit verbundene Kreditaufnahme haben wir uns alles an-

dere als leicht gemacht. Ein solcher Schritt ist und bleibt 

für uns eine absolute Ausnahme und trägt damit allein der 

außergewöhnlichen Notsituation Rechnung. Die Entschei-

dung ändert nichts daran, dass die CDU-Fraktion auch wei-

terhin an den Grundsätzen einer langfristig orientierten und 

nachhaltigen Finanzpolitik festhält. 

Deshalb wollen wir nach der Pandemie auch zügig die 

Schulden zurückzahlen, um den künftigen Generationen 

Gestaltungsspielräume zu hinterlassen und keine Ver-

pflichtungen. 

An dieser Stelle möchte ich dem Staatsministerium der Fi-

nanzen für ihren vorliegenden Bericht danken. Dieser Be-

richt in seiner transparenten Form ist sogar so gut, dass die 

Mitglieder des Haushalts- und Finanzausschusses einstim-

mig dem Sächsischen Landtag empfohlen haben, den Be-

richt zur Kenntnis zu nehmen. Deshalb überrascht der 

Aussprachebedarf etwas. Aus unserer Sicht stellt der Jah-

resbericht zum Corona-Bewältigungsfonds sehr transpa-

rent und nachvollziehbar dar, in welche Maßnahmen der 

HFA im Jahr 2020 eingewilligt hat. 

Insgesamt sind im Berichtszeitraum (April 2020 bis 

31.12.2020) von den Mitgliedern des Haushalts- und Fi-
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nanzausschusses 4 572,0 Millionen Euro freigegeben wor-

den. Davon sind nicht alle Ausgaben abgeflossen. Zur De-

ckung aller Ausgaben seien im Jahr 2020 Kredite in Höhe 

von insgesamt 1 755 Millionen Euro aufgenommen wor-

den. 

Heute, mit einer Inzidenz in Sachsen von 3,5 im Vergleich 

zum gestrigen Tag, ist an der Zeit, einen Kassensturz 

durchzuführen und darzustellen, was in der Pandemie zur 

Schadensbeseitigung ausgegeben wurde und was aktuell 

eben nicht mehr benötigt wird. Das haben wir heute Mor-

gen in einer Sondersitzung des HFA bei Staatsminister 

Vorjohann erbeten. 

Für die Zusammenarbeit, die Kollegialität und auch die 

Rücksichtnahme innerhalb des HFA – auch für das Ver-

ständnis, wenn die Beantragung einer Sondersitzung sehr 

kurzfristig erfolgt oder die eine oder andere Vorlage mal 

wieder sehr knapp vor der Sitzung verteilt wird – möchte 

ich den Mitgliedern im HFA und insbesondere dem Vorsit-

zenden an dieser Stelle ausdrücklich danken. Uns als Koa-

lition ist bewusst, dass diese Zusammenarbeit nicht 

alltäglich ist. Deshalb ganz ausdrücklich vielen Dank! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem Ergebnis 

des HFA, Ihnen einstimmig eine Kenntnisnahme zu emp-

fehlen, bitte ich Sie, diesem Votum zu folgen. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Meine Damen und Her-

ren! Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 14 

Beschlussempfehlungen und Berichte der Ausschüsse  

gemäß § 17 Abs. 2 und § 52 Abs. 2 der Geschäftsordnung 

– Sammeldrucksache – 

Drucksache 7/7115 

Wird dazu das Wort gewünscht? – Nein, das ist offensicht-

lich nicht der Fall. Gemäß § 102 Abs. 7 der Geschäftsord-

nung stelle ich hiermit zu den Beschlussempfehlungen die 

Zustimmung des Plenums entsprechend dem Abstim-

mungsverhalten im Ausschuss fest. Der Tagesordnungs-

punkt ist damit beendet. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 15 

Beschlussempfehlungen und Berichte zu Petitionen 

– Sammeldrucksache – 

Drucksache 7/7116 

Entsprechend § 63 Abs. 2 der Geschäftsordnung liegt 

Ihnen diese Drucksache vor. 

Zunächst frage ich, ob einer der Berichterstatter zur münd-

lichen Ergänzung der Berichte das Wort wünscht. – Das ist 

nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE LINKE  

verlangt nach § 63 Abs. 3 Satz 3 der Geschäftsordnung 

Aussprache zu zwei Petitionen. Das betrifft die Peti-

tion 07/00746/7 mit dem Titel „Sächsisches Hochschul-

freiheitsgesetz“ und die Petition 07/01028/1 mit dem Titel 

„Frachtflughafen Leipzig/Halle“. 

Die Redezeit für diesen Tagesordnungspunkt beträgt 

10 Minuten je Fraktion. Ich schlage vor, die antragstel-

lende Fraktion DIE LINKE jeweils beginnen zu lassen.  

Ich rufe zunächst die Petition „Sächsisches Hochschulfrei-

heitsgesetz“ auf. Für DIE LINKE spricht Frau Kollegin 

Gorskih. 

Anna Gorskih, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Sehr geehrte Abgeordnete! Es ist unserer Fraktion ein 

großes Anliegen, die Forderungen der Petition zum Thema 

Hochschulfreiheitsgesetz bzw. zur Situation der Lehrbe-

auftragten an den Musikhochschulen hier im Land-

tagsplenum vorzutragen – auch zur späten Stunde. Wir 

wollen die Dringlichkeit der Problematik nochmals beto-

nen. 

Der Petent fordert zum einen eine Änderung der gesetzli-

chen Ausgestaltung des Lehrauftrags in § 66 des Sächsi-

schen Hochschulfreiheitsgesetzes. Er fordert zum anderen, 

dass die Angemessenheit der Honorierung der Lehrbeauf-

tragten mit einer verbindlichen Honoraruntergrenze unter-

setzt wird. 

Zur ersten Forderung: Für die sächsischen Hochschulen 

gibt es die Möglichkeit, Lehraufträge zu erteilen. Der Lehr-
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auftrag wurde ursprünglich zur Vermittlung von Fähigkei-

ten aus der Berufspraxis eingerichtet und sollte damit der 

Ergänzung der grundständigen Lehre dienen. Das Sächsi-

sche Hochschulfreiheitsgesetz sieht bei den Musik- und 

Kunsthochschulen eine rechtliche Besonderheit vor. Hier 

kann der Lehrauftrag nicht nur zur Ergänzung, sondern zur 

Erbringung des Lehrangebots erteilt werden. 

Das Hochschulfreiheitsgesetz sagt auch: Mit der Erteilung 

des Lehrauftrags wird kein Dienstverhältnis begründet. 

Genau in diesem Paragrafen liegt das Problem; denn die 

Lehrbeauftragten erbringen das Lehrangebot an den Mu-

sik- und Kunsthochschulen. Sie übernehmen Daueraufga-

ben, und zwar zu ungleichen Bedingungen wie die 

festangestellten Kolleg(inn)en, und decken mit einem Per-

sonalanteil von 60 bis 70 % etwa die Hälfte der Lehre ab – 

und das über Jahre. Hier werden also Daueraufgaben von 

Hochschulen nicht mit Festangestellten abgesichert, son-

dern auf Lehraufträge ausgelagert und aufgeteilt, die zum 

Teil seit vielen Jahren in „Kettenaufträgen“ arbeiten. 

Ein weiteres Problem: Mit der Formulierung „Es wird kein 

Dienstverhältnis begründet“ werden für die Lehrbeauftrag-

ten die Errungenschaften der Arbeitnehmerbewegung und 

der Gewerkschaften ausgehebelt. Weder können sie ihr Ho-

norar selbst verhandeln noch greifen die Schutzmechanis-

men, die in sonstigen Rechtsgeschäften üblich sind.  

Das ist auch problematisch: Es scheinen unterschiedliche 

Auffassungen hinsichtlich der Rechtsform des Lehrauf-

trags zu bestehen. Der Petent, der aus der Praxis berichtet 

und die formalen Kriterien der Lehraufträge an Musik-

hochschulen im Blick hat, argumentiert: Durch die Ansied-

lung des Lehrauftrags im Verwaltungsrecht entsteht ein 

„öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis eigener Art“; denn 

es wird kein Dienstverhältnis begründet.  

Das Ministerium hat offensichtlich eine andere Auffassung 

und nimmt an, dass hier ein privatrechtlicher Vertrag vor-

liegt. „Handeln also nun die Hochschulen nicht im Sinne 

des Ministeriums oder ist die Aussage des Ministeriums 

fragwürdig?“ – Das fragt der Petent völlig zu Recht, wie 

ich finde.  

Wir sagen: Es braucht eine schnelle Klärung hinsichtlich 

der Rechtsform der hier beschriebenen Lehrauftragspraxis. 

Es ist zwar gut, dass der Petitionsausschuss auf unser Drän-

gen hin entschied, dass die Staatsregierung gebeten wird, 

die Angelegenheit dahin gehend noch einmal zu prüfen, ob 

eine Abhilfe durchführbar ist, und im Landtag anschlie-

ßend Bericht zu erstatten. Das ist aus unserer Sicht jedoch 

nicht ausreichend. 

Wir schließen uns dem Petenten an. Der Satz „Mit der  

Erteilung eines Lehrauftrags wird kein Dienstverhältnis 

begründet“ muss aus dem Hochschulfreiheitsgesetz gestri-

chen werden. Neben der Prüfung der Rechtsnatur bedarf es 

spätestens mit der Novellierung des Sächsischen Hoch-

schulfreiheitsgesetzes außerdem zwingender Abhilfe. 

Zur zweiten Forderung: Die Bezahlung für die Tätigkeit 

des Lehrbeauftragten liegt bei etwa einem Drittel des Stun-

densatzes der fest angestellten Kolleg(inn)en – und das, ob-

wohl die Lehrbeauftragten in der Regel die gleiche Arbeit 

verrichten, die gleiche Verantwortung für die Studierenden 

tragen. Ein Problem ist dabei die nicht ausreichende 

Grundfinanzierung der Hochschule. Wie meine Kleine An-

frage zeigt, kalkuliert jede Hochschule die Angemessenheit 

der Honorierung anders. Oft sind es aber die Mittelzuwei-

sungen, die den Rahmen vorgeben. 

Die Hochschule für Musik Carl Maria von Weber antwortet 

zum Beispiel folgendermaßen: „Die angemessene Bezah-

lung für Lehrbeauftragte berechnet sich (…) ausschließlich 

aus der Höhe der Zuweisung, da der Hochschule keine an-

deren Möglichkeiten der Finanzierung zur Verfügung ste-

hen.“ Für höhere Honorare braucht es also deutlich mehr 

Mittel für die Hochschulen. Zwar hat der Landtag zusätz-

liche 1,5 Millionen Euro für die Lehrbeauftragten im 

Haushalt beschlossen; aber der jahrzehntelange Reform-

stau lässt sich nicht ausschließlich mit einer zusätzlichen 

Summe im Haushalt begleichen. 

Es braucht verbindliche Regelungen wie eine Honorarun-

tergrenze, um die prekäre Situation an den Hochschulen 

endlich zu beenden. Schließlich ist es auch eines der Ver-

sprechen aus dem Koalitionsvertrag – ich zitiere –: „Die 

Lehrbeauftragten stärken wir als Angehörige der Hoch-

schulen und definieren gemeinsam mit den Hochschulen 

Honorarrichtlinien und Mindeststandards.“ Die Staatsre-

gierung wäre also durchaus in der Lage, die Forderung der 

Petition umzusetzen. Das hat sie sich auch zum Teil mit der 

Koalition im Koalitionsvertrag zum Ziel gesetzt. 

Die Reform des Hochschulfreiheitsgesetzes ist außerdem 

schon lange überfällig und muss den rechtlichen Status der 

Lehrbeauftragten dringend klären und die Ausgestaltung 

von Verträgen auf Augenhöhe ermöglichen. Deshalb war 

es uns auch sehr wichtig, den Forderungen der Lehrbeauf-

tragten hier im Landtagsplenum Raum zu geben. 

Wir schließen uns der Entscheidung, dass der Petition nicht 

abgeholfen werden kann, nicht an. Das haben wir bereits 

im Ausschuss bekundet. Wir bekräftigen erneut unsere For-

derung, dass das zuständige Ministerium hier zwingend 

Abhilfe schafft und dem Gesuch der Petition stattgibt. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Als Nächster kommt für 

die CDU-Fraktion Herr Kollege Flemming zu Wort. 

Ingo Flemming, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte das hier 

nicht in die Länge ziehen. Ich möchte nur ausführen, dass 

sich der Petitionsausschuss sehr gewissenhaft mit dieser 

Petition beschäftigt hat. Wir haben die Stellungnahme aus 

der Staatsregierung eingeholt und sie mit großer Mehrheit 

verabschiedet. Es wird deutlich darauf hingewiesen, dass 

die Lehrbeauftragten eine sehr inhomogene Gruppe mit 

sehr individuellem Hintergrund darstellen. 

Wir haben aktive Künstler, die selbstständig hauptberuflich 

oder in festen Beschäftigungsverhältnissen tätig sind. Wir 



Sächsischer Landtag 7. Wahlperiode – 34. Sitzung 21. Juli 2021 

 2577 

haben künstlerischen Nachwuchs. Wir haben Lehrbeauf-

tragte, die ihren Lebensunterhalt im Wesentlichen mit 

Lehraufträgen bestreiten, aber dann in einer größeren 

Breite. Deshalb sind diese Gruppen auch sehr unterschied-

lich zu behandeln. Lehrbeauftragte ermöglichen es den 

Hochschulen, in speziellen Fächern Leistungen in gerin-

gem Umfang für eine befristete Zeit durch Lehrbeauftragte 

abzudecken. 

Der Bedarf kann sich von Jahr zu Jahr ändern. Deshalb ist 

es sinnvoll, diese Beschäftigungsverhältnisse nicht als 

Dauerbeschäftigungsverhältnisse auszubilden. Dafür sind 

natürlich die bekannten Personalkategorien vorgesehen. 

Es wird auch darauf hingewiesen, dass Hochschulen bei 

diesen dauerhaften Beschäftigungen sozusagen einen gro-

ßen Teil ihrer Flexibilität verlieren würden, weil das im 

größeren Umfang Mittel binden würde. Die rechtliche Auf-

fassung der Linksfraktion wird dort in keiner Weise geteilt. 

Die Aussagen zur Honorierung sind ebenfalls zu hinterfra-

gen; denn das Ministerium sagt uns, dass die Vergütungen 

an den Musikhochschulen in einer Bandbreite von 32 bis 

42 Euro vorgesehen und in den jeweiligen Richtlinien ge-

regelt sind. Deshalb ist es ein Unsinn zu sagen, es wäre we-

niger als ein Drittel, was regulär angestellte Beschäftigte 

verdienen. Ich habe das einmal hochgerechnet. Ein festan-

gestellter wissenschaftlicher Mitarbeiter müsste demnach 

zwischen 9 000 und 10 000 Euro im Monat verdienen. Das 

ist Quatsch.  

Wir haben dieses Thema durchaus auch in der Regierungs-

koalition aufgenommen. Im aktuellen Doppelhaushalt sind 

Mittel für die Erhöhung der Honorierungen eingestellt 

worden. Wenn man das überschlägig auf den Stundensatz 

berechnet, dann sind das ungefähr 6 Euro, um die man den 

Stundensatz erhöhen könnte. Wenn wir im Moment einen 

mittleren Stundensatz von 36 oder 37 Euro haben, kann 

dieser um 6 Euro mit der Zuweisung im aktuellen Doppel-

haushalt erhöht werden. Ich kann mir dazu eine Bemer-

kung nicht verkneifen: Das ist deutlich mehr als das, was 

in der sehr kontrovers diskutierten Erhöhung der Grundent-

schädigung für das Hohe Haus beschlossen worden ist. Ich 

glaube, eine solche Erhöhung von 16 oder 17 % erfüllt 

vielleicht nicht die Erwartungen aller, die das betrifft, aber 

es ist auch nicht so, dass es so wenig wäre. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt 

bei den BÜNDNISGRÜNEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Als nächste Fraktion rufe 

ich die AfD auf. Herr Wiesner? – Entschuldigung. Dann 

gibt es hierzu keine Positionierung der AfD. Ich rufe die 

BÜNDNISGRÜNEN auf. Frau Dr. Maicher, bitte. 

Dr. Claudia Maicher, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Pe-

tition der Lehrbeauftragten widmet sich einigen lange be-

kannten Problemen. Sie kommt zu einer Zeit, in der 

prekäre Bedingungen brennglasartig noch prekärer wirken 

und daher Aufmerksamkeit erfordern. Die Petition stellt 

die besonderen Bedingungen künstlerischer und musischer 

Studiengänge in Präsenz und enger Begleitung der Studie-

renden heraus. Die Petition reiht sich in die bundesweiten 

Bemühungen der Interessenvertretung ein, die Frage nach 

der grundlegenden Bereitstellung des Lehrangebots an den 

Kunst- und Musikhochschulen zu klären und eine Verän-

derung in der Personalstruktur herbeizuführen. Sie zeigt 

nicht zuletzt die besonderen Schwierigkeiten von künstle-

risch und selbstständig tätigen Menschen bei der Durch-

führung ihrer Tätigkeit und die damit sichtbar gewordene 

Notwendigkeit von besserer Absicherung. Das Herzstück 

der Petition ist der Ruf nach Fairness und Anerkennung für 

die wichtige Leistung der Lehrbeauftragten. 

Wir teilen die Ansicht, dass der Lehrauftrag ursprünglich 

dafür gedacht war, anderweitig im Haupterwerb angestellte 

Praktikerinnen und Praktiker für den Lehrbetrieb zu gewin-

nen, durch ihre Perspektive den Lehrbetrieb zu bereichern 

und wesentliche Fähigkeiten aus der Praxis zu vermitteln, 

oder auch, um besonders bekannte Persönlichkeiten an die 

Hochschulen zu holen. Das Leitbild war der Lehrauftrag 

im Nebenerwerb. Gewissermaßen wurde aber aus einem 

Aushängeschild, einem Blick in die Praxis durch kurzfris-

tige und flexible Bedarfsdeckung eine Dauerlösung, die 

sich nicht selten in langjährigen Kettenverträgen äußert 

und zur Absicherungsfunktion der Lehre dient. Von der 

Notwendigkeit, einen flexiblen und bedarfsorientierten 

Einsatz der Lehrbeauftragten zu ermöglichen und damit 

auf möglichst lose Bindungen zur Hochschule hinzuwir-

ken, kann daher nur noch eingeschränkt die Rede sein.  

Vieles deutet darauf hin, dass ein Großteil der Lehrbeauf-

tragten im Haupterwerb tätig ist, oftmals sogar an mehre-

ren Hochschulen, um den Lebensunterhalt existenz-

sichernd bestreiten zu können. 

Neben eine faire Vergütung müssen daher bessere Bedin-

gungen zur Durchführung des Lehrauftrags treten. Die 

Wertschätzung der künstlerischen Ausbildung muss auch 

die Anerkennung der Leistungen der Lehrenden umfassen. 

Der Lehrauftrag ist eine qualitativ hochwertige Tätigkeit 

im Lehr- und Prüfungsbetrieb. Die Lehrbeauftragten haben 

maßgeblichen Anteil an der Ausbildung der Studierenden 

und nehmen damit hoheitliche Tätigkeiten wahr. An dieser 

Stelle reicht oft ein Danke-und-weiter-so nicht aus, son-

dern als Folge der Petition sollten konkrete Verbesserungen 

diskutiert werden. So divers die Gruppe und die Interessen 

der Lehrbeauftragten sein mögen, so gleichgerichtet ist ihr 

Interesse an einer fairen Vertragsgestaltung; denn das ist 

der Grundsatz jedes Vertragsschlusses und ein Minimal-

konsens, der umgesetzt werden muss. 

Damit verbunden ist auch das berechtigte Interesse an exis-

tenzsichernden Honoraren. Hierfür ist der erfolgte Auf-

wuchs in Höhe von 1,5 Millionen Euro im Rahmen des 

Doppelhaushalts 2021/2022 ein wichtiger Schritt zur 

längst überfälligen Erhöhung. So konnte beispielsweise 

das Honorar an der HfM Dresden rückwirkend zum 

01.01.2021 um 6 Euro pro Stunde erhöht werden, was ei-

ner Steigerung von 17 % entspricht. Des Weiteren müssen 

die Lehrbeauftragten in die Lage versetzt werden, zukünf-
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tig Honorarrichtlinien und -standards durch ihre Interes-

senvertretung im Dialog mit den Hochschulen aushandeln 

zu können. 

Vieles an dieser Petition ist für uns nachvollziehbar und be-

darf der weiteren politischen Diskussion. Eine Überprü-

fung der gewachsenen Personalstruktur an den Kunst- und 

Musikhochschulen ist sinnvoll, um eine Bestandsauf-

nahme vorzunehmen, den quantitativen Einsatz der Lehr-

beauftragten zur Absicherung der grundständigen Lehre 

und damit auch von Daueraufgaben zu evaluieren und auf 

der Basis dieser Erhebung konkrete Handlungsschlüsse ab-

zuleiten. 

Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, dass im Rahmen der 

anstehenden Novelle des Sächsischen Hochschulfreiheits-

gesetzes die Rechte der Lehrbeauftragten als Angehörige 

der Hochschulen gestärkt werden. Dafür haben wir 

BÜNDNISGRÜNEN uns eingesetzt, und das wollen wir 

jetzt auch umsetzen. Die vorliegende Petition ist ein erneu-

ter Weckruf zum Handeln im ehrlichen politischen Dialog 

mit der Interessenvertretung der Lehrbeauftragten. Das 

sollten wir aufnehmen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN 

und der Staatsministerin Katja Meier) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Als Letzter kommt Herr 

Kollege Mann zu Wort. Bitte sehr. 

Holger Mann, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Zu so fortgeschrittener Stunde 

werde ich bestimmt keine 10 Minuten über die Ausgestal-

tung, Anwendung und Wirkung von Lehraufträgen an 

sächsischen Hochschulen sprechen, aber dennoch kurz zur 

Petition. 

Der Petitionsausschuss – das ist gerade schon vorgetragen 

worden – gibt uns neben der Beschlussempfehlung, dass 

der Petition nicht abgeholfen werden kann, ein zweites, 

sehr starkes Votum auf den Weg: Die Petition wird der 

Staatsregierung bereits zur Erwägung überwiesen. 

Kurzum, diese Beschlussempfehlung sagt bereits, dass die 

Petition eben nicht als völlig unbegründet angesehen wird. 

Genau deshalb soll das zuständige Staatsministerium prü-

fen, ob dem Gesuch nicht stattzugeben ist bzw. auf wel-

chem Weg diese durchführbar ist oder umgesetzt werden 

kann. 

Damit wären wir beim Kern der Debatte. Über den Inhalt 

und das Anliegen der Petition dürften sich große Teile des 

Hohen Hauses einig sein, denn der klassische nebenberuf-

liche Lehrauftrag hat sich im Laufe der letzten Jahre ge-

wandelt. Gerade für viele Lehrbeauftragte an den 

Musikhochschulen ist ein Lehrauftrag eine Haupterwerbs-

quelle. So war es nicht gedacht. Deshalb hat sich die Koa-

lition im geltenden Koalitionsvertrag bereits auf drei 

wesentliche Ziele verständigt: 

Erstens. Wir wollen die gewachsene Personalstruktur, ins-

besondere an den Kunst- und Musikhochschulen, überprü-

fen, um Daueraufgaben entsprechend abzusichern. 

Zweitens. Wir wollen auch dazu neue Personalkategorien 

schaffen. Drittens. Wir wollen die Lehrbeauftragten als An-

gehörige der Hochschulen stärken und gemeinsam mit den 

Hochschulen Honorarrichtlinien und Mindeststandards 

schaffen. 

Genau diese drei Ziele können wir als Koalition mit der 

nun anstehenden Novellierung des Hochschulgesetzes an-

gehen und diese Aspekte sowie weitere in der Petition auf-

geworfene Fragen im Detail berücksichtigen. 

Natürlich kommt es bei all dem auf die konkrete gesetzli-

che Ausgestaltung an. Insofern nochmals: Es ist völlig rich-

tig, dass die Petition zur Erwägung an das Ministerium 

überwiesen wird. Ich bin mir sicher, dass in dem vor uns 

stehenden Novellierungsprozess auch erneut zu diesem 

Thema gesprochen werden wird, dann aber auch ausrei-

chend Raum und Zeit für eine fachliche Vertiefung gege-

ben sein wird. Die SPD-Fraktion wird das Thema in jedem 

Fall weiter im Blick behalten. Deshalb werbe ich heute um 

Zustimmung auf Basis der hier vorliegenden Beschluss-

empfehlung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und des 

Staatsministers Sebastian Gemkow) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir fahren jetzt fort mit 

der Petition mit dem Titel „Frachtflughafen Leipzig/Halle“ 

und beginnen mit der Fraktion DIE LINKE und mit Ihnen, 

Herr Kollege Böhme. 

Marco Böhme, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Meine Damen und Herren! Seit 14 Jahren kämpfen 

die Anwohner am Flughafen Leipzig/Halle gegen steigen-

den Fluglärm. Sie tun das seit 14 Jahren vor allem verge-

bens; denn das Gegenteil passiert: Der Lärm sinkt nicht, 

sondern er steigt. 

Allein zwischen 2015 und 2019 gab es einen Anstieg von 

Starts und Landungen von mehr als 30 Prozent auf jetzt 

80 000 Starts und Landungen im Jahr. Das ist alles haupt-

sächlich Frachtflugverkehr, der nachts stattfindet. 

Wir haben damit in Sachsen das Niveau von Frankfurt am 

Main erreicht, was den Frachtflugverkehr angeht, nur mit 

dem Unterschied, dass in Frankfurt ein Nachtflugverbot 

herrscht; und das wurde dort auch hart erkämpft, meine Da-

men und Herren. 

Auch der Protest in Leipzig/Halle wird von Jahr zu Jahr 

lauter. Er ist aus meiner Sicht auch völlig berechtigt; denn 

es hat sich in den letzten 14 Jahren nichts für die Anwohner 

verbessert – im Gegenteil. Die Mitteldeutsche Flughafen 

AG, die uns als Freistaat Sachsen mehrheitlich gehört, 

plant gerade den massiven Ausbau des nächtlichen Fracht-

flugverkehrs. Allein schon dieses Vorhaben ist ein Schlag 

ins Gesicht aller Betroffenen vor Ort. Das Vorhaben zeigt 

wieder einmal, dass auch diese Koalition nichts, aber auch 
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gar nichts für die Anwohner vor Ort tut. Das führt dann 

eben auch zu Enttäuschungen und Frust. Das kann ich zu-

tiefst nachvollziehen. 

Genau deshalb haben wir diese Petition, die von mehr als 

11 000 Menschen unterschrieben und beim letzten Plenum 

hier übergeben wurde, und weil es zwei größere Demon-

strationen an den letzten beiden Freitagen in Leipzig gab, 

herausgezogen und hier zur Debatte gestellt. 

Lärm macht krank, und das ist auch bewiesen. Anstatt sich 

zum Beispiel über Windenergieanlagen, die kein Mensch 

hört, aufzuregen, sollten Sie sich lieber für die Probleme, 

die realen gesundheitlichen Probleme der Menschen ein-

setzen, die es betrifft, die so etwas hören können, in dem 

Fall Frachtflugverkehr in der Nacht. 

Ich spreche hier von 80 000 Starts und Landungen, die wir 

gerade haben. Nach dem Ausbau durch die Mitteldeutsche 

Flughafen AG, die uns, wie gesagt, gehört, von 60 auf 100 

Stellplätzen wird es eine Steigerung auf bis zu 130 000 

Starts und Landungen im Jahr geben, und das auch haupt-

sächlich in der Nacht. Dann werden auch mehr Menschen 

als jetzt betroffen sein, nämlich weite Teile der Stadt 

Leipzig und auch von Halle. Dass Leute dagegen nicht nur 

symbolisch, sondern regelrecht auf die Barrikaden gehen, 

das kann ich auch nachvollziehen. 

95 % aller Starts und Landungen finden vor Ort zwischen 

0 Uhr und 5 Uhr statt. Das ist die Kernschlafenszeit, meine 

Damen und Herren. Um diese Uhrzeit fliegen nicht nur 

DHL-Maschinen, die tatsächlich einigermaßen modern 

und leise sind, weil DHL die Flotte auch immer weiter mo-

dernisiert. 

(Andreas Nowak, CDU: Oh! Hört, hört!) 

Es geht aber eben nicht allein um diese DHL-Maschinen, 

es geht auch zunehmend um Amazon und andere Anbieter, 

die sich dort niederlassen. Sie haben keine modernen und 

leisen Flugzeuge und gut bezahlte Arbeitsplätze erst recht 

nicht. 

Es geht aber eigentlich auch, und das ist das Hauptanliegen 

der Anwohner, um die generelle Nachtflugerlaubnis von 

egal welcher Maschine welcher Art und welcher Laut-

stärke, sodass dort auch immer wieder Antonows über die 

Dächer fliegen. Danach steht man im Bett! Das habe ich 

bei Bekannten auch schon miterlebt. 

Also: Es geht darum, dass der Petitionsausschuss, und zwar 

mit den Stimmen von AfD, CDU, SPD und GRÜNEN, die 

aktuelle Petition abgewiegelt hat. Das kritisieren wir. Ich 

sage Ihnen: Natürlich hätte die Petition an die Staatsregie-

rung zur weiteren Beratung übergeben werden können; 

denn wir sind der Haupteigentümer und können natürlich 

auch den geplanten Ausbau dieses Flughafens einfach be-

enden, 

(Zuruf von der CDU: Das wollen wir nicht!) 

indem wir sagen: Nein, wir wollen den Ausbau nicht. 

Es gibt dazu auch einen Antrag unserer Fraktion. Der heißt 

„Flughafenstandort Leipzig/Halle sozial-ökologisch, nach-

haltig und friedlich entwickeln:“ 

(Andreas Nowak, CDU: Ist gleich schließen!) 

„Kein weiterer Ausbau zulasten von Umwelt und Gesund-

heit.“ 

(Zuruf von der CDU) 

Darin geht es eben darum, dass die Staatsregierung aufge-

fordert wird, unverzüglich eine sozial-ökologische,  

nachhaltige und friedliche Entwicklung dieses Flughafen-

standorts zu gewährleisten. 

Darin geht es zum Beispiel auch um das Thema Gebühren 

und Entgelte. Leipzig ist der Billigfrachtflughafen von 

ganz Deutschland. Hier zahlen die Maschinen so wenig 

Geld wie sonst nirgendwo. Das ist natürlich ein Anreiz da-

für, möglichst viele Flieger fliegen zu lassen, und über-

haupt kein Anreiz dafür, möglichst leise oder andere 

emissionsarme Maschinen landen zu lassen, wie es an an-

deren Flughäfen üblich ist. Das wird hier komplett igno-

riert und nicht durchgeführt. Das kann nicht sein. 

Am Ende zahlen wir als Steuerzahler in den letzten 20 Jah-

ren mehr als 800 Millionen Euro an diesen Flughafen, weil 

er eben nicht Gewinne erwirtschaftet im Vergleich zu an-

deren Flughäfen dieser Größenordnung. Das darf alles 

nicht sein. 

Es geht weiterhin um den Frachtumschlagbahnhof, der 

nicht genutzt wird. Es geht um die militärische Nutzung. 

Es geht um Abschiebungen. Das sind so viele Punkte; über 

all das sollte hier im Parlament diskutiert werden. Das ha-

ben wir hiermit begonnen und werden es auch künftig fort-

führen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Für die CDU-Fraktion 

spricht jetzt Herr Kollege Nowak. 

Andreas Nowak, CDU: Herr Präsident! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Herr Böhme, Ihre dauerhafte Kam-

pagne gegen diesen Flughafen ist ein Schlag ins Gesicht 

aller Beschäftigten dort vor Ort, 

(Beifall bei der CDU und des 

Staatsministers Prof. Dr. Roland Wöller) 

aller, die davon abhängen, und all derjenigen, die dort jede 

Nacht fleißig sind, vor allen Dingen überwiegend gering-

qualifiziert sind und vor diesem Flughafen wenige bis gar 

keine Chancen auf dem Arbeitsmarkt hatten. 

(Beifall bei der CDU und des 

Staatsministers Prof. Dr. Roland Wöller) 

Das, was Sie heute hier vorführen, dient nur einem Zweck, 

nämlich diesen Ausbau und den Flughafen immer wieder 

infrage zu stellen. Es dient dem Zweck, Ihre Demonstrati-

onen und Zufahrtssperren im Landtag politisch zu legiti-

mieren. Es ist weit von dem entfernt, worum es bei diesem 

Flughafen wirklich geht. 
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Mit der Petition soll das Ausbauvorhaben gestoppt werden. 

Es ist aber gar nicht der richtige Ort, um darüber zu disku-

tieren; denn der angegriffene Planfeststellungsbeschluss ist 

das Dokument, gegen das solche Einwendungen vorgetra-

gen und dann bewertet werden. Der Petitionsausschuss hat 

staatliches Handeln zu überprüfen. Das bedeutet im kon-

kreten Fall, dass die Einwendungen der Petenten in diesem 

Planfeststellungsverfahren richtig aufgehoben sind. Dort 

ist der Platz, um darüber zu sprechen und sie in das Verfah-

ren einzubringen. 

Das Petitionsrecht hat an dieser Stelle keine politisch-in-

haltliche Aufgabe, sondern es soll eben staatliches Handeln 

überprüfen. Offensichtlich begreifen das aber nicht alle 

hier im Hohen Haus. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Der von Ihnen angesprochene Antrag bzw. die Anhörung, 

die wir hatten, war sehr aufschlussreich. Ich werde nicht en 

Detail auf diese ganzen Dinge eingehen; denn darüber wird 

noch zu reden sein, wenn wir uns mit der Anhörung und 

mit der Auswertung entsprechend beschäftigen. Dort ist 

auch der richtige Ort, um über diese inhaltlichen Fragen zu 

sprechen und um sie entsprechend zu bewerten. 

Ich kann nur feststellen: Ihnen ist es egal, dass die Men-

schen dort Arbeit haben. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Ihnen scheint egal 

zu sein, wie die Menschen leben müssen!) 

Ihnen ist dieser Wohlstand egal. Ihnen sind die Steuerein-

nahmen egal. 

(Marco Böhme, DIE LINKE: Die 

Steuereinnahmen? Wir zahlen 800 Millionen!) 

Das Einzige, was Sie interessiert, ist diese entsprechende 

Kampagne gegen diesen Flughafen. 

Sie wissen genau – das hat Herr Otto in der Anhörung auch 

gesagt –, dass DHL 7 Milliarden Euro investiert, um leiser 

und sauberer zu werden. Bis zum Jahr 2030 wird man eine 

30-prozentige Beimischungsquote von erneuerbaren Ener-

gien und entsprechenden Kraftstoffen umsetzen. Bis zum 

Jahr 2050 will DHL klimaneutral werden. 

So ein Flughafen ist mit wenigen Ausnahmen immer eine 

Investition in volkswirtschaftliche Gesamteffekte. Dort 

sind zehntausend Leute in Lohn und Brot. Der Faktor, nach 

dem die Wirtschaft drum herum davon abhängt, ist 3 bis 5. 

Dann können Sie sich einmal ausrechnen, was an gut in-

vestiertem Geld in diesen Flughafen geflossen ist, damit er 

entsprechend offen ist. 

Sie wissen genauso gut wie alle anderen, die dieser Anhö-

rung gefolgt sind, dass der Nachtflug zwingende Bedeu-

tung für das hat, was an diesem Flughafen passiert, und 

dass es eben nicht geht; es sei denn, sie wollen ihn entspre-

chend schließen und diejenigen, die dort Arbeit haben, in 

die Arbeitslosigkeit schicken. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Das machen wir nicht zum Antrag!) 

Deswegen werden wir dieser Petition leider nicht abhelfen 

können. 

(Beifall bei der CDU und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Jetzt spricht für die AfD-

Fraktion Kollege Wiesner. 

Alexander Wiesner, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Die ge-

plante Erweiterung des Flughafens Leipzig/Halle bewegt 

derzeit viele Bürger, vor allem diejenigen, die im Umfeld 

des Flughafens wohnen und schon jetzt einer erheblichen 

Lärmbelastung ausgesetzt sind. Die von den Petenten nicht 

nur dieser Petition und Bürgerinitiativen vorgetragenen 

Befürchtungen, dass es durch zunehmenden Flugbetrieb 

künftig noch schlimmer wird, nehmen wir sehr ernst. Lärm 

und Luftverschmutzung beeinträchtigen die Gesundheit. 

Heißt das nun, dass auf eine Flughafenerweiterung ver-

zichtet werden sollte? Das möchte die Petentin. Die GRÜ-

NEN in Sachsen-Anhalt gingen sogar noch weiter und 

forderten letztes Jahr die Einstellung des Passagierbetrie-

bes. Hierbei stellt sich aber die Frage, ob damit dem Groß-

raum Halle/Leipzig geholfen wäre. Wie wir gerade von 

Kollegen Nowak gehört haben, ist der Flughafen ein be-

deutender Wirtschaftsfaktor für die Region. In seinem Um-

feld haben sich zahlreiche Unternehmen angesiedelt. Im 

Zuge der Erweiterung sind weitere Ansiedlungen zu erwar-

ten, unter anderem auch eine Flugzeugwerft. Das bedeutet 

neue Arbeitsplätze für die Region und auch Steuereinnah-

men. Diese Chancen sollten wir nicht ungenutzt lassen. 

(Beifall der Abg. Gudrun Petzold, AfD) 

Auf der einen Seite wird immer wieder beklagt, dass weite 

Teile des Ostens der Republik wirtschaftlich abgehängt 

seien. Auf Leipzig trifft das zum Glück nicht ganz so zu. 

Wir dürfen jetzt nicht den Fehler machen, durch fehlgelei-

tete ideologische Entscheidungen uns selbst abzuhängen. 

Bereits jetzt ist der Flughafen Leipzig/Halle der zweit-

größte Frachtflughafen in Deutschland und der viertgrößte 

in Europa. Er gehört zu den wichtigsten deutschen Flughä-

fen, die überhaupt über eine uneingeschränkte Nachtflug-

genehmigung verfügen. Im Zuge der Erweiterung sollen 

weitere 300 Millionen Euro investiert und die Vorfeldflä-

chen des Flughafens von derzeit 58 auf 97 Hektar erweitert 

werden. Aktuell können bis zu 60 Frachtmaschinen, die 

meisten von DHL, abgefertigt werden. Bei zeitkritischen 

Transportgütern wie Medikamenten und frischen Lebens-

mitteln ist die Luftfracht nun einmal der bevorzugte Trans-

portweg. DHL plant durch den Ausbau eine deutliche 

Steigerung der Abfertigungskapazitäten. Die Anzahl der 

Flugbewegungen soll von 64 500 im Jahr 2020 auf etwa 

118 000 im Jahr 2032 steigen. Jedes dieser Flugzeuge, das 

startet oder landet, bedeutet Lärm. Jedes Flugzeug, das in 

Zukunft zusätzlich starten oder landen wird, bedeutet noch 

mehr Lärm. 

Eine Erweiterung des Flughafens wird für Leipzig und das 

Umland deswegen nur mit Maß und Ziel zu verkraften sein. 
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Es geht nicht ohne erhebliche Nachbesserungen in dem ge-

genwärtigen Planverfahren. In Betracht kommen hier bei-

spielsweise Änderungen am An- und Abflugverhalten, 

lärmabhängige Start- und Landegebühren oder eine stär-

kere Nutzung der stadtfernen Landebahn Nord. Kurz ge-

sagt, es geht um einen Interessensausgleich zwischen der 

Wirtschaft auf der einen und den Anwohnern auf der ande-

ren Seite. 

Aktionen, wie jüngst die Blockade der Zufahrt zum DHL-

Hub durch etwa 50 linksgerichtete Personen, sind nicht 

ganz zielführend, denn eine weitere Verhärtung der Fronten 

bringt uns überhaupt nicht voran. Zudem hört sich die pau-

schale Kapitalismuskritik aus dem Munde von Aktivisten, 

die wahrscheinlich in besonderem Maße am Fördertopf 

hängen, nicht unbedingt glaubwürdig an. 

(Beifall bei der AfD) 

In der Nacht der Blockade wurden in Leipzig auch zwei 

Fahrzeuge der Deutschen Post abgefackelt, das muss man 

der Vollständigkeit halber dazusagen. 

(Andreas Nowak, CDU: Hört, hört!) 

Die konkreten Einwendungen der Petenten gegen die Pla-

nungen werden im Rahmen des derzeit laufenden Planfest-

stellungsverfahrens zur 15. Planänderung für das Vorhaben 

„Ausbau des Verkehrsflughafens Halle/Leipzig, Start- und 

Landebahn Süd mit Vorfeld“ durch die Landesdirektion ge-

prüft. Alle von der Flughafenerweiterung berührten öffent-

lichen und privaten Belange werden dabei bewertet und 

gegeneinander abgewogen. Dazu gehört der Schutz vor 

Fluglärm und anderen schädlichen Umwelteinwirkungen. 

Im Ergebnis kann es dazu führen, dass die Planungen ge-

ändert werden. Die Unterlagen zu diesem Planfeststel-

lungsverfahren wurden vom 15. Dezember 2020 bis zum 

15. Februar 2021 erstmals öffentlich ausgelegt. Um der 

Coronakrise Rechnung zu tragen, hat sich die Planungsbe-

hörde dafür entschieden, die zweite Auslegung bis zum 

27. Juli 2021 durchzuführen. Man merke, diese läuft also 

noch und man kann weitere Einwendungen erheben. Der 

Petition 07/01028/1 kann somit auch aus unserer Sicht 

nicht abgeholfen werden. 

Am 23. Juni 2021 wurde dem Sächsischen Landtag eine 

Massenpetition mit mehr als 10 000 Unterschriften überge-

ben, die sich ebenfalls gegen den Flughafenausbau wendet. 

Das Thema wird uns also im Petitionsausschuss noch wei-

ter beschäftigen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Als Nächstes kommt 

Herr Dr. Gerber, BÜNDNISGRÜNE, zu Wort. 

Dr. Daniel Gerber, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich ver-

suche, es kurz zu machen. Es ist jetzt schon spät. Ich bin 

auch gespannt, wer morgen um diese Zeit noch hier steht. 

Zurück aber zur Sache. 

Wir BÜNDNISGRÜNE stellen erst einmal fest, dass der 

Nachtflugverkehr am Flughafen Leipzig/Halle in den letz-

ten Jahren sehr stark zugenommen hat und dies erhebliche 

negative Auswirkungen auf die Lebensqualität in der Re-

gion hat, natürlich auch auf die Gesundheit. Der nächtliche 

Lärm ist bei 180 Flugbewegungen, wir hörten es schon 

mehrfach, schon heute unerträglich und gesundheitsgefähr-

dend. Daher fordern wir seit langem ein Nachtflugverbot 

und sehen auch den Ausbau sehr kritisch. 

Ein von uns in Auftrag gegebenes Lärmschutzgutachten 

kommt eindeutig zu dem Schluss, dass der durch den Flug-

hafen verursachte Lärm gesundheitsschädlich und unzu-

mutbar für die Anwohnenden ist. Nachtflugverkehr wirkt 

sich besonders schädlich auf die Gesundheit aus und hat 

einen überproportional hohen Anteil in Leipzig. Das Gut-

achten empfiehlt eindeutig strengere Maßnahmen, um die 

von der WHO festgesetzten Grenzen von 25 Dezibel In-

nenlärmpegel zu erreichen. Die gesetzlich festgelegte 

Nachtruhe zwischen 22 Uhr und 6 Uhr muss eben auch be-

sonders geschützt werden. Der Ausblick im Hinblick auf 

den Fluglärm in der Zukunft ist auch schlecht. Bis zum Jahr 

2030 möchte die DHL das Frachtaufkommen am Flugha-

fen Leipzig/Halle verdoppeln. Um den Nachtsprung zu er-

möglichen, damit man dann am besten innerhalb von 24 

Stunden seine Onlinebestellungen aus China erhält, ist 

auch geplant, einen großen Anteil dieser Verkehre in der 

Nacht abzuwickeln. 

Gestatten Sie mir an dieser Stelle noch einmal eine Bemer-

kung zu einem anderen, aber verwandten Thema. Wir de-

battieren hier im Haus sehr oft über den Zustand unserer 

Innenstädte, den Leerstand und die Geschäfte, die schlie-

ßen müssen. Wenn wir weiter so vorgehen, dann wird der 

Onlinehandel weiter mit dem geplanten Ausbau in der Re-

gion wachsen und sich negativ auf die Geschäfte vor Ort 

und im Umfeld dort auswirken. An dieser Stelle sollten wir 

auch einmal über unseren Tellerrand schauen. Dass sich die 

Petentin vor diesem Hintergrund gegen die geplante Erwei-

terung und den Stopp des Ausbauvorhabens wendet, ist da-

her sehr verständlich. 

Wir BÜNDNISGRÜNE plädieren auch für die Empfeh-

lung des Bundesumweltamtes, in stadtnahen Flughäfen 

Nachtflugverkehr zu untersagen. Allerdings ist diese  

Petition, Herr Kollege Nowak hat dies gerade sehr gut  

ausgeführt, nicht das richtige Mittel zum Stopp des Plan-

feststellungsverfahrens. Dafür steht genau das Planfeststel-

lungsverfahren zur Verfügung, und dort habe auch ich 

meine Einwendungen eingegeben. Wir werden das Verfah-

ren selbstverständlich weiterhin kritisch begleiten und sind 

froh, dass die Einwendungsfrist zur Beteiligung der Öffent-

lichkeit bis Ende Juli verlängert wurde. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den BÜNDNISGRÜNEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Als Letzter spricht jetzt 

Herr Kollege Mann für die SPD-Fraktion. 
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Holger Mann, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Der Flughafen Leipzig/Halle 

ist seit Jahren Kristallisationspunkt verschiedener politi-

scher Debatten, die sich nicht zuletzt an Konflikten entfal-

ten. Der bisher am stärksten in der öffentlichen Wahr-

nehmung stehende ist sicherlich der zwischen immanenten 

wirtschaftlichen Interessen der Luftfahrt und dem insbe-

sondere von Anwohner(inne)n beklagten Fluglärm. Hinzu 

kommen aber weitere, so der zwischen der schnellsten und 

zuverlässigsten Transportform, die aber zugleich die mit 

der höchsten Emission ist und mithin im Konflikt zum  

Klimaschutz steht. Ebenso im Konflikt steht die auch in der 

Bevölkerung vorhandene Erwartung, dass Waren und 

Dienstleistungen immer schneller, ja zum Teil binnen 

24 Stunden, verfügbar sein müssen, und den Wirkungen 

auf die Umwelt, nicht zuletzt auf den Menschen durch den 

Nachtflugbetrieb. 

All diese Konflikte, meine sehr verehrten Damen und Her-

ren, sind weder einfach zu klären noch auszugleichen. Zu-

dem wird dabei vergessen, dass wir uns bereits in einem 

klar ausdeklinierten rechtlichen Raum bewegen. 

Deshalb erlauben Sie mir und uns einen etwas globaleren 

Blick auf das Thema. Zunächst einmal ist festzustellen, 

dass dem Ausbau des Verkehrsflughafens Leipzig/Halle 

ein großes Potenzial in der Aufwertung des Luftverkehrs 

und dessen Infrastruktur und weiteren Sicherung und 

Schaffung von Arbeitsplätzen in und um Leipzig inneliegt. 

Im anderen Falle würde dieses dreistellig millionenteure 

Vorhaben vermutlich auch niemand beginnen. So arbeiten 

bereits heute unmittelbar am Flughafen mehr als 10 800 

Beschäftigte, eine Mitarbeiterzahl, die sich übrigens zwi-

schen 2010 und 2020 verdoppelt hat, davon allein rund 

8 200 Menschen in den Bereichen Frachtumschlag, Fracht-

fluggesellschaft, Logistik und Spedition. Das sind übrigens 

Jobs, die gern von ungelernten Arbeitskräften angenom-

men und mit aktuell 13 bis 14 Euro pro Stunde vergleichs-

weise gut bezahlt werden. 

Noch größer aber dürfte die wirtschaftliche Bedeutung des 

Flughafens für Ansiedlungen, Unternehmen und Selbst-

ständige in und um Leipzig sein. Allein am und um den 

Flughafen selbst haben sich 100 Firmen angesiedelt. So 

sind Porsche, BMW, Amazon oder Future Electronics ohne 

den nahen Flughafen kaum denkbar. Viele weitere Ansied-

lungen im Bereich Medizin- und Umwelttechnik oder IT 

wären ohne den Flughafen gar nicht erst erfolgt. 

Wenn Sie, Herr Böhme, oder Mitglieder der Linksfraktion 

Leipzig als Armutshauptstadt geißeln und mithin das nied-

rige Einkommensniveau kritisieren, sollten Sie sich zu-

gleich gewahr sein, dass viele positive Entwicklungen der 

letzten Jahre auf das Logistikzentrum im Leipziger Norden 

zurückzuführen sind. 

(Beifall bei der SPD und der CDU) 

So sinkt seit Jahren die Zahl der Langzeitarbeitslosen, stei-

gen die Durchschnittsverdienste und die Steuerkraft von 

Leipzig und weiteren Anrainerkommunen. 

(Zuruf des Abg. Marco Böhme, DIE LINKE) 

So verzeichnete die Stadt Schkeuditz in unmittelbarer 

Nähe zum Flughafen 2019 bei 18 000 Einwohner(inne)n 

ebenso viele sozialversicherungspflichtige Beschäfti-

gungsverhältnisse. Das ist ein Verhältnis, das sicher nur 

wenige andere Kommunen vorweisen können. 

Gleichzeitig ist uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-

kraten aber bewusst, dass ein weiterer Ausbau des Flugha-

fens ernsthaftere Initiativen als bisher erfordert, um die 

negativen Folgen des Luftverkehrs zu mindern. Gemeint 

sind hier vor allen Dingen die Emissionen von Lärm, 

Schadstoffen und CO2. 

Als Koalitionsparteien haben wir uns deshalb im aktuell 

geltenden sächsischen Koalitionsvertrag zwischen CDU, 

BÜNDNISGRÜNEN und SPD – hier auf Seite 52 festge-

halten – gleichberechtigt zu verstärkten Bemühungen zur 

Reduzierung von Lärm und CO2-Emissionen verständigt 

und zur weitgehenden Abschaffung der kurzen Südabkur-

vung am Flughafen Leipzig/Halle. 

Daher erwarten wir als Fraktion eben nicht nur die derzeit 

unternommenen passiven Lärmschutzmaßnahmen, son-

dern aktive Anstrengungen zur Emissionsvermeidung und 

Verlagerung von Fracht auf die Schiene, technologischen 

Fortschritt gerade bei neuen Antriebssystemen und Treib-

stoffen und gestaffelte Gebühren, welche schadstoffarme 

Flugzeuge gegenüber emissionsstarken privilegieren. 

Der Dialog um diese und weitere Veränderungen kann mei-

nes Erachtens nicht nur von einem Ministerium geführt 

werden. Das muss auch die Staatsregierung als Ganzes un-

terstützen. Das sollte auch Themen wie die Alternativen 

zur kurzen Südabkurvung umfassen. Ziel all dieser Initia-

tiven muss ein fairer Interessenausgleich zwischen den 

wirtschaftlichen Interessen und den nicht minder legitimen 

Interessen der von Fluglärm und weiteren Emissionen be-

troffenen Bürger(innen) sein. 

Auf drei Optionen möchte ich deshalb hier noch einmal 

kurz hinweisen und in einem möglichen Prozess um Auf-

nahme bzw. Prüfung der Realisierung unter dem Blickwin-

kel dieses Interessenausgleichs bitten. Das betrifft einmal 

die Schaffung von temporären Lärmpausen durch die zeit-

lich versetzte Nutzung nur einer der beiden Landebahnen. 

Dadurch könnte in der Praxis zumindest temporär für die 

von zum Teil sehr hohem Fluglärm Betroffenen eine Mög-

lichkeit zu erholsamem Nachtschlaf geschaffen werden. 

Zum Zweiten betrifft es ein Verbot von Flugzeugen mit ei-

ner besonders hohen Lärmemission, zumindest deren 

Starts und Landungen in den Nachtstunden. 

Zum Dritten betrifft es – es wurde gerade schon angespro-

chen – die zeitnahe Einführung eines Bonus-Malus-Sys-

tems, das den Einsatz von emissionsarmen Luftfahrzeugen 

belohnt, dafür aber insbesondere technisch veraltete laute 

Flugzeuge mit erhöhten Gebühren belegt. Letzterer Ansatz 

ist übrigens politischer Wille und ebenso Gegenstand des 

sächsischen Koalitionsvertrages und in den Zeilen 2627 

und folgende klar formuliert: „Wir wollen Lärm und 

Schadstoff durch den Einsatz emissionsarmer Fahrzeuge 

und weiter Maßnahmen reduzieren.“ 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! Einen Stopp des 

Ausbaus sieht der vorliegende Koalitionsvertrag jedoch 

nicht vor, weshalb wir uns der vorliegenden Beschluss-

empfehlung anschließen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Ich frage jetzt: Wünscht 

die Fraktion DIE LINKE Einzelabstimmung zur Be-

schlussempfehlung dieser Petition? – Nein, das ist nicht der 

Fall. 

Meine Damen und Herren! Zu verschiedenen Beschluss-

empfehlungen haben einige Fraktionen ihre abweichende 

Meinung bekundet. Die Information, welche Fraktionen 

und welche Beschlussempfehlungen dies betrifft, liegt 

Ihnen zur genannten Drucksache ebenfalls schriftlich vor. 

Gemäß § 102 Abs. 7 der Geschäftsordnung stelle ich hier-

mit zu den Beschlussempfehlungen die Zustimmung des 

Plenums entsprechend dem Abstimmungsverhalten im 

Ausschuss unter Beachtung der mitgeteilten abweichenden 

Auffassungen einzelner Fraktionen fest. 

Der Tagesordnungspunkt ist damit beendet. 

Meine Damen und Herren! Die Tagesordnung der 34. Sit-

zung des 7. Sächsischen Landtags ist abgearbeitet. Das 

Präsidium hat den Termin für die 35. Sitzung auf morgen, 

Donnerstag, den 22. Juli 2021, 10 Uhr, festgelegt. Einla-

dung und Tagesordnung liegen Ihnen vor. 

Die 34. Sitzung des 7. Sächsischen Landtags ist geschlos-

sen. 

 

 

 

 (Schluss der Sitzung: 22:57 Uhr)
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Anlage 1 

Namentliche Abstimmung 

in der 34. Sitzung am 21. Juli 2021 

Gegenstand der Abstimmung: Drucksache 7/2702 

Namensaufruf durch die Abg. Lucie Hammecke, BÜNDNISGRÜNE, beginnend mit dem Buchstaben L 
 

 Ja Nein Stimm- 

enth. 

nicht 

teilg. 

 Ja Nein Stimm- 

enth. 

nicht 

teilg. 

Anton, Rico  x   Mackenroth, Geert  x   

Barth, André x    Maicher, Dr. Claudia  x   

Beger, Mario x    Mann, Holger  x   

Böhme, Marco  x   Markert, Jörg  x   

Breitenbuch v., Georg-Ludwig  x   Mayer, Norbert x    

Brünler, Nico  x   Melcher, Christin  x   

Buddeberg, Sarah  x   Mertsching, Antonia  x   

Čagalj Sejdi, Petra  x   Meyer, Dr. Stephan  x   

Dierks, Alexander  x   Mikwauschk, Aloysius  x   

Dietrich, Eric  x   Modschiedler, Martin  x   

Dombois, Andrea  x   Nagel, Juliane    x 

Dornau, Jörg x    Neuhaus-Wartenberg, Luise  x   

Dringenberg Dr., Volker x    Nicolaus, Kerstin  x   

Dulig, Martin    x Nowak, Andreas  x   

Feiks, Antje  x   Oberhoffner, Jens    x 

Firmenich, Iris  x   Otto, Gerald  x   

Flemming, Ingo  x   Pallas, Albrecht  x   

Friedel, Sabine  x   Panter, Dirk  x   

Fritzsche, Oliver  x   Patt, Peter Wilhelm  x   

Gahler, Torsten x    Penz, Romy x    

Gasse, Holger  x   Peschel, Frank x    

Gebhardt, Rico  x   Petzold, Gudrun x    

Gemkow, Sebastian  x   Piwarz, Christian  x   

Gerber, Dr. Daniel  x   Pohle, Ronald  x   

Gorskih, Anna  x   Prantl, Thomas x    

Hahn, Christopher    x Richter, Frank  x   

Hammecke, Lucie  x   Ritter, Kay  x   

Hartmann, Christian  x   Rohwer, Lars  x   

Hein, René x    Rößler, Dr. Matthias  x   

Heinz, Andreas  x   Rost, Wolf-Dietrich  x   

Hentschel, Holger x    Saborowski, Ines  x   

Hippold, Jan  x   Schaper, Susanne  x   

Homann, Henning  x   Schaufel, Frank x    

Hösl, Stephan  x   Schenderlein, Dr. Christiane  x   

Hütter, Carsten x    Schiemann, Marko    x 

Jost, Martina x    Schmidt, Thomas  x   

Keil, Wolfram  x   Schreyer, Timo x    

Keiler Dr., Joachim x    Schubert, Franziska  x   

Keller, Tobias Martin x    Schultze, Mirko  x   

Kiesewetter, Jörg  x   Schwietzer, Doreen x    

Kirmes, Svend-Gunnar  x   Sodann, Franz  x   

Kirste, Thomas    x Springer, Ines  x   

Klepsch, Barbara  x   Tändler-Walenta, Marika  x   

Kliese, Hanka  x   Teichmann, Ivo x    

Köditz, Kerstin  x   Thumm, Thomas x    

Kretschmer, Michael  x   Ulbrich, Roland x    

Kuge, Daniela  x   Urban, Jörg x    

Kuhfuß, Kathleen  x   Voigt, Sören  x   

Kühne, Jörg x    Wähner, Ronny  x   

Kuhnert, Roberto x    Weigand Dr., Rolf x    

Kummer, Ines  x   Wendt, André x    

Kumpf, Mario x    Wiesner, Alexander x    

Kuppi, Lars x    Winkler, Volkmar  x   

Lang, Simone  x   Wippel, Sebastian x    

Leithoff, Susan  x   Wissel, Patricia    x 

Liebscher, Gerhard  x   Wöller, Prof. Dr. Roland  x   

Lippmann, Valentin  x   Zickler, Hans-Jürgen x    

Löffler, Jan  x   Zschocke, Volkmar  x   

Löser, Thomas    x Zwerg, Jan-Oliver x    

Lupart, Ulrich x         

      
      
 Jastimmen: 34    
 Neinstimmen: 77    
 Stimmenthaltungen: 0   
 Gesamtstimmen: 111 
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Anlage 2 

Namentliche Abstimmung 

in der 34. Sitzung am 21. Juli 2021 

Gegenstand der Abstimmung: Drucksache 7/6704 

Namensaufruf durch den Abg. Frank Richter, SPD, beginnend mit dem Buchstaben W 
 

 Ja Nein Stimm- 

enth. 

nicht 

teilg. 

 Ja Nein Stimm- 

enth. 

nicht 

teilg. 

Anton, Rico  x   Mackenroth, Geert  x   

Barth, André x    Maicher, Dr. Claudia  x   

Beger, Mario x    Mann, Holger    x 

Böhme, Marco  x   Markert, Jörg  x   

Breitenbuch v., Georg-Ludwig  x   Mayer, Norbert x    

Brünler, Nico  x   Melcher, Christin  x   

Buddeberg, Sarah  x   Mertsching, Antonia  x   

Čagalj Sejdi, Petra  x   Meyer, Dr. Stephan  x   

Dierks, Alexander  x   Mikwauschk, Aloysius  x   

Dietrich, Eric  x   Modschiedler, Martin  x   

Dombois, Andrea  x   Nagel, Juliane    x 

Dornau, Jörg x    Neuhaus-Wartenberg, Luise  x   

Dringenberg Dr., Volker x    Nicolaus, Kerstin  x   

Dulig, Martin  x   Nowak, Andreas  x   

Feiks, Antje  x   Oberhoffner, Jens x    

Firmenich, Iris  x   Otto, Gerald  x   

Flemming, Ingo    x Pallas, Albrecht  x   

Friedel, Sabine  x   Panter, Dirk  x   

Fritzsche, Oliver  x   Patt, Peter Wilhelm  x   

Gahler, Torsten x    Penz, Romy x    

Gasse, Holger  x   Peschel, Frank x    

Gebhardt, Rico  x   Petzold, Gudrun x    

Gemkow, Sebastian  x   Piwarz, Christian  x   

Gerber, Dr. Daniel  x   Pohle, Ronald  x   

Gorskih, Anna  x   Prantl, Thomas x    

Hahn, Christopher    x Richter, Frank  x   

Hammecke, Lucie  x   Ritter, Kay  x   

Hartmann, Christian  x   Rohwer, Lars  x   

Hein, René x    Rößler, Dr. Matthias  x   

Heinz, Andreas  x   Rost, Wolf-Dietrich  x   

Hentschel, Holger x    Saborowski, Ines  x   

Hippold, Jan  x   Schaper, Susanne  x   

Homann, Henning  x   Schaufel, Frank x    

Hösl, Stephan  x   Schenderlein, Dr. Christiane  x   

Hütter, Carsten x    Schiemann, Marko  x   

Jost, Martina x    Schmidt, Thomas  x   

Keil, Wolfram    x Schreyer, Timo x    

Keiler Dr., Joachim x    Schubert, Franziska  x   

Keller, Tobias Martin    x Schultze, Mirko  x   

Kiesewetter, Jörg  x   Schwietzer, Doreen x    

Kirmes, Svend-Gunnar  x   Sodann, Franz  x   

Kirste, Thomas x    Springer, Ines  x   

Klepsch, Barbara  x   Tändler-Walenta, Marika  x   

Kliese, Hanka  x   Teichmann, Ivo x    

Köditz, Kerstin  x   Thumm, Thomas x    

Kretschmer, Michael  x   Ulbrich, Roland    x 

Kuge, Daniela  x   Urban, Jörg x    

Kuhfuß, Kathleen  x   Voigt, Sören  x   

Kühne, Jörg    x Wähner, Ronny  x   

Kuhnert, Roberto x    Weigand Dr., Rolf x    

Kummer, Ines  x   Wendt, André x    

Kumpf, Mario x    Wiesner, Alexander x    

Kuppi, Lars x    Winkler, Volkmar  x   

Lang, Simone  x   Wippel, Sebastian x    

Leithoff, Susan  x   Wissel, Patricia    x 

Liebscher, Gerhard  x   Wöller, Prof. Dr. Roland  x   

Lippmann, Valentin  x   Zickler, Hans-Jürgen x    

Löffler, Jan  x   Zschocke, Volkmar  x   

Löser, Thomas    x Zwerg, Jan-Oliver x    

Lupart, Ulrich x         

      
      
 Jastimmen: 33    
 Neinstimmen: 76    
 Stimmenthaltungen: 0   
 Gesamtstimmen: 109 
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Anlage 3 

Namentliche Abstimmung 

in der 34. Sitzung am 21. Juni 2021 

Gegenstand der Abstimmung: Drucksache 7/6705 

Namensaufruf durch den Abg. Frank Richter, SPD, beginnend mit dem Buchstaben B 
 

 Ja Nein Stimm- 

enth. 

nicht 

teilg. 

 Ja Nein Stimm- 

enth. 

nicht 

teilg. 

Anton, Rico  x   Mackenroth, Geert  x   

Barth, André x    Maicher, Dr. Claudia  x   

Beger, Mario x    Mann, Holger  x   

Böhme, Marco  x   Markert, Jörg  x   

Breitenbuch v., Georg-Ludwig  x   Mayer, Norbert x    

Brünler, Nico  x   Melcher, Christin  x   

Buddeberg, Sarah  x   Mertsching, Antonia  x   

Čagalj Sejdi, Petra  x   Meyer, Dr. Stephan  x   

Dierks, Alexander  x   Mikwauschk, Aloysius  x   

Dietrich, Eric  x   Modschiedler, Martin  x   

Dombois, Andrea  x   Nagel, Juliane    x 

Dornau, Jörg x    Neuhaus-Wartenberg, Luise  x   

Dringenberg Dr., Volker x    Nicolaus, Kerstin  x   

Dulig, Martin  x   Nowak, Andreas  x   

Feiks, Antje  x   Oberhoffner, Jens x    

Firmenich, Iris  x   Otto, Gerald  x   

Flemming, Ingo    x Pallas, Albrecht  x   

Friedel, Sabine  x   Panter, Dirk  x   

Fritzsche, Oliver  x   Patt, Peter Wilhelm  x   

Gahler, Torsten x    Penz, Romy x    

Gasse, Holger  x   Peschel, Frank x    

Gebhardt, Rico  x   Petzold, Gudrun x    

Gemkow, Sebastian  x   Piwarz, Christian  x   

Gerber, Dr. Daniel  x   Pohle, Ronald  x   

Gorskih, Anna  x   Prantl, Thomas x    

Hahn, Christopher    x Richter, Frank  x   

Hammecke, Lucie  x   Ritter, Kay  x   

Hartmann, Christian  x   Rohwer, Lars    x 

Hein, René x    Rößler, Dr. Matthias  x   

Heinz, Andreas    x Rost, Wolf-Dietrich  x   

Hentschel, Holger x    Saborowski, Ines  x   

Hippold, Jan  x   Schaper, Susanne  x   

Homann, Henning  x   Schaufel, Frank x    

Hösl, Stephan  x   Schenderlein, Dr. Christiane  x   

Hütter, Carsten x    Schiemann, Marko  x   

Jost, Martina x    Schmidt, Thomas  x   

Keil, Wolfram    x Schreyer, Timo x    

Keiler Dr., Joachim x    Schubert, Franziska  x   

Keller, Tobias Martin    x Schultze, Mirko  x   

Kiesewetter, Jörg  x   Schwietzer, Doreen x    

Kirmes, Svend-Gunnar  x   Sodann, Franz  x   

Kirste, Thomas x    Springer, Ines  x   

Klepsch, Barbara    x Tändler-Walenta, Marika  x   

Kliese, Hanka  x   Teichmann, Ivo x    

Köditz, Kerstin  x   Thumm, Thomas x    

Kretschmer, Michael    x Ulbrich, Roland    x 

Kuge, Daniela  x   Urban, Jörg x    

Kuhfuß, Kathleen  x   Voigt, Sören  x   

Kühne, Jörg    x Wähner, Ronny  x   

Kuhnert, Roberto x    Weigand Dr., Rolf x    

Kummer, Ines  x   Wendt, André x    

Kumpf, Mario x    Wiesner, Alexander x    

Kuppi, Lars x    Winkler, Volkmar  x   

Lang, Simone  x   Wippel, Sebastian x    

Leithoff, Susan  x   Wissel, Patricia    x 

Liebscher, Gerhard  x   Wöller, Prof. Dr. Roland  x   

Lippmann, Valentin  x   Zickler, Hans-Jürgen x    

Löffler, Jan  x   Zschocke, Volkmar  x   

Löser, Thomas    x Zwerg, Jan-Oliver    x 

Lupart, Ulrich x         

      
      
 Jastimmen: 32    
 Neinstimmen: 73    
 Stimmenthaltungen: 0   
 Gesamtstimmen: 105 
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Anlage 4 

Namentliche Abstimmung 

in der 34. Sitzung am 21. Juli 2021 

Gegenstand der Abstimmung: Drucksache 7/1895 

Namensaufruf durch den Abg. Dr. Stephan Meyer, CDU , beginnend mit dem Buchstaben G 
 

 Ja Nein Stimm- 

enth. 

nicht 

teilg. 

 Ja Nein Stimm- 

enth. 

nicht 

teilg. 

Anton, Rico  x   Mackenroth, Geert  x   

Barth, André x    Maicher, Dr. Claudia  x   

Beger, Mario x    Mann, Holger  x   

Böhme, Marco  x   Markert, Jörg  x   

Breitenbuch v., Georg-Ludwig  x   Mayer, Norbert x    

Brünler, Nico  x   Melcher, Christin  x   

Buddeberg, Sarah  x   Mertsching, Antonia  x   

Čagalj Sejdi, Petra  x   Meyer, Dr. Stephan  x   

Dierks, Alexander  x   Mikwauschk, Aloysius  x   

Dietrich, Eric  x   Modschiedler, Martin    x 

Dombois, Andrea  x   Nagel, Juliane    x 

Dornau, Jörg x    Neuhaus-Wartenberg, Luise  x   

Dringenberg Dr., Volker x    Nicolaus, Kerstin  x   

Dulig, Martin    x Nowak, Andreas  x   

Feiks, Antje  x   Oberhoffner, Jens x    

Firmenich, Iris    x Otto, Gerald  x   

Flemming, Ingo  x   Pallas, Albrecht  x   

Friedel, Sabine  x   Panter, Dirk  x   

Fritzsche, Oliver  x   Patt, Peter Wilhelm  x   

Gahler, Torsten x    Penz, Romy x    

Gasse, Holger  x   Peschel, Frank x    

Gebhardt, Rico  x   Petzold, Gudrun x    

Gemkow, Sebastian  x   Piwarz, Christian  x   

Gerber, Dr. Daniel  x   Pohle, Ronald  x   

Gorskih, Anna  x   Prantl, Thomas x    

Hahn, Christopher    x Richter, Frank  x   

Hammecke, Lucie  x   Ritter, Kay  x   

Hartmann, Christian  x   Rohwer, Lars  x   

Hein, René x    Rößler, Dr. Matthias    x 

Heinz, Andreas  x   Rost, Wolf-Dietrich  x   

Hentschel, Holger x    Saborowski, Ines  x   

Hippold, Jan  x   Schaper, Susanne  x   

Homann, Henning  x   Schaufel, Frank x    

Hösl, Stephan  x   Schenderlein, Dr. Christiane  x   

Hütter, Carsten    x Schiemann, Marko  x   

Jost, Martina x    Schmidt, Thomas  x   

Keil, Wolfram    x Schreyer, Timo x    

Keiler Dr., Joachim    x Schubert, Franziska  x   

Keller, Tobias Martin    x Schultze, Mirko  x   

Kiesewetter, Jörg  x   Schwietzer, Doreen x    

Kirmes, Svend-Gunnar  x   Sodann, Franz  x   

Kirste, Thomas x    Springer, Ines  x   

Klepsch, Barbara    x Tändler-Walenta, Marika  x   

Kliese, Hanka  x   Teichmann, Ivo x    

Köditz, Kerstin  x   Thumm, Thomas x    

Kretschmer, Michael    x Ulbrich, Roland    x 

Kuge, Daniela  x   Urban, Jörg x    

Kuhfuß, Kathleen  x   Voigt, Sören  x   

Kühne, Jörg    x Wähner, Ronny  x   

Kuhnert, Roberto x    Weigand Dr., Rolf x    

Kummer, Ines  x   Wendt, André x    

Kumpf, Mario x    Wiesner, Alexander x    

Kuppi, Lars x    Winkler, Volkmar  x   

Lang, Simone  x   Wippel, Sebastian x    

Leithoff, Susan  x   Wissel, Patricia    x 

Liebscher, Gerhard  x   Wöller, Prof. Dr. Roland  x   

Lippmann, Valentin  x   Zickler, Hans-Jürgen x    

Löffler, Jan  x   Zschocke, Volkmar  x   

Löser, Thomas    x Zwerg, Jan-Oliver    x 

Lupart, Ulrich x         

      
      
 Jastimmen: 30    
 Neinstimmen: 72    
 Stimmenthaltungen: 0   
 Gesamtstimmen: 102 
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